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Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3015) 
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3836)

§ 1	 Aufgaben des Sozialgesetzbuchs

(1) Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll zur Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit und 
sozialer Sicherheit Sozialleistungen einschließlich sozialer und erzieherischer Hilfen 
gestalten. Es soll dazu beitragen,

ff 	ein menschenwürdiges Dasein zu sichern,

ff 	gleiche Voraussetzungen für die freie Entfaltung der Persönlichkeit,

ff 	insbesondere auch für junge Menschen, zu schaffen,

ff 	die Familie zu schützen und zu fördern,

ff 	den Erwerb des Lebensunterhalts durch eine frei gewählte Tätigkeit zu ermöglichen und

ff 	besondere Belastungen des Lebens, auch durch Hilfe zur Selbsthilfe, abzuwenden oder 
auszugleichen.

(2) Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll auch dazu beitragen, dass die zur Erfüllung der in 
Absatz 1 genannten Aufgaben erforderlichen sozialen Dienste und Einrichtungen rechtzeitig 
und ausreichend zur Verfügung stehen.

§ 2	 Soziale Rechte

(1) Der Erfüllung der in § 1 genannten Aufgaben dienen die nachfolgenden sozialen Rechte. 
Aus ihnen können Ansprüche nur insoweit geltend gemacht oder hergeleitet werden, als 
deren Voraussetzungen und Inhalt durch die Vorschriften der besonderen Teile dieses 
Gesetzbuchs im einzelnen bestimmt sind.

(2) Die nachfolgenden sozialen Rechte sind bei der Auslegung der Vorschriften dieses 
Gesetzbuchs und bei der Ausübung von Ermessen zu beachten; dabei ist sicherzustellen, dass 
die sozialen Rechte möglichst weitgehend verwirklicht werden.

§ 10	 Teilhabe behinderter Menschen

Menschen, die körperlich, geistig oder seelisch behindert sind oder denen eine solche 
Behinderung droht, haben unabhängig von der Ursache der Behinderung zur Förderung 
ihrer Selbstbestimmung und gleichberechtigten Teilhabe ein Recht auf Hilfe, die notwendig 
ist, um

1.	 die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, ihre Verschlimmerung zu 
verhüten oder ihre Folgen zu mildern,

Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) 
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2.	 Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu 
überwinden, zu mindern oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie den vorzeitigen 
Bezug von Sozialleistungen zu vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern,

3.	 ihnen einen ihren Neigungen und Fähigkeiten entsprechenden Platz im Arbeitsleben zu 
sichern,

4.	 ihre Entwicklung zu fördern und ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und eine 
möglichst selbständige und selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen oder zu 
erleichtern sowie

5.	 Benachteiligungen auf Grund der Behinderung entgegenzuwirken.

§ 11	 Leistungsarten

Gegenstand der sozialen Rechte sind die in diesem Gesetzbuch vorgesehenen Dienst-, Sach- 
und Geldleistungen (Sozialleistungen). Die persönliche und erzieherische Hilfe gehört zu den 
Dienstleistungen.

§ 12	 Leistungsträger

Zuständig für die Sozialleistungen sind die in den §§ 18 bis 29 genannten Körperschaften, 
Anstalten und Behörden (Leistungsträger). Die Abgrenzung ihrer Zuständigkeit ergibt sich aus 
den besonderen Teilen dieses Gesetzbuchs.

§ 14	 Beratung

Jeder hat Anspruch auf Beratung über seine Rechte und Pflichten nach diesem Gesetzbuch. 
Zuständig für die Beratung sind die Leistungsträger, denen gegenüber die Rechte geltend zu 
machen oder die Pflichten zu erfüllen sind.

§ 15	 Auskunft

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Stellen, die Träger der gesetzlichen Krankenver
sicherung und der sozialen Pflegeversicherung sind verpflichtet, über alle sozialen Angelegen-
heiten nach diesem Gesetzbuch Auskünfte zu erteilen.

(2) Die Auskunftspflicht erstreckt sich auf die Benennung der für die Sozialleistungen 
zuständigen Leistungsträger sowie auf alle Sach- und Rechtsfragen, die für die Auskunft
suchenden von Bedeutung sein können und zu deren Beantwortung die Auskunftsstelle 
imstande ist.

(3) Die Auskunftsstellen sind verpflichtet, untereinander und mit den anderen Leistungs-
trägern mit dem Ziel zusammenzuarbeiten, eine möglichst umfassende Auskunftserteilung 
durch eine Stelle sicherzustellen.
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(4) Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung können über Möglichkeiten zum Aufbau 
einer nach § 10a oder Abschnitt XI des Einkommensteuergesetzes geförderten zusätzlichen 
Altersvorsorge Auskünfte erteilen, soweit sie dazu im Stande sind.

§ 16	 Antragstellung

(1) Anträge auf Sozialleistungen sind beim zuständigen Leistungsträger zu stellen. Sie werden 
auch von allen anderen Leistungsträgern, von allen Gemeinden und bei Personen, die sich im 
Ausland aufhalten, auch von den amtlichen Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland 
im Ausland entgegengenommen.

(2) Anträge, die bei einem unzuständigen Leistungsträger, bei einer für die Sozialleistung nicht 
zuständigen Gemeinde oder bei einer amtlichen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
im Ausland gestellt werden, sind unverzüglich an den zuständigen Leistungsträger weiterzu-
leiten. Ist die Sozialleistung von einem Antrag abhängig, gilt der Antrag als zu dem Zeitpunkt 
gestellt, in dem er bei einer der in Satz 1 genannten Stellen eingegangen ist.

(3) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass unverzüglich klare und 
sachdienliche Anträge gestellt und unvollständige Angaben ergänzt werden.

§ 17	 Ausführung der Sozialleistungen

(1) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass

1.	 jeder Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistungen in zeitgemäßer Weise, umfassend 
und zügig erhält,

2.	 die zur Ausführung von Sozialleistungen erforderlichen sozialen Dienste und Einrich-
tungen rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen,

3.	 der Zugang zu den Sozialleistungen möglichst einfach gestaltet wird, insbesondere durch 
Verwendung allgemein verständlicher Antragsvordrucke und

4.	 ihre Verwaltungs- und Dienstgebäude frei von Zugangs- und Kommunikationsbarrieren 
sind und Sozialleistungen in barrierefreien Räumen und Anlagen ausgeführt werden.

(2) Hörbehinderte Menschen haben das Recht, bei der Ausführung von Sozialleistungen, 
insbesondere auch bei ärztlichen Untersuchungen und Behandlungen, Gebärdensprache zu 
verwenden. Die für die Sozialleistung zuständigen Leistungsträger sind verpflichtet, die durch 
die Verwendung der Gebärdensprache und anderer Kommunikationshilfen entstehenden 
Kosten zu tragen; § 19 Abs. 2 Satz 4 des Zehnten Buches gilt entsprechend.
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(3) In der Zusammenarbeit mit gemeinnützigen und freien Einrichtungen und Organisa
tionen wirken die Leistungsträger darauf hin, dass sich ihre Tätigkeit und die der genannten 
Einrichtungen und Organisationen zum Wohl der Leistungsempfänger wirksam ergänzen. 
Sie haben dabei deren Selbständigkeit in Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben zu 
achten. Die Nachprüfung zweckentsprechender Verwendung bei der Inanspruchnahme 
öffentlicher Mittel bleibt unberührt. Im übrigen ergibt sich ihr Verhältnis zueinander aus 
den besonderen Teilen dieses Gesetzbuchs; § 97 Abs. 1 Satz 1 bis 4 und Abs. 2 des Zehnten 
Buches findet keine Anwendung.

§ 19	 Leistungen der Arbeitsförderung

(1) Nach dem Recht der Arbeitsförderung können in Anspruch genommen werden:

...

3.	 Leistungen

...

f)	 der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben,

...

(2) Zuständig sind die Agenturen für Arbeit und die sonstigen Dienststellen der Bundes
agentur für Arbeit.

§ 21	 Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung

(1) Nach dem Recht der gesetzlichen Krankenversicherung können in Anspruch genommen 
werden:

1.	 Leistungen zur Förderung der Gesundheit, zur Verhütung und zur Früherkennung 
von Krankheiten,

2.	 bei Krankheit Krankenbehandlung, insbesondere

a)	 ärztliche und zahnärztliche Behandlung,

b)	 Versorgung mit Arznei, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln,

c)	 häusliche Krankenpflege und Haushaltshilfe,

d)	 Krankenhausbehandlung,

e)	 medizinische und ergänzende Leistungen zur Rehabilitation,

f)	 Betriebshilfe für Landwirte,

g)	 Krankengeld,
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3.	 bei Schwangerschaft und Mutterschaft ärztliche Betreuung, Hebammenhilfe, stationäre 
Entbindung, häusliche Pflege, Haushaltshilfe, Betriebshilfe für Landwirte, Mutterschafts-
geld,

...

(2) Zuständig sind die Orts-, Betriebs- und Innungskrankenkassen, die Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau als landwirtschaftliche Krankenkasse, die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und die Ersatzkassen.

§ 21a	 Leistungen der sozialen Pflegeversicherung

(1) Nach dem Recht der sozialen Pflegeversicherung können in Anspruch genommen werden:

1.	 Leistungen bei häuslicher Pflege:

a)	 Pflegesachleistung,

b)	 Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilfen,

c)	 häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson,

d)	 Pflegehilfsmittel und technische Hilfen,

2.	 teilstationäre Pflege und Kurzzeitpflege,

3.	 Leistungen für Pflegepersonen, insbesondere

a)	 soziale Sicherung und

b)	 Pflegekurse,

4.	 vollstationäre Pflege.

(2) Zuständig sind die bei den Krankenkassen errichteten Pflegekassen.

§ 21b	 Leistungen bei Schwangerschaftsabbrüchen

(1) Nach dem Fünften Abschnitt des Schwangerschaftskonfliktgesetztes können bei einem 
nicht rechtswidrigen oder unter den Voraussetzungen des § 218a Abs. 1 des Strafgesetzbuches 
vorgenommenen Abbruch einer Schwangerschaft Leistungen in Anspruch genommen 
werden.

(2) Zuständig sind die Orts-, Betriebs- und Innungskrankenkassen, die Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau als landwirtschaftliche Krankenkasse,  die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und die Ersatzkassen.
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§ 22	 Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung

(1) Nach dem Recht der gesetzlichen Unfallversicherung können in Anspruch genommen 
werden:

...

2.	 Heilbehandlung, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und andere Leistungen zur 
Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit sowie zur Erleichte-
rung der Verletzungsfolgen einschließlich wirtschaftlicher Hilfen,

3.	 Renten wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit,

...

6.	 Haushaltshilfe,

...

(2) Zuständig sind die gewerblichen Berufsgenossenschaften, die Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau als landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft, die 
Gemeindeunfallversicherungsverbände, die Feuerwehr-Unfallkassen, die Eisenbahn-Unfall-
kasse, die Unfallkasse Post und Telekom, die Unfallkassen der Länder und Gemeinden, die 
gemeinsamen Unfallkassen für den Landes- und kommunalen Bereich und die Unfallkasse 
des Bundes.

§ 23	� Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung einschließlich der Alterssicherung der 
Landwirte

(1) Nach dem Recht der gesetzlichen Rentenversicherung einschließlich der Alterssicherung 
der Landwirte können in Anspruch genommen werden:

1.	 in der gesetzlichen Rentenversicherung:

a)	 Heilbehandlung, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und andere Leistungen zur 
Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit einschließlich 
wirtschaftlicher Hilfen,

...

e)	 Zuschüsse zu den Aufwendungen für die Krankenversicherung,

...

2.	 in der Alterssicherung der Landwirte:

a)	 Heilbehandlung und andere Leistungen zur Erhaltung, Besserung und Wiederher-
stellung der Erwerbsfähigkeit einschließlich Betriebs- oder Haushaltshilfe,

...



§ 24  |  SGB I

209

(2) Zuständig sind

1.	 in der allgemeinen Rentenversicherung die Regionalträger, die Deutsche Rentenver
sicherung Bund und die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See,

2.	 in der knappschaftlichen Rentenversicherung die Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See,

3.	 in der Alterssicherung der Landwirte die Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau als landwirtschaftliche Alterskassen.

§ 24	 Versorgungsleistungen bei Gesundheitsschäden

(1) Nach dem Recht der sozialen Entschädigung bei Gesundheitsschäden können in Anspruch 
genommen werden:

1.	 Heil- und Krankenbehandlung sowie andere Leistungen zur Erhaltung, Besserung und 
Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit einschließlich wirtschaftlicher Hilfen,

2.	 besondere Hilfen im Einzelfall einschließlich Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben,

3.	 Renten wegen anerkannter Schädigungsfolgen,

... 

(2) Zuständig sind die Versorgungsämter, die Landesversorgungsämter und die orthopä
dischen Versorgungsstellen, für die besonderen Hilfen im Einzelfall die Kreise und kreisfreien 
Städte sowie die Hauptfürsorgestellen. Bei der Durchführung der Heil- und Krankenbehand-
lung wirken die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung mit.

§ 27	 Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe

(1) Nach dem Recht der Kinder- und Jugendhilfe können in Anspruch genommen werden:

1.	 Angebote der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Jugend
schutzes,

2.	 Angebote zur Förderung der Erziehung in der Familie,

3.	 Angebote zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege,

4.	 Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 
sowie Hilfe für junge Volljährige.

(2) Zuständig sind die Kreise und die kreisfreien Städte, nach Maßgabe des Landesrechts auch 
kreisangehörige Gemeinden; sie arbeiten mit der freien Jugendhilfe zusammen.
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§ 28	 Leistungen der Sozialhilfe

(1) Nach dem Recht der Sozialhilfe können in Anspruch genommen werden:

1.	 Hilfe zum Lebensunterhalt,

1a.	 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung,

2.	 Hilfen zur Gesundheit,

3.	 Eingliederungshilfe für behinderte Menschen,

4.	 Hilfe zur Pflege,

5.	 Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten,

6.	 Hilfe in anderen Lebenslagen

sowie die jeweils gebotene Beratung und Unterstützung.

(2) Zuständig sind die Kreise und kreisfreien Städte, die überörtlichen Träger der Sozialhilfe 
und für besondere Aufgaben die Gesundheitsämter; sie arbeiten mit den Trägern der freien 
Wohlfahrtspflege zusammen.

§ 29	 Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen

(1) Nach dem Recht der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen können in 
Anspruch genommen werden

1.	 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, insbesondere

a)	 Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder,

b)	 ärztliche und zahnärztliche Behandlung,

c)	 Arznei- und Verbandmittel sowie Heilmittel einschließlich physikalischer, Sprach- 
und Beschäftigungstherapie,

d)	 Körperersatzstücke, orthopädische und andere Hilfsmittel,

e)	 Belastungserprobung und Arbeitstherapie,

2.	 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, insbesondere

a)	 Hilfen zum Erhalten oder Erlangen eines Arbeitsplatzes,

b)	 Berufsvorbereitung, berufliche Anpassung, Ausbildung und Weiterbildung,

c)	 sonstige Hilfen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben,

3.	 Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, insbesondere Hilfen

a)	 zur Entwicklung der geistigen und körperlichen Fähigkeiten vor Beginn der 
Schulpflicht,
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b)	 zur angemessenen Schulbildung,

c)	 zur heilpädagogischen Förderung,

d)	 zum Erwerb praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten,

e)	 zur Ausübung einer angemessenen Tätigkeit, soweit Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben nicht möglich sind,

f)	 zur Förderung der Verständigung mit der Umwelt,

g)	 zur Freizeitgestaltung und sonstigen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben,

4.	 unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen, insbesondere

a)	 Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld, Übergangsgeld, Ausbildungs-
geld oder Unterhaltsbeihilfe,

b)	 Beiträge zur gesetzlichen Kranken-, Unfall-, Renten- und Pflegeversicherung sowie 
zur Bundesagentur für Arbeit,

c)	 Reisekosten,

d)	 Haushalts- oder Betriebshilfe und Kinderbetreuungskosten,

e)	 Rehabilitationssport und Funktionstraining,

5.	 besondere Leistungen und sonstige Hilfen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am 
Leben in der Gesellschaft, insbesondere am Arbeitsleben.

(2) Zuständig sind die in den §§ 19 bis 24, 27 und 28 genannten Leistungsträger und die 
Integrationsämter.

§ 33	 Ausgestaltung von Rechten und Pflichten

Ist der Inhalt von Rechten oder Pflichten nach Art oder Umfang nicht im einzelnen bestimmt, 
sind bei ihrer Ausgestaltung die persönlichen Verhältnisse des Berechtigten oder Ver
pflichteten, sein Bedarf und seine Leistungsfähigkeit sowie die örtlichen Verhältnisse zu 
berücksichtigen, soweit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Dabei soll den Wünschen 
des Berechtigten oder Verpflichteten entsprochen werden, soweit sie angemessen sind.

§ 33c	 Benachteiligungsverbot

Bei der Inanspruchnahme sozialer Rechte darf niemand aus Gründen der Rasse, wegen der 
ethnischen Herkunft oder einer Behinderung benachteiligt werden. Ansprüche können nur 
insoweit geltend gemacht oder hergeleitet werden, als deren Voraussetzungen und Inhalt 
durch die Vorschriften der besonderen Teile dieses Gesetzbuchs im Einzelnen bestimmt sind.
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§ 35	 Sozialgeheimnis

(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Abs. 1 Zehntes Buch) 
von den Leistungsträgern nicht unbefugt erhoben, verarbeitet oder genutzt werden (Sozial
geheimnis). Die Wahrung des Sozialgeheimnisses umfaßt die Verpflichtung, auch innerhalb 
des Leistungsträgers sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind oder 
nur an diese weitergegeben werden. Sozialdaten der Beschäftigten und ihrer Angehörigen 
dürfen Personen, die Personalentscheidungen treffen oder daran mitwirken können, weder 
zugänglich sein noch von Zugriffsberechtigten weitergegeben werden. Der Anspruch richtet 
sich auch gegen die Verbände der Leistungsträger, die Arbeitsgemeinschaften der Leistungs-
träger und ihrer Verbände, die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung, die in diesem 
Gesetzbuch genannten öffentlichrechtlichen Vereinigungen, gemeinsame Servicestellen, 
Integrationsfachdienste, die Künstlersozialkasse, die Deutsche Post AG, soweit sie mit der 
Berechnung oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, die Behörden der Zollver
waltung, soweit sie Aufgaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 66 des 
Zehnten Buches durchführen, die Versicherungsämter und Gemeindebehörden sowie die 
anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Abs. 2 des Adoptionsvermittlungsgesetzes), 
soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch wahrnehmen und die Stellen, die Aufgaben 
nach § 67c Abs. 3 des Zehnten Buches wahrnehmen. Die Beschäftigten haben auch nach 
Beendigung ihrer Tätigkeit bei den genannten Stellen das Sozialgeheimnis zu wahren.

(2) Eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten ist nur unter den Voraus
setzungen des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches zulässig.

(3) Soweit eine Übermittlung nicht zulässig ist, besteht keine Auskunftspflicht, keine Zeugnis-
pflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von Schriftstücken, nicht auto
matisierten Dateien und automatisiert erhobenen, verarbeiteten oder genutzten Sozialdaten.

(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich.

(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches 
verarbeitet oder genutzt werden. Sie dürfen außerdem verarbeitet oder genutzt werden, wenn 
schutzwürdige Interessen des Verstorbenen oder seiner Angehörigen dadurch nicht beein-
trächtigt werden können.

§ 60	 Angabe von Tatsachen

(1) Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat

1.	 alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des 
zuständigen Leistungsträgers der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte 
zuzustimmen,

2.	 Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im 
Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich 
mitzuteilen,
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3.	 Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers 
Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen.

Satz 1 gilt entsprechend für denjenigen, der Leistungen zu erstatten hat.

(2) Soweit für die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke vorgesehen 
sind, sollen diese benutzt werden.

§ 61	 Persönliches Erscheinen

Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll auf Verlangen des zuständigen Leistungs
trägers zur mündlichen Erörterung des Antrags oder zur Vornahme anderer für die Ent
scheidung über die Leistung notwendiger Maßnahmen persönlich erscheinen.

§ 62	 Untersuchungen

Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll sich auf Verlangen des zuständigen Leistungs-
trägers ärztlichen und psychologischen Untersuchungsmaßnahmen unterziehen, soweit 
diese für die Entscheidung über die Leistung erforderlich sind.

§ 63	 Heilbehandlung

Wer wegen Krankheit oder Behinderung Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll sich auf 
Verlangen des zuständigen Leistungsträgers einer Heilbehandlung unterziehen, wenn zu 
erwarten ist, dass sie eine Besserung seines Gesundheitszustands herbeiführen oder eine 
Verschlechterung verhindern wird.

§ 64	 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Wer wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit, anerkannten Schädigungsfolgen oder wegen 
Arbeitslosigkeit Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll auf Verlangen des zuständigen 
Leistungsträgers an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben teilnehmen, wenn bei ange
messener Berücksichtigung seiner beruflichen Neigung und seiner Leistungsfähigkeit zu 
erwarten ist, dass sie seine Erwerbs- oder Vermittlungsfähigkeit auf Dauer fördern oder 
erhalten werden.

§ 65	 Grenzen der Mitwirkung

(1) Die Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 64 bestehen nicht, soweit

1.	 ihre Erfüllung nicht in einem angemessenen Verhältnis zu der in Anspruch genommenen 
Sozialleistung oder ihrer Erstattung steht oder

2.	 ihre Erfüllung dem Betroffenen aus einem wichtigen Grund nicht zugemutet werden 
kann oder
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3.	 der Leistungsträger sich durch einen geringeren Aufwand als der Antragsteller oder 
Leistungsberechtigte die erforderlichen Kenntnisse selbst beschaffen kann.

(2) Behandlungen und Untersuchungen,

1.	 bei denen im Einzelfall ein Schaden für Leben oder Gesundheit nicht mit hoher Wahr-
scheinlichkeit ausgeschlossen werden kann,

2.	 die mit erheblichen Schmerzen verbunden sind oder

3.	 die einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit bedeuten, können 
abgelehnt werden.

(3) Angaben, die dem Antragsteller, dem Leistungsberechtigten oder ihnen nahestehende 
Personen (§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung) die Gefahr zuziehen würden, 
wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden, können verweigert 
werden.

§ 65a	 Aufwendungsersatz

(1) Wer einem Verlangen des zuständigen Leistungsträgers nach den §§ 61 oder 62 nach-
kommt, kann auf Antrag Ersatz seiner notwendigen Auslagen und seines Verdienstausfalls in 
angemessenem Umfang erhalten. Bei einem Verlangen des zuständigen Leistungsträgers nach 
§ 61 sollen Aufwendungen nur in Härtefällen ersetzt werden.

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn der zuständige Leistungsträger ein persönliches Erscheinen oder 
eine Untersuchung nachträglich als notwendig anerkennt.

§ 66	 Folgen fehlender Mitwirkung

(1) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungs
pflichten nach den §§ 60 bis 62, 65 nicht nach und wird hierdurch die Aufklärung des 
Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen die 
Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen, 
soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht nachgewiesen sind. Dies gilt entsprechend, 
wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer Weise absichtlich die Aufklärung 
des Sachverhalts erheblich erschwert.

(2) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen Arbeits
unfähigkeit, wegen Gefährdung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit, anerkannten 
Schädigungsfolgen oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungs-
pflichten nach den §§ 62 bis 65 nicht nach und ist unter Würdigung aller Umstände mit 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen, dass deshalb die Fähigkeit zur selbständigen Lebens
führung, die Arbeits-, Erwerbs- oder Vermittlungsfähigkeit beeinträchtigt oder nicht 
verbessert wird, kann der Leistungsträger die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung 
ganz oder teilweise versagen oder entziehen.
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(3) Sozialleistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder entzogen werden, 
nachdem der Leistungsberechtigte auf diese Folge schriftlich hingewiesen worden ist und 
seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen Frist nachge-
kommen ist.

§ 67	 Nachholung der Mitwirkung

Wird die Mitwirkung nachgeholt und liegen die Leistungsvoraussetzungen vor, kann der 
Leistungsträger Sozialleistungen, die er nach § 66 versagt oder entzogen hat, nachträglich 
ganz oder teilweise erbringen.
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vom 24. Dezember 2003, BGBl. I S. 2954 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Mai 2013 (BGBl. I S. 1167)

Erstes Kapitel 
Fördern und Fordern

§ 1	 Aufgabe und Ziel der Grundsicherung für Arbeitsuchende

(1) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll es Leistungsberechtigten ermöglichen, ein 
Leben zu führen, das der Würde des Menschen entspricht.

(2) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll die Eigenverantwortung von erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten und Personen, die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft leben, 
stärken und dazu beitragen, dass sie ihren Lebensunterhalt unabhängig von der Grund
sicherung aus eigenen Mitteln und Kräften bestreiten können. Sie soll erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte bei der Aufnahme oder Beibehaltung einer Erwerbstätigkeit unter
stützen und den Lebensunterhalt sichern, soweit sie ihn nicht auf andere Weise bestreiten 
können. Die Gleichstellung von Männern und Frauen ist als durchgängiges Prinzip zu 
verfolgen. Die Leistungen der Grundsicherung sind insbesondere darauf auszurichten, dass

1.	 durch eine Erwerbstätigkeit Hilfebedürftigkeit vermieden oder beseitigt, die Dauer der 
Hilfebedürftigkeit verkürzt oder der Umfang der Hilfebedürftigkeit verringert wird,

2.	 die Erwerbsfähigkeit einer leistungsberechtigten Person erhalten, verbessert oder wieder 
hergestellt wird,

3.	 geschlechtsspezifischen Nachteilen von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten entgegen
gewirkt wird,

4.	 die familienspezifischen Lebensverhältnisse von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, 
die Kinder erziehen oder pflegebedürftige Angehörige betreuen, berücksichtigt werden,

5.	 behindertenspezifische Nachteile überwunden werden,

6.	 Anreize zur Aufnahme und Ausübung einer Erwerbsfähigkeit geschaffen und aufrecht
erhalten werden.

(3) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende umfasst Leistungen

1.	 zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit insbesondere durch Ein- 
gliederung in Arbeit und

2.	 zur Sicherung des Lebensunterhalts.

Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) 
– Grundsicherung für Arbeitsuchende –
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Zweites Kapitel 
Anspruchsvoraussetzungen

§ 8	 Erwerbsfähigkeit

(1) Erwerbsfähig ist, wer nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit 
außerstande ist, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein.

(2) Im Sinne von Absatz 1 können Ausländerinnen und Ausländer nur erwerbstätig sein, wenn 
ihnen die Aufnahme einer Beschäftigung erlaubt ist oder erlaubt werden könnte. Die 
rechtliche Möglichkeit, eine Beschäftigung vorbehaltlich einer Zustimmung nach § 39 des 
Aufenthaltsgesetzes aufzunehmen, ist ausreichend.

§ 10	 Zumutbarkeit

(1) Einer erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person ist jede Arbeit zumutbar, es sei denn, 
dass

1.	 sie zu der bestimmten Arbeit körperlich, geistig oder seelisch nicht in der Lage ist,

2.	 die Ausübung der Arbeit die künftige Ausübung der bisherigen überwiegenden Arbeit 
wesentlich erschweren würde, weil die bisherige Tätigkeit besondere körperliche 
Anforderungen stellt,

3.	 die Ausübung der Arbeit die Erziehung ihres Kindes oder des Kindes seines Partners 
gefährden würde; die Erziehung eines Kindes, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, ist 
in der Regel nicht gefährdet, soweit seine Betreuung in einer Tageseinrichtung oder in 
Tagespflege im Sinne der Vorschriften des Achten Buches oder auf sonstige Weise 
sichergestellt ist; die zuständigen kommunalen Träger sollen darauf hinwirken, dass 
erwerbsfähigen Erziehenden vorrangig ein Platz zur Tagesbetreuung des Kindes 
angeboten wird,

4.	 die Ausübung der Arbeit mit der Pflege einer oder eines Angehörigen nicht vereinbar 
wäre und die Pflege nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann,

5.	 der Ausübung der Arbeit ein sonstiger wichtiger Grund entgegensteht.

(2) Eine Arbeit ist nicht allein deshalb unzumutbar, weil

1.	 sie nicht einer früheren beruflichen Tätigkeit entspricht, für die die erwerbsfähige 
leistungsberechtigte Person ausgebildet ist oder die ausgeübt wurde,

2.	 sie im Hinblick auf die Ausbildung der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person als 
geringerwertig anzusehen ist,

3.	 der Beschäftigungsort vom Wohnort des  der erwerbsfähigen leistungsberechtigten 
Person weiter entfernt ist als ein früherer Beschäftigungs- oder Ausbildungsort,
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4.	 die Arbeitsbedingungen ungünstiger sind als bei den bisherigen Beschäftigungen der 
erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person.

5.	 sie mit der Beendigung einer Erwerbstätigkeit verbunden ist, es sei denn, es liegen 
begründete Anhaltspunkte vor, dass durch die bisherige Tätigkeit künftig die Hilfe
bedürftigkeit beendet werden kann.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Teilnahme an Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit 
entsprechend.

Drittes Kapitel 
Leistungen

Abschnitt 1 
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

§ 16	 Leistungen zur Eingliederung

(1) Zur Eingliederung in Arbeit erbringt die Agentur für Arbeit Leistungen nach § 35 des 
Dritten Buches. Sie kann folgende Leistungen des Dritten Kapitels des Dritten Buches 
erbringen:

1.	 die übrigen Leistungen der Beratung und Vermittlung nach dem Ersten Abschnitt,

2.	 Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach dem Zweiten Abschnitt,

3.	 Leistungen zur Berufsausbildung nach dem Vierten Unterabschnitt des Dritten 
Abschnitts und Leistungen nach § 54a,

4.	 Leistungen zur beruflichen Weiterbildung nach dem Vierten Abschnitt und Leistungen 
nach den §§ 131a und 131b,

5.	 Leistungen zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem 
Ersten Unterabschnitt des Fünften Abschnitts und Leistungen nach § 131.

Für Eingliederungsleistungen an erwerbsfähige behinderte Leistungsberechtigte nach diesem 
Buch gelten die §§ 112 bis 114, 115 Nummer 1 bis 3 mit Ausnahme berufsvorbereitender 
Bildungsmaßnahmen und der Berufsausbildungsbeihilfe, § 116 Absatz 1, 2 und 5, die §§ 117, 
118 Satz 1 Nummer 3, Satz 2 und die §§ 127 und 128 des Dritten Buches entsprechend. § 1 
Absatz 2 Nummer 4 sowie § 36 und § 81 Absatz 3 des Dritten Buches sind entsprechend 
anzuwenden.
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(2) Soweit dieses Buch nichts Abweichendes regelt, gelten für die Leistungen nach Absatz 1 die 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Dritten Buches mit Ausnahme der Verordnungs
ermächtigung nach § 47 des Dritten Buches sowie der Anordnungsermächtigungen für die 
Bundesagentur und mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Arbeitslosengeldes das Arbeits
losengeld II tritt. § 45 Abs. 3 Satz 3 des Dritten Buches gilt mit der Maßgabe, dass die 
Förderung aus dem Vermittlungsbudget auch die anderen Leistungen nach dem Zweiten 
Buch nicht aufstocken, ersetzen oder umgehen darf.

(3) Abweichend von § 44 Absatz 1 Satz 1 des Dritten Buches können Leistungen auch für 
die Anbahnung und Aufnahme einer schulischen Berufsausbildung erbracht werden. 
Abweichend von § 45 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 3 Nummer 3 des Dritten Buches darf 
bei Langzeitarbeitslosen oder bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben und deren berufliche Eingliederung auf Grund von schwer-
wiegenden Vermittlungshemmnissen besonders erschwert ist, die Teilnahme an Maßnahmen 
oder Teilen von Maßnahmen, die bei oder von einem Arbeitgeber durchgeführt werden, 
jeweils die Dauer von zwölf Wochen nicht überschreiten.

(3a) Abweichend von § 81 Absatz 4 des Dritten Buches kann die Agentur für Arbeit unter 
Anwendung des Vergaberechts Träger mit der Durchführung von Maßnahmen der beruf
lichen Weiterbildung beauftragen, wenn die Maßnahme den Anforderungen des § 180 des 
Dritten Buches entspricht und

1.	 eine dem Bildungsziel entsprechende Maßnahme örtlich nicht verfügbar ist oder

2.	 die Eignung und persönlichen Verhältnisse der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
dies erfordern.

§ 176 Absatz 2 des Dritten Buches findet keine Anwendung.

(4) Die Agentur für Arbeit als Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende kann die 
Ausbildungsvermittlung durch die für die Arbeitsförderung zuständigen Stellen der Bundes-
agentur wahrnehmen lassen. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates das Nähere über 
die Höhe, Möglichkeiten der Pauschalierung und den Zeitpunkt der Fälligkeit der Erstattung 
von Aufwendungen bei der Ausführung des Auftrags nach Satz 1 festzulegen.
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§ 16a	 Kommunale Eingliederungsleistungen

Zur Verwirklichung einer ganzheitlichen und umfassenden Betreuung und Unterstützung bei 
der Eingliederung in Arbeit können die folgenden Leistungen, die für die Eingliederung der 
oder des erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in das Erwerbsleben erforderlich sind, 
erbracht werden:

1.	 die Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder oder die häusliche Pflege von 
Angehörigen,

2.	 die Schuldnerberatung,

3.	 die psychosoziale Betreuung,

4.	 die Suchtberatung.

§ 16b	 Einstiegsgeld

(1) Zur Überwindung von Hilfebedürftigkeit kann erwerbsfähigen  Leistungsberechtigten, die 
arbeitslos sind, bei Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen oder selbständigen 
Erwerbstätigkeit ein Einstiegsgeld erbracht werden, wenn dies zur Eingliederung in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt erforderlich ist. das Einstiegsgeld kann auch erbracht werden, 
wenn die Hilfebedürftigkeit durch oder nach Aufnahme der Erwerbstätigkeit entfällt.

(2) Das Einstiegsgeld wird, soweit für diesen Zeitraum eine Erwerbstätigkeit besteht, für 
höchstens 24 Monate erbracht. Bei der Bemessung der Höhe des Einstiegsgeldes sollen die 
vorherige Dauer der Arbeitslosigkeit sowie die Größe der Bedarfsgemeinschaft berücksichtigt 
werden, in der die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte lebt.

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates durch Rechts
verordnung zu bestimmen, wie das Einstiegsgeld zu bemessen ist. Bei der Bemessung ist 
neben der Berücksichtigung der in Absatz 2 Satz 2 genannten Kriterien auch ein Bezug zu 
dem für  die oder den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten jeweils maßgebenden Regel
bedarf herzustellen.

§ 16c	 Leistungen zur Eingliederung von Selbständigen

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die eine selbständige, hauptberufliche Tätigkeit 
aufnehmen oder ausüben, können Darlehen und Zuschüsse für die Beschaffung von 
Sachgütern erhalten, die für die Ausübung der selbständigen Tätigkeit notwendig und 
angemessen sind. Zuschüsse dürfen einen Betrag von 5.000 Euro nicht übersteigen.

(2) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die eine selbständige, hauptberufliche Tätigkeit 
ausüben, können durch geeignete Dritte durch Beratung oder Vermittlung von Kenntnissen 
und Fertigkeiten gefördert werden, wenn dies für die weitere Ausübung der selbständigen 
Tätigkeit erforderlich ist. Die Vermittlung von beruflichen Kenntnissen ist ausgeschlossen.
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(3) Leistungen zur Eingliederung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die eine 
selbständige, hauptberufliche Tätigkeit aufnehmen oder ausüben, können nur gewährt 
werden, wenn zu erwarten ist, dass die selbständige Tätigkeit wirtschaftlich tragfähig ist und 
die Hilfebedürftigkeit durch die selbständige Tätigkeit innerhalb eines angemessenen 
Zeitraums dauerhaft überwunden oder verringert wird. Zur Beurteilung der Tragfähigkeit der 
selbständigen Tätigkeit soll die Agentur für Arbeit die Stellungnahme einer fachkundigen 
Stelle verlangen.

§ 16e	 Förderung von Arbeitsverhältnissen

(1) Arbeitgeber können auf Antrag für die Beschäftigung von zugewiesenen erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten durch Zuschüsse zum Arbeitsentgelt gefördert werden, wenn zwischen 
dem Arbeitgeber und der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person ein Arbeitsverhältnis 
begründet wird.

(2) Der Zuschuss nach Absatz 1 richtet sich nach der Leistungsfähigkeit des erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten und beträgt bis zu 75 Prozent des berücksichtigungsfähigen Arbeits-
entgelts. Berücksichtigungsfähig sind das zu zahlende Arbeitsentgelt und der pauschalierte 
Anteil des Arbeitgebers am Gesamtsozialversicherungsbeitrag abzüglich des Beitrags zur 
Arbeitsförderung. Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt ist nicht berücksichtigungsfähig. § 91 
Absatz 2 des Dritten Buches gilt entsprechend.

(3) Eine erwerbsfähige leistungsberechtigte Person kann einem Arbeitgeber zugewiesen 
werden, wenn

1.	 sie langzeitarbeitslos im Sinne des § 18 des Dritten Buches ist und in ihren Erwerbs
möglichkeiten durch mindestens zwei weitere in ihrer Person liegende Vermittlungs-
hemmnisse besonders schwer beeinträchtigt ist,

2.	 sie für einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten verstärkte vermittlerische 
Unterstützung nach § 16 Absatz 1 Satz 1 unter Einbeziehung der übrigen Eingliederungs-
leistungen nach diesem Buch erhalten hat,

3.	 eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt für die Dauer der Zuweisung 
ohne die Förderung voraussichtlich nicht möglich ist und

4.	 für sie innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren Zuschüsse an Arbeitgeber nach Absatz 1 
höchstens für eine Dauer von 24 Monaten erbracht werden. Der Zeitraum beginnt mit 
dem ersten nach Absatz 1 geförderten Arbeitsverhältnis.

(4) Die Agentur für Arbeit soll die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person umgehend 
abberufen, wenn sie diese in eine zumutbare Arbeit oder Ausbildung vermitteln kann oder die 
Förderung aus anderen Gründen beendet wird. Die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person 
kann das Arbeitsverhältnis ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn sie eine Arbeit oder 
Ausbildung aufnimmt, an einer Maßnahme der Berufsausbildung oder beruflichen Weiter
bildung teilnehmen kann oder nach Satz 1 abberufen wird. Der Arbeitgeber kann das 
Arbeitsverhältnis ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn die Arbeitnehmerin oder der 
Arbeitnehmer nach Satz 1 abberufen wird.
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(5) Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber

1.	 die Beendigung eines anderen Beschäftigungsverhältnisses veranlasst ist, um eine 
Förderung nach Absatz 1 zu erhalten, oder

2.	 eine bisher für das Beschäftigungsverhältnis erbrachte Förderung ohne besonderen 
Grund nicht mehr in Anspruch nimmt.

§ 16f	 Freie Förderung

(1) Die Agentur für Arbeit kann die Möglichkeiten der gesetzlich geregelten Eingliederungs-
leistungen durch freie Leistungen zur Eingliederung in Arbeit erweitern. Die freien Leis
tungen müssen den Zielen und Grundsätzen dieses Buches entsprechen.

(2) Die Ziele der Leistungen sind vor Förderbeginn zu beschreiben. Eine Kombination oder 
Modularisierung von Inhalten ist zulässig. Die Leistungen der Freien Förderung dürfen 
gesetzliche Leistungen nicht umgehen oder aufstocken. Ausgenommen hiervon sind 
Leistungen für

1.	 Langzeitarbeitslose und

2.	 erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
und deren berufliche Eingliederung auf Grund von schwerwiegenden Vermittlungs-
hemmnissen besonders erschwert ist.

bei denen in angemessener Zeit von in der Regel sechs Monaten nicht mit Aussicht auf Erfolg 
auf einzelne Gesetzesgrundlagen dieses Buches oder des Dritten Buches zurückgegriffen 
werden kann. Bei Leistungen an Arbeitgeber ist darauf zu achten, Wettbewerbsverfälschun-
gen zu vermeiden. Projektförderungen im Sinne von Zuwendungen sind nach Maßgabe der 
§§ 23 und 44 der Bundeshaushaltsordnung zulässig. Bei längerfristig angelegten Förderungen 
ist der Erfolg regemäßig zu überprüfen und zu dokumentieren.

§ 16g	 Förderung bei Wegfall der Hilfebedürftigkeit

(1) Entfällt die Hilfebedürftigkeit des Erwerbsfähigen während einer Maßnahme zur Ein
gliederung, kann sie weiter gefördert werden, wenn dies wirtschaftlich erscheint und der 
Erwerbsfähige die Maßnahme voraussichtlich erfolgreich abschließen wird. Die Förderung 
soll als Darlehen erbracht werden.

(2) Für die Dauer einer Förderung des Arbeitgebers oder eines Trägers durch eine Geldleistung 
nach § 16 Abs. 1, § 16d Satz 1 oder § 16e können auch Leistungen nach dem Dritten Kapitel 
und § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Dritten Buches oder nach § 16a Nr. 1 bis 4 und § 16b erbracht 
werden, wenn die Hilfebedürftigkeit des Erwerbsfähigen auf Grund des zu berücksichti
genden Einkommens entfallen ist. Während der Förderdauer nach Satz 1 gilt § 15 ent
sprechend.
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Abschnitt 2 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

Unterabschnitt 1 
Leistungsanspruch

§ 19 Arbeitslosengeld II, Sozialgeld und Leistungen für Bildung und Teilhabe

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte erhalten Arbeitslosengeld II. Nichterwerbsfähige 
Leistungsberechtigte, die mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer Bedarfsgemein-
schaft leben, erhalten Sozialgeld, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen nach dem 
Vierten Kapitel des Zwölften Buches haben. Die Leistungen umfassen den Regelbedarf, 
Mehrbedarfe und den Bedarf für Unterkunft und Heizung.

(2) Leistungsberechtigte haben unter den Voraussetzungen des § 28 Anspruch auf Leistungen 
für Bildung und Teilhabe, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen nach dem Vierten 
Kapitel des Zwölften Buches haben. Soweit für Kinder Leistungen zur Deckung von Bedarfen 
für Bildung und Teilhabe nach § 6b des Bundeskindergeldgesetzes gewährt werden, haben sie 
keinen Anspruch auf entsprechende Leistungen zur Deckung von Bedarfen nach § 28.

(3) Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts werden in Höhe der Bedarfe nach den 
Absätzen 1 und 2 erbracht, soweit diese nicht durch das zu berücksichtigende Einkommen 
und Vermögen gedeckt sind. Zu berücksichtigendes Einkommen und Vermögen deckt 
zunächst die Bedarfe nach den §§ 20, 21 und 23, darüber hinaus die Bedarfe nach § 22. Sind 
nur noch Leistungen für Bildung und Teilhabe zu leisten, deckt weiteres zu berücksich
tigendes Einkommen und Vermögen die Bedarfe in der Reihenfolge der Absätze 2 bis 7 
nach § 28.

Unterabschnitt 2 
Arbeitslosengeld II und Sozialgeld

§ 21	 Mehrbedarfe

(1) Mehrbedarfe umfassen Bedarfe nach den Absätzen 2 bis 6, die nicht durch die Regelleis-
tung abgedeckt sind.

(2) Bei werdenden Müttern wird nach der zwölften Schwangerschaftswoche ein Mehrbedarf 
von 17 Prozent des nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs anerkannt.

(3) Bei Personen, die mit einem oder mehreren minderjährigen Kindern zusammenleben und 
allein für deren Pflege und Erziehung sorgen, ist ein Mehrbedarf anzuerkennen
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1.	 in Höhe von 36 Prozent des nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Bedarfs, wenn sie mit einem 
Kind unter sieben Jahren oder mit zwei oder drei Kindern unter 16 Jahren zusammen
leben, oder

2.	 in Höhe von 12 Prozent des nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Bedarfs für jedes Kind, wenn 
sich dadurch ein höherer Prozentsatz als nach der Nummer 1 ergibt, höchstens jedoch in 
Höhe von 60 Prozent des nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Regelbedarfs.

(4) Bei erwerbsfähigen behinderten Leistungsberechtigten, denen Leistungen zur Teilhabe  
am Arbeitsleben nach § 33 des Neunten Buches sowie sonstige Hilfen zur Erlangung eines 
geeigneten Platzes im Arbeitsleben oder Eingliederungshilfen nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1  
bis 3 des Zwölften Buches erbracht werden, wird ein Mehrbedarf von 35 Prozent des nach  
§ 20 maßgebenden Regelbedarfs anerkannt. Satz 1 kann auch nach Beendigung der dort 
genannten Maßnahmen während einer angemessenen Übergangszeit, vor allem einer Ein- 
arbeitungszeit, angewendet werden.

(5) Bei Leistungsberechtigten, die aus medizinischen Gründen einer kostenaufwändigen 
Ernährung bedürfen, wird ein Mehrbedarf in angemessener Höhe anerkannt.

(6) Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarfs anerkannt, soweit im Einzelfall ein 
unabweisbarer, laufender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf besteht. Der Mehrbedarf  
ist unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch die Zuwendungen Dritter sowie unter 
Berücksichtigung von Einsparmöglichkeiten der Leistungsberechtigten gedeckt ist und seiner 
Höhe nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf abweicht.

(7) Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit Warmwasser durch in 
der Unterkunft installierte Vorrichtungen erzeugt wird (dezentrale Warmwassererzeugung) 
und deshalb keine Bedarfe für zentral bereitgestelltes Warmwasser nach § 22 anerkannt 
werden. Der Mehrbedarf beträgt für jede im Haushalt lebende leistungsberechtigte Person 
jeweils

1. 	 2,3 Prozent des für sie geltenden Regelbedarfs nach § 20 Absatz 2 Satz 1 oder Satz 2 
Nummer 2, Absatz 3 oder 4,

2. 	 1,4 Prozent des für sie geltenden Regelbedarfs nach § 20 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 oder  
§ 23 Nummer 1 bei Leistungsberechtigten im 15. Lebensjahr,

3. 	 1,2 Prozent des Regelbedarfs nach § 23 Nummer 1 bei Leistungsberechtigten vom Beginn 
des siebten bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres oder

4. 	 0,8 Prozent des Regelbedarfs nach § 23 Nummer 1 bei Leistungsberechtigten bis zur 
Vollendung des sechsten Lebensjahres,

soweit nicht im Einzelfall ein abweichender Bedarf besteht oder ein Teil des angemessenen 
Warmwasserbedarfs nach § 22 Absatz 1 anerkannt wird.

(8) Die Summe des insgesamt anerkannten Mehrbedarfs nach den Absätzen 2 bis 5 darf die 
Höhe des für erwerbsfähige Leistungsberechtigte maßgebenden Regelbedarfs nicht über
steigen.
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§ 23 Besonderheiten beim Sozialgeld1

Beim Sozialgeld gelten ergänzend folgende Maßgaben:

1.	 Der Regelbedarf beträgt bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres 213 Euro, bis zur 
Vollendung des 14. Lebensjahres 242 Euro und im 15. Lebensjahr 275 Euro;

2.	 Mehrbedarfe nach § 21 Absatz 4 werden auch bei behinderten Menschen, die das  
15. Lebensjahr vollendet haben, anerkannt, wenn Leistungen der Eingliederungshilfe 
nach § 54 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Zwölften Buches erbracht werden;

3.	 § 21 Absatz 4 Satz 2 gilt auch nach Beendigung der in § 54 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des 
Zwölften Buches genannten Maßnahmen;

4	 bei nicht erwerbsfähigen Personen, die voll erwerbsgemindert nach dem Sechsten Buch 
sind, wird ein Mehrbedarf von 17 Prozent der nach § 20 maßgebenden Regelbedarfe 
anerkannt, wenn sie Inhaberin oder Inhaber eines Ausweises nach § 69 Absatz 5 des 
Neunten Buches mit dem Merkzeichen G sind; dies gilt nicht, wenn bereits ein Anspruch 
auf einen Mehrbedarf wegen Behinderung nach § 21 Absatz 4 oder nach der vorstehenden 
Nummer 2 oder 3 besteht.

Unterabschnitt 2 
Besonderheiten beim Sozialgeld

§ 23	 Sozialgeld

(1) Beim Sozialgeld gelten ergänzend folgende Maßgaben:

1.	 Der Regelbedarf beträgt bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres 213 Euro, bis zur 
Vollendung des 14. Lebensjahres 242 Euro und im 15. Lebensjahr 275 Euro;

2.	 Mehrbedarfe nach § 21 Abs. 4 werden auch an behinderte Menschen, die das 15. Lebens-
jahr vollendet haben, anerkannt, wenn Leistungen der Eingliederungshilfe nach § 54  
Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Zwölften Buches erbracht werden;

3.	 § 21 Abs. 4 Satz 2 gilt auch nach Beendigung der in § 54 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Zwölften 
Buches genannten Maßnahmen;

4.	 bei nichterwerbsfähigen Personen, die voll erwerbsgemindert nach dem Sechsten Buch 
sind,  wird ein Mehrbedarf von 17 Prozent der nach § 20 maßgebenden Regelleistung 
anerkannt, wenn sie Inhaberin oder Inhaber eines Ausweises nach § 69 Abs. 5 des 
Neunten Buches mit dem Merkzeichen G sind; dies gilt nicht, wenn bereits ein Anspruch 
auf einen Mehrbedarf wegen Behinderung nach § 21 Abs. 4 oder nach der vorstehenden 
Nummer 2 oder 3 besteht.

1	 Zu beachten ist, dass die aktuelle Höhe der Regelbedarfe  ab 1. Januar 2014  im BGBL I S. 3857 veröffentlich ist.
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§ 25	� Leistungen bei medizinischer Rehabilitation der Rentenversicherung und bei Anspruch 
auf Verletztengeld aus der Unfallversicherung

Haben Leistungsberechtigte dem Grunde nach Anspruch auf Übergangsgeld bei medizi
nischen Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung, erbringen die Träger der Leistungen 
nach diesem Buch die bisherigen Leistungen als Vorschuss auf die Leistungen der Renten
versicherung weiter; dies gilt entsprechend bei einem Anspruch auf Verletztengeld aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung. Werden Vorschüsse länger als einen Monat geleistet, 
erhalten die Träger der Leistungen nach diesem Buch von den zur Leistung verpflichteten 
Trägern monatliche Abschlagszahlungen in Höhe der Vorschüsse des jeweils abgelaufenen 
Monats. § 102 des Zehnten Buches gilt entsprechend.

Viertes Kapitel 
Gemeinsame Vorschriften für Leistungen

Abschnitt 2 
Einheitliche Entscheidung

§ 44a	 Feststellung von Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit

(1) Die Agentur für Arbeit stellt fest, ob die oder der Arbeitsuchende erwerbsfähig ist. Der 
Entscheidung können widersprechen:

1.	 der kommunale Träger,

2.	 ein anderer Träger, der bei voller Erwerbsminderung zuständig wäre oder

3.	 die Krankenkasse, die bei Erwerbsfähigkeit Leistungen der Krankenversicherung zu 
erbringen hätte.

Der Widerspruch ist zu begründen. Im Widerspruchsfall entscheidet die Agentur für Arbeit, 
nachdem sie eine gutachterliche Stellungnahme eingeholt hat. Die gutachterliche Stellung-
nahme erstellt der nach § 109a Absatz 2 des Sechsten Buches zuständige Träger der Renten-
versicherung. Die Agentur für Arbeit ist bei der Entscheidung über den Widerspruch an die 
gutachterliche Stellungnahme nach Satz 5 gebunden. Bis zu der Entscheidung über den 
Widerspruch erbringen die Agentur für Arbeit und der kommunale Träger bei Vorliegen der 
übrigen Voraussetzungen Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende.

(1a) Der Einholung einer gutachterlichen Stellungnahme nach Absatz 1 Satz 4 bedarf es nicht, 
wenn der zuständige Träger der Rentenversicherung bereits nach § 109a Absatz 2 Satz 2 des 
Sechsten Buches eine gutachterliche Stellungnahme abgegeben hat. Die Agentur für Arbeit ist 
an die gutachterliche Stellungnahme gebunden.
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(2) Die gutachterliche Stellungnahme des Rentenversicherungsträgers zur Erwerbsfähigkeit 
ist für alle gesetzlichen Leistungsträger nach dem Zweiten, Dritten, Fünften, Sechsten und 
Zwölften Buch bindend; § 48 des Zehnten Buches bleibt unberührt.

	 Tipp: 
Ausführliche Informationen zum SGB II finden Sie in der Publikation 
Grundsicherung für Arbeitsuchende SGB II, Bestellnummer A 430.
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Erstes Kapitel 
Allgemeine Vorschriften 

Zweiter Abschnitt 
Berechtigte

§ 19	 Behinderte Menschen

(1) Behindert im Sinne dieses Buches sind Menschen, deren Aussichten, am Arbeitsleben 
teilzuhaben oder weiter teilzuhaben, wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung im Sinne 
von § 2 Abs. 1 des Neunten Buches nicht nur vorübergehend wesentlich gemindert sind und 
die deshalb Hilfen zur Teilhabe am Arbeitsleben benötigen, einschließlich lernbehinderter 
Menschen. 

(2) Behinderten Menschen stehen Menschen gleich, denen eine Behinderung mit den in 
Absatz 1 genannten Folgen droht.

Dritter Abschnitt 
Verhältnis der Leistungen aktiver Arbeitsförderung zu anderen Leistungen

§ 22	 Verhältnis zu anderen Leistungen

(1) Leistungen der aktiven Arbeitsförderung dürfen nur erbracht werden, wenn nicht andere 
Leistungsträger oder andere öffentlich-rechtliche Stellen zur Erbringung gleichartiger 
Leistungen gesetzlich verpflichtet sind.

(2) Allgemeine und besondere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben dürfen nur erbracht 
werden, sofern nicht ein anderer Rehabilitationsträger im Sinne des Neunten Buches 
zuständig ist. Der Eingliederungszuschuss für besonders betroffene schwerbehinderte 
Menschen nach § 90 Absatz 2 bis 4 und Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung für schwer
behinderte Menschen nach § 73 dürfen auch dann erbracht werden, wenn ein anderer 
Leistungsträger zur Erbringung gleichartiger Leistungen gesetzlich verpflichtet ist oder, 
ohne gesetzlich verpflichtet zu sein, Leistungen erbringt. In diesem Fall werden die 
Leistungen des anderen Leistungsträgers angerechnet.

(3) Soweit Leistungen zur Förderung der Berufsausbildung und zur Förderung der beruflichen 
Weiterbildung der Sicherung des Lebensunterhaltes dienen, gehen sie der Ausbildungs
beihilfe nach § 44 des Strafvollzugsgesetzes vor. Die Leistungen für Gefangene dürfen die 
Höhe der Ausbildungsbeihilfe nach § 44 des Strafvollzugsgesetzes nicht übersteigen. Sie 
werden den Gefangenen nach einer Förderzusage der Agentur für Arbeit in Vorleistung von 
den Ländern erbracht und von der Bundesagentur erstattet.
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(4) Folgende Leistungen des Dritten Kapitels werden nicht an oder für erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten Buches erbracht:

1.	 Leistungen nach § 35,

2.	 Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach dem Zweiten Abschnitt,

3.	 Leistungen zur Berufsausbildung nach dem Vierten Unterabschnitt des Dritten 
Abschnitts und Leistungen nach § 54a,

4.	 Leistungen zur beruflichen Weiterbildung nach dem Vierten Abschnitt und Leistungen 
nach den §§ 131a und 131b,

5.	 Leistungen zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem 
Ersten Unterabschnitt des Fünften Abschnitts und Leistungen nach § 131,

6.	 Leistungen der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben nach den §§ 112 bis 114, 
115 Nummer 1 bis 3 mit Ausnahme berufsvorbereitender Bildungsmaßnahmen und der 
Berufsausbildungsbeihife, § 116 Absatz 1, 2 und 5, den §§ 117, 118 Satz 1 Nummer 1 und 3 
sowie den §§ 119 bis 121, 127 und 128.

Sofern die Bundesagentur für die Erbringung von Leistungen nach § 35 besondere Dienst
stellen nach § 367 Abs. 2 Satz 2 eingerichtet oder zusätzliche Vermittlungsdienstleistungen 
agenturübergreifend organisiert hat, erbringt sie die dort angebotenen Vermittlungs
leistungen abweichend von Satz 1 auch an oder für erwerbsfähige Leistungsberechtigte im 
Sinne des Zweiten Buches. Eine Leistungserbringung an oder für erwerbsfähige Leistungs
berechtigte im Sinne des Zeiten Buches nach den Grundsätzen der §§ 88 bis 92 des Zehnten 
Buches bleibt ebenfalls unberührt. Die Agenturen für Arbeit dürfen Aufträge nach Satz 3 zur 
Ausbildungsvermittlung nur aus wichtigem Grund ablehnen. Abweichend von Satz 1 werden 
die Leistungen nach den §§ 35, 45 Absatz 7, den §§ 117,118 Satz 1 Nummer 1 und 3 und den 
§§ 127 und 128 auch an oder für erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten 
Buches erbracht, die einen Anspruch auf Arbeitslosengeld haben.
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Zweites Kapitel 
Versicherungspflicht

Erster Abschnitt 
Beschäftigte, Sonstige Versicherungspflichtige

§ 26	 Sonstige Versicherungspflichtige

(1) Versicherungspflichtig sind

1.	 Jugendliche, die in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation nach § 35 des Neunten 
Buches Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erhalten, die ihnen eine Erwerbstätigkeit 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ermöglichen sollen, sowie Personen, die in 
Einrichtungen der Jugendhilfe für eine Erwerbstätigkeit befähigt werden sollen,

2.	 Personen, die nach Maßgabe des Wehrpflichtgesetzes oder des Zivildienstgesetzes 
Wehrdienst oder Zivildienst leisten und während dieser Zeit nicht als Beschäftigte 
versicherungspflichtig sind,

(2) Versicherungspflichtig sind Personen in der Zeit, für die sie

1.	 von einem Leistungsträger Mutterschaftsgeld, Krankengeld, Versorgungskrankengeld, 
Verletztengeld oder von einem Träger der medizinischen Rehabilitation Übergangsgeld 
beziehen,

2.	 von einem privaten Krankenversicherungsunternehmen Krankentagegeld beziehen oder

2a.	 von einem privaten Krankenversicherungsunternehmen, von einem Beihilfeträger des 
Bundes, von einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Träger von Kosten in Krankheits
fällen auf Bundesebene, von dem Träger der Heilfürsorge im Bereich des Bundes, von 
dem Träger der truppenärztlichen Versorgung oder von einem öffentlich-rechtlichen 
Träger von Kosten in Krankheitsfällen auf Landesebene, soweit Landesrecht dies vorsieht, 
Leistungen für den Ausfall von Arbeitseinkünften im Zusammenhang mit einer nach den 
§§ 8 und 8a des Transplantationsgesetzes erfolgenden Spende von Organen oder Geweben 
beziehen oder

3.	 von einem Träger der gesetzlichen Rentenversicherung eine Rente wegen voller Erwerbs-
minderung beziehen,

wenn sie unmittelbar vor Beginn der Leistung versicherungspflichtig waren, eine laufende 
Entgeltersatzleistung nach diesem Buch bezogen oder eine als Arbeitsbeschaffungsmaß
nahme geförderte Beschäftigung ausgeübt haben, die ein Versicherungspflichtverhältnis oder 
den Bezug einer laufenden Entgeltersatzleistung nach diesem Buch unterbrochen hat.
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(2a) Versicherungspflichtig sind Personen in der Zeit, in der sie ein Kind, das das dritte Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat, erziehen, wenn sie

1.	 unmittelbar vor der Kindererziehung versicherungspflichtig waren, eine laufende 
Entgeltersatzleistung nach diesem Buch bezogen oder eine als Arbeitsbeschaffungs
maßnahme geförderte Beschäftigung ausgeübt haben, die ein Versicherungspflicht
verhältnis oder den Bezug einer laufenden Entgeltersatzleistung nach diesem Buch 
unterbrochen hat, und

2.	 sich mit dem Kind im Inland gewöhnlich aufhalten oder bei Aufenthalt im Ausland 
Anspruch auf Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder Bundeskindergeld
gesetz haben oder ohne die Anwendung des § 64 oder § 65 des Einkommensteuergesetzes 
oder des § 3 oder § 4 des Bundeskindergeldgesetzes haben würden.

Satz 1 gilt nur für Kinder des Erziehenden, seines nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten 
oder seines nicht dauernd getrennt lebenden Lebenspartners. Haben mehrere Personen ein 
Kind gemeinsam erzogen, besteht Versicherungspflicht nur für die Person, der nach den 
Regelungen des Rechts der gesetzlichen Rentenversicherung die Erziehungszeit zuzuordnen 
ist (§ 56 Abs. 2 des Sechsten Buches).

(2b) Versicherungspflichtig sind Personen in der Zeit, in der sie eine Pflegezeit nach § 3 Abs. 1 
Satz 1 des Pflegezeitgesetzes in Anspruch nehmen und eine pflegebedürftige Person pflegen, 
wenn sie unmittelbar vor der Pflegezeit versicherungspflichtig waren oder eine als Arbeits
beschaffungsmaßnahme geförderte Beschäftigung ausgeübt haben, die ein Versicherungs-
pflichtverhältnis oder den Bezug einer laufenden Entgeltersatzleistung nach diesem Buch 
unterbrochen hat.

(3) Nach Absatz 1 Nr. 1 ist nicht versicherungspflichtig, wer nach § 25 Abs. 1 versicherungs-
pflichtig ist. Nach Absatz 1 Nr. 4 ist nicht versicherungspflichtig, wer nach anderen Vor
schriften dieses Buches versicherungspflichtig ist. Versicherungspflichtig wegen des Bezuges 
von Mutterschaftsgeld nach Absatz 2 Nr. 1 ist nicht, wer nach Absatz 2a versicherungs-
pflichtig ist. Nach Absatz 2 Nr. 2 ist nicht versicherungspflichtig, wer nach Absatz 2 Nr. 1 
versicherungspflichtig ist. Nach Absatz 2a und 2b ist nicht versicherungspflichtig, wer nach 
anderen Vorschriften dieses Buches versicherungspflichtig ist oder während der Zeit der 
Erziehung oder Pflege Anspruch auf Entgeltersatzleistungen nach diesem Buch hat; Satz 3 
bleibt unberührt. Trifft eine Versicherungspflicht nach Absatz 2a mit einer Versicherungs-
pflicht nach Absatz 2b zusammen, geht die Versicherungspflicht nach Absatz 2a vor.
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Drittes Kapitel 
Aktive Arbeitsförderung

Zweiter Abschnitt 
Aktivierung und berufliche Eingliederung

§ 44	 Förderung aus dem Vermittlungsbudget

(1) Ausbildungsuchende, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende und Arbeitslose 
können aus dem Vermittlungsbudget der Agentur für Arbeit bei der Anbahnung oder 
Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschäftigung gefördert werden, wenn dies für die 
berufliche Eingliederung notwendig ist. Sie sollen insbesondere bei der Erreichung der in der 
Eingliederungsvereinbarung festgelegten Eingliederungsziele unterstützt werden. Die 
Förderung umfasst die Übernahme der angemessenen Kosten, soweit der Arbeitgeber 
gleichartige Leistungen nicht oder voraussichtlich nicht erbringen wird.

(2) Nach Absatz 1 kann auch die Anbahnung oder die Aufnahme einer versicherungs
pflichtigen Beschäftigung mit einer Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden wöchentlich in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz gefördert werden.

(3) Die Agentur für Arbeit entscheidet über den Umfang der zu erbringenden Leistungen; sie 
kann Pauschalen festlegen. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts sind ausge
schlossen. Die Förderung aus dem Vermittlungsbudget darf die anderen Leistungen nach 
diesem Buch nicht aufstocken, ersetzen oder umgehen.

§ 45	 Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung

(1) Ausbildungsuchende, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende und Arbeitslose 
können bei Teilnahme an Maßnahmen gefördert werden, die ihre berufliche Eingliederung 
durch

1.	 Heranführung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt,

2.	 Feststellung, Verringerung oder Beseitigung von Vermittlungshemmnissen,

3.	 Vermittlung in eine versicherungspflichtige Beschäftigung,

4.	 Heranführung an eine selbständige Tätigkeit oder

5.	 Stabilisierung einer Beschäftigungsaufnahme
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unterstützen (Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung). Für die 
Aktivierung von Arbeitslosen, deren berufliche Eingliederung auf Grund von schwer
wiegenden Vermittlungshemmnissen, insbesondere auf Grund der Dauer ihrer Arbeitslosig-
keit, besonders erschwert ist, sollen Maßnahmen gefördert werden, die nach inhaltlicher 
Ausgestaltung und Dauer den erhöhten Stabilisierungs- und Unterstützungsbedarf der 
Arbeitslosen berücksichtigen. Versicherungspflichtige Beschäftigungen mit einer Arbeitszeit 
von mindestens 15 Stunden wöchentlich in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum sind den versicherungspflichtigen Beschäftigungen nach Satz 1 Nummer 3 
gleichgestellt. Die Förderung umfasst die Übernahme der angemessenen Kosten für die 
Teilnahme, soweit dies für die berufliche Eingliederung notwendig ist. Die Förderung kann 
auf die Weiterleistung von Arbeitslosengeld beschränkt werden.

(2) Die Dauer der Einzel- oder Gruppenmaßnahmen muss deren Zweck und Inhalt ent
sprechen. Soweit Maßnahmen oder Teile von Maßnahmen nach Absatz 1 bei oder von einem 
Arbeitgeber durchgeführt werden, dürfen diese jeweils die Dauer von sechs Wochen nicht 
überschreiten. Die Vermittlung von beruflichen Kenntnissen in Maßnahmen zur Aktivierung 
und beruflichen Eingliederung darf die Dauer von acht Wochen nicht überschreiten. 
Maßnahmen des Dritten Abschnitts sind ausgeschlossen.

(3) Die Agentur für Arbeit kann unter Anwendung des Vergaberechts Träger mit der Durch-
führung von Maßnahmen nach Absatz 1 beauftragen.

(4) Die Agentur für Arbeit kann der oder dem Berechtigten das Vorliegen der Voraussetzungen 
für eine Förderung nach Absatz 1 bescheinigen und Maßnahmeziel und -inhalt festlegen 
(Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein). Der Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein 
kann zeitlich befristet sowie regional beschränkt werden. Der Aktivierungs- und Ver
mittlungsgutschein berechtigt zur Auswahl

1.	 eines Trägers, der eine dem Maßnahmeziel und -inhalt entsprechende und nach § 179 
zugelassene Maßnahme anbietet,

2.	 eines Trägers, der eine ausschließlich erfolgsbezogen vergütete Arbeitsvermittlung in 
versicherungspflichtige Beschäftigung anbietet, oder

3.	 eines Arbeitgebers, der eine dem Maßnahmeziel und -inhalt entsprechende betriebliche 
Maßnahme von einer Dauer bis zu sechs Wochen anbietet.

Der ausgewählte Träger nach Satz 3 Nummer 1 und der ausgewählte Arbeitgeber nach Satz 3 
Nummer 3 haben der Agentur für Arbeit den Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein vor 
Beginn der Maßnahme vorzulegen. Der ausgewählte Träger nach Satz 3 Nummer 2 hat der 
Agentur für Arbeit den Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein nach erstmaligem Vorliegen 
der Auszahlungsvoraussetzungen vorzulegen.

(5) Die Agentur für Arbeit soll die Entscheidung über die Ausgabe eines Aktivierungs- und 
Vermittlungsgutscheins nach Absatz 4 von der Eignung und den persönlichen Verhältnissen 
der Förderberechtigten oder der örtlichen Verfügbarkeit von Arbeitsmarktdienstleistungen 
abhängig machen.
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(6) Die Vergütung richtet sich nach Art und Umfang der Maßnahme und kann aufwands- 
oder erfolgsbezogen gestaltet sein; eine Pauschalierung ist zulässig. § 83 Absatz 2 gilt 
entsprechend. Bei einer erfolgreichen Arbeitsvermittlung in versicherungspflichtige 
Beschäftigung durch einen Träger nach Absatz 4 Satz 3 Nummer 2 beträgt die Vergütung 
2 000 Euro. Bei Langzeitarbeitslosen und behinderten Menschen nach § 2 Absatz 1 des 
Neunten Buches kann die Vergütung auf eine Höhe von bis zu 2 500 Euro festgelegt werden. 
Die Vergütung nach den Sätzen 3 und 4 wird in Höhe von 1 000 Euro nach einer sechs
wöchigen und der Restbetrag nach einer sechsmonatigen Dauer des Beschäftigungsver
hältnisses gezahlt. Eine erfolgsbezogene Vergütung für die Arbeitsvermittlung in ver
sicherungspflichtige Beschäftigung ist ausgeschlossen, wenn das Beschäftigungsverhältnis

1.	 von vornherein auf eine Dauer von weniger als drei Monaten begrenzt ist oder

2.	 bei einem früheren Arbeitgeber begründet wird, bei dem die Arbeitnehmerin oder der 
Arbeitnehmer während der letzten vier Jahre vor Aufnahme der Beschäftigung mehr als 
drei Monate lang versicherungspflichtig beschäftigt war; dies gilt nicht, wenn es sich um 
die befristete Beschäftigung besonders betroffener schwerbehinderter Menschen handelt.

(7) Arbeitslose, die Anspruch auf Arbeitslosengeld haben, dessen Dauer nicht allein auf § 147 
Absatz 3 beruht, und nach einer Arbeitslosigkeit von sechs Wochen innerhalb einer Frist von 
drei Monaten noch nicht vermittelt sind, haben Anspruch auf einen Aktivierungs- und 
Vermittlungsgutschein nach Absatz 4 Satz 3 Nummer 2. In die Frist werden Zeiten nicht 
eingerechnet, in denen die oder der Arbeitslose an Maßnahmen zur Aktivierung und 
beruflichen Eingliederung sowie an Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung teilge
nommen hat.

§ 46	 Probebeschäftigung und Arbeitshilfe für behinderte Menschen

(1) Arbeitgebern können die Kosten für eine befristete Probebeschäftigung behinderter, 
schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter Menschen im Sinne des § 2 des Neunten 
Buches bis zu einer Dauer von drei Monaten erstattet werden, wenn dadurch die Möglichkeit 
einer Teilhabe am Arbeitsleben verbessert wird oder eine vollständige und dauerhafte 
Teilhabe am Arbeitsleben zu erreichen ist.

(2) Arbeitgeber können Zuschüsse für eine behindertengerechte Ausgestaltung von Aus
bildungs- oder Arbeitsplätzen erhalten, soweit dies erforderlich ist, um die dauerhafte 
Teilhabe am Arbeitsleben zu erreichen oder zu sichern und eine entsprechende Verpflichtung 
des Arbeitgebers nach dem Teil 2 des Neunten Buches nicht besteht.
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Dritter Abschnitt 
Berufswahl und Berufsausbildung

Erster Unterabschnitt 
Übergang von der Schule in die Berufsausbildung

§ 48	 Berufsorientierungsmaßnahmen

(1) Die Agentur für Arbeit kann Schülerinnen und Schüler allgemeinbildender Schulen durch 
vertiefte Berufsorientierung und Berufswahlvorbereitung fördern (Berufsorientierungs
maßnahmen), wenn sich Dritte mit mindestens 50 Prozent an der Förderung beteiligen. Die 
Agentur für Arbeit kann sich auch mit bis zu 50 Prozent an der Förderung von Maßnahmen 
beteiligen, die von Dritten eingerichtet werden.

(2) Die besonderen Bedürfnisse von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf und von schwerbehinderten Schülerinnen und Schülern sollen bei der 
Ausgestaltung der Maßnahmen berücksichtigt werden.

§ 49	 Berufseinstiegsbegleitung

(1) Die Agentur für Arbeit kann förderungsbedürftige junge Menschen durch Maßnahmen der 
Berufseinstiegsbegleitung fördern, um sie beim Übergang von der allgemeinbildenden Schule 
in eine Berufsausbildung zu unterstützen, wenn sich Dritte mit mindestens 50 Prozent an der 
Förderung beteiligen.

(2) Förderungsfähig sind Maßnahmen zur individuellen Begleitung und Unterstützung 
förderungsbedürftiger junger Menschen durch Berufseinstiegsbegleiterinnen und Berufs
einstiegsbegleiter, um die Eingliederung der jungen Menschen in eine Berufsausbildung zu 
erreichen (Berufseinstiegsbegleitung). Unterstützt werden sollen insbesondere das Erreichen 
des Abschlusses einer allgemeinbildenden Schule, die Berufsorientierung und -wahl, die 
Suche nach einer Ausbildungsstelle und die Stabilisierung des Berufsausbildungsverhält
nisses. Hierzu sollen die Berufseinstiegsbegleiterinnen und Berufseinstiegsbegleiter ins
besondere mit Verantwortlichen in der allgemeinbildenden Schule, mit Dritten, die junge 
Menschen in der Region mit ähnlichen Inhalten unterstützen, und mit den Arbeitgebern in 
der Region eng zusammenarbeiten.

(3) Die Berufseinstiegsbegleitung beginnt in der Regel mit dem Besuch der Vorabgangsklasse 
der allgemeinbildenden Schule und endet in der Regel ein halbes Jahr nach Beginn einer 
Berufsausbildung. Die Berufseinstiegsbegleitung endet spätestens 24 Monate nach 
Beendigung der allgemeinbildenden Schule.

(4) Förderungsbedürftig sind junge Menschen, die voraussichtlich Schwierigkeiten haben 
werden, den Abschluss der allgemeinbildenden Schule zu erreichen oder den Übergang in 
eine Berufsausbildung zu bewältigen.
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(5) Als Maßnahmekosten werden dem Träger die angemessenen Aufwendungen für die 
Durchführung der Maßnahme einschließlich der erforderlichen Kosten für die Berufs
einstiegsbegleiterinnen und Berufseinstiegsbegleiter erstattet.

Zweiter Unterabschnitt 
Berufsvorbereitung

§ 51	 Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme

(1) Die Agentur für Arbeit kann förderungsbedürftige junge Menschen durch berufsvor
bereitende Bildungsmaßnahmen fördern, um sie auf die Aufnahme einer Berufsausbildung 
vorzubereiten oder, wenn die Aufnahme einer Berufsausbildung wegen in ihrer Person 
liegender Gründe nicht möglich ist, ihnen die berufliche Eingliederung zu erleichtern.

(2) Eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme ist förderungsfähig, wenn sie

1.	 nicht den Schulgesetzen der Länder unterliegt und

2.	 nach Aus- und Fortbildung sowie Berufserfahrung der Leitung und der Lehr- und 
Fachkräfte, nach Gestaltung des Lehrplans, nach Unterrichtsmethode und Güte der zum 
Einsatz vorgesehenen Lehr- und Lernmittel eine erfolgreiche berufliche Bildung erwarten 
lässt.

Eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme, die teilweise im Ausland durchgeführt wird, 
ist auch für den im Ausland durchgeführten Teil förderungsfähig, wenn dieser Teil im 
Verhältnis zur Gesamtdauer der berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme angemessen ist 
und die Hälfte der vorgesehenen Förderdauer nicht übersteigt.

(3) Eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme kann zur Erleichterung der beruflichen 
Eingliederung auch allgemeinbildende Fächer enthalten und auf den nachträglichen Erwerb 
des Hauptschulabschlusses oder eines gleichwertigen Schulabschlusses vorbereiten.

(4) Betriebliche Praktika können abgestimmt auf den individuellen Förderbedarf in ange
messenem Umfang vorgesehen werden.

§ 52	 Förderungsbedürftige junge Menschen

(1) Förderungsbedürftig sind junge Menschen,

1.	 bei denen die berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme zur Vorbereitung auf eine 
Berufsausbildung oder, wenn die Aufnahme einer Berufsausbildung wegen in ihrer 
Person liegender Gründe nicht möglich ist, zur beruflichen Eingliederung erforderlich ist,

2.	 die die Vollzeitschulpflicht nach den Gesetzen der Länder erfüllt haben und

3.	 deren Fähigkeiten erwarten lassen, dass sie das Ziel der Maßnahme erreichen.

(2) § 59 Absatz 1 und 3 gilt entsprechend.
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§ 53	� Vorbereitung auf einen Hauptschulabschluss im Rahmen einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme

Förderungsbedürftige junge Menschen ohne Schulabschluss haben einen Anspruch, im 
Rahmen einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme auf den nachträglichen Erwerb des 
Hauptschulabschlusses oder eines gleichwertigen Schulabschlusses vorbereitet zu werden. 
Die Leistung wird nur erbracht, soweit sie nicht für den gleichen Zweck durch Dritte erbracht 
wird. Die Agentur für Arbeit hat darauf hinzuwirken, dass sich die für die allgemeine 
Schulbildung zuständigen Länder an den Kosten der Maßnahme beteiligen. Leistungen 
Dritter zur Aufstockung der Leistung bleiben anrechnungsfrei.

§ 54	 Maßnahmekosten

Bei einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme werden dem Träger als Maßnahme
kosten erstattet:

1.	 die angemessenen Aufwendungen für das zur Durchführung der Maßnahme eingesetzte 
erforderliche Ausbildungs- und Betreuungspersonal, einschließlich dessen regelmäßiger 
fachlicher Weiterbildung, sowie für das erforderliche Leitungs- und Verwaltungspersonal,

2.	 die angemessenen Sachkosten, einschließlich der Kosten für Lernmittel und Arbeits
kleidung, und die angemessenen Verwaltungskosten sowie

3.	 erfolgsbezogene Pauschalen bei Vermittlung von Teilnehmenden in eine betriebliche 
Berufsausbildung im Sinne des § 57 Absatz 1.

§ 54a	 Einstiegsqualifizierung

(1) Arbeitgeber, die eine betriebliche Einstiegsqualifizierung durchführen, können durch 
Zuschüsse zur Vergütung bis zu einer Höhe von 212 Euro monatlich zuzüglich eines 
pauschalierten Anteils am durchschnittlichen Gesamtsozialversicherungsbeitrag des 
Auszubildenden gefördert werden. Die betriebliche Einstiegsqualifizierung dient der 
Vermittlung und Vertiefung von Grundlagen für den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit. 
Soweit die betriebliche Einstiegsqualifizierung als Berufsausbildungsvorbereitung nach dem 
Berufsbildungsgesetz durchgeführt wird, gelten die §§ 68 bis 70 des Berufsbildungsgesetzes.

(2) Eine Einstiegsqualifizierung kann für die Dauer von sechs bis längstens zwölf Monaten 
gefördert werden, wenn sie

1.	 auf der Grundlage eines Vertrages im Sinne des § 26 des Berufsbildungsgesetzes mit dem 
Auszubildenden durchgeführt wird,

2.	 auf einen anerkannten Ausbildungsberuf im Sinne des § 4 Abs. 1 des Berufsbildungs
gesetzes, § 25 Abs. 1 Satz 1 der Handwerksordnung, des Seemannsgesetzes oder des 
Altenpflegegesetzes vorbereitet und

3.	 in Vollzeit oder wegen der Erziehung eigener Kinder oder der Pflege von Familien
angehörigen in Teilzeit von mindestens 20 Wochenstunden durchgeführt wird.
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(3) Der Abschluss des Vertrages ist der nach dem Berufsbildungsgesetz, im Falle der Vor
bereitung auf einen nach dem Altenpflegegesetz anerkannten Ausbildungsberuf der nach 
Landesrecht zuständigen Stelle anzuzeigen. Die vermittelten Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten sind vom Betrieb zu bescheinigen. Die zuständige Stelle stellt über die erfolgreich 
durchgeführte betriebliche Einstiegsqualifizierung ein Zertifikat aus.

(4) Förderungsfähig sind

1.	 bei der Agentur für Arbeit gemeldete Ausbildungsbewerber mit aus individuellen 
Gründen eingeschränkten Vermittlungsperspektiven, die auch nach den bundesweiten 
Nachvermittlungsaktionen keinen Ausbildungsplatz haben,

2.	 Ausbildungsuchende, die noch nicht in vollem Maße über die erforderliche Ausbildungs-
reife verfügen, und

3.	 lernbeeinträchtigte und sozial benachteiligte Ausbildungsuchende.

(5) Die Förderung eines Auszubildenden, der bereits eine betriebliche Einstiegsqualifizierung 
bei dem Antrag stellenden Betrieb oder in einem anderen Betrieb des Unternehmens 
durchlaufen hat, oder in einem Betrieb des Unternehmens oder eines verbundenen Unter-
nehmens in den letzten drei Jahren vor Beginn der Einstiegsqualifizierung versicherungs-
pflichtig beschäftigt war, ist ausgeschlossen. Gleiches gilt, wenn die Einstiegsqualifizierung im 
Betrieb der Ehegatten, Lebenspartner oder Eltern durchgeführt wird.

Dritter Unterabschnitt 
Berufsausbildungsbeihilfe

§ 56	 Berufsausbildungsbeihilfe

(1) Auszubildende haben Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe während einer Berufs
ausbildung, wenn

1.	 die Berufsausbildung förderungsfähig ist,

2.	 sie zum förderungsfähigen Personenkreis gehören und die sonstigen persönlichen 
Voraussetzungen für eine Förderung erfüllt sind und

3.	 ihnen die erforderlichen Mittel zur Deckung des Bedarfs für den Lebensunterhalt, die 
Fahrkosten und die sonstigen Aufwendungen (Gesamtbedarf) nicht anderweitig zur 
Verfügung stehen.

(2) Auszubildende haben Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe während einer berufs
vorbereitenden Bildungsmaßnahme nach § 51.
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§ 57	 Förderungsfähige Berufsausbildung

(1) Eine Berufsausbildung ist förderungsfähig, wenn sie in einem nach dem Berufsbildungs
gesetz, der Handwerksordnung oder dem Seemannsgesetz staatlich anerkannten Aus
bildungsberuf betrieblich oder außerbetrieblich oder nach dem Altenpflegegesetz betrieblich 
durchgeführt wird und der dafür vorgeschriebene Berufsausbildungsvertrag abgeschlossen 
worden ist.

(2) Förderungsfähig ist die erste Berufsausbildung. Eine zweite Berufsausbildung kann 
gefördert werden, wenn zu erwarten ist, dass eine berufliche Eingliederung dauerhaft auf 
andere Weise nicht erreicht werden kann und durch die zweite Berufsausbildung die 
berufliche Eingliederung erreicht wird.

(3) Nach der vorzeitigen Lösung eines Berufsausbildungsverhältnisses darf erneut gefördert 
werden, wenn für die Lösung ein berechtigter Grund bestand.

§ 60	 Sonstige persönliche Voraussetzungen

(1) Die oder der Auszubildende wird bei einer Berufsausbildung nur gefördert, wenn sie 
oder er

1.	 außerhalb des Haushalts der Eltern oder eines Elternteils wohnt und

2.	 die Ausbildungsstätte von der Wohnung der Eltern oder eines Elternteils aus nicht in 
angemessener Zeit erreichen kann.

(2) Absatz 1 Nummer 2 gilt nicht, wenn die oder der Auszubildende

1.	 18 Jahre oder älter ist,

2.	 verheiratet oder in einer Lebenspartnerschaft verbunden ist oder war,

3.	 mit mindestens einem Kind zusammenlebt oder

4.	 aus schwerwiegenden sozialen Gründen nicht auf die Wohnung der Eltern oder eines 
Elternteils verwiesen werden kann.

§ 61	 Bedarf für den Lebensunterhalt bei Berufsausbildung

(1) Ist die oder der Auszubildende während der Berufsausbildung außerhalb des Haushalts der 
Eltern oder eines Elternteils untergebracht, wird der jeweils geltende Bedarf für Studierende 
nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes zugrunde gelegt. 
Der Bedarf erhöht sich für die Unterkunft um 149 Euro monatlich. Soweit Mietkosten für 
Unterkunft und Nebenkosten nachweislich den Betrag nach Satz 2 übersteigen, erhöht sich 
der dort genannte Bedarf um bis zu 75 Euro monatlich.
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(2) Ist die oder der Auszubildende bei der oder dem Ausbildenden mit voller Verpflegung 
untergebracht, werden abweichend von Absatz 1 als Bedarf für den Lebensunterhalt die Werte 
der Sozialversicherungsentgeltverordnung für Verpflegung und Unterbringung oder 
Wohnung zuzüglich 90 Euro monatlich für sonstige Bedürfnisse zugrunde gelegt.

(3) Ist die oder der Auszubildende mit voller Verpflegung in einem Wohnheim oder einem 
Internat untergebracht, werden abweichend von Absatz 1 als Bedarf für den Lebensunterhalt 
die im Rahmen der §§ 78a bis 78g des Achten Buches vereinbarten Entgelte für Verpflegung 
und Unterbringung ohne sozialpädagogische Begleitung zuzüglich 90 Euro monatlich für 
sonstige Bedürfnisse zugrunde gelegt. Als Bedarf für den Lebensunterhalt von Auszubilden-
den unter 18 Jahren werden zusätzlich die Entgelte für die sozialpädagogische Begleitung 
zugrunde gelegt, soweit diese nicht von Dritten erstattet werden.

§ 62	 Bedarf für den Lebensunterhalt bei berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen

(1) Ist die oder der Auszubildende während einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme 
im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils untergebracht, wird der jeweils geltende Bedarf 
für Schülerinnen und Schüler nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesausbildungs
förderungsgesetzes zugrunde gelegt.

(2) Ist die oder der Auszubildende außerhalb des Haushalts der Eltern oder eines Elternteils 
untergebracht, werden als Bedarf für den Lebensunterhalt 391 Euro monatlich zugrunde 
gelegt. Soweit Mietkosten für Unterkunft und Nebenkosten nachweislich 58 Euro monatlich 
übersteigen, erhöht sich der in Satz 1 genannte Bedarf um bis zu 74 Euro monatlich.

(3) Ist die oder der Auszubildende mit voller Verpflegung in einem Wohnheim oder einem 
Internat untergebracht, werden abweichend von Absatz 2 als Bedarf für den Lebensunterhalt 
die im Rahmen der §§ 78a bis 78g des Achten Buches vereinbarten Entgelte für Verpflegung 
und Unterbringung ohne sozialpädagogische Begleitung zuzüglich 90 Euro monatlich 
für sonstige Bedürfnisse zugrunde gelegt. Als Bedarf für den Lebensunterhalt von Auszu
bildenden unter 18 Jahren werden zusätzlich die Entgelte für die sozialpädagogische 
Begleitung zugrunde gelegt, soweit diese nicht von Dritten erstattet werden.

§ 63	 Fahrkosten

(1) Als Bedarf für Fahrkosten werden folgende Kosten der oder des Auszubildenden zugrunde 
gelegt:

1.	 Kosten für Fahrten zwischen Unterkunft, Ausbildungsstätte und Berufsschule (Pendel-
fahrten),

2.	 bei einer erforderlichen auswärtigen Unterbringung Kosten für die An- und Abreise und 
für eine monatliche Familienheimfahrt oder anstelle der Familienheimfahrt für eine 
monatliche Fahrt einer oder eines Angehörigen zum Aufenthaltsort der oder des 
Auszubildenden.
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Eine auswärtige Unterbringung ist erforderlich, wenn die Ausbildungsstätte vom Familien-
wohnort aus nicht in angemessener Zeit erreicht werden kann.

(2) Abweichend von Absatz 1 Nummer 2 werden bei einer Förderung im Ausland folgende 
Kosten der oder des Auszubildenden zugrunde gelegt:

1.	 bei einem Ausbildungsort innerhalb Europas die Kosten für eine Hin- und Rückreise je 
Ausbildungshalbjahr,

2.	 bei einem Ausbildungsort außerhalb Europas die Kosten für eine Hin- und Rückreise je 
Ausbildungsjahr.

In besonderen Härtefällen können die notwendigen Aufwendungen für eine weitere Hin- 
und Rückreise zugrunde gelegt werden.

(3) Die Fahrkosten werden in Höhe des Betrags zugrunde gelegt, der bei Benutzung des 
zweckmäßigsten regelmäßig verkehrenden öffentlichen Verkehrsmittels in der niedrigsten 
Klasse zu zahlen ist; bei Benutzung sonstiger Verkehrsmittel wird für Fahrkosten die Höhe der 
Wegstreckenentschädigung nach § 5 Absatz 1 des Bundesreisekostengesetzes zugrunde gelegt. 
Bei nicht geringfügigen Fahrpreiserhöhungen hat auf Antrag eine Anpassung zu erfolgen, 
wenn der Bewilligungszeitraum noch mindestens zwei weitere Monate andauert. Kosten für 
Pendelfahrten werden nur bis zur Höhe des Betrags zugrunde gelegt, der nach § 86 insgesamt 
erbracht werden kann.

§ 64	 Sonstige Aufwendungen

(1) Bei einer Berufsausbildung wird als Bedarf für sonstige Aufwendungen eine Pauschale für 
Kosten der Arbeitskleidung in Höhe von 12 Euro monatlich zugrunde gelegt.

(2) Bei einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme werden als Bedarf für sonstige 
Aufwendungen bei Auszubildenden, deren Schutz im Krankheits- oder Pflegefall nicht 
anderweitig sichergestellt ist, die Beiträge für eine freiwillige Krankenversicherung ohne 
Anspruch auf Krankengeld und die Beiträge zur Pflegepflichtversicherung bei einem Träger 
der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung oder, wenn dort im Einzelfall ein Schutz 
nicht gewährleistet ist, bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen zugrunde 
gelegt.

(3) Bei einer Berufsausbildung und einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme werden 
als Bedarf für sonstige Aufwendungen die Kosten für die Betreuung der aufsichtsbedürftigen 
Kinder der oder des Auszubildenden in Höhe von 130 Euro monatlich je Kind zugrunde 
gelegt. Darüber hinaus können sonstige Kosten anerkannt werden,

1.	 soweit sie durch die Berufsausbildung oder die Teilnahme an der berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme unvermeidbar entstehen,

2.	 soweit die Berufsausbildung oder die Teilnahme an der berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahme andernfalls gefährdet ist und

3.	 wenn die Aufwendungen von der oder dem Auszubildenden oder ihren oder seinen 
Erziehungsberechtigten zu tragen sind.
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§ 66	 Anpassung der Bedarfssätze

Für die Anpassung der Bedarfssätze gilt § 35 Satz 1 und 2 des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes entsprechend.

§ 67	 Einkommensanrechnung

(1) Auf den Gesamtbedarf sind die Einkommen der folgenden Personen in der Reihenfolge 
ihrer Nennung anzurechnen:

1.	 der oder des Auszubildenden,

2.	 der Person, mit der die oder der Auszubildende verheiratet oder in einer Lebenspartner-
schaft verbunden ist und von der sie oder er nicht dauernd getrennt lebt, und

3.	 der Eltern der oder des Auszubildenden.

(2) Für die Ermittlung des Einkommens und dessen Anrechnung sowie die Berücksichtigung 
von Freibeträgen gelten § 11 Absatz 4 sowie die Vorschriften des Vierten Abschnitts des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes mit den hierzu ergangenen Rechtsverordnungen 
entsprechend. Abweichend von

1.	 § 21 Absatz 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes werden Werbungskosten der 
oder des Auszubildenden auf Grund der Berufsausbildung nicht berücksichtigt;

2.	 § 22 Absatz 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes ist das Einkommen der oder des 
Auszubildenden maßgebend, das zum Zeitpunkt der Antragstellung absehbar ist; 
Änderungen bis zum Zeitpunkt der Entscheidung sind zu berücksichtigen;

3.	 § 23 Absatz 3 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes bleiben 58 Euro der Ausbildungs-
vergütung und abweichend von § 25 Absatz 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
zusätzlich 567 Euro anrechnungsfrei, wenn die Ausbildungsstätte von der Wohnung der 
Eltern oder eines Elternteils aus nicht in angemessener Zeit erreicht werden kann;

4.	 § 23 Absatz 4 Nummer 2 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes werden Leistungen 
Dritter, die zur Aufstockung der Berufsausbildungsbeihilfe erbracht werden, nicht 
angerechnet.

(3) Bei einer Berufsausbildung im Betrieb der Eltern, der Ehefrau oder des Ehemanns oder der 
Lebenspartnerin oder des Lebenspartners ist für die Feststellung des Einkommens der oder 
des Auszubildenden mindestens die tarifliche Bruttoausbildungsvergütung als vereinbart 
zugrunde zu legen oder, soweit eine tarifliche Regelung nicht besteht, die ortsübliche 
Bruttoausbildungsvergütung, die in diesem Ausbildungsberuf bei einer Berufsausbildung in 
einem fremden Betrieb geleistet wird.

(4) Für an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen Teilnehmende wird von einer 
Anrechnung des Einkommens abgesehen. Satz 1 gilt nicht für Einkommen der Teil
nehmenden aus einer nach diesem Buch oder vergleichbaren öffentlichen Programmen 
geförderten Maßnahme.
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(5) Das Einkommen der Eltern bleibt außer Betracht, wenn ihr Aufenthaltsort nicht bekannt 
ist oder sie rechtlich oder tatsächlich gehindert sind, im Inland Unterhalt zu leisten. Das 
Einkommen ist ferner nicht anzurechnen, soweit ein Unterhaltsanspruch nicht besteht oder 
dieser verwirkt ist.

§ 68	 Vorausleistung von Berufsausbildungsbeihilfe

(1) Macht die oder der Auszubildende glaubhaft, dass ihre oder seine Eltern den nach den 
Vorschriften dieses Buches angerechneten Unterhaltsbetrag nicht leisten, oder kann das 
Einkommen der Eltern nicht berechnet werden, weil diese die erforderlichen Auskünfte nicht 
erteilen oder Urkunden nicht vorlegen, und ist die Berufsausbildung, auch unter Berück
sichtigung des Einkommens der Ehefrau oder des Ehemanns oder der Lebenspartnerin oder 
des Lebenspartners im Bewilligungszeitraum, gefährdet, so wird nach Anhörung der Eltern 
ohne Anrechnung dieses Betrags Berufsausbildungsbeihilfe geleistet. Von der Anhörung der 
Eltern kann aus wichtigem Grund abgesehen werden.

(2) Ein Anspruch der oder des Auszubildenden auf Unterhaltsleistungen gegen ihre oder seine 
Eltern geht bis zur Höhe des anzurechnenden Unterhaltsanspruchs zusammen mit dem 
unterhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch mit der Zahlung der Berufsausbildungsbeihilfe auf 
die Agentur für Arbeit über. Die Agentur für Arbeit hat den Eltern die Förderung anzuzeigen. 
Der Übergang wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht übertragen, nicht 
verpfändet oder nicht gepfändet werden kann. Ist die Unterhaltsleistung trotz des Rechts-
übergangs mit befreiender Wirkung an die Auszubildende oder den Auszubildenden gezahlt 
worden, hat die oder der Auszubildende diese insoweit zu erstatten.

(3) Für die Vergangenheit können die Eltern der oder des Auszubildenden nur von dem 
Zeitpunkt an in Anspruch genommen werden, ab dem

1.	 die Voraussetzungen des bürgerlichen Rechts vorgelegen haben oder

2.	 sie bei dem Antrag auf Ausbildungsförderung mitgewirkt haben oder von ihm Kenntnis 
erhalten haben und darüber belehrt worden sind, unter welchen Voraussetzungen dieses 
Buch eine Inanspruchnahme von Eltern ermöglicht.

(4) Berufsausbildungsbeihilfe wird nicht vorausgeleistet, soweit die Eltern bereit sind, 
Unterhalt entsprechend einer nach § 1612 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs getroffenen 
Bestimmung zu leisten.

(5) Die Agentur für Arbeit kann den auf sie übergegangenen Unterhaltsanspruch im Einver-
nehmen mit der oder dem Unterhaltsberechtigten auf diese oder diesen zur gerichtlichen 
Geltendmachung rückübertragen und sich den geltend gemachten Unterhaltsanspruch 
abtreten lassen. Kosten, mit denen die oder der Unterhaltsberechtigte dadurch selbst belastet 
wird, sind zu übernehmen.



§ 69  |  SGB III

247

§ 69	 Dauer der Förderung

(1) Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe besteht für die Dauer der Berufsausbildung 
oder die Dauer der berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme. Über den Anspruch wird 
bei Berufsausbildung in der Regel für 18 Monate, im Übrigen in der Regel für ein Jahr 
(Bewilligungszeitraum) entschieden.

(2) Für Fehlzeiten besteht in folgenden Fällen Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe:

1.	 bei Krankheit längstens bis zum Ende des dritten auf den Eintritt der Krankheit folgenden 
Kalendermonats, im Fall einer Berufsausbildung jedoch nur, solange das Berufsaus
bildungsverhältnis fortbesteht,

2.	 für Zeiten einer Schwangerschaft oder nach der Entbindung, wenn

a)	 bei einer Berufsausbildung nach den Bestimmungen des Mutterschutzgesetzes 
Anspruch auf Fortzahlung der Ausbildungsvergütung oder Anspruch auf Mutter-
schaftsgeld besteht oder

b)	 bei einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme die Maßnahme nicht länger als 
14 Wochen, im Fall von Früh- oder Mehrlingsgeburten nicht länger als 18 Wochen  
§ 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes) unterbrochen wird,

3.	 wenn bei einer Berufsausbildung die oder der Auszubildende aus einem sonstigen Grund 
der Berufsausbildung fernbleibt und die Ausbildungsvergütung weitergezahlt oder an 
deren Stelle eine Ersatzleistung erbracht wird oder

4.	 wenn bei einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme ein sonstiger wichtiger Grund 
für das Fernbleiben der oder des Auszubildenden vorliegt.

§ 70	 Berufsausbildungsbeihilfe für Arbeitslose

Arbeitslose, die zu Beginn der berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme anderenfalls 
Anspruch auf Arbeitslosengeld gehabt hätten, der höher ist als der zugrunde zu legende 
Bedarf für den Lebensunterhalt, haben Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe in Höhe des 
Arbeitslosengeldes. In diesem Fall wird Einkommen, das die oder der Arbeitslose aus einer 
neben der berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme ausgeübten Beschäftigung oder 
selbständigen Tätigkeit erzielt, in gleicher Weise angerechnet wie bei der Leistung von 
Arbeitslosengeld.
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Vierter Unterabschnitt 
Berufsausbildung

§ 73	 Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung behinderter und schwerbehinderter Menschen

(1) Arbeitgeber können für die betriebliche Aus- oder Weiterbildung von behinderten und 
schwerbehinderten Menschen im Sinne des § 104 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe e des 
Neunten Buches durch Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung oder zu einer vergleichbaren 
Vergütung gefördert werden, wenn die Aus- oder Weiterbildung sonst nicht zu erreichen ist.

(2) Die monatlichen Zuschüsse sollen regelmäßig 60 Prozent, bei schwerbehinderten 
Menschen 80 Prozent der monatlichen Ausbildungsvergütung für das letzte Ausbildungsjahr 
oder der vergleichbaren Vergütung einschließlich des darauf entfallenden pauschalierten 
Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht übersteigen. In begründeten 
Ausnahmefällen können Zuschüsse jeweils bis zur Höhe der Ausbildungsvergütung für das 
letzte Ausbildungsjahr erbracht werden.

(3) Bei Übernahme schwerbehinderter Menschen in ein Arbeitsverhältnis durch den aus
bildenden oder einen anderen Arbeitgeber im Anschluss an eine abgeschlossene Aus- oder 
Weiterbildung kann ein Eingliederungszuschuss in Höhe von bis zu 70 Prozent des zu 
berücksichtigenden Arbeitsentgelts (§ 91) für die Dauer von einem Jahr erbracht werden, 
sofern während der Aus- oder Weiterbildung Zuschüsse erbracht wurden.

§ 74	 Unterstützung und Förderung der Berufsausbildung

(1) Träger von Maßnahmen können Zuschüsse erhalten und Maßnahmekosten erstattet 
bekommen, wenn sie förderungsbedürftige junge Menschen

1.	 mit ausbildungsbegleitenden Hilfen bei ihrer betrieblichen Berufsausbildung oder ihrer 
Einstiegsqualifizierung unterstützen oder ihre Eingliederungsaussichten in Berufsausbil-
dung oder Arbeit verbessern oder

2.	 anstelle einer Berufsausbildung in einem Betrieb in einer außerbetrieblichen Einrichtung 
ausbilden.

(2) § 57 Absatz 1 gilt entsprechend.



§ 75  |  SGB III

249

§ 75	 Ausbildungsbegleitende Hilfen

(1) Ausbildungsbegleitende Hilfen sind Maßnahmen für förderungsbedürftige junge 
Menschen, die über die Vermittlung von betriebs- und ausbildungsüblichen Inhalten 
hinausgehen, insbesondere müssen ausbildungsbegleitende Hilfen während einer Einstiegs-
qualifizierung über die Vermittlung der vom Betrieb im Rahmen der Einstiegsqualifizierung 
zu vermittelnden Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten hinausgehen. Hierzu gehören 
Maßnahmen

1.	 zum Abbau von Sprach- und Bildungsdefiziten,

2.	 zur Förderung fachpraktischer und fachtheoretischer Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten und

3.	 zur sozialpädagogischen Begleitung.

(2) Ausbildungsbegleitende Hilfen sind förderungsfähig, wenn sie

1.	 die förderungsbedürftigen jungen Menschen während einer betrieblichen Berufsaus
bildung oder einer Einstiegsqualifizierung unterstützen,

2.	 zur Unterstützung nach der vorzeitigen Lösung eines betrieblichen Berufsausbildungs-
verhältnisses bis zur Aufnahme einer weiteren betrieblichen oder einer außerbetrieb
lichen Berufsausbildung erforderlich sind oder

3.	 nach erfolgreicher Beendigung einer mit ausbildungsbegleitenden Hilfen geförderten 
betrieblichen Berufsausbildung bis zur Begründung oder Festigung eines Arbeitsverhält-
nisses fortgesetzt werden und hierfür erforderlich sind.

Sie enden spätestens sechs Monate nach Begründung eines Arbeitsverhältnisses.

§ 76	 Außerbetriebliche Berufsausbildung

(1) Maßnahmen, die zugunsten förderungsbedürftiger junger Menschen als Berufsausbildung 
in einer außerbetrieblichen Einrichtung durchgeführt werden (außerbetriebliche Berufsaus-
bildung), sind förderungsfähig, wenn

1.	 der oder dem an der Maßnahme teilnehmenden Auszubildenden auch mit ausbildungs-
fördernden Leistungen nach diesem Buch eine Ausbildungsstelle in einem Betrieb nicht 
vermittelt werden kann und

2.	 der Anteil betrieblicher Ausbildungsphasen je Ausbildungsjahr angemessen ist.

(2) Während der Durchführung einer außerbetrieblichen Berufsausbildung sind alle Möglich-
keiten wahrzunehmen, um den Übergang der oder des Auszubildenden in ein betriebliches 
Berufsausbildungsverhältnis zu fördern.
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(3) Ist ein betriebliches oder außerbetriebliches Berufsausbildungsverhältnis vorzeitig gelöst 
worden und ist eine Eingliederung in betriebliche Berufsausbildung auch mit ausbildungs
fördernden Leistungen nach diesem Buch aussichtslos, kann die oder der Auszubildende ihre 
oder seine Berufsausbildung in einer außerbetrieblichen Einrichtung fortsetzen, wenn zu 
erwarten ist, dass die Berufsausbildung erfolgreich abgeschlossen werden kann.

(4) Wird ein außerbetriebliches Berufsausbildungsverhältnis vorzeitig gelöst, hat der Träger 
der Maßnahme eine Bescheinigung über bereits erfolgreich absolvierte Teile der Berufsaus
bildung auszustellen.

§ 77	 Sonstige Förderungsvoraussetzungen

Die Maßnahmen nach den §§ 75 und 76 sind nur förderungsfähig, wenn sie nach Aus- 
und Fortbildung sowie Berufserfahrung der Leitung und der Lehr- und Fachkräfte, nach 
Gestaltung des Lehrplans, nach Unterrichtsmethode und Güte der zum Einsatz vorgesehenen 
Lehr- und Lernmittel eine erfolgreiche Berufsausbildung oder die erfolgreiche Unterstützung 
der Berufsausbildung oder der Einstiegsqualifizierung erwarten lassen.

§ 78	 Förderungsbedürftige junge Menschen

(1) Förderungsbedürftig sind lernbeeinträchtigte und sozial benachteiligte junge Menschen, 
die wegen in ihrer Person liegender Gründe ohne die Förderung

1.	 eine Einstiegsqualifizierung oder eine Berufsausbildung nicht beginnen, fortsetzen oder 
erfolgreich beenden können,

2.	 nach der vorzeitigen Lösung eines Berufsausbildungsverhältnisses eine weitere Berufs-
ausbildung nicht beginnen können oder

3.	 nach erfolgreicher Beendigung einer Berufsausbildung ein Arbeitsverhältnis nicht 
begründen oder festigen können.

(2) Förderungsbedürftig sind auch Auszubildende,

1.	 bei denen ohne die Förderung mit ausbildungsbegleitenden Hilfen eine vorzeitige Lösung 
ihres Berufsausbildungsverhältnisses droht oder

2.	 die nach der vorzeitigen Lösung eines betrieblichen Berufsausbildungsverhältnisses unter 
den Voraussetzungen des § 76 Absatz 3 eine Berufsausbildung außerbetrieblich fortsetzen.

Satz 1 Nummer 1 gilt entsprechend für Auszubildende, die bereits eine Berufsausbildung 
absolviert haben und deren Abschluss der zweiten Berufsausbildung für ihre dauerhafte 
berufliche Eingliederung erforderlich ist.

(3) § 59 Absatz 1 und 3 gilt entsprechend.
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§ 79	 Leistungen

(1) Die Leistungen umfassen bei

1.	 ausbildungsbegleitenden Hilfen die Maßnahmekosten,

2.	 einer außerbetrieblichen Berufsausbildung die Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung 
zuzüglich des Gesamtsozialversicherungsbeitrags sowie die Maßnahmekosten.

(2) Als Zuschuss zur Ausbildungsvergütung bei einer außerbetrieblichen Berufsausbildung 
kann höchstens ein Betrag geleistet werden, der nach § 123 Absatz 1 Nummer 1 dem Bedarf 
für den Lebensunterhalt einer oder eines unverheirateten oder nicht in einer Lebenspartner-
schaft verbundenen Auszubildenden zugrunde zu legen ist, wenn sie oder er das 21. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat und im Haushalt der Eltern untergebracht ist. Ab dem zweiten 
Ausbildungsjahr erhöht sich dieser Betrag um 5 Prozent jährlich. Der Betrag erhöht sich um 
den vom Träger zu tragenden Gesamtsozialversicherungsbeitrag.

(3) Als Maßnahmekosten werden erstattet:

1.	 die angemessenen Aufwendungen für das zur Durchführung der Maßnahme eingesetzte 
erforderliche Ausbildungs- und Betreuungspersonal, einschließlich dessen regelmäßiger 
fachlicher Weiterbildung, sowie für das erforderliche Leitungs- und Verwaltungspersonal,

2.	 die angemessenen Sach- und Verwaltungskosten sowie

3.	 eine Pauschale für jede vorzeitige und nachhaltige Vermittlung aus einer nach § 76 
geförderten außerbetrieblichen Berufsausbildung in eine betriebliche Berufsausbildung.

Die Pauschale nach Satz 1 Nummer 3 beträgt 2 000 Euro für jede Vermittlung. Die Vermitt-
lung gilt als vorzeitig, wenn die oder der Auszubildende spätestens zwölf Monate vor dem 
vertraglichen Ende der außerbetrieblichen Berufsausbildung vermittelt worden ist. Die 
Vermittlung gilt als nachhaltig, wenn das Berufsausbildungsverhältnis länger als vier Monate 
fortbesteht. Die Pauschale wird für jede Auszubildende und jeden Auszubildenden nur einmal 
gezahlt.
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Vierter Abschnitt 
Berufliche Weiterbildung

§ 81	 Grundsatz

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können bei beruflicher Weiterbildung durch 
Übernahme der Weiterbildungskosten gefördert werden, wenn

1.	 die Weiterbildung notwendig ist, um sie bei Arbeitslosigkeit beruflich einzugliedern, eine 
ihnen drohende Arbeitslosigkeit abzuwenden oder weil bei ihnen wegen fehlenden 
Berufsabschlusses die Notwendigkeit der Weiterbildung anerkannt ist,

2.	 die Agentur für Arbeit sie vor Beginn der Teilnahme beraten hat und

3.	 die Maßnahme und der Träger der Maßnahme für die Förderung zugelassen sind.

Als Weiterbildung gilt die Zeit vom ersten Tag bis zum letzten Tag der Maßnahme mit 
Unterrichtsveranstaltungen, es sei denn, die Maßnahme ist vorzeitig beendet worden.

(2) Anerkannt wird die Notwendigkeit der Weiterbildung bei Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern wegen fehlenden Berufsabschlusses, wenn sie

1.	 über einen Berufsabschluss verfügen, jedoch auf Grund einer mehr als vier Jahre 
ausgeübten Beschäftigung in an- oder ungelernter Tätigkeit eine dem Berufsabschluss 
entsprechende Beschäftigung voraussichtlich nicht mehr ausüben können, oder

2.	 nicht über einen Berufsabschluss verfügen, für den nach bundes- oder landesrechtlichen 
Vorschriften eine Ausbildungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt ist; Arbeit
nehmerinnen und Arbeitnehmer ohne einen solchen Berufsabschluss, die noch nicht drei 
Jahre beruflich tätig gewesen sind, können nur gefördert werden, wenn eine Berufsaus
bildung oder eine berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme aus in ihrer Person liegenden 
Gründen nicht möglich oder nicht zumutbar ist.

Zeiten der Arbeitslosigkeit, der Kindererziehung und der Pflege eines Angehörigen der 
Pflegestufe I bis III stehen Zeiten einer Beschäftigung nach Satz 1 Nummer 1 gleich.

(3) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden durch Übernahme der Weiterbildungskos-
ten zum nachträglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses oder eines gleichwertigen 
Schulabschlusses gefördert, wenn

1.	 sie die Voraussetzungen für die Förderung der beruflichen Weiterbildung nach Absatz 1 
erfüllen und

2.	 zu erwarten ist, dass sie an der Maßnahme erfolgreich teilnehmen werden.

Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. Die Leistung wird nur erbracht, 
soweit sie nicht für den gleichen Zweck durch Dritte erbracht wird. Die Agentur für Arbeit hat 
darauf hinzuwirken, dass sich die für die allgemeine Schulbildung zuständigen Länder an den 
Kosten der Maßnahme beteiligen. Leistungen Dritter zur Aufstockung der Leistung bleiben 
anrechnungsfrei.
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(4) Der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer wird das Vorliegen der Voraussetzungen für 
eine Förderung bescheinigt (Bildungsgutschein). Der Bildungsgutschein kann zeitlich 
befristet sowie regional und auf bestimmte Bildungsziele beschränkt werden. Der von der 
Arbeitnehmerin oder vom Arbeitnehmer ausgewählte Träger hat der Agentur für Arbeit den 
Bildungsgutschein vor Beginn der Maßnahme vorzulegen. Die Agentur für Arbeit kann auf 
die Ausstellung eines Bildungsgutscheins bei beschäftigten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern verzichten, wenn der Arbeitgeber und die Arbeitnehmerin oder der Arbeit-
nehmer damit einverstanden sind.

(5) Für die berufliche Weiterbildung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, bei denen 
die Notwendigkeit der Weiterbildung wegen eines fehlenden Berufsabschlusses nach Absatz 2 
anerkannt ist, können Arbeitgeber durch Zuschüsse zum Arbeitsentgelt gefördert werden, 
soweit die Weiterbildung im Rahmen eines bestehenden Arbeitsverhältnisses durchgeführt 
wird. Die Zuschüsse können bis zur Höhe des Betrags erbracht werden, der sich als anteiliges 
Arbeitsentgelt für weiterbildungsbedingte Zeiten ohne Arbeitsleistung errechnet; dieses 
umfasst auch den darauf entfallenden pauschalierten Arbeitgeberanteil am Gesamtsozial
versicherungsbeitrag.

§ 82	 Förderung besonderer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können bei beruflicher Weiterbildung durch volle 
oder teilweise Übernahme der Weiterbildungskosten gefördert werden, wenn

1.	 sie bei Beginn der Teilnahme das 45. Lebensjahr vollendet haben,

2.	 sie im Rahmen eines bestehenden Arbeitsverhältnisses für die Zeit der Teilnahme an der 
Maßnahme weiterhin Anspruch auf Arbeitsentgelt haben,

3.	 der Betrieb, dem sie angehören, weniger als 250 Beschäftigte hat,

4.	 die Maßnahme außerhalb des Betriebs, dem sie angehören, durchgeführt wird,

5.	 Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt werden, die über ausschließlich arbeitsplatz
bezogene kurzfristige Anpassungsfortbildungen hinausgehen, und

6.	 die Maßnahme und der Träger der Maßnahme für die Förderung zugelassen sind.

§ 81 Absatz 4 gilt. Der Bildungsgutschein kann in Förderhöhe und Förderumfang beschränkt 
werden. Bei der Feststellung der Zahl der Beschäftigten sind Teilzeitbeschäftigte mit einer 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als zehn Stunden mit 0,25, von nicht 
mehr als 20 Stunden mit 0,50 und von nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berücksichtigen.
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§ 83	 Weiterbildungskosten

(1) Weiterbildungskosten sind die durch die Weiterbildung unmittelbar entstehenden 

1.	 Lehrgangskosten und Kosten für die Eignungsfeststellung,

2.	 Fahrkosten,

3.	 Kosten für auswärtige Unterbringung und Verpflegung,

4.	 Kosten für die Betreuung von Kindern.

(2) Leistungen können unmittelbar an den Träger der Maßnahme ausgezahlt werden, soweit 
Kosten bei dem Träger unmittelbar entstehen. Soweit ein Bescheid über die Bewilligung von 
unmittelbar an den Träger erbrachten Leistungen aufgehoben worden ist, sind diese 
Leistungen ausschließlich von dem Träger zu erstatten.

§ 84	 Lehrgangskosten

(1) Lehrgangskosten sind Lehrgangsgebühren einschließlich

1.	 der Kosten für erforderliche Lernmittel, Arbeitskleidung und Prüfungsstücke,

2.	 der Prüfungsgebühren für gesetzlich geregelte oder allgemein anerkannte Zwischen- und 
Abschlussprüfungen sowie

3.	 der Kosten für eine notwendige Eignungsfeststellung.

(2) Lehrgangskosten können auch für die Zeit vom Ausscheiden einer Teilnehmerin oder 
eines Teilnehmers bis zum planmäßigen Ende der Maßnahme übernommen werden, wenn

1.	 die Teilnehmerin oder der Teilnehmer wegen Arbeitsaufnahme vorzeitig ausgeschieden 
ist,

2.	 das Arbeitsverhältnis durch Vermittlung des Trägers der Maßnahme zustande gekommen 
ist und

3.	 eine Nachbesetzung des frei gewordenen Platzes in der Maßnahme nicht möglich ist.

§ 85	 Fahrkosten

Für Übernahme und Höhe der Fahrkosten gilt § 63 Absatz 1 und 3 entsprechend.

§ 86	 Kosten für auswärtige Unterbringung und für Verpflegung

Ist eine auswärtige Unterbringung erforderlich, so kann

1.	 für die Unterbringung je Tag ein Betrag in Höhe von 31 Euro gezahlt werden, je Kalender-
monat jedoch höchstens 340 Euro, und

2.	 für die Verpflegung je Tag ein Betrag in Höhe von 18 Euro gezahlt werden, je Kalender
monat jedoch höchstens 136 Euro.
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§ 87	 Kinderbetreuungskosten 

Kosten für die Betreuung der aufsichtsbedürftigen Kinder des Arbeitnehmers können in 
Höhe von 130 Euro monatlich je Kind übernommen werden.

Fünfter Abschnitt 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit

Erster Unterabschnitt 
Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

§ 88	 Eingliederungszuschuss

Arbeitgeber können zur Eingliederung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, deren 
Vermittlung wegen in ihrer Person liegender Gründe erschwert ist, einen Zuschuss zum 
Arbeitsentgelt zum Ausgleich einer Minderleistung erhalten (Eingliederungszuschuss).

§ 89	 Höhe und Dauer der Förderung

Die Förderhöhe und die Förderdauer richten sich nach dem Umfang der Einschränkung der 
Arbeitsleistung der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers und nach den Anforderungen 
des jeweiligen Arbeitsplatzes (Minderleistung). Der Eingliederungszuschuss kann bis zu 
50 Prozent des zu berücksichtigenden Arbeitsentgelts und die Förderdauer bis zu zwölf 
Monate betragen.

§ 90	 Eingliederungszuschuss für behinderte und schwerbehinderte Menschen

(1) Für behinderte und schwerbehinderte Menschen kann der Eingliederungszuschuss bis zu 
70 Prozent des zu berücksichtigenden Arbeitsentgelts und die Förderdauer bis zu 24 Monate 
betragen.

(2) Für schwerbehinderte Menschen im Sinne des § 104 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a bis d 
des Neunten Buches und ihnen nach § 2 Absatz 3 des Neunten Buches von den Agenturen für 
Arbeit gleichgestellte behinderte Menschen, deren Vermittlung wegen in ihrer Person 
liegender Gründe erschwert ist (besonders betroffene schwerbehinderte Menschen), kann der 
Eingliederungszuschuss bis zu 70 Prozent des zu berücksichtigenden Arbeitsentgelts und die 
Förderdauer bis zu 60 Monate betragen. Die Förderdauer kann bei besonders betroffenen 
schwerbehinderten Menschen, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, bis zu 96 Monate 
betragen.

(3) Bei der Entscheidung über Höhe und Dauer der Förderung von schwerbehinderten und 
besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen ist zu berücksichtigen, ob der schwer-
behinderte Mensch ohne gesetzliche Verpflichtung oder über die Beschäftigungspflicht nach 
dem Teil 2 des Neunten Buches hinaus eingestellt und beschäftigt wird.
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(4) Nach Ablauf von zwölf Monaten ist die Höhe des Eingliederungszuschusses um zehn 
Prozentpunkte jährlich zu vermindern. Sie darf 30 Prozent des zu berücksichtigenden 
Arbeitsentgelts nicht unterschreiten. Der Eingliederungszuschuss für besonders betroffene 
schwerbehinderte Menschen ist erst nach Ablauf von 24 Monaten zu vermindern.

§ 91	 Zu berücksichtigendes Arbeitsentgelt und Auszahlung des Zuschusses

(1) Für den Eingliederungszuschuss ist zu berücksichtigen

1.	 das vom Arbeitgeber regelmäßig gezahlte Arbeitsentgelt, soweit es das tarifliche Arbeits-
entgelt oder, wenn eine tarifliche Regelung nicht besteht, das für vergleichbare Tätig
keiten ortsübliche Arbeitsentgelt nicht übersteigt und soweit es die Beitragsbemessungs-
grenze in der Arbeitsförderung nicht überschreitet, sowie

2.	 der pauschalierte Anteil des Arbeitgebers am Gesamtsozialversicherungsbeitrag.

Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt ist nicht zu berücksichtigen.

(2) Der Eingliederungszuschuss wird zu Beginn der Maßnahme in monatlichen Festbeträgen 
für die Förderdauer festgelegt. Die monatlichen Festbeträge werden vermindert, wenn sich 
das zu berücksichtigende Arbeitsentgelt verringert.

§ 92	 Förderungsausschluss und Rückzahlung

(1) Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn

1.	 zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber die Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses 
veranlasst hat, um einen Eingliederungszuschuss zu erhalten, oder

2.	 die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer bei einem früheren Arbeitgeber eingestellt 
wird, bei dem sie oder er während der letzten vier Jahre vor Förderungsbeginn mehr als 
drei Monate versicherungspflichtig beschäftigt war; dies gilt nicht, wenn es sich um die 
befristete Beschäftigung besonders betroffener schwerbehinderter Menschen handelt.

(2) Der Eingliederungszuschuss ist teilweise zurückzuzahlen, wenn das Beschäftigungsver-
hältnis während des Förderungszeitraums oder einer Nachbeschäftigungszeit beendet wird. 
Dies gilt nicht, wenn

1.	 der Arbeitgeber berechtigt war, das Arbeitsverhältnis aus Gründen, die in der Person oder 
dem Verhalten der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers liegen, zu kündigen,

2.	 eine Kündigung aus dringenden betrieblichen Erfordernissen, die einer Weiter
beschäftigung im Betrieb entgegenstehen, berechtigt war,

3.	 das Arbeitsverhältnis auf das Bestreben der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers hin 
beendet wird, ohne dass der Arbeitgeber den Grund hierfür zu vertreten hat,

4.	 die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer das Mindestalter für den Bezug der gesetz
lichen Altersrente erreicht hat, oder
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5.	 der Eingliederungszuschuss für die Einstellung eines besonders betroffenen schwer
behinderten Menschen geleistet wird.

Die Rückzahlung ist auf die Hälfte des geleisteten Förderbetrags begrenzt und darf den in 
den letzten zwölf Monaten vor Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses geleisteten 
Förderungen nicht überschreiten. Ungeförderte Nachbeschäftigungszeiten sind anteilig zu 
berücksichtigen. Die Nachbeschäftigungszeit entspricht der Förderdauer; sie beträgt längstens 
zwölf Monate.

Zweiter Unterabschnitt 
Selbständige Tätigkeit

§ 93	 Gründungszuschuss

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die durch Aufnahme einer selbständigen, 
hauptberuflichen Tätigkeit die Arbeitslosigkeit beenden, können zur Sicherung des Lebens
unterhalts und zur sozialen Sicherung in der Zeit nach der Existenzgründung einen 
Gründungszuschuss erhalten.

(2) Ein Gründungszuschuss kann geleistet werden, wenn die Arbeitnehmerin oder der 
Arbeitnehmer

1.	 bis zur Aufnahme der selbständigen Tätigkeit einen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, 
dessen Dauer bei Aufnahme der selbständigen Tätigkeit noch mindestens 150 Tage beträgt 
und nicht allein auf § 147 Absatz 3 beruht,

2.	 der Agentur für Arbeit die Tragfähigkeit der Existenzgründung nachweist und

3.	 ihre oder seine Kenntnisse und Fähigkeiten zur Ausübung der selbständigen Tätigkeit 
darlegt.

Zum Nachweis der Tragfähigkeit der Existenzgründung ist der Agentur für Arbeit die 
Stellungnahme einer fachkundigen Stelle vorzulegen; fachkundige Stellen sind insbesondere 
die Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, berufsständische Kammern, 
Fachverbände und Kreditinstitute.

(3) Der Gründungszuschuss wird nicht geleistet, solange Ruhenstatbestände nach den §§ 156 
bis 159 vorliegen oder vorgelegen hätten.

(4) Die Förderung ist ausgeschlossen, wenn nach Beendigung einer Förderung der Aufnahme 
einer selbständigen Tätigkeit nach diesem Buch noch nicht 24 Monate vergangen sind; von 
dieser Frist kann wegen besonderer in der Person der Arbeitnehmerin oder des Arbeit
nehmers liegender Gründe abgesehen werden.

(5) Geförderte Personen, die das für die Regelaltersrente im Sinne des Sechsten Buches 
erforderliche Lebensjahr vollendet haben, können vom Beginn des folgenden Monats an 
keinen Gründungszuschuss erhalten.
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§ 94	 Dauer und Höhe der Förderung 

(1) Als Gründungszuschuss wird für die Dauer von sechs Monaten der Betrag geleistet, den die 
Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer als Arbeitslosengeld zuletzt bezogen hat, zuzüglich 
monatlich 300 Euro.

(2) Der Gründungszuschuss kann für weitere neun Monate in Höhe von monatlich 300 Euro 
geleistet werden, wenn die geförderte Person ihre Geschäftstätigkeit anhand geeigneter 
Unterlagen darlegt. Bestehen begründete Zweifel an der Geschäftstätigkeit, kann die Agentur 
für Arbeit verlangen, dass ihr erneut eine Stellungnahme einer fachkundigen Stelle vorgelegt 
wird.

Siebter Abschnitt 
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben

Erster Unterabschnitt 
Grundsätze

§ 112	 Teilhabe am Arbeitsleben

(1) Für behinderte Menschen können Leistungen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben 
erbracht werden, um ihre Erwerbsfähigkeit zu erhalten, zu verbessern, herzustellen oder 
wiederherzustellen und ihre Teilhabe am Arbeitsleben zu sichern, soweit Art oder Schwere 
der Behinderung dies erfordern.

(2) Bei der Auswahl der Leistungen sind Eignung, Neigung, bisherige Tätigkeit sowie Lage und 
Entwicklung des Arbeitsmarktes angemessen zu berücksichtigen. Soweit erforderlich, ist auch 
die berufliche Eignung abzuklären oder eine Arbeitserprobung durchzuführen.

§ 113	 Leistungen zur Teilhabe

(1) Für behinderte Menschen können erbracht werden

1.	 allgemeine Leistungen sowie

2.	 besondere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und diese ergänzende Leistungen.

(2) Besondere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden nur erbracht, soweit nicht 
bereits durch die allgemeinen Leistungen eine Teilhabe am Arbeitsleben erreicht werden 
kann.
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§ 114	 Leistungsrahmen

Die allgemeinen und besonderen Leistungen richten sich nach den Vorschriften des Zweiten 
bis Fünften Abschnitts, soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist.

Zweiter Unterabschnitt 
Allgemeine Leistungen

§ 115	 Leistungen

Die allgemeinen Leistungen umfassen

1.	 Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung,

2.	 Leistungen zur Förderung der Berufsvorbereitung und Berufsausbildung einschließlich 
der Berufsausbildungsbeihilfe,

3.	 Leistungen zur Förderung der beruflichen Weiterbildung,

4.	 Leistungen zur Förderung der Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit.

§ 116	 Besonderheiten

(1) Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung können auch erbracht werden, 
wenn behinderte Menschen nicht arbeitslos sind und durch diese Leistungen eine dauerhafte 
Teilhabe am Arbeitsleben erreicht werden kann.

(2) Förderungsfähig sind auch berufliche Aus- und Weiterbildungen, die im Rahmen des 
Berufsbildungsgesetzes oder der Handwerksordnung abweichend von den Ausbildungs
ordnungen für staatlich anerkannte Ausbildungsberufe oder in Sonderformen für behinderte 
Menschen durchgeführt werden.

(3) Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe besteht auch, wenn der behinderte Mensch 
während der Berufsausbildung im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils wohnt. In diesen 
Fällen beträgt der allgemeine Bedarf 316 Euro monatlich. Er beträgt 397 Euro, wenn der 
behinderte Mensch verheiratet ist, eine Lebenspartnerschaft führt oder das 21. Lebensjahr 
vollendet hat.

(4) Eine Verlängerung der Ausbildung über das vorgesehene Ausbildungsende hinaus, eine 
Wiederholung der Ausbildung ganz oder in Teilen oder eine erneute Berufsausbildung wird 
gefördert, wenn Art oder Schwere der Behinderung es erfordern und ohne die Förderung eine 
dauerhafte Teilhabe am Arbeitsleben nicht erreicht werden kann.
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(5) Berufliche Weiterbildung kann auch gefördert werden, wenn behinderte Menschen

1.	 nicht arbeitslos sind,

2.	 als Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer ohne Berufsabschluss noch nicht drei Jahre 
beruflich tätig gewesen sind oder

3.	 einer längeren Förderung als nichtbehinderte Menschen oder einer erneuten Förderung 
bedürfen, um am Arbeitsleben teilzuhaben oder weiter teilzuhaben.

Förderungsfähig sind auch schulische Ausbildungen, deren Abschluss für die Weiterbildung 
erforderlich ist.

Dritter Unterabschnitt 
Besondere Leistungen

Erster Titel 
Allgemeines

§ 117	 Grundsatz

(1) Die besonderen Leistungen sind anstelle der allgemeinen Leistungen insbesondere zur 
Förderung der beruflichen Aus- und Weiterbildung einschließlich Berufsvorbereitung sowie 
blindentechnischer und vergleichbarer spezieller Grundausbildungen zu erbringen, wenn

1.	 Art oder Schwere der Behinderung oder die Sicherung der Teilhabe am Arbeitsleben die 
Teilnahme an

a)	 einer Maßnahme in einer besonderen Einrichtung für behinderte Menschen oder

b)	 einer sonstigen auf die besonderen Bedürfnisse behinderter Menschen ausgerichteten 
Maßnahme unerlässlich machen oder

2.	 die allgemeinen Leistungen die wegen Art oder Schwere der Behinderung erforderlichen 
Leistungen nicht oder nicht im erforderlichen Umfang vorsehen.

In besonderen Einrichtungen für behinderte Menschen können auch Aus- und Weiter
bildungen außerhalb des Berufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung gefördert 
werden.

(2) Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich der Werkstätten für 
behinderte Menschen werden nach § 40 des Neunten Buches erbracht.



§ 118  |  SGB III

261

§ 118	 Leistungen

Die besonderen Leistungen umfassen

1.	 das Übergangsgeld,

2.	 das Ausbildungsgeld, wenn ein Übergangsgeld nicht gezahlt werden kann,

3.	 die Übernahme der Teilnahmekosten für eine Maßnahme.

Die Leistungen können auf Antrag auch als Teil eines trägerübergreifenden Persönlichen 
Budgets erbracht werden; § 17 Absatz 2 bis 4 des Neunten Buches in Verbindung mit der 
Budgetverordnung und § 159 des Neunten Buches gelten entsprechend.

Zweiter Titel 
Übergangsgeld und Ausbildungsgeld

§ 119	 Übergangsgeld

Behinderte Menschen haben Anspruch auf Übergangsgeld, wenn

1.	 die Voraussetzung der Vorbeschäftigungszeit für das Übergangsgeld erfüllt ist und

2.	 sie an einer Maßnahme der Berufsausbildung, der Berufsvorbereitung einschließlich 
einer wegen der Behinderung erforderlichen Grundausbildung, der individuellen 
betrieblichen Qualifizierung im Rahmen der Unterstützten Beschäftigung nach § 38a des 
Neunten Buches oder an einer Maßnahme der beruflichen Weiterbildung teilnehmen, für 
die die besonderen Leistungen erbracht werden.

Im Übrigen gelten die Vorschriften des Kapitels 6 des Teils 1 des Neunten Buches, soweit in 
diesem Buch nichts Abweichendes bestimmt ist. Besteht bei Teilnahme an einer Maßnahme, 
für die die allgemeinen Leistungen erbracht werden, kein Anspruch auf Arbeitslosengeld bei 
beruflicher Weiterbildung, erhalten die behinderten Menschen Übergangsgeld in Höhe des 
Arbeitslosengeldes, wenn sie bei Teilnahme an einer Maßnahme, für die die besonderen 
Leistungen erbracht werden, Übergangsgeld erhalten würden.

§ 120	 Vorbeschäftigungszeit für das Übergangsgeld

(1) Die Voraussetzung der Vorbeschäftigungszeit für das Übergangsgeld ist erfüllt, wenn der 
behinderte Mensch innerhalb der letzten drei Jahre vor Beginn der Teilnahme

1.	 mindestens zwölf Monate in einem Versicherungspflichtverhältnis gestanden hat oder

2.	 die Voraussetzungen für einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erfüllt und Leistungen 
beantragt hat.
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(2) Der Zeitraum von drei Jahren gilt nicht für behinderte Berufsrückkehrende. Er verlängert 
sich um die Dauer einer Beschäftigung als Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer im Ausland, 
die für die weitere Ausübung des Berufes oder für den beruflichen Aufstieg nützlich und 
üblich ist, längstens jedoch um zwei Jahre.

§ 121	 Übergangsgeld ohne Vorbeschäftigungszeit

Ein behinderter Mensch kann auch dann Übergangsgeld erhalten, wenn die Voraussetzung 
der Vorbeschäftigungszeit nicht erfüllt ist, jedoch innerhalb des letzten Jahres vor Beginn der 
Teilnahme

1.	 durch den behinderten Menschen ein Berufsausbildungsabschluss auf Grund einer 
Zulassung zur Prüfung nach § 43 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes oder § 36 Absatz 2 
der Handwerksordnung erworben worden ist oder

2.	 sein Prüfungszeugnis auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 50 Absatz 1 des Berufs-
bildungsgesetzes oder § 40 Absatz 1 der Handwerksordnung dem Zeugnis über das 
Bestehen der Abschlussprüfung in einem nach dem Berufsbildungsgesetz oder der 
Handwerksordnung anerkannten Ausbildungsberuf gleichgestellt worden ist.

Der Zeitraum von einem Jahr verlängert sich um Zeiten, in denen der behinderte Mensch 
nach dem Erwerb des Prüfungszeugnisses bei der Agentur für Arbeit arbeitslos gemeldet war.

§ 122	 Ausbildungsgeld

(1) Behinderte Menschen haben Anspruch auf Ausbildungsgeld während

1.	 einer Berufsausbildung oder berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme einschließlich 
einer Grundausbildung,

2.	 einer individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen der Unterstützten Beschäf
tigung nach § 38a des Neunten Buches und

3.	 einer Maßnahme im Eingangsverfahren oder Berufsbildungsbereich einer Werkstatt für 
behinderte Menschen,

wenn Übergangsgeld nicht gezahlt werden kann.

(2) Für das Ausbildungsgeld gelten die Vorschriften über die Berufsausbildungsbeihilfe 
entsprechend, soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist.
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§ 123	 Bedarf bei Berufsausbildung

(1) Als Bedarf werden bei einer Berufsausbildung zugrunde gelegt

1.	 bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils 316 Euro monatlich, 
wenn der behinderte Mensch unverheiratet oder nicht in einer Lebenspartnerschaft 
verbunden ist und das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, im Übrigen 397 Euro 
monatlich,

2.	 bei Unterbringung in einem Wohnheim, Internat, bei der oder dem Ausbildenden oder in 
einer besonderen Einrichtung für behinderte Menschen 104 Euro monatlich, wenn die 
Kosten für Unterbringung und Verpflegung von der Agentur für Arbeit oder einem 
anderen Leistungsträger übernommen werden,

3.	 bei anderweitiger Unterbringung und Kostenerstattung für Unterbringung und Ver
pflegung 230 Euro monatlich, wenn der behinderte Mensch unverheiratet oder nicht in 
einer Lebenspartnerschaft verbunden ist und das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
im Übrigen 265 Euro monatlich und

4.	 bei anderweitiger Unterbringung ohne Kostenerstattung für Unterbringung und 
Verpflegung der jeweils nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes geltende Bedarf zuzüglich 149 Euro monatlich für die Unterkunft; soweit 
Mietkosten für Unterkunft und Nebenkosten nachweislich diesen Betrag übersteigen, 
erhöht sich dieser Bedarf um bis zu 75 Euro monatlich.

(2) Für einen behinderten Menschen, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, wird 
anstelle des Bedarfs nach Absatz 1 Nummer 4 ein Bedarf in Höhe von 316 Euro monatlich 
zugrunde gelegt, wenn

1.	 er die Ausbildungsstätte von der Wohnung der Eltern oder eines Elternteils aus in 
angemessener Zeit erreichen könnte oder

2.	 Leistungen der Jugendhilfe nach dem Achten Buch erbracht werden, die mit einer 
anderweitigen Unterbringung verbunden sind.

§ 124	� Bedarf bei berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen, bei Unterstützter 
Beschäftigung und bei Grundausbildung

(1) Bei berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen, Unterstützter Beschäftigung und bei 
Grundausbildung wird folgender Bedarf zugrunde gelegt:

1.	 bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils der jeweils nach § 12 
Absatz 1 Nummer 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes geltende Bedarf,

2.	 bei anderweitiger Unterbringung außerhalb eines Wohnheims oder Internats ohne 
Kostenerstattung für Unterbringung und Verpflegung 391 Euro monatlich; soweit 
Mietkosten für Unterkunft und Nebenkosten nachweislich 58 Euro monatlich überstei-
gen, erhöht sich dieser Bedarf um bis zu 74 Euro monatlich,
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3.	 bei anderweitiger Unterbringung außerhalb eines Wohnheims oder Internats und 
Kostenerstattung für Unterbringung und Verpflegung 172 Euro monatlich.

(2) Für einen behinderten Menschen, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, wird 
anstelle des Bedarfs nach Absatz 1 Nummer 2 ein Bedarf in Höhe von 204 Euro monatlich 
zugrunde gelegt, wenn

1.	 er die Ausbildungsstätte von der Wohnung der Eltern oder eines Elternteils aus in 
angemessener Zeit erreichen könnte oder

2.	 für ihn Leistungen der Jugendhilfe nach dem Achten Buch erbracht werden, die die 
Kosten für die Unterkunft einschließen.

(3) Bei Unterbringung in einem Wohnheim, Internat oder in einer besonderen Einrichtung 
für behinderte Menschen ist ein Bedarf wie bei einer Berufsausbildung zugrunde zu legen.

§ 125	 Bedarf bei Maßnahmen in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen

Als Bedarf werden bei Maßnahmen in einer Werkstatt für behinderte Menschen im ersten 
Jahr 63 Euro monatlich und danach 75 Euro monatlich zugrunde gelegt.

§ 126	 Einkommensanrechnung

(1) Das Einkommen, das ein behinderter Mensch während einer Maßnahme in einer 
anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen erzielt, wird nicht auf den Bedarf ange
rechnet.

(2) Anrechnungsfrei bei der Einkommensanrechnung bleibt im Übrigen das Einkommen

1.	 des behinderten Menschen aus Waisenrenten, Waisengeld oder aus Unterhaltsleistungen 
bis zu 242 Euro monatlich,

2.	 der Eltern bis zu 2 909 Euro monatlich, des verwitweten Elternteils oder, bei getrennt 
lebenden Eltern, das Einkommen des Elternteils, bei dem der behinderte Mensch lebt, 
ohne Anrechnung des Einkommens des anderen Elternteils, bis zu 1 813 Euro monatlich 
und

3.	 der Ehegattin oder des Ehegatten oder der Lebenspartnerin oder des Lebenspartners bis 
zu 1 813 Euro monatlich.
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Dritter Titel 
Teilnahmekosten für Maßnahmen

§ 127	 Teilnahmekosten

(1) Teilnahmekosten bestimmen sich nach den §§ 33, 44, 53 und 54 des Neunten Buches. Sie 
beinhalten auch weitere Aufwendungen, die wegen Art und Schwere der Behinderung 
unvermeidbar entstehen, sowie Kosten für Sonderfälle der Unterkunft und Verpflegung.

(2) Die Teilnahmekosten nach Absatz 1 können Aufwendungen für erforderliche ein
gliederungsbegleitende Dienste während und im Anschluß an die Maßnahme einschließen.

§ 128	 Sonderfälle der Unterbringung und Verpflegung

Werden behinderte Menschen auswärtig untergebracht, aber nicht in einem Wohnheim, 
Internat, einer besonderen Einrichtung für behinderte Menschen oder bei der oder dem 
Ausbildenden mit voller Verpflegung, so wird ein Betrag in Höhe von 269 Euro monatlich 
zuzüglich der nachgewiesenen behinderungsbedingten Mehraufwendungen erbracht.

	 Tipp: 
Ausführliche Informationen zum SGB III mit Beispielen finden Sie in der 
Publikation A-Z der Arbeitsförderung, Bestellnummer A 186.
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Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) 
– Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung –

In der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 
2011 I S. 363) 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBl. S. 3836)

Erster Abschnitt 
Grundsätze und Begriffsbestimmungen

Zweiter Titel 
Beschäftigung und selbständige Tätigkeit

§ 8 Geringfügige Beschäftigung und geringfügige selbständige Tätigkeit

(1) Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, wenn 

1.	 das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat 450 Euro nicht 
übersteigt,

2.	 die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens zwei Monate oder  
50 Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich 
begrenzt ist, es sei denn, dass die Beschäftigung berufsmäßig ausgeübt wird und ihr 
Entgelt 450 Euro im Monat übersteigt.

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 sind mehrere geringfügige Beschäftigungen nach 
Nummer 1 oder Nummer 2 sowie geringfügige Beschäftigungen nach Nummer 1 mit 
Ausnahme einer geringfügigen Beschäftigung nach Nummer 1 und nicht geringfügige 
Beschäftigungen zusammenzurechnen. Eine geringfügige Beschäftigung liegt nicht mehr vor, 
sobald die Voraussetzungen des Absatzes 1 entfallen. Wird beim Zusammenrechnen nach  
Satz 1 festgestellt, dass die Voraussetzungen einer geringfügigen Beschäftigung nicht mehr 
vorliegen, tritt die Versicherungspflicht erst mit dem Tag ein, an dem die Entscheidung über 
die Versicherungspflicht nach § 37 des Zehnten Buches durch die Einzugsstelle nach § 28i  
Satz 5 oder einen anderen Träger der Rentenversicherung bekannt gegeben wird. Dies gilt 
nicht, wenn der Arbeitgeber vorsätzlich oder grob fahrlässig versäumt hat, den Sachverhalt 
für die versicherungsrechtliche Beurteilung der Beschäftigung aufzuklären.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit anstelle einer Beschäftigung eine 
selbständige Tätigkeit ausgeübt wird. Dies gilt nicht für das Recht der Arbeitsförderung.

§ 8a Geringfügige Beschäftigung in Privathaushalten

Werden geringfügige Beschäftigungen ausschließlich in Privathaushalten ausgeübt, gilt § 8. 
Eine geringfügige Beschäftigung im Privathaushalt liegt vor, wenn diese durch einen privaten 
Haushalt begründet ist und die Tätigkeit sonst gewöhnlich durch Mitglieder des privaten 
Haushalts erledigt wird.
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Zweiter Abschnitt 
Leistungen und Beiträge

Zweiter Titel 
Beiträge

§ 20 Aufbringung der Mittel, Gleitzone

(1) Die Mittel der Sozialversicherung einschließlich der Arbeitsförderung werden nach 
Maßgabe der besonderen Vorschriften für die einzelnen Versicherungszweige durch Beiträge 
der Versicherten, der Arbeitgeber und Dritter, durch staatliche Zuschüsse und durch sonstige 
Einnahmen aufgebracht.

(2) Eine Gleitzone im Sinne dieses Gesetzbuches liegt bei einem Beschäftigungsverhältnis mit 
einem daraus erzielten Arbeitsentgelt von 450,01 Euro bis 850,00 Euro im Monat vor, das die 
Grenze von 850,00 Euro im Monat regelmäßig nicht überschreitet; bei mehreren Beschäf
tigungsverhältnissen ist das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt maßgebend.

(3) Der Arbeitgeber trägt abweichend von den besonderen Vorschriften für Beschäftigte für 
die einzelnen Versicherungszweige den Gesamtsozialversicherungsbeitrag allein, wenn 

1.	 Versicherte, die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind, ein Arbeitsentgelt erzielen, das 
auf den Monat bezogen 325 Euro nicht übersteigt, oder

2.	 Versicherte ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne 
des Jugendfreiwilligendienstgesetzes oder einen Bundesfreiwilligendienst nach dem 
Bundesfreiwilligendienstgesetz leisten.

Wird infolge einmalig gezahlten Arbeitsentgelts die in Satz 1 genannte Grenze überschritten, 
tragen die Versicherten und die Arbeitgeber den Gesamtsozialversicherungsbeitrag von dem 
diese Grenze übersteigenden Teil des Arbeitsentgelts jeweils zur Hälfte; in der gesetzlichen 
Krankenversicherung gilt dies nur für den um den Beitragsanteil, der allein vom Arbeit
nehmer zu tragen ist, reduzierten Beitrag.
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Dritter Abschnitt 
Meldepflichten des Arbeitgebers, Gesamtsozialversicherungsbeitrag

Erster Titel 
Meldungen des Arbeitgebers und ihre Weiterleitung

§ 28a Meldepflicht

(1) Der Arbeitgeber oder ein anderer Meldepflichtiger hat der Einzugsstelle für jeden in der 
Kranken-, Pflege-, Rentenversicherung oder nach dem Recht der Arbeitsförderung kraft 
Gesetzes Versicherten 

1.	 bei Beginn der versicherungspflichtigen Beschäftigung,

2.	 bei Ende der versicherungspflichtigen Beschäftigung,

3.	 bei Eintritt eines Insolvenzereignisses,

4.	 (weggefallen)

5.	 bei Änderungen in der Beitragspflicht,

6.	 bei Wechsel der Einzugsstelle,

7.	 bei Anträgen auf Altersrenten oder Auskunftsersuchen des Familiengerichts in 
Versorgungsausgleichsverfahren,

8.	 bei Unterbrechung der Entgeltzahlung,

9.	 bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses,

10.	 bei Beschäftigung bei mehreren Arbeitgebern, für unständig Beschäftigte, in den Fällen 
des § 242b Absatz 2 Satz 4 des Fünften Buches und in den Fällen, in denen der oder die 
Beschäftigte weitere in der gesetzlichen Krankenversicherung beitragspflichtige Ein
nahmen erzielt, soweit bekannt,

11.	 bei Antrag des geringfügig Beschäftigten nach § 6 Absatz 1b des Sechsten Buches auf 
Befreiung von der Versicherungspflicht,

12.	 bei einmalig gezahltem Arbeitsentgelt,

13.	 bei Beginn der Berufsausbildung,

14.	 bei Ende der Berufsausbildung,

15.	 bei Wechsel von einem Beschäftigungsbetrieb im Beitrittsgebiet zu einer Betriebsstätte im 
übrigen Bundesgebiet oder umgekehrt,

16.	 bei Beginn der Altersteilzeitarbeit,

17.	 bei Ende der Altersteilzeitarbeit,
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18.	 bei Änderung des Arbeitsentgelts, wenn die in § 8 Absatz 1 Nummer 1 genannte Grenze 
über- oder unterschritten wird,

19.	 bei nach § 23b Absatz 2 bis 3 gezahltem Arbeitsentgelt oder

20.	 bei Wechsel von einem Wertguthaben, das im Beitrittsgebiet und einem Wertguthaben, 
das im übrigen Bundesgebiet erzielt wurde,

eine Meldung zu erstatten. Jede Meldung sowie die darin enthaltenen Datensätze sind mit 
einem eindeutigen Kennzeichen zur Identifizierung zu versehen. Meldungen nach diesem 
Buch erfolgen, soweit nichts Abweichendes geregelt ist, durch elektronische Datenüber
mittlung (Datenübertragung); dabei sind Datenschutz und Datensicherheit nach dem 
jeweiligen Stand der Technik sicherzustellen und bei Nutzung allgemein zugänglicher Netze 
Verschlüsselungsverfahren zu verwenden. Arbeitgeber oder andere Meldepflichtige haben 
ihre Meldungen durch Datenübertragung aus systemgeprüften Programmen oder mittels 
maschinell erstellter Ausfüllhilfen zu erstatten.

(2) Der Arbeitgeber hat jeden am 31. Dezember des Vorjahres Beschäftigten nach Absatz 1 zu 
melden (Jahresmeldung).

a)	 Der Arbeitgeber hat für jeden in einem Kalenderjahr Beschäftigten, der in der Unfallversi-
cherung versichert ist, zum 16. Februar des Folgejahres eine besondere Jahresmeldung zur 
Unfallversicherung zu erstatten. Diese Meldung enthält über die Angaben nach Absatz 3 
Satz 1 Nummer 1 bis 3, 6 und 9 hinaus folgende Angaben: 

1.	 die Mitgliedsnummer des Unternehmers;

2.	 die Betriebsnummer des zuständigen Unfallversicherungsträgers;

3.	 das in der Unfallversicherung beitragspflichtige Arbeitsentgelt in Euro und seine 
Zuordnung zur jeweilig anzuwendenden Gefahrtarifstelle.

(3) Die Meldungen enthalten für jeden Versicherten insbesondere 

1.	 seine Versicherungsnummer, soweit bekannt,

2.	 seinen Familien- und Vornamen,

3.	 sein Geburtsdatum,

4.	 seine Staatsangehörigkeit,

5.	 Angaben über seine Tätigkeit nach dem Schlüsselverzeichnis der Bundesagentur für 
Arbeit,

6.	 die Betriebsnummer seines Beschäftigungsbetriebes,

7.	 die Beitragsgruppen,

8.	 die zuständige Einzugsstelle und

9.	 den Arbeitgeber.
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Zusätzlich sind anzugeben 

1.	 bei der Anmeldung

a)	 die Anschrift,

b)	 der Beginn der Beschäftigung,

c)	 sonstige für die Vergabe der Versicherungsnummer erforderliche Angaben,

d)	 die Angabe, ob zum Arbeitgeber eine Beziehung als Ehegatte, Lebenspartner oder 
Abkömmling besteht,

e)	 die Angabe, ob es sich um eine Tätigkeit als geschäftsführender Gesellschafter einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung handelt,

f)	 die Angabe der Staatsangehörigkeit,

2.	 bei allen Entgeltmeldungen

a)	  eine Namens-, Anschriften- oder Staatsangehörigkeitsänderung, soweit diese 
Änderung nicht schon anderweitig gemeldet ist,

b)	 das in der Rentenversicherung oder nach dem Recht der Arbeitsförderung beitrags-
pflichtige Arbeitsentgelt in Euro,

c)	 (weggefallen)

d)	 der Zeitraum, in dem das angegebene Arbeitsentgelt erzielt wurde,

e)	 Wertguthaben, die auf die Zeit nach Eintritt der Erwerbsminderung entfallen,

f)	 (weggefallen)

g)	 (weggefallen)

h)	 (weggefallen)

3.	 (weggefallen)

4.	 bei der Meldung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 19

a)	 das Arbeitsentgelt in Euro, für das Beiträge gezahlt worden sind,

b)	 im Falle des § 23b Absatz 2 der Kalendermonat und das Jahr der nicht zweckent
sprechenden Verwendung des Arbeitsentgelts, im Falle der Zahlungsunfähigkeit des 
Arbeitgebers jedoch der Kalendermonat und das Jahr der Beitragszahlung.

(3a) Der Arbeitgeber oder eine Zahlstelle nach § 202 Absatz 2 des Fünften Buches kann in den 
Fällen, in denen für eine Meldung keine Versicherungsnummer des Beschäftigten oder 
Versorgungsempfängers vorliegt, im Verfahren nach Absatz 1 eine Meldung zur Abfrage der 
Versicherungsnummer an die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung übermitteln;  
die weiteren Meldepflichten bleiben davon unberührt. Die Datenstelle der Träger der 
Rentenversicherung übermittelt dem Arbeitgeber oder der Zahlstelle unverzüglich durch 
Datenübertragung die Versicherungsnummer oder den Hinweis, dass die Vergabe der 
Versicherungsnummer mit der Anmeldung erfolgt.
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(4) Arbeitgeber haben den Tag des Beginns eines Beschäftigungsverhältnisses spätestens bei 
dessen Aufnahme an die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung nach Satz 2 zu 
melden, sofern sie Personen in folgenden Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen 
beschäftigen: 

1.	 im Baugewerbe,

2.	 im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe,

3.	 im Personenbeförderungsgewerbe,

4.	 im Speditions-, Transport- und damit verbundenen Logistikgewerbe,

5.	 im Schaustellergewerbe,

6.	 bei Unternehmen der Forstwirtschaft,

7.	 im Gebäudereinigungsgewerbe,

8.	 bei Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen beteiligen,

9.	 in der Fleischwirtschaft.

Die Meldung enthält folgende Angaben über den Beschäftigten: 

1.	 den Familien- und die Vornamen,

2.	 die Versicherungsnummer, soweit bekannt, ansonsten die zur Vergabe einer Ver
sicherungsnummer notwendigen Angaben (Tag und Ort der Geburt, Anschrift),

3.	 die Betriebsnummer des Arbeitgebers und

4.	 den Tag der Beschäftigungsaufnahme.

Die Meldung wird in der Stammsatzdatei nach § 150 Absatz 1 und 2 des Sechsten Buches 
gespeichert. Die Meldung gilt nicht als Meldung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1.

(4a) Der Meldepflichtige erstattet die Meldungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 jeweils 
monatlich an die zuständige Krankenkasse. In der Meldung sind anzugeben: 

1.	 die Versicherungsnummer, soweit bekannt, ansonsten die zur Vergabe einer Ver
sicherungsnummer notwendigen Angaben (Tag und Ort der Geburt, Anschrift),

2.	 Familien- und Vorname,

3.	 die Betriebsnummer des Beschäftigungsbetriebes und

4.	 das in der gesetzlichen Rentenversicherung beitragspflichtige Arbeitsentgelt in Eurocent, 
abweichend hiervon in den Fällen des § 20 Absatz 2 das tatsächlich erzielte Arbeitsentgelt.

(5) Der Meldepflichtige hat der zu meldenden Person den Inhalt der Meldung in Textform 
mitzuteilen; dies gilt nicht, wenn die Meldung ausschließlich auf Grund einer Veränderung 
der Daten für die gesetzliche Unfallversicherung erfolgt.

(6) Soweit der Arbeitgeber eines Hausgewerbetreibenden Arbeitgeberpflichten erfüllt, gilt der 
Hausgewerbetreibende als Beschäftigter.
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(6a) Beschäftigt ein Arbeitgeber, der 

1.	 im privaten Bereich nichtgewerbliche Zwecke oder

2.	 mildtätige, kirchliche, religiöse, wissenschaftliche oder gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des § 10b des Einkommensteuergesetzes

verfolgt, Personen versicherungsfrei geringfügig nach § 8, kann er auf Antrag abweichend von 
Absatz 1 Meldungen auf Vordrucken erstatten, wenn er glaubhaft macht, dass ihm eine 
Meldung auf maschinell verwertbaren Datenträgern oder durch Datenübertragung nicht 
möglich ist.

(7) Der Arbeitgeber hat der Einzugsstelle für einen im privaten Haushalt Beschäftigten 
anstelle einer Meldung nach Absatz 1 unverzüglich eine vereinfachte Meldung (Haushalts-
scheck) mit den Angaben nach Absatz 8 Satz 1 zu erstatten, wenn das Arbeitsentgelt (§ 14 
Absatz 3) aus dieser Beschäftigung regelmäßig 450 Euro im Monat nicht übersteigt. Der 
Arbeitgeber hat der Einzugsstelle ein Lastschriftmandat zum Einzug des Gesamtsozial
versicherungsbeitrags zu erteilen. Der Haushaltsscheck ist vom Arbeitgeber und vom 
Beschäftigten zu unterschreiben. Die Absätze 2 bis 5 gelten nicht.

(8) Der Haushaltsscheck enthält 

1.	 den Familiennamen, Vornamen, die Anschrift und die Betriebsnummer des Arbeitgebers,

2.	 den Familiennamen, Vornamen, die Anschrift und die Versicherungsnummer des 
Beschäftigten; kann die Versicherungsnummer nicht angegeben werden, ist das Geburts-
datum des Beschäftigten einzutragen,

3.	 die Angabe, ob der Beschäftigte im Zeitraum der Beschäftigung bei mehreren Arbeit
gebern beschäftigt ist, und

4.	 a)	� bei einer Meldung bei jeder Lohn- oder Gehaltszahlung den Zeitraum der Beschäf
tigung, das Arbeitsentgelt (§ 14 Absatz 3) für diesen Zeitraum sowie am Ende der 
Beschäftigung den Zeitpunkt der Beendigung,

b)	 bei einer Meldung zu Beginn der Beschäftigung deren Beginn und das monatliche 
Arbeitsentgelt (§ 14 Absatz 3),

c)	 bei einer Meldung wegen Änderung des Arbeitsentgelts (§ 14 Absatz 3) den neuen 
Betrag und den Zeitpunkt der Änderung,

d)	 bei einer Meldung am Ende der Beschäftigung den Zeitpunkt der Beendigung,

e)	 bei Erklärung des Verzichts auf Versicherungsfreiheit nach § 230 Absatz 8 Satz 2 des 
Sechsten Buches den Zeitpunkt des Verzichts,

f)	 bei Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht nach § 6 Absatz 1b des 
Sechsten Buches den Tag des Zugangs des Antrags beim Arbeitgeber.

Bei sich anschließenden Meldungen kann von der Angabe der Anschrift des Arbeitgebers und 
des Beschäftigten abgesehen werden.
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(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten entsprechend für versicherungsfrei geringfügig Beschäftigte.

(10) Der Arbeitgeber hat für Beschäftigte, die nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Sechsten 
Buches von der Versicherungspflicht befreit und Mitglied einer berufsständischen Ver
sorgungseinrichtung sind, die Meldungen nach den Absätzen 1, 2 und 9 zusätzlich an die 
Annahmestelle der berufsständischen Versorgungseinrichtungen zu erstatten; dies gilt nicht 
für Meldungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 10. Die Datenübermittlung hat durch gesicherte 
und verschlüsselte Datenübertragung aus systemgeprüften Programmen oder mittels 
systemgeprüfter maschinell erstellter Ausfüllhilfen zu erfolgen. Zusätzlich zu den Angaben 
nach Absatz 3 enthalten die Meldungen die Mitgliedsnummer des Beschäftigten bei der 
Versorgungseinrichtung. Die Absätze 5 bis 6a gelten entsprechend.

(11) Der Arbeitgeber hat für Beschäftigte, die nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 des Sechsten 
Buches von der Versicherungspflicht befreit und Mitglied in einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung sind, der Annahmestelle der berufsständischen Versorgungsein
richtungen monatliche Meldungen zur Beitragserhebung zu erstatten. Absatz 10 Satz 2 gilt 
entsprechend. Diese Meldungen enthalten für den Beschäftigten 

1.	 die Mitgliedsnummer bei der Versorgungseinrichtung oder, wenn die Mitgliedsnummer 
nicht bekannt ist, die Personalnummer beim Arbeitgeber, den Familien- und Vornamen, 
das Geschlecht und das Geburtsdatum,

2.	 den Zeitraum, für den das Arbeitsentgelt gezahlt wird,

3.	 das beitragspflichtige ungekürzte laufende Arbeitsentgelt für den Zahlungszeitraum,

4.	 das beitragspflichtige ungekürzte einmalig gezahlte Arbeitsentgelt im Monat der 
Abrechnung,

5.	 die Anzahl der Sozialversicherungstage im Zahlungszeitraum,

6.	 den Beitrag, der bei Firmenzahlern für das Arbeitsentgelt nach Nummer 3 und 4 anfällt,

7.	 die Betriebsnummer der Versorgungseinrichtung,

8.	 die Betriebsnummer des Beschäftigungsbetriebes,

9.	 den Arbeitgeber,

10.	 den Ort des Beschäftigungsbetriebes,

11.	 den Monat der Abrechnung.

Soweit nicht aus der Entgeltbescheinigung des Beschäftigten zu entnehmen ist, dass die 
Meldung erfolgt ist und welchen Inhalt sie hatte, gilt Absatz 5.

(12) Der Arbeitgeber hat auch für ausschließlich nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 des Siebten 
Buches versicherte Beschäftigte mit beitragspflichtigem Entgelt Meldungen nach den 
Absätzen 1 und 3 Satz 2 Nummer 2 abzugeben.
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(13) Die Künstlersozialkasse hat für die nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz 
krankenversicherungspflichtigen Mitglieder monatlich eine Meldung an die zuständige 
Krankenkasse (§ 28i) durch Datenübermittlung mit den für den Nachweis der Beitragspflicht 
notwendigen Angaben, insbesondere die Versicherungsnummer, den Namen und Vornamen, 
den beitragspflichtigen Zeitraum, die Höhe des der Beitragspflicht zu Grunde liegenden 
Arbeitseinkommens, ein Kennzeichen über die Ruhensanordnung gemäß § 16 Absatz 2 des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes sowie ein Kennzeichen in den Fällen des § 242b Absatz 2 
Satz 4 des Fünften Buches und den Verweis auf die Versicherungspflicht in der Rentenversi-
cherung des Versicherten zu übermitteln. Den Übertragungsweg und die Einzelheiten des 
Verfahrens wie den Aufbau des Datensatzes regeln die Künstlersozialkasse und der Spitzen-
verband Bund der Krankenkassen in gemeinsamen Grundsätzen entsprechend § 28b Absatz 2. 
Bei der Nutzung allgemein zugänglicher Netze sind dem jeweiligen Stand der Technik 
entsprechende Verschlüsselungsverfahren zu verwenden.

§ 28b Inhalte und Verfahren für die Gemeinsamen Grundsätze und die Datenfeldbeschreibung

(1) Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen, die Deutsche Rentenversicherung Bund, die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, die Bundesagentur für Arbeit und die 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. bestimmen in Gemeinsamen Grundsätzen 
bundeseinheitlich: 

1. 	 die Schlüsselzahlen für Personengruppen, Beitragsgruppen und für Abgabegründe der 
Meldungen,

2. 	 den Aufbau, den Inhalt und die Identifizierung der einzelnen Datensätze für die Über-
mittlung von Meldungen und Beitragsnachweisen durch den Arbeitgeber an die Sozial-
versicherungsträger, soweit nichts Abweichendes in diesem Buch geregelt ist,

3. 	 den Aufbau und den Inhalt der einzelnen Datensätze für die Übermittlung von Eingangs-
bestätigungen, Fehlermeldungen und sonstigen Rückmeldungen der Sozialversicherungs
träger und anderer am Meldeverfahren beteiligter Stellen an die Arbeitgeber in den 
Verfahren nach Nummer 2,

4. 	 gesondert den Aufbau und den Inhalt der Datensätze für die Kommunikationsdaten, die 
einheitlich vor oder nach jedem Datensatz nach Nummer 2 bei jeder Datenübertragung 
vom Arbeitgeber an die Sozialversicherung und bei Rückmeldungen an den Arbeitgeber 
zu übermitteln sind,

5. 	 gesondert den Aufbau und den Inhalt aller Bestandsprüfungen in den elektronischen 
Verfahren mit den Arbeitgebern.

Die Gemeinsamen Grundsätze bedürfen der Genehmigung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales, das vorher die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
anzuhören hat.
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(2) Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen, die Deutsche Rentenversicherung Bund, die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und die Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung e. V. bestimmen bundeseinheitlich die Gestaltung des Haushaltsschecks nach  
§ 28a Absatz 7 und das der Einzugsstelle in diesem Verfahren zu erteilende Lastschriftmandat 
durch Gemeinsame Grundsätze. Die Grundsätze bedürfen der Genehmigung des Bundes
ministeriums für Arbeit und Soziales, das vorher in Bezug auf die steuerrechtlichen Angaben 
das Bundesministerium der Finanzen anzuhören hat. 

(3) Soweit Meldungen nach § 28a Absatz 10 oder 11 betroffen sind, gilt Absatz 1 entsprechend 
mit der Maßgabe, dass die Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen 
e. V. zu beteiligen ist.

(4) Alle Datenfelder sind eindeutig zu beschreiben und in allen Verfahren, für die Grundsätze 
oder Gemeinsame Grundsätze nach diesem Gesetzbuch und für das Aufwendungsausgleichs-
gesetz gelten, verbindlich in der jeweils aktuellen Beschreibung zu verwenden. Zur Sicherung 
der einheitlichen Verwendung hält der Spitzenverband Bund der Krankenkassen eine Daten- 
bankanwendung vor, in der alle Datenfelder beschrieben sowie ihre Verwendung in Daten
sätzen und Datenbausteinen in historisierter wie auch in aktueller Form gespeichert sind und 
von den an den Meldeverfahren nach diesem Gesetzbuch Beteiligten ab dem 1. Juli 2017 
automatisiert abgerufen werden können. Das Nähere zur Darstellung, zur Aktualisierung und 
zum Abrufverfahren der Daten regeln die in Absatz 1 Satz 1 genannten Organisationen der 
Sozialversicherung in Gemeinsamen Grundsätzen; Absatz 3 gilt entsprechend. Die Grund
sätze bedürfen der Genehmigung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales.

Zweiter Titel 
Verfahren und Haftung bei der Beitragszahlung

§ 28f Aufzeichnungspflicht, Nachweise der Beitragsabrechnung und der Beitragszahlung

(1) Der Arbeitgeber hat für jeden Beschäftigten, getrennt nach Kalenderjahren, Entgeltunter-
lagen im Geltungsbereich dieses Gesetzes in deutscher Sprache zu führen und bis zum Ablauf 
des auf die letzte Prüfung (§ 28p) folgenden Kalenderjahres geordnet aufzubewahren. Satz 1 
gilt nicht hinsichtlich der Beschäftigten in privaten Haushalten. Die landwirtschaftliche 
Krankenkasse kann wegen der mitarbeitenden Familienangehörigen Ausnahmen zulassen. 
Für die Aufbewahrung der Beitragsabrechnungen und der Beitragsnachweise gilt Satz 1.

(1a) Bei der Ausführung eines Dienst- oder Werkvertrages im Baugewerbe hat der Unter-
nehmer die Entgeltunterlagen und die Beitragsabrechnung so zu gestalten, dass eine 
Zuordnung der Arbeitnehmer, des Arbeitsentgelts und des darauf entfallenden Gesamtsozial-
versicherungsbeitrags zu dem jeweiligen Dienst- oder Werkvertrag möglich ist.
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(2) Hat ein Arbeitgeber die Aufzeichnungspflicht nicht ordnungsgemäß erfüllt und können 
dadurch die Versicherungs- oder Beitragspflicht oder die Beitragshöhe nicht festgestellt 
werden, kann der prüfende Träger der Rentenversicherung den Beitrag in der Kranken-, 
Pflege- und Rentenversicherung und zur Arbeitsförderung von der Summe der vom Arbeit
geber gezahlten Arbeitsentgelte geltend machen. Satz 1 gilt nicht, soweit ohne unverhältnis-
mäßig großen Verwaltungsaufwand festgestellt werden kann, dass Beiträge nicht zu zahlen 
waren oder Arbeitsentgelt einem bestimmten Beschäftigten zugeordnet werden kann. Soweit 
der prüfende Träger der Rentenversicherung die Höhe der Arbeitsentgelte nicht oder nicht 
ohne unverhältnismäßig großen Verwaltungsaufwand ermitteln kann, hat er diese zu 
schätzen. Dabei ist für das monatliche Arbeitsentgelt eines Beschäftigten das am Beschäf
tigungsort ortsübliche Arbeitsentgelt mitzuberücksichtigen. Der prüfende Träger der 
Rentenversicherung hat einen auf Grund der Sätze 1, 3 und 4 ergangenen Bescheid insoweit 
zu widerrufen, als nachträglich Versicherungs- oder Beitragspflicht oder Versicherungs
freiheit festgestellt und die Höhe des Arbeitsentgelts nachgewiesen werden. Die von dem 
Arbeitgeber auf Grund dieses Bescheides geleisteten Zahlungen sind insoweit mit der 
Beitragsforderung zu verrechnen.

(3) Der Arbeitgeber hat der Einzugsstelle einen Beitragsnachweis zwei Arbeitstage vor Fällig- 
keit der Beiträge durch Datenübertragung zu übermitteln; dies gilt nicht hinsichtlich der 
Beschäftigten in privaten Haushalten bei Verwendung von Haushaltsschecks. Übermittelt der 
Arbeitgeber den Beitragsnachweis nicht zwei Arbeitstage vor Fälligkeit der Beiträge, so kann 
die Einzugsstelle das für die Beitragsberechnung maßgebende Arbeitsentgelt schätzen, bis der 
Nachweis ordnungsgemäß übermittelt wird. Der Beitragsnachweis gilt für die Vollstreckung 
als Leistungsbescheid der Einzugsstelle und im Insolvenzverfahren als Dokument zur Glaub- 
haftmachung der Forderungen der Einzugsstelle. Im Beitragsnachweis ist auch die Steuer-
nummer des Arbeitgebers anzugeben, wenn der Beitragsnachweis die Pauschsteuer für 
geringfügig Beschäftigte enthält. In den Fällen des § 242b des Fünften Buches ist zusätzlich 
der Betrag gesondert nachzuweisen, der ohne die Durchführung des Sozialausgleichs zu 
zahlen gewesen wäre.

(4) Arbeitgeber, die den Gesamtsozialversicherungsbeitrag an mehrere Orts- oder Innungs-
krankenkassen zu zahlen haben, können bei 

1.	 dem jeweils zuständigen Bundesverband oder

2.	 einer Orts- oder Innungskrankenkasse

(beauftragte Stelle) für die jeweilige Kassenart beantragen, dass der beauftragten Stelle der 
jeweilige Beitragsnachweis eingereicht wird. Dies gilt auch für Arbeitgeber, die den Gesamt
sozialversicherungsbeitrag an mehrere Betriebskrankenkassen zu zahlen haben, gegenüber 
dem jeweiligen Bundesverband. Gibt die beauftragte Stelle dem Antrag statt, hat sie die 
zuständigen Einzugsstellen zu unterrichten. Im Falle des Satzes 1 erhält die beauftragte Stelle 
auch den Gesamtsozialversicherungsbeitrag, den sie arbeitstäglich durch Überweisung 
unmittelbar an folgende Stellen weiterzuleiten hat: 

1.	 die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung an die zuständigen Einzugsstellen,

2.	 die Beiträge zur Rentenversicherung gemäß § 28k,

3.	 die Beiträge zur Arbeitsförderung an die Bundesagentur für Arbeit.



§ 28p  |  SGB IV

277

Die beauftragte Stelle hat die für die zuständigen Einzugsstellen bestimmten Beitragsnach-
weise an diese weiterzuleiten. Die Träger der Pflegeversicherung, der Rentenversicherung  
und die Bundesagentur für Arbeit können den Beitragsnachweis sowie den Eingang, die 
Verwaltung und die Weiterleitung ihrer Beiträge bei der beauftragten Stelle prüfen. § 28q 
Absatz 2 und 3 sowie § 28r Absatz 1 und 2 gelten entsprechend.

(5) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 sind die am 31. Dezember 1991 im Beitrittsgebiet 
vorhandenen Entgeltunterlagen mindestens bis zum 31. Dezember 2011 vom Arbeitgeber 
aufzubewahren. Die Pflicht zur Aufbewahrung erlischt, wenn der Arbeitgeber die Entgelt-
unterlagen dem Betroffenen aushändigt oder die für die Rentenversicherung erforderlichen 
Daten bescheinigt, frühestens jedoch mit Ablauf des auf die letzte Prüfung der Träger der 
Rentenversicherung bei dem Arbeitgeber folgenden Kalenderjahres, und wenn ein Unter
nehmen aufgelöst wird.

Dritter Titel 
Auskunfts- und Vorlagepflicht, Prüfung, Schadensersatzpflicht und Verzinsung

§ 28p Prüfung bei den Arbeitgebern

(1) Die Träger der Rentenversicherung prüfen bei den Arbeitgebern, ob diese ihre Melde-
pflichten und ihre sonstigen Pflichten nach diesem Gesetzbuch, die im Zusammenhang mit 
dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen, ordnungsgemäß erfüllen; sie prüfen insbe
sondere die Richtigkeit der Beitragszahlungen und der Meldungen (§ 28a) mindestens alle  
vier Jahre. Die Prüfung soll in kürzeren Zeitabständen erfolgen, wenn der Arbeitgeber dies 
verlangt. Die Einzugsstelle unterrichtet den für den Arbeitgeber zuständigen Träger der 
Rentenversicherung, wenn sie eine alsbaldige Prüfung bei dem Arbeitgeber für erforderlich 
hält. Die Prüfung umfasst auch die Entgeltunterlagen der Beschäftigten, für die Beiträge nicht 
gezahlt wurden. Die Träger der Rentenversicherung erlassen im Rahmen der Prüfung Ver- 
waltungsakte zur Versicherungspflicht und Beitragshöhe in der Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung einschließlich der Wider- 
spruchsbescheide gegenüber den Arbeitgebern; insoweit gelten § 28h Absatz 2 sowie § 93 in 
Verbindung mit § 89 Absatz 5 des Zehnten Buches nicht. Die landwirtschaftliche Kranken
kasse nimmt abweichend von Satz 1 die Prüfung für die bei ihr versicherten mitarbeitenden 
Familienangehörigen vor.

(1a) ...

(1b) ...

(2) Im Bereich der Regionalträger richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach dem Sitz der 
Lohn- und Gehaltsabrechnungsstelle des Arbeitgebers. Die Träger der Rentenversicherung 
stimmen sich darüber ab, welche Arbeitgeber sie prüfen; ein Arbeitgeber ist jeweils nur von 
einem Träger der Rentenversicherung zu prüfen.

(3) Die Träger der Rentenversicherung unterrichten die Einzugsstellen über Sachverhalte, 
soweit sie die Zahlungspflicht oder die Meldepflicht des Arbeitgebers betreffen.
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(4) (weggefallen)

(5) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, angemessene Prüfhilfen zu leisten. Abrechnungsver
fahren, die mit Hilfe automatischer Einrichtungen durchgeführt werden, sind in die Prüfung 
einzubeziehen.

(6) Zu prüfen sind auch steuerberatende Stellen, Rechenzentren und vergleichbare Ein
richtungen, die im Auftrag des Arbeitgebers oder einer von ihm beauftragten Person Löhne 
und Gehälter abrechnen oder Meldungen erstatten. Die örtliche Zuständigkeit richtet sich im 
Bereich der Regionalträger nach dem Sitz dieser Stellen. Absatz 5 gilt entsprechend.

(6a) Für die Prüfung nach Absatz 1 gilt § 147 Absatz 6 Satz 1 und 2 der Abgabenordnung 
entsprechend mit der Maßgabe, dass der Rentenversicherungsträger eine Übermittlung der 
Daten im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber verlangen kann. Die Deutsche Rentenver
sicherung Bund bestimmt in Grundsätzen bundeseinheitlich das Nähere zum Verfahren der 
Datenübermittlung und der dafür erforderlichen Datensätze und Datenbausteine. Die 
Grundsätze bedürfen der Genehmigung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, das 
vorher die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände anzuhören hat.

(7) ...

(8) ...

(9) ...

(10) Arbeitgeber werden wegen der Beschäftigten in privaten Haushalten nicht geprüft.

(11) ...
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Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) 
– Gesetzliche Krankenversicherung –

Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477, 2482) 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2424) 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Dezember 2015/2014

Erstes Kapitel 
Allgemeine Vorschriften

§ 1	 Solidarität und Eigenverantwortung

Die Krankenversicherung als Solidargemeinschaft hat die Aufgabe, die Gesundheit der 
Versicherten zu erhalten, wiederherzustellen oder ihren Gesundheitszustand zu bessern. Das 
umfasst auch die Förderung der gesundheitlichen Eigenkompetenz und Eigenverantwortung 
der Versicherten. Die Versicherten sind für ihre Gesundheit mitverantwortlich; sie sollen 
durch eine gesundheitsbewußte Lebensführung, durch frühzeitige Beteiligung an gesund-
heitlichen Vorsorgemaßnahmen sowie durch aktive Mitwirkung an Krankenbehandlung und 
Rehabilitation dazu beitragen, den Eintritt von Krankheit und Behinderung zu vermeiden 
oder ihre Folgen zu überwinden. Die Krankenkassen haben den Versicherten dabei durch 
Aufklärung, Beratung und Leistungen zu helfen und auf gesunde Lebensverhältnisse 
hinzuwirken.

§ 2	 Leistungen

(1) Die Krankenkassen stellen den Versicherten die im Dritten Kapitel genannten Leistungen 
unter Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgebots (§ 12) zur Verfügung, soweit diese Leistungen 
nicht der Eigenverantwortung der Versicherten zugerechnet werden. Behandlungsmethoden, 
Arznei- und Heilmittel der besonderen Therapierichtungen sind nicht ausgeschlossen. 
Qualität und Wirksamkeit der Leistungen haben dem allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse zu entsprechen und den medizinischen Fortschritt zu berück-
sichtigen.

(1a) Versicherte mit einer lebensbedrohlichen oder regelmäßig tödlichen Erkrankung oder 
mit einer zumindest wertungsmäßig vergleichbaren Erkrankung, für die eine allgemein 
anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende Leistung nicht zur Verfügung steht, 
können auch eine von Absatz 1 Satz 3 abweichende Leistung beanspruchen, wenn eine nicht 
ganz entfernt liegende Aussicht auf Heilung oder auf eine spürbare positive Einwirkung auf 
den Krankheitsverlauf besteht. Die Krankenkasse erteilt für Leistungen nach Satz 1 vor 
Beginn der Behandlung eine Kostenübernahmeerklärung, wenn Versicherte oder behandelnde 
Leistungserbringer dies beantragen. Mit der Kostenübernahmeerklärung wird die Abrechnungs
möglichkeit der Leistung nach Satz 1 festgestellt.
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(2) Die Versicherten erhalten die Leistungen als Sach- und Dienstleistungen, soweit dieses 
oder das Neunte Buch nichts Abweichendes vorsehen. Die Leistungen können auf Antrag 
auch als Teil eines trägerübergreifenden Persönlichen Budgets erbracht werden; § 17 Abs. 2  
bis 4 des Neunten Buches in Verbindung mit der Budgetverordnung und § 159 des Neunten 
Buches finden Anwendung. Über die Erbringung der Sach- und Dienstleistungen schließen 
die Krankenkassen nach den Vorschriften des Vierten Kapitels Verträge mit den Leistungs
erbringern.

(3) Bei der Auswahl der Leistungserbringer ist ihre Vielfalt zu beachten. Den religiösen 
Bedürfnissen der Versicherten ist Rechnung zu tragen.

(4) Krankenkassen, Leistungserbringer und Versicherte haben darauf zu achten, daß die 
Leistungen wirksam und wirtschaftlich erbracht und nur im notwendigen Umfang in 
Anspruch genommen werden.

§ 2a	 Leistungen an behinderte und chronisch kranke Menschen

Den besonderen Belangen behinderter und chronisch kranker Menschen ist Rechnung zu 
tragen.

Zweites Kapitel 
Versicherter Personenkreis

§ 5	 Versicherungspflicht

(1) Versicherungspflichtig sind

1.	 Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, die gegen Arbeitsentgelt 
beschäftigt sind,

2.	 Personen in der Zeit, für die sie Arbeitslosengeld oder Unterhaltsgeld nach dem Dritten 
Buch beziehen oder nur deshalb nicht beziehen, weil der Anspruch ab Beginn des zweiten 
Monats bis zur zwölften Woche einer Sperrzeit (§ 159 des Dritten Buches) oder ab Beginn 
des zweiten Monats wegen einer Urlaubsabgeltung (§ 157 Absatz 2 des Dritten Buches) 
ruht; dies gilt auch, wenn die Entscheidung, die zum Bezug der Leistung geführt hat, 
rückwirkend aufgehoben oder die Leistung zurückgefordert oder zurückgezahlt worden 
ist,

2a.	 Personen in der Zeit, für die sie Arbeitslosengeld II nach dem Zweiten Buch beziehen,  
es sei denn, dass diese Leistung nur darlehensweise gewährt wird oder nur Leistungen 
nach § 24 Absatz 3 Satz 1 des Zweiten Buches bezogen werden; dies gilt auch, wenn die 
Entscheidung, die zum Bezug der Leistung geführt hat, rückwirkend aufgehoben oder die 
Leistung zurückgefordert oder zurückgezahlt worden ist,

3.	 Landwirte, ihre mitarbeitenden Familienangehörigen und Altenteiler nach näherer 
Bestimmung des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte,
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4.	 Künstler und Publizisten nach näherer Bestimmung des Künstlersozialversicherungs
gesetzes,

5.	 Personen, die in Einrichtungen der Jugendhilfe für eine Erwerbstätigkeit befähigt werden 
sollen,

6.	 Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie an Abklärungen der 
beruflichen Eignung oder Arbeitserprobung, es sei denn, die Maßnahmen werden nach 
den Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes erbracht,

7.	 behinderte Menschen, die in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen oder in 
Blindenwerkstätten im Sinne des § 143 des Neunten Buches oder für diese Einrichtungen 
in Heimarbeit tätig sind,

8.	 behinderte Menschen, die in Anstalten, Heimen oder gleichartigen Einrichtungen in 
gewisser Regelmäßigkeit eine Leistung erbringen, die einem Fünftel der Leistung eines 
voll erwerbsfähigen Beschäftigten in gleichartiger Beschäftigung entspricht; hierzu 
zählen auch Dienstleistungen für den Träger der Einrichtung,

9.	 Studenten, die an staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen eingeschrieben 
sind, unabhängig davon, ob sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
haben, wenn für sie auf Grund über- oder zwischenstaatlichen Rechts kein Anspruch auf 
Sachleistungen besteht, bis zum Abschluß des vierzehnten Fachsemesters, längstens bis 
zur Vollendung des dreißigsten Lebensjahres; Studenten nach Abschluß des vierzehnten 
Fachsemesters oder nach Vollendung des dreißigsten Lebensjahres sind nur ver
sicherungspflichtig, wenn die Art der Ausbildung oder familiäre sowie persönliche 
Gründe, insbesondere der Erwerb der Zugangsvoraussetzungen in einer Ausbildungs
stätte des Zweiten Bildungswegs, die Überschreitung der Altersgrenze oder eine längere 
Fachstudienzeit rechtfertigen,

10.	 Personen, die eine in Studien- oder Prüfungsordnungen vorgeschriebene berufs
praktische Tätigkeit ohne Arbeitsentgelt verrichten, sowie zu ihrer Berufsausbildung  
ohne Arbeitsentgelt Beschäftigte; Auszubildende des Zweiten Bildungswegs, die sich in 
einem förderungsfähigen Teil eines Ausbildungsabschnitts nach dem Bundesausbildungs-
förderungsgesetz befinden, sind Praktikanten gleichgestellt,

11.	 Personen, die die Voraussetzungen für den Anspruch auf eine Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung erfüllen und diese Rente beantragt haben, wenn sie seit der erst
maligen Aufnahme einer Erwerbstätigkeit bis zur Stellung des Rentenantrags mindestens 
neun Zehntel der zweiten Hälfte des Zeitraums Mitglied oder nach § 10 versichert waren,

11a.	Personen, die eine selbständige künstlerische oder publizistische Tätigkeit vor dem  
1. Januar 1983 aufgenommen haben, die Voraussetzungen für den Anspruch auf eine 
Rente aus der Rentenversicherung erfüllen und diese Rente beantragt haben, wenn sie 
mindestens neun Zehntel des Zeitraums zwischen dem 1. Januar 1985 und der Stellung 
des Rentenantrags nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert waren; für Personen, die am 3. Oktober 1990 ihren 
Wohnsitz im Beitrittsgebiet hatten, ist anstelle des 1. Januar 1985 der 1. Januar 1992 
maßgebend,
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12.	 Personen, die die Voraussetzungen für den Anspruch auf eine Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung erfüllen und diese Rente beantragt haben, wenn sie zu den in § 1 
oder § 17a des Fremdrentengesetzes oder zu den in § 20 des Gesetzes zur Wiedergut
machung nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversicherung genannten Personen 
gehören und ihren Wohnsitz innerhalb der letzten 10 Jahre vor der Stellung des Renten-
antrags in das Inland verlegt haben,

13.	 Personen, die keinen anderweitigen Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall haben 
und 

a)	 zuletzt gesetzlich krankenversichert waren oder

b)	 bisher nicht gesetzlich oder privat krankenversichert waren, es sei denn, dass sie zu 
den in Absatz 5 oder den in § 6 Abs. 1 oder 2 genannten Personen gehören oder bei 
Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit im Inland gehört hätten.

(2) Der nach Absatz 1 Nr. 11 erforderlichen Mitgliedszeit steht bis zum 31. Dezember 1988 die 
Zeit der Ehe mit einem Mitglied gleich, wenn die mit dem Mitglied verheiratete Person nicht 
mehr als nur geringfügig beschäftigt oder geringfügig selbständig tätig war. Bei Personen,  
die ihren Rentenanspruch aus der Versicherung einer anderen Person ableiten, gelten die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 11 oder 12 als erfüllt, wenn die andere Person diese 
Voraussetzungen erfüllt hatte.

(3) Als gegen Arbeitsentgelt beschäftigte Arbeiter und Angestellte im Sinne des Absatzes 1  
Nr. 1 gelten Bezieher von Vorruhestandsgeld, wenn sie unmittelbar vor Bezug des Vorruhe-
standsgeldes versicherungspflichtig waren und das Vorruhestandsgeld mindestens in Höhe 
von 65 vom Hundert des Bruttoarbeitsentgelts im Sinne des § 3 Abs. 2 des Vorruhestands
gesetzes gezahlt wird.

(4) Als Bezieher von Vorruhestandsgeld ist nicht versicherungspflichtig, wer im Ausland 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem Staat hat, mit dem für Arbeit
nehmer mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in diesem Staat keine über- oder 
zwischenstaatlichen Regelungen über Sachleistungen bei Krankheit bestehen.

(4a) Auszubildende, die im Rahmen eines Berufsausbildungsvertrages nach dem Berufs
bildungsgesetz in einer außerbetrieblichen Einrichtung ausgebildet werden, stehen den 
Beschäftigten zur Berufsausbildung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 gleich. Teilnehmer an 
dualen Studiengängen stehen den Beschäftigten zur Berufsausbildung im Sinne des Absatzes 
1 Nummer 1 gleich. Als zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 
gelten Personen, die als nicht satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften oder 
ähnlicher religiöser Gemeinschaften für den Dienst in einer solchen Genossenschaft oder 
ähnlichen religiösen Gemeinschaft außerschulisch ausgebildet werden.

(5) Nach Absatz 1 Nr. 1 oder 5 bis 12 ist nicht versicherungspflichtig, wer hauptberuflich 
selbständig erwerbstätig ist. Bei Personen, die im Zusammenhang mit ihrer selbständigen 
Erwerbstätigkeit regelmäßig mindestens einen Arbeitnehmer mehr als geringfügig beschäftigen, 
wird vermutet, dass sie hauptberuflich selbständig erwerbstätig sind; als Arbeitnehmer gelten 
für Gesellschafter auch die Arbeitnehmer der Gesellschaft.
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(5a) Nach Absatz 1 Nr. 2a ist nicht versicherungspflichtig, wer zuletzt vor dem Bezug von 
Arbeitslosengeld II privat krankenversichert war oder weder gesetzlich noch privat kranken-
versichert war und zu den in Absatz 5 oder den in § 6 Abs. 1 oder 2 genannten Personen 
gehört oder bei Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit im Inland gehört hätte. Satz 1 gilt nicht 
für Personen, die am 31. Dezember 2008 nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a versicherungspflichtig waren, 
für die Dauer ihrer Hilfebedürftigkeit.

(6) Nach Absatz 1 Nr. 5 bis 7 oder 8 ist nicht versicherungspflichtig, wer nach Absatz 1 Nr. 1 
versicherungspflichtig ist. Trifft eine Versicherungspflicht nach Absatz 1 Nr. 6 mit einer 
Versicherungspflicht nach Absatz 1 Nr. 7 oder 8 zusammen, geht die Versicherungspflicht vor, 
nach der die höheren Beiträge zu zahlen sind.

(7) Nach Absatz 1 Nr. 9 oder 10 ist nicht versicherungspflichtig, wer nach Absatz 1 Nr. 1 bis 8, 
11 oder 12 versicherungspflichtig oder nach § 10 versichert ist, es sei denn, der Ehegatte, der 
Lebenspartner oder das Kind des Studenten oder Praktikanten ist nicht versichert. Die 
Versicherungspflicht nach Absatz 1 Nr. 9 geht der Versicherungspflicht nach Absatz 1 Nr. 10 vor.

(8) Nach Absatz 1 Nr. 11 oder 12 ist nicht versicherungspflichtig, wer nach Absatz 1 Nr. 1 bis 7 
oder 8 versicherungspflichtig ist. Satz 1 gilt für die in § 190 Abs. 11a genannten Personen 
entsprechend. Bei Beziehern einer Rente der gesetzlichen Rentenversicherung, die nach dem 
31. März 2002 nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 versicherungspflichtig geworden sind, deren Anspruch 
auf Rente schon an diesem Tag bestand und die bis zu diesem Zeitpunkt nach § 10 oder nach 
§ 7 des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte versichert waren, aber 
nicht die Vorversicherungszeit des § 5 Abs. 1 Nr. 11 in der seit dem 1. Januar 1993 geltenden 
Fassung erfüllt hatten und deren Versicherung nach § 10 oder nach § 7 des Zweiten Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte nicht von einer der in § 9 Abs. 1 Nr. 6 genannten 
Personen abgeleitet worden ist, geht die Versicherung nach § 10 oder nach § 7 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte der Versicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 vor.

(8a) Nach Absatz 1 Nr. 13 ist nicht versicherungspflichtig, wer nach Absatz 1 Nr. 1 bis 12 
versicherungspflichtig, freiwilliges Mitglied oder nach § 10 versichert ist. Satz 1 gilt ent
sprechend für Empfänger laufender Leistungen nach dem Dritten, Vierten, Sechsten und 
Siebten Kapitel des Zwölften Buches und für Empfänger laufender Leistungen nach § 2 des 
Asylbewerberleistungsgesetzes. Satz 2 gilt auch, wenn der Anspruch auf diese Leistungen für 
weniger als einen Monat unterbrochen wird. Der Anspruch auf Leistungen nach § 19 Abs. 2 
gilt nicht als Absicherung im Krankheitsfall im Sinne von Absatz 1 Nr. 13, sofern im Anschluss 
daran kein anderweitiger Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall besteht.

(9) Kommt eine Versicherung nach den §§ 5, 9 oder 10 nach Kündigung des Versicherungs
vertrages nicht zu Stande oder endet eine Versicherung nach den §§ 5 oder 10 vor Erfüllung 
der Vorversicherungszeit nach § 9, ist das private Krankenversicherungsunternehmen zum 
erneuten Abschluss eines Versicherungsvertrages verpflichtet, wenn der vorherige Vertrag für 
mindestens fünf Jahre vor seiner Kündigung ununterbrochen bestanden hat. Der Abschluss 
erfolgt ohne Risikoprüfung zu gleichen Tarifbedingungen, die zum Zeitpunkt der Kündigung 
bestanden haben; die bis zum Ausscheiden erworbenen Alterungsrückstellungen sind dem 
Vertrag zuzuschreiben. Wird eine gesetzliche Krankenversicherung nach Satz 1 nicht 
begründet, tritt der neue Versicherungsvertrag am Tag nach der Beendigung des vorher



SGB V  |   § 9

284

gehenden Versicherungsvertrages in Kraft. Endet die gesetzliche Krankenversicherung nach 
Satz 1 vor Erfüllung der Vorversicherungszeit, tritt der neue Versicherungsvertrag am Tag 
nach Beendigung der gesetzlichen Krankenversicherung in Kraft. Die Verpflichtung nach  
Satz 1 endet drei Monate nach der Beendigung des Versicherungsvertrages, wenn eine 
Versicherung nach den §§ 5, 9 oder 10 nicht begründet wurde. Bei Beendigung der Ver
sicherung nach den §§ 5 oder 10 vor Erfüllung der Vorversicherungszeiten nach § 9 endet  
die Verpflichtung nach Satz 1 längstens zwölf Monate nach der Beendigung des privaten 
Versicherungsvertrages. Die vorstehenden Regelungen zum Versicherungsvertrag sind auf 
eine Anwartschaftsversicherung in der privaten Krankenversicherung entsprechend 
anzuwenden.

(10) nicht belegt

(11) Ausländer, die nicht Angehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, Angehörige 
eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder 
Staatsangehörige der Schweiz sind, werden von der Versicherungspflicht nach Absatz 1 Nr. 13 
erfasst, wenn sie eine Niederlassungserlaubnis oder eine Aufenthaltserlaubnis mit einer 
Befristung auf mehr als zwölf Monate nach dem Aufenthaltsgesetz besitzen und für die 
Erteilung dieser Aufenthaltstitel keine Verpflichtung zur Sicherung des Lebensunterhalts 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Aufenthaltsgesetzes besteht. Angehörige eines anderen Mitglied
staates der Europäischen Union, Angehörige eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder Staatsangehörige der Schweiz werden von der 
Versicherungspflicht nach Absatz 1 Nr. 13 nicht erfasst, wenn die Voraussetzung für die 
Wohnortnahme in Deutschland die Existenz eines Krankenversicherungsschutzes nach § 4 
des Freizügigkeitsgesetzes/EU ist. Bei Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerber
leistungsgesetz liegt eine Absicherung im Krankheitsfall bereits dann vor, wenn ein Anspruch 
auf Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und Geburt nach § 4 des Asylbewerber
leistungsgesetzes dem Grunde nach besteht.

§ 9	 Freiwillige Versicherung

(1) Der Versicherung können beitreten

1.	 Personen, die als Mitglieder aus der Versicherungspflicht ausgeschieden sind und in den 
letzten fünf Jahren vor dem Ausscheiden mindestens vierundzwanzig Monate oder 
unmittelbar vor dem Ausscheiden ununterbrochen mindestens zwölf Monate versichert 
waren; Zeiten der Mitgliedschaft nach § 189 und Zeiten, in denen eine Versicherung allein 
deshalb bestanden hat, weil Arbeitslosengeld II zu Unrecht bezogen wurde, werden nicht 
berücksichtigt,

2.	 Personen, deren Versicherung nach § 10 erlischt oder nur deswegen nicht besteht, weil die 
Voraussetzungen des § 10 Abs. 3 vorliegen, wenn sie oder der Elternteil, aus dessen 
Versicherung die Familienversicherung abgeleitet wurde, die in Nummer 1 genannte 
Vorversicherungszeit erfüllen,

3.	 Personen, die erstmals eine Beschäftigung im Inland aufnehmen und nach § 6 Absatz 1 
Nummer 1 versicherungsfrei sind; Beschäftigungen vor oder während der beruflichen 
Ausbildung bleiben unberücksichtigt,
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4.	 schwerbehinderte Menschen im Sinne des Neunten Buches, wenn sie, ein Elternteil, ihr 
Ehegatte oder ihr Lebenspartner in den letzten fünf Jahren vor dem Beitritt mindestens 
drei Jahre versichert waren, es sei denn, sie konnten wegen ihrer Behinderung diese 
Voraussetzung nicht erfüllen; die Satzung kann das Recht zum Beitritt von einer 
Altersgrenze abhängig machen,

5.	 Arbeitnehmer, deren Mitgliedschaft durch Beschäftigung im Ausland oder bei einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Organisation endete, wenn sie innerhalb von 
zwei Monaten nach Rückkehr in das Inland oder nach Beendigung ihrer Tätigkeit bei der 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Organisation wieder eine Beschäftigung 
aufnehmen,

6.	 innerhalb von sechs Monaten nach dem Eintritt der Versicherungspflicht Bezieher einer 
Rente der gesetzlichen Rentenversicherung, die nach dem 31. März 2002 nach § 5 Abs. 1 
Nr. 11 versicherungspflichtig geworden sind, deren Anspruch auf Rente schon an diesem 
Tag bestand, die aber nicht die Vorversicherungszeit nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 in der seit dem 
1. Januar 1993 geltenden Fassung erfüllt hatten und die deswegen bis zum 31. März 2002 
freiwillige Mitglieder waren,

7.	 innerhalb von sechs Monaten nach ständiger Aufenthaltnahme im Inland oder innerhalb 
von drei Monaten nach Ende des Bezugs von Arbeitslosengeld II Spätaussiedler sowie 
deren gemäß § 7 Abs. 2 Satz 1 des Bundesvertriebenengesetzes leistungsberechtigte 
Ehegatten und Abkömmlinge, die bis zum Verlassen ihres früheren Versicherungsbereichs 
bei einem dortigen Träger der gesetzlichen Krankenversicherung versichert waren.

Für die Berechnung der Vorversicherungszeiten nach Satz 1 Nr. 1 gelten 360 Tage eines Bezugs 
von Leistungen, die nach § 339 des Dritten Buches berechnet werden, als zwölf Monate.

(2) Der Beitritt ist der Krankenkasse innerhalb von drei Monaten anzuzeigen, 

1.	 im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 nach Beendigung der Mitgliedschaft,

2.	 im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 nach Beendigung der Versicherung oder nach Geburt des 
Kindes,

3.	 im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 nach Aufnahme der Beschäftigung,

4.	 im Falle des Absatzes 1 Nr. 4 nach Feststellung der Behinderung nach § 68 des Neunten 
Buches,

5.	 im Falle des Absatzes 1 Nummer 5 nach Rückkehr in das Inland oder nach Beendigung 
der Tätigkeit bei der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Organisation.

(3) Kann zum Zeitpunkt des Beitritts zur gesetzlichen Krankenversicherung nach Absatz 1  
Nr. 7 eine Bescheinigung nach § 15 Abs. 1 oder 2 des Bundesvertriebenengesetzes nicht 
vorgelegt werden, reicht als vorläufiger Nachweis der vom Bundesverwaltungsamt im 
Verteilungsverfahren nach § 8 Abs. 1 des Bundesvertriebenengesetzes ausgestellte Registrier-
schein und die Bestätigung der für die Ausstellung einer Bescheinigung nach § 15 Abs. 1  
oder 2 des Bundesvertriebenengesetzes zuständigen Behörde, dass die Ausstellung dieser 
Bescheinigung beantragt wurde.
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§ 10	 Familienversicherung

(1) Versichert sind der Ehegatte, der Lebenspartner und die Kinder von Mitgliedern sowie die 
Kinder von familienversicherten Kindern, wenn diese Familienangehörigen

1.	 ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben,

2.	 nicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2, 2a, 3 bis 8, 11 oder 12 oder nicht freiwillig versichert sind,

3.	 nicht versicherungsfrei oder nicht von der Versicherungspflicht befreit sind; dabei bleibt 
die Versicherungsfreiheit nach § 7 außer Betracht,

4.	 nicht hauptberuflich selbständig erwerbstätig sind und

5.	 kein Gesamteinkommen haben, das regelmäßig im Monat ein Siebtel der monatlichen 
Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches überschreitet; bei Renten wird der Zahlbetrag 
ohne den auf Entgeltpunkte für Kindererziehungszeiten entfallenden Teil berücksichtigt; 
für geringfügig Beschäftigte nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, § 8a des Vierten Buches beträgt das 
zulässige Gesamteinkommen 450 Euro.

Eine hauptberufliche selbständige Tätigkeit im Sinne des Satzes 1 Nr. 4 ist nicht deshalb 
anzunehmen, weil eine Versicherung nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes über die Alterssicherung  
der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890, 1891) besteht. Das Gleiche gilt bis zum  
31. Dezember 2018 für eine Tagespflegeperson, die bis zu fünf gleichzeitig anwesende, fremde 
Kinder in Tagespflege betreut. Ehegatten und Lebenspartner sind für die Dauer der Schutz-
fristen nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes sowie der Elternzeit nicht 
versichert, wenn sie zuletzt vor diesen Zeiträumen nicht gesetzlich krankenversichert waren.

(2) Kinder sind versichert

1.	 bis zur Vollendung des achtzehnten Lebensjahres,

2.	 bis zur Vollendung des dreiundzwanzigsten Lebensjahres, wenn sie nicht erwerbstätig 
sind,

3.	 bis zur Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres, wenn sie sich in Schul- oder 
Berufsausbildung befinden oder ein freiwilliges soziales Jahr oder ein freiwilliges 
ökologisches Jahr im Sinne des Jugendfreiwilligendienstegesetzes oder Bundes
freiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz leisten; wird die Schul-  
oder Berufsausbildung durch Erfüllung einer gesetzlichen Dienstpflicht des Kindes 
unterbrochen oder verzögert, besteht die Versicherung auch für einen der Dauer dieses 
Dienstes entsprechenden Zeitraum über das fünfundzwanzigste Lebensjahr hinaus; dies 
gilt ab dem 1. Juli 2011 auch bei einer Unterbrechung oder Verzögerung durch den 
freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatengesetzes, einen Freiwilligendienst nach 
dem Bundesfreiwilligendienstgesetz, dem Jugendfreiwilligendienstegesetz oder einen 
vergleichbaren anerkannten Freiwilligendienst oder durch eine Tätigkeit als Entwicklungs
helfer im Sinne des § 1 Absatz 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes für die Dauer von 
höchstens zwölf Monaten,

4.	 ohne Altersgrenze, wenn sie als behinderte Menschen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten 
Buches) außerstande sind, sich selbst zu unterhalten; Voraussetzung ist, daß die 
Behinderung zu einem Zeitpunkt vorlag, in dem das Kind nach Nummer 1, 2 oder 3 
versichert war.



§ 11  |  SGB V

287

(3) Kinder sind nicht versichert, wenn der mit den Kindern verwandte Ehegatte oder 
Lebenspartner des Mitglieds nicht Mitglied einer Krankenkasse ist und sein Gesamtein
kommen regelmäßig im Monat ein Zwölftel der Jahresarbeitsentgeltgrenze übersteigt und 
regelmäßig höher als das Gesamteinkommen des Mitglieds ist; bei Renten wird der Zahl
betrag berücksichtigt.

(4) Als Kinder im Sinne der Absätze 1 bis 3 gelten auch Stiefkinder und Enkel, die das Mitglied 
überwiegend unterhält, sowie Pflegekinder (§ 56 Abs. 2 Nr. 2 des Ersten Buches). Kinder, die 
mit dem Ziel der Annahme als Kind in die Obhut des Annehmenden aufgenommen sind und 
für die die zur Annahme erforderliche Einwilligung der Eltern erteilt ist, gelten als Kinder des 
Annehmenden und nicht mehr als Kinder der leiblichen Eltern. Stiefkinder im Sinne des 
Satzes 1 sind auch die Kinder des Lebenspartners eines Mitglieds.

(5) Sind die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 mehrfach erfüllt, wählt das Mitglied die 
Krankenkasse.

(6) Das Mitglied hat die nach den Absätzen 1 bis 4 Versicherten mit den für die Durchführung 
der Familienversicherung notwendigen Angaben sowie die Änderung dieser Angaben an die 
zuständige Krankenkasse zu melden. Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen legt für 
die Meldung nach Satz 1 ein einheitliches Verfahren und einheitliche Meldevordrucke fest.

Drittes Kapitel 
Übersicht über die Leistungen

§ 11	 Leistungsarten

(1) Versicherte haben nach den folgenden Vorschriften Anspruch auf Leistungen

1.	 bei Schwangerschaft und Mutterschaft (§§ 24c bis 24i),

2.	 zur Verhütung von Krankheiten und von deren Verschlimmerung sowie zur Empfängnis-
verhütung, bei Sterilisation und bei Schwangerschaftsabbruch (§§ 20 bis 24b),

3.	 zur Erfassung von gesundheitlichen Risiken und Früherkennung von Krankheiten  
(§§ 25 und 26),

4.	 zur Behandlung einer Krankheit (§§ 27 bis 52),

5.	 des Persönlichen Budgets nach § 17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches.

(2) Versicherte haben auch Anspruch auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation sowie 
auf unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen, die notwendig sind, um eine 
Behinderung oder Pflegebedürftigkeit abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, auszugleichen, 
ihre Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern. Leistungen der aktivierenden 
Pflege nach Eintritt von Pflegebedürftigkeit werden von den Pflegekassen erbracht. Die 
Leistungen nach Satz 1 werden unter Beachtung des Neunten Buches erbracht, soweit in 
diesem Buch nichts anderes bestimmt ist.
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(3) Bei stationärer Behandlung umfassen die Leistungen auch die aus medizinischen Gründen 
notwendige Mitaufnahme einer Begleitperson des Versicherten oder bei stationärer Behandlung 
in einem Krankenhaus nach § 108 oder einer Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtung nach 
§ 107 Absatz 2 die Mitaufnahme einer Pflegekraft, soweit Versicherte ihre Pflege nach § 66 
Absatz 4 Satz 2 des Zwölften Buches durch von ihnen beschäftigte besondere Pflegekräfte 
sicherstellen.

(4) Versicherte haben Anspruch auf ein Versorgungsmanagement insbesondere zur Lösung 
von Problemen beim Übergang in die verschiedenen Versorgungsbereiche; dies umfasst auch 
die fachärztliche Anschlussversorgung. Die betroffenen Leistungserbringer sorgen für eine 
sachgerechte Anschlussversorgung des Versicherten und übermitteln sich gegenseitig die 
erforderlichen Informationen. Sie sind zur Erfüllung dieser Aufgabe von den Krankenkassen 
zu unterstützen. In das Versorgungsmanagement sind die Pflegeeinrichtungen einzubeziehen; 
dabei ist eine enge Zusammenarbeit mit Pflegeberatern und Pflegeberaterinnen nach § 7a des 
Elften Buches zu gewährleisten. Das Versorgungsmanagement und eine dazu erforderliche 
Übermittlung von Daten darf nur mit Einwilligung und nach vorheriger Information des 
Versicherten erfolgen. Soweit in Verträgen nach § 140a nicht bereits entsprechende Regelungen 
vereinbart sind, ist das Nähere im Rahmen von Verträgen mit sonstigen Leistungserbringern 
der gesetzlichen Krankenversicherung und mit Leistungserbringern nach dem Elften Buch 
sowie mit den Pflegekassen zu regeln.

(5) Auf Leistungen besteht kein Anspruch, wenn sie als Folge eines Arbeitsunfalls oder einer 
Berufskrankheit im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung zu erbringen sind. Dies gilt 
auch in Fällen des § 12a des Siebten Buches.

(6) Die Krankenkasse kann in ihrer Satzung zusätzliche vom Gemeinsamen Bundesausschuss 
nicht ausgeschlossene Leistungen in der fachlich gebotenen Qualität im Bereich der 
medizinischen Vorsorge und Rehabilitation (§§ 23, 40), der Leistungen von Hebammen bei 
Schwangerschaft und Mutterschaft (§ 24d), der künstlichen Befruchtung (§ 27a), der zahn
ärztlichen Behandlung ohne die Versorgung mit Zahnersatz (§ 28 Absatz 2), bei der Versor-
gung mit nicht verschreibungspflichtigen apothekenpflichtigen Arzneimitteln (§ 34 Absatz 1 
Satz 1), mit Heilmitteln (§ 32) und Hilfsmitteln (§ 33), im Bereich der häuslichen Kranken
pflege (§ 37) und der Haushaltshilfe (§ 38) sowie Leistungen von nicht zugelassenen Leistungs-
erbringern vorsehen. Die Satzung muss insbesondere die Art, die Dauer und den Umfang  
der Leistung bestimmen; sie hat hinreichende Anforderungen an die Qualität der Leistungs-
erbringung zu regeln. Die zusätzlichen Leistungen sind von den Krankenkassen in ihrer 
Rechnungslegung gesondert auszuweisen.

§ 13	 Kostenerstattung

(1) Die Krankenkasse darf anstelle der Sach- oder Dienstleistung (§ 2 Abs. 2) Kosten nur 
erstatten, soweit es dieses oder das Neunte Buch vorsieht.
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(2) Versicherte können anstelle der Sach- oder Dienstleistungen Kostenerstattung wählen. 
Hierüber haben sie ihre Krankenkasse vor Inanspruchnahme der Leistung in Kenntnis zu 
setzen. Der Leistungserbringer hat die Versicherten vor Inanspruchnahme der Leistung 
darüber zu informieren, dass Kosten, die nicht von der Krankenkasse übernommen werden, 
von dem Versicherten zu tragen sind. Eine Einschränkung der Wahl auf den Bereich der 
ärztlichen Versorgung, der zahnärztlichen Versorgung, den stationären Bereich oder auf 
veranlasste Leistungen ist möglich. Nicht im Vierten Kapitel genannte Leistungserbringer 
dürfen nur nach vorheriger Zustimmung der Krankenkasse in Anspruch genommen werden. 
Eine Zustimmung kann erteilt werden, wenn medizinische oder soziale Gründe eine 
Inanspruchnahme dieser Leistungserbringer rechtfertigen und eine zumindest gleichwertige 
Versorgung gewährleistet ist. Die Inanspruchnahme von Leistungserbringern nach § 95b 
Absatz 3 Satz 1 im Wege der Kostenerstattung ist ausgeschlossen. Anspruch auf Erstattung 
besteht höchstens in Höhe der Vergütung, die die Krankenkasse bei Erbringung als Sach
leistung zu tragen hätte. Die Satzung hat das Verfahren der Kostenerstattung zu regeln. Sie 
kann dabei Abschläge vom Erstattungsbetrag für Verwaltungskosten in Höhe von höchstens  
5 Prozent in Abzug bringen. Im Falle der Kostenerstattung nach § 129 Absatz 1 Satz 5 sind die 
der Krankenkasse entgangenen Rabatte nach § 130a Absatz 8 sowie die Mehrkosten im 
Vergleich zur Abgabe eines Arzneimittels nach § 129 Absatz 1 Satz 3 und 4 zu berücksichtigen; 
die Abschläge sollen pauschaliert werden. Die Versicherten sind an ihre Wahl der Kosten
erstattung mindestens ein Kalendervierteljahr gebunden.

(3) Konnte die Krankenkasse eine unaufschiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbringen oder 
hat sie eine Leistung zu Unrecht abgelehnt und sind dadurch Versicherten für die selbst
beschaffte Leistung Kosten entstanden, sind diese von der Krankenkasse in der entstandenen 
Höhe zu erstatten, soweit die Leistung notwendig war. Die Kosten für selbstbeschaffte 
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach dem Neunten Buch werden nach § 15 des 
Neunten Buches erstattet.

(3a) Die Krankenkasse hat über einen Antrag auf Leistungen zügig, spätestens bis zum Ablauf 
von drei Wochen nach Antragseingang oder in Fällen, in denen eine gutachtliche Stellung-
nahme, insbesondere des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (Medizinischer 
Dienst), eingeholt wird, innerhalb von fünf Wochen nach Antragseingang zu entscheiden. 
Wenn die Krankenkasse eine gutachtliche Stellungnahme für erforderlich hält, hat sie diese 
unverzüglich einzuholen und die Leistungsberechtigten hierüber zu unterrichten. Der 
Medizinische Dienst nimmt innerhalb von drei Wochen gutachtlich Stellung. Wird ein im 
Bundesmantelvertrag für Zahnärzte vorgesehenes Gutachterverfahren durchgeführt, hat die 
Krankenkasse ab Antragseingang innerhalb von sechs Wochen zu entscheiden; der Gutachter 
nimmt innerhalb von vier Wochen Stellung. Kann die Krankenkasse Fristen nach Satz 1 oder 
Satz 4 nicht einhalten, teilt sie dies den Leistungsberechtigten unter Darlegung der Gründe 
rechtzeitig schriftlich mit. Erfolgt keine Mitteilung eines hinreichenden Grundes, gilt die 
Leistung nach Ablauf der Frist als genehmigt. Beschaffen sich Leistungsberechtigte nach 
Ablauf der Frist eine erforderliche Leistung selbst, ist die Krankenkasse zur Erstattung der 
hierdurch entstandenen Kosten verpflichtet. Die Krankenkasse berichtet dem Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen jährlich über die Anzahl der Fälle, in denen Fristen nicht eingehalten 
oder Kostenerstattungen vorgenommen wurden. Für Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation gelten die §§ 14, 15 des Neunten Buches zur Zuständigkeitsklärung und 
Erstattung selbst beschaffter Leistungen.
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(4) Versicherte sind berechtigt, auch Leistungserbringer in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz anstelle der Sach- oder Dienstleistung im Wege der 
Kostenerstattung in Anspruch zu nehmen, es sei denn, Behandlungen für diesen Personen-
kreis im anderen Staat sind auf der Grundlage eines Pauschbetrages zu erstatten oder 
unterliegen auf Grund eines vereinbarten Erstattungsverzichts nicht der Erstattung. Es dürfen 
nur solche Leistungserbringer in Anspruch genommen werden, bei denen die Bedingungen 
des Zugangs und der Ausübung des Berufes Gegenstand einer Richtlinie der Europäischen 
Gemeinschaft sind oder die im jeweiligen nationalen System der Krankenversicherung des 
Aufenthaltsstaates zur Versorgung der Versicherten berechtigt sind. Der Anspruch auf 
Erstattung besteht höchstens in Höhe der Vergütung, die die Krankenkasse bei Erbringung als 
Sachleistung im Inland zu tragen hätte. Die Satzung hat das Verfahren der Kostenerstattung 
zu regeln. Sie hat dabei ausreichende Abschläge vom Erstattungsbetrag für Verwaltungskosten 
und fehlende Wirtschaftlichkeitsprüfungen vorzusehen sowie vorgesehene Zuzahlungen in 
Abzug zu bringen. Ist eine dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse 
entsprechende Behandlung einer Krankheit nur in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts
raum möglich, kann die Krankenkasse die Kosten der erforderlichen Behandlung auch ganz 
übernehmen.

(5) Abweichend von Absatz 4 können in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum oder der Schweiz Krankenhausleistungen nach § 39 nur nach vorheriger Zustimmung 
durch die Krankenkassen in Anspruch genommen werden. Die Zustimmung darf nur versagt 
werden, wenn die gleiche oder eine für den Versicherten ebenso wirksame, dem allgemein 
anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechende Behandlung einer 
Krankheit rechtzeitig bei einem Vertragspartner der Krankenkasse im Inland erlangt werden 
kann.

(6) § 18 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 gilt in den Fällen der Absätze 4 und 5 entsprechend.

§ 27	 Krankenbehandlung

(1) Versicherte haben Anspruch auf Krankenbehandlung, wenn sie notwendig ist, um eine 
Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder Krankheits
beschwerden zu lindern. Die Krankenbehandlung umfaßt 

1.	 Ärztliche Behandlung einschließlich Psychotherapie als ärztliche und psycho
therapeutische Behandlung,

2.	 zahnärztliche Behandlung,

2a.	 Versorgung mit Zahnersatz einschließlich Zahnkronen und Suprakonstruktionen,

3.	 Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln,

4.	 häusliche Krankenpflege und Haushaltshilfe,
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5.	 Krankenhausbehandlung,

6.	 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und ergänzende Leistungen.

Zur Krankenbehandlung gehört auch die palliative Versorgung der Versicherten. Bei der 
Krankenbehandlung ist den besonderen Bedürfnissen psychisch Kranker Rechnung zu 
tragen, insbesondere bei der Versorgung mit Heilmitteln und bei der medizinischen 
Rehabilitation. Zur Krankenbehandlung gehören auch Leistungen zur Herstellung der 
Zeugungs- oder Empfängnisfähigkeit, wenn diese Fähigkeit nicht vorhanden war oder  
durch Krankheit oder wegen einer durch Krankheit erforderlichen Sterilisation verloren
gegangen war.

(1a) Spender von Organen oder Geweben oder von Blut zur Separation von Blutstammzellen 
oder anderen Blutbestandteilen (Spender) haben bei einer nach den §§ 8 und 8a des 
Transplantationsgesetzes erfolgenden Spende von Organen oder Geweben oder im 
Zusammenhang mit einer im Sinne von § 9 des Transfusionsgesetzes erfolgenden Spende 
zum Zwecke der Übertragung auf Versicherte (Entnahme bei lebenden Spendern) Anspruch 
auf Leistungen der Krankenbehandlung. Dazu gehören die ambulante und stationäre 
Behandlung der Spender, die medizinisch erforderliche Vor- und Nachbetreuung, Leistungen 
zur medizinischen Rehabilitation sowie die Erstattung des Ausfalls von Arbeitseinkünften als 
Krankengeld nach § 44a und erforderlicher Fahrkosten; dies gilt auch für Leistungen, die über 
die Leistungen nach dem Dritten Kapitel dieses Gesetzes, auf die ein Anspruch besteht, 
hinausgehen, soweit sie vom Versicherungsschutz des Spenders umfasst sind. Zuzahlungen 
sind von den Spendern nicht zu leisten. Zuständig für Leistungen nach den Sätzen 1 und 2 ist 
die Krankenkasse der Empfänger von Organen, Geweben oder Blutstammzellen sowie 
anderen Blutbestandteilen (Empfänger). Im Zusammenhang mit der Spende von Knochen-
mark nach den §§ 8 und 8a des Transplantationsgesetzes, von Blutstammzellen oder anderen 
Blutbestandteilen nach § 9 des Transfusionsgesetzes können die Erstattung der erforderlichen 
Fahrkosten des Spenders und die Erstattung der Entgeltfortzahlung an den Arbeitgeber nach 
§ 3a Absatz 2 Satz 1 des Entgeltfortzahlungsgesetzes einschließlich der Befugnis zum Erlass 
der hierzu erforderlichen Verwaltungsakte auf Dritte übertragen werden. Das Nähere kann 
der Spitzenverband Bund der Krankenkassen mit den für die nationale und internationale 
Suche nach nichtverwandten Spendern von Blutstammzellen aus Knochenmark oder 
peripherem Blut maßgeblichen Organisationen vereinbaren. Für die Behandlung von 
Folgeerkrankungen der Spender ist die Krankenkasse der Spender zuständig, sofern der 
Leistungsanspruch nicht nach § 11 Absatz 5 ausgeschlossen ist. Ansprüche nach diesem 
Absatz haben auch nicht gesetzlich krankenversicherte Personen. Die Krankenkasse der 
Spender ist befugt, die für die Leistungserbringung nach den Sätzen 1 und 2 erforderlichen 
personenbezogenen Daten an die Krankenkasse oder das private Krankenversicherungsun-
ternehmen der Empfänger zu übermitteln; dies gilt auch für personenbezogene Daten von 
nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz Krankenversicherungspflichtigen. Die nach Satz 
7 übermittelten Daten dürfen nur für die Erbringung von Leistungen nach den Sätzen 1 und 2 
verarbeitet und genutzt werden. Die Datenverarbeitung und Nutzung nach den Sätzen 7 und 
8 darf nur mit schriftlicher Einwilligung der Spender, der eine umfassende Information 
vorausgegangen ist, erfolgen.
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(2) Versicherte, die sich nur vorübergehend im Inland aufhalten, Ausländer, denen eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 bis 5 des Aufenthaltsgesetzes erteilt wurde, sowie 

1.	 asylsuchende Ausländer, deren Asylverfahren noch nicht unanfechtbar abgeschlossen ist,

2.	 Vertriebene im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2 und 3 des Bundesvertriebenengesetzes sowie 
Spätaussiedler im Sinne des § 4 des Bundesvertriebenengesetzes, ihre Ehegatten, Lebens- 
partner und Abkömmlinge im Sinne des § 7 Abs. 2 des Bundesvertriebenengesetzes haben 
Anspruch auf Versorgung mit Zahnersatz, wenn sie unmittelbar vor Inanspruchnahme 
mindestens ein Jahr lang Mitglied einer Krankenkasse (§ 4) oder nach § 10 versichert 
waren oder wenn die Behandlung aus medizinischen Gründen ausnahmsweise unauf-
schiebbar ist.

§ 39	 Krankenhausbehandlung

(1) Die Krankenhausbehandlung wird vollstationär, teilstationär, vor- und nachstationär  
(§ 115a) sowie ambulant (§ 115b) erbracht. Versicherte haben Anspruch auf vollstationäre 
Behandlung in einem zugelassenen Krankenhaus (§ 108), wenn die Aufnahme nach Prüfung 
durch das Krankenhaus erforderlich ist, weil das Behandlungsziel nicht durch teilstationäre, 
vor- und nachstationäre oder ambulante Behandlung einschließlich häuslicher Krankenpflege 
erreicht werden kann. Die Krankenhausbehandlung umfaßt im Rahmen des Versorgungs
auftrags des Krankenhauses alle Leistungen, die im Einzelfall nach Art und Schwere der 
Krankheit für die medizinische Versorgung der Versicherten im Krankenhaus notwendig sind, 
insbesondere ärztliche Behandlung (§ 28 Abs. 1), Krankenpflege, Versorgung mit Arznei-, 
Heil- und Hilfsmitteln, Unterkunft und Verpflegung; die akutstationäre Behandlung umfasst 
auch die im Einzelfall erforderlichen und zum frühestmöglichen Zeitpunkt einsetzenden 
Leistungen zur Frührehabilitation.

(1a) Die Krankenhausbehandlung umfasst ein Entlassmanagement zur Unterstützung einer 
sektorenübergreifenden Versorgung der Versicherten beim Übergang in die Versorgung nach 
Krankenhausbehandlung. § 11 Absatz 4 Satz 4 gilt. Das Krankenhaus kann mit Leistungs
erbringern nach § 95 Absatz 1 Satz 1 vereinbaren, dass diese Aufgaben des Entlassmanagements 
wahrnehmen. § 11 des Apothekengesetzes bleibt unberührt. Der Versicherte hat gegenüber 
der Krankenkasse einen Anspruch auf Unterstützung des Entlassmanagements nach Satz 1; 
soweit Hilfen durch die Pflegeversicherung in Betracht kommen, kooperieren Kranken- und 
Pflegekassen miteinander. Soweit dies für die Versorgung des Versicherten unmittelbar nach 
der Entlassung erforderlich ist, können die Krankenhäuser die in § 92 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 6 genannten Leistungen verordnen und die Arbeitsunfähigkeit feststellen; hierfür 
gelten die Bestimmungen über die vertragsärztliche Versorgung. Bei der Verordnung von 
Arzneimitteln können Krankenhäuser eine Packung mit dem kleinsten Packungsgrößen-
kennzeichen gemäß der Packungsgrößenverordnung verordnen; im Übrigen können die in  
§ 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 genannten Leistungen für die Versorgung in einem Zeitraum 
von bis zu sieben Tagen verordnet und die Arbeitsunfähigkeit festgestellt werden (§ 92  
Absatz 1 Satz 2 Nummer 7). Der Gemeinsame Bundesausschuss bestimmt in den Richtlinien 
nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 und 7 die weitere Ausgestaltung des Verordnungsrechts 
nach Satz 7. Die weiteren Einzelheiten zu den Sätzen 1 bis 7, insbesondere zur Zusammen
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arbeit der Leistungserbringer mit den Krankenkassen, regeln der Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen auch als Spitzenverband Bund der Pflegekassen, die Kassenärztliche Bundes-
vereinigung und die Deutsche Krankenhausgesellschaft unter Berücksichtigung der Richtlinien 
des Gemeinsamen Bundesausschusses bis zum 31. Dezember 2015 in einem Rahmenvertrag;  
§ 118a Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend; kommt eine Vereinbarung nicht zustande, kann auch 
das Bundesministerium für Gesundheit das Schiedsamt anrufen. Vor Abschluss des Rahmen-
vertrages ist der für die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen gebildeten maß
geblichen Spitzenorganisation der Apotheker sowie den Vereinigungen der Träger der 
Pflegeeinrichtungen auf Bundesebene Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Das 
Entlassmanagement und eine dazu erforderliche Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
personenbezogener Daten dürfen nur mit Einwilligung und nach vorheriger Information des 
Versicherten erfolgen. Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden. Information, 
Einwilligung und Widerruf bedürfen der Schriftform.

(2) Wählen Versicherte ohne zwingenden Grund ein anderes als ein in der ärztlichen Ein
weisung genanntes Krankenhaus, können ihnen die Mehrkosten ganz oder teilweise auferlegt 
werden.

(3) Die Landesverbände der Krankenkassen, die Ersatzkassen und die Deutsche Renten
versicherung Knappschaft-Bahn-See gemeinsam erstellen unter Mitwirkung der Landes
krankenhausgesellschaft und der Kassenärztlichen Vereinigung ein Verzeichnis der Leistungen 
und Entgelte für die Krankenhausbehandlung in den zugelassenen Krankenhäusern im Land 
oder in einer Region und passen es der Entwicklung an (Verzeichnis stationärer Leistungen 
und Entgelte). Dabei sind die Entgelte so zusammenzustellen, daß sie miteinander verglichen 
werden können. Die Krankenkassen haben darauf hinzuwirken, daß Vertragsärzte und 
Versicherte das Verzeichnis bei der Verordnung und Inanspruchnahme von Krankenhaus
behandlung beachten.

(4) Versicherte, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, zahlen vom Beginn der 
vollstationären Krankenhausbehandlung an innerhalb eines Kalenderjahres für längstens  
28 Tage den sich nach § 61 Satz 2 ergebenden Betrag je Kalendertag an das Krankenhaus. Die 
innerhalb des Kalenderjahres bereits an einen Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
geleistete Zahlung nach § 32 Abs. 1 Satz 2 des Sechsten Buches sowie die nach § 40 Abs. 6  
Satz 1 geleistete Zahlung sind auf die Zahlung nach Satz 1 anzurechnen.

(5) (weggefallen)

§ 40	 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation

(1) Reicht bei Versicherten eine ambulante Krankenbehandlung nicht aus, um die in § 11  
Abs. 2 beschriebenen Ziele zu erreichen, erbringt die Krankenkasse aus medizinischen 
Gründen erforderliche ambulante Rehabilitationsleistungen in Rehabilitationseinrichtungen, 
für die ein Versorgungsvertrag nach § 111c besteht; dies schließt mobile Rehabilitations
leistungen durch wohnortnahe Einrichtungen ein. Leistungen nach Satz 1 sind auch in 
stationären Pflegeeinrichtungen nach § 72 Abs. 1 des Elften Buches zu erbringen.
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(2) Reicht die Leistung nach Absatz 1 nicht aus, erbringt die Krankenkasse stationäre 
Rehabilitation mit Unterkunft und Verpflegung in einer nach § 20 Abs. 2a des Neunten 
Buches zertifizierten Rehabilitationseinrichtung, mit der ein Vertrag nach § 111 besteht; für 
pflegende Angehörige kann die Krankenkasse unter denselben Voraussetzungen stationäre 
Rehabilitation mit Unterkunft und Verpflegung auch in einer zertifizierten Rehabilitations-
einrichtung erbringen, mit der ein Vertrag nach § 111a besteht. Wählt der Versicherte eine 
andere zertifizierte Einrichtung, so hat er die dadurch entstehenden Mehrkosten zu tragen; 
dies gilt nicht für solche Mehrkosten, die im Hinblick auf die Beachtung des Wunsch- und 
Wahlrechts nach § 9 des Neunten Buches angemessen sind. Die Krankenkasse führt nach 
Geschlecht differenzierte statistische Erhebungen über Anträge auf Leistungen nach Satz 1 
und Absatz 1 sowie deren Erledigung durch. § 39 Absatz 1a gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, dass bei dem Rahmenvertrag entsprechend § 39 Absatz 1a die für die Erbringung 
von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation maßgeblichen Verbände auf Bundesebene 
zu beteiligen sind.

(3) Die Krankenkasse bestimmt nach den medizinischen Erfordernissen des Einzelfalls unter 
Beachtung des Wunsch- und Wahlrechts der Leistungsberechtigten nach § 9 des Neunten 
Buches Art, Dauer, Umfang, Beginn und Durchführung der Leistungen nach den Absätzen 1 
und 2 sowie die Rehabilitationseinrichtung nach pflichtgemäßem Ermessen; die Krankenkasse 
berücksichtigt bei ihrer Entscheidung die besonderen Belange pflegender Angehöriger. 
Leistungen nach Absatz 1 sollen für längstens 20 Behandlungstage, Leistungen nach Absatz 2 
für längstens drei Wochen erbracht werden, es sei denn, eine Verlängerung der Leistung ist 
aus medizinischen Gründen dringend erforderlich. Satz 2 gilt nicht, soweit der Spitzen
verband Bund der Krankenkassen nach Anhörung der für die Wahrnehmung der Interessen 
der ambulanten und stationären Rehabilitationseinrichtungen auf Bundesebene maß
geblichen Spitzenorganisationen in Leitlinien Indikationen festgelegt und diesen jeweils  
eine Regeldauer zugeordnet hat; von dieser Regeldauer kann nur abgewichen werden, wenn 
dies aus dringenden medizinischen Gründen im Einzelfall erforderlich ist. Leistungen nach 
den Absätzen 1 und 2 können nicht vor Ablauf von vier Jahren nach Durchführung solcher 
oder ähnlicher Leistungen erbracht werden, deren Kosten auf Grund öffentlich-rechtlicher 
Vorschriften getragen oder bezuschusst worden sind, es sei denn, eine vorzeitige Leistung  
ist aus medizinischen Gründen dringend erforderlich. § 23 Abs. 7 gilt entsprechend. Die 
Krankenkasse zahlt der Pflegekasse einen Betrag in Höhe von 3 072 Euro für pflegebedürftige 
Versicherte, für die innerhalb von sechs Monaten nach Antragstellung keine notwendigen 
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation erbracht worden sind. Satz 6 gilt nicht, wenn die 
Krankenkasse die fehlende Leistungserbringung nicht zu vertreten hat. Die Krankenkasse 
berichtet ihrer Aufsichtsbehörde jährlich über Fälle nach Satz 6.

(4) Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 werden nur erbracht, wenn nach den für andere 
Träger der Sozialversicherung geltenden Vorschriften mit Ausnahme des § 31 des Sechsten 
Buches solche Leistungen nicht erbracht werden können.

(5) Versicherte, die eine Leistung nach Absatz 1 oder 2 in Anspruch nehmen und das acht-
zehnte Lebensjahr vollendet haben, zahlen je Kalendertag den sich nach § 61 Satz 2 ergebenden 
Betrag an die Einrichtung. Die Zahlungen sind an die Krankenkasse weiterzuleiten.
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(6) Versicherte, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben und eine Leistung nach Absatz 1 
oder 2 in Anspruch nehmen, deren unmittelbarer Anschluß an eine Krankenhausbehandlung 
medizinisch notwendig ist (Anschlußrehabilitation), zahlen den sich nach § 61 Satz 2 ergebenden 
Betrag für längstens 28 Tage je Kalenderjahr an die Einrichtung; als unmittelbar gilt der 
Anschluß auch, wenn die Maßnahme innerhalb von 14 Tagen beginnt, es sei denn, die 
Einhaltung dieser Frist ist aus zwingenden tatsächlichen oder medizinischen Gründen nicht 
möglich. Die innerhalb des Kalenderjahres bereits an einen Träger der gesetzlichen Renten-
versicherung geleistete kalendertägliche Zahlung nach § 32 Abs. 1 Satz 2 des Sechsten Buches 
sowie die nach § 39 Abs. 4 geleistete Zahlung sind auf die Zahlung nach Satz 1 anzurechnen. 
Die Zahlungen sind an die Krankenkasse weiterzuleiten.

(7) Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen legt unter Beteiligung der Arbeitsgemein-
schaft nach § 282 (Medizinischer Dienst der Spitzenverbände der Krankenkassen) Indikationen 
fest, bei denen für eine medizinisch notwendige Leistung nach Absatz 2 die Zuzahlung nach 
Absatz 6 Satz 1 Anwendung findet, ohne daß es sich um Anschlußrehabilitation handelt. Vor 
der Festlegung der Indikationen ist den für die Wahrnehmung der Interessen der stationären 
Rehabilitation auf Bundesebene maßgebenden Organisationen Gelegenheit zur Stellung
nahme zu geben; die Stellungnahmen sind in die Entscheidung einzubeziehen.

§ 41	 Medizinische Rehabilitation für Mütter und Väter

(1) Versicherte haben unter den in § 27 Abs. 1 genannten Voraussetzungen Anspruch auf aus 
medizinischen Gründen erforderliche Rehabilitationsleistungen in einer Einrichtung des 
Müttergenesungswerks oder einer gleichartigen Einrichtung; die Leistung kann in Form einer 
Mutter-Kind-Maßnahme erbracht werden. Satz 1 gilt auch für Vater-Kind-Maßnahmen in 
dafür geeigneten Einrichtungen. Rehabilitationsleistungen nach den Sätzen 1 und 2 werden 
in Einrichtungen erbracht, mit denen ein Versorgungsvertrag nach § 111a besteht. § 40 Abs. 2 
Satz 1 und 2 gilt nicht; § 40 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(2) § 40 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

(3) Versicherte, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben und eine Leistung nach Absatz 1 
in Anspruch nehmen, zahlen je Kalendertag den sich nach § 61 Satz 2 ergebenden Betrag an 
die Einrichtung. Die Zahlungen sind an die Krankenkasse weiterzuleiten.

(4) (weggefallen)

§ 42	 Belastungserprobung und Arbeitstherapie

Versicherte haben Anspruch auf Belastungserprobung und Arbeitstherapie, wenn nach den 
für andere Träger der Sozialversicherung geltenden Vorschriften solche Leistungen nicht 
erbracht werden können.
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§ 43	 Ergänzende Leistungen zur Rehabilitation

(1) Die Krankenkasse kann neben den Leistungen, die nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 sowie nach 
§§ 53 und 54 des Neunten Buches als ergänzende Leistungen zu erbringen sind, 

1.	 solche Leistungen zur Rehabilitation ganz oder teilweise erbringen oder fördern, die 
unter Berücksichtigung von Art oder Schwere der Behinderung erforderlich sind, um das 
Ziel der Rehabilitation zu erreichen oder zu sichern, aber nicht zu den Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben oder den Leistungen zur allgemeinen sozialen Eingliederung 
gehören,

2.	 wirksame und effiziente Patientenschulungsmaßnahmen für chronisch Kranke erbringen; 
Angehörige und ständige Betreuungspersonen sind einzubeziehen, wenn dies aus 
medizinischen Gründen erforderlich ist,

wenn zuletzt die Krankenkasse Krankenbehandlung geleistet hat oder leistet.

(2) Die Krankenkasse erbringt aus medizinischen Gründen in unmittelbarem Anschluss an 
eine Krankenhausbehandlung nach § 39 Abs. 1 oder stationäre Rehabilitation erforderliche 
sozialmedizinische Nachsorgemaßnahmen für chronisch kranke oder schwerstkranke Kinder 
und Jugendliche, die das 14. Lebensjahr, in besonders schwerwiegenden Fällen das 18. 
Lebensjahr, noch nicht vollendet haben, wenn die Nachsorge wegen der Art, Schwere und 
Dauer der Erkrankung notwendig ist, um den stationären Aufenthalt zu verkürzen oder die 
anschließende ambulante ärztliche Behandlung zu sichern. Die Nachsorgemaßnahmen 
umfassen die im Einzelfall erforderliche Koordinierung der verordneten Leistungen sowie 
Anleitung und Motivation zu deren Inanspruchnahme. Angehörige und ständige Betreuungs-
personen sind einzubeziehen, wenn dies aus medizinischen Gründen erforderlich ist. Der 
Spitzenverband Bund der Krankenkassen bestimmt das Nähere zu den Voraussetzungen 
sowie zu Inhalt und Qualität der Nachsorgemaßnahmen.

§ 43a	 Nichtärztliche sozialpädiatrische Leistungen

(1) Versicherte Kinder haben Anspruch auf nichtärztliche sozialpädiatrische Leistungen, 
insbesondere auf psychologische, heilpädagogische und psychosoziale Leistungen, wenn sie 
unter ärztlicher Verantwortung erbracht werden und erforderlich sind, um eine Krankheit 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erkennen und einen Behandlungsplan aufzustellen; § 30 
des Neunten Buches bleibt unberührt.

(2) Versicherte Kinder haben Anspruch auf nichtärztliche sozialpädiatrische Leistungen, die 
unter ärztlicher Verantwortung in der ambulanten psychiatrischen Behandlung erbracht 
werden.



§ 44  |  SGB V

297

§ 44	 Krankengeld

(1) Versicherte haben Anspruch auf Krankengeld, wenn die Krankheit sie arbeitsunfähig 
macht oder sie auf Kosten der Krankenkasse stationär in einem Krankenhaus, einer Vorsorge- 
oder Rehabilitationseinrichtung (§ 23 Abs. 4, §§ 24, 40 Abs. 2 und § 41) behandelt werden.

(2) Keinen Anspruch auf Krankengeld haben

1.	 die nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a, 5, 6, 9, 10 oder 13 sowie die nach § 10 Versicherten; dies gilt nicht 
für die nach § 5 Abs. 1 Nr. 6 Versicherten, wenn sie Anspruch auf Übergangsgeld haben, 
und für Versicherte nach § 5 Abs. 1 Nr. 13, soweit sie abhängig beschäftigt und nicht nach 
den §§ 8 und 8a des Vierten Buches geringfügig beschäftigt sind,

2.	 hauptberuflich selbständig Erwerbstätige, es sei denn, das Mitglied erklärt gegenüber der 
Krankenkasse, dass die Mitgliedschaft den Anspruch auf Krankengeld umfassen soll 
(Wahlerklärung),

3.	 Versicherte nach § 5 Absatz 1 Nummer 1, die bei Arbeitsunfähigkeit nicht mindestens 
sechs Wochen Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts auf Grund des Entgelt
fortzahlungsgesetzes, eines Tarifvertrags, einer Betriebsvereinbarung oder anderer 
vertraglicher Zusagen oder auf Zahlung einer die Versicherungspflicht begründenden 
Sozialleistung haben, es sei denn, das Mitglied gibt eine Wahlerklärung ab, dass die 
Mitgliedschaft den Anspruch auf Krankengeld umfassen soll. Dies gilt nicht für Versicherte, 
die nach § 10 des Entgeltfortzahlungsgesetzes Anspruch auf Zahlung eines Zuschlages 
zum Arbeitsentgelt haben,

4.	 Versicherte, die eine Rente aus einer öffentlich-rechtlichen Versicherungseinrichtung 
oder Versorgungseinrichtung ihrer Berufsgruppe oder von anderen vergleichbaren 
Stellen beziehen, die ihrer Art nach den in § 50 Abs. 1 genannten Leistungen entspricht. 
Für Versicherte nach Satz 1 Nr. 4 gilt § 50 Abs. 2 entsprechend, soweit sie eine Leistung 
beziehen, die ihrer Art nach den in dieser Vorschrift aufgeführten Leistungen entspricht.

Für die Wahlerklärung nach Satz 1 Nummer 2 und 3 gilt § 53 Absatz 8 Satz 1 entsprechend. 
Für die nach Nummer 2 und 3 aufgeführten Versicherten bleibt § 53 Abs. 6 unberührt.

(3) Der Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts bei Arbeitsunfähigkeit richtet sich nach 
arbeitsrechtlichen Vorschriften.

(4) Versicherte haben Anspruch auf individuelle Beratung und Hilfestellung durch die 
Krankenkasse, welche Leistungen und unterstützende Angebote zur Wiederherstellung der 
Arbeitsfähigkeit erforderlich sind. Maßnahmen nach Satz 1 und die dazu erforderliche 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten dürfen nur mit schriftlicher 
Einwilligung und nach vorheriger schriftlicher Information des Versicherten erfolgen. Die 
Einwilligung kann jederzeit schriftlich widerrufen werden. Die Krankenkassen dürfen ihre 
Aufgaben nach Satz 1 an die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen übertragen. Das 
Bundesministerium für Gesundheit legt dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezember 2018 
einen Bericht über die Umsetzung des Anspruchs auf individuelle Beratung und Hilfestellung 
durch die Krankenkassen nach diesem Absatz vor.
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§ 45	 Krankengeld bei Erkrankung des Kindes

(1) Versicherte haben Anspruch auf Krankengeld, wenn es nach ärztlichem Zeugnis erforderlich 
ist, daß sie zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege ihres erkrankten und versicherten 
Kindes der Arbeit fernbleiben, eine andere in ihrem Haushalt lebende Person das Kind nicht 
beaufsichtigen, betreuen oder pflegen kann und das Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist. § 10 Abs. 4 und § 44 Absatz 2 gelten.

(2) Anspruch auf Krankengeld nach Absatz 1 besteht in jedem Kalenderjahr für jedes Kind 
längstens für 10 Arbeitstage, für alleinerziehende Versicherte längstens für 20 Arbeitstage. Der 
Anspruch nach Satz 1 besteht für Versicherte für nicht mehr als 25 Arbeitstage, für allein
erziehende Versicherte für nicht mehr als 50 Arbeitstage je Kalenderjahr. Das Krankengeld 
nach Absatz 1 beträgt 90 Prozent des ausgefallenen Nettoarbeitsentgelts aus beitragspflichtigem 
Arbeitsentgelt der Versicherten, bei Bezug von beitragspflichtigem einmalig gezahltem 
Arbeitsentgelt (§ 23a des Vierten Buches) in den der Freistellung von Arbeitsleistung nach 
Absatz 3 vorangegangenen zwölf Kalendermonaten 100 Prozent des ausgefallenen Netto
arbeitsentgelts aus beitragspflichtigem Arbeitsentgelt; es darf 70 Prozent der Beitrags
bemessungsgrenze nach § 223 Absatz 3 nicht überschreiten. Erfolgt die Berechnung des 
Krankengeldes nach Absatz 1 aus Arbeitseinkommen, beträgt dies 70 Prozent des erzielten 
regelmäßigen Arbeitseinkommens, soweit es der Beitragsberechnung unterliegt. § 47 Absatz 1 
Satz 6 bis 8 und Absatz 4 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.

(3) Versicherte mit Anspruch auf Krankengeld nach Absatz 1 haben für die Dauer dieses 
Anspruchs gegen ihren Arbeitgeber Anspruch auf unbezahlte Freistellung von der Arbeits
leistung, soweit nicht aus dem gleichen Grund Anspruch auf bezahlte Freistellung besteht. 
Wird der Freistellungsanspruch nach Satz 1 geltend gemacht, bevor die Krankenkasse ihre 
Leistungsverpflichtung nach Absatz 1 anerkannt hat, und sind die Voraussetzungen dafür 
nicht erfüllt, ist der Arbeitgeber berechtigt, die gewährte Freistellung von der Arbeitsleistung 
auf einen späteren Freistellungsanspruch zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege eines 
erkrankten Kindes anzurechnen. Der Freistellungsanspruch nach Satz 1 kann nicht durch 
Vertrag ausgeschlossen oder beschränkt werden.

(4) Versicherte haben ferner Anspruch auf Krankengeld, wenn sie zur Beaufsichtigung, 
Betreuung oder Pflege ihres erkrankten und versicherten Kindes der Arbeit fernbleiben, 
sofern das Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe 
angewiesen ist und nach ärztlichem Zeugnis an einer Erkrankung leidet, 

a)	 die progredient verläuft und bereits ein weit fortgeschrittenes Stadium erreicht hat,

b)	 bei der eine Heilung ausgeschlossen und eine palliativmedizinische Behandlung 
notwendig oder von einem Elternteil erwünscht ist und

c)	 die lediglich eine begrenzte Lebenserwartung von Wochen oder wenigen Monaten 
erwarten lässt.

Der Anspruch besteht nur für ein Elternteil. Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 und § 47 gelten  
entsprechend.

(5) Anspruch auf unbezahlte Freistellung nach den Absätzen 3 und 4 haben auch Arbeit
nehmer, die nicht Versicherte mit Anspruch auf Krankengeld nach Absatz 1 sind.
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§ 47	 Höhe und Berechnung des Krankengeldes

(1) Das Krankengeld beträgt 70 vom Hundert des erzielten regelmäßigen Arbeitsentgelts und 
Arbeitseinkommens, soweit es der Beitragsberechnung unterliegt (Regelentgelt). Das aus dem 
Arbeitsentgelt berechnete Krankengeld darf 90 vom Hundert des bei entsprechender 
Anwendung des Absatzes 2 berechneten Nettoarbeitsentgelts nicht übersteigen. Für die 
Berechnung des Nettoarbeitsentgelts nach Satz 2 ist der sich aus dem kalendertäglichen 
Hinzurechnungsbetrag nach Absatz 2 Satz 6 ergebende Anteil am Nettoarbeitsentgelt mit 
dem Vomhundertsatz anzusetzen, der sich aus dem Verhältnis des kalendertäglichen 
Regelentgeltbetrages nach Absatz 2 Satz 1 bis 5 zu dem sich aus diesem Regelentgeltbetrag 
ergebenden Nettoarbeitsentgelt ergibt. Das nach Satz 1 bis 3 berechnete kalendertägliche 
Krankengeld darf das sich aus dem Arbeitsentgelt nach Absatz 2 Satz 1 bis 5 ergebende 
kalendertägliche Nettoarbeitsentgelt nicht übersteigen. Das Regelentgelt wird nach den 
Absätzen 2, 4 und 6 berechnet. Das Krankengeld wird für Kalendertage gezahlt. Ist es für einen 
ganzen Kalendermonat zu zahlen, ist dieser mit dreißig Tagen anzusetzen. Bei der Berechnung 
des Regelentgelts nach Satz 1 und des Nettoarbeitsentgelts nach den Sätzen 2 und 4 sind die 
für die jeweilige Beitragsbemessung und Beitragstragung geltenden Besonderheiten der 
Gleitzone nach § 20 Abs. 2 des Vierten Buches nicht zu berücksichtigen.

(2) Für die Berechnung des Regelentgelts ist das von dem Versicherten im letzten vor Beginn 
der Arbeitsunfähigkeit abgerechneten Entgeltabrechnungszeitraum, mindestens das während 
der letzten abgerechneten vier Wochen (Bemessungszeitraum) erzielte und um einmalig 
gezahltes Arbeitsentgelt verminderte Arbeitsentgelt durch die Zahl der Stunden zu teilen,  
für die es gezahlt wurde. Das Ergebnis ist mit der Zahl der sich aus dem Inhalt des Arbeits
verhältnisses ergebenden regelmäßigen wöchentlichen Arbeitsstunden zu vervielfachen und 
durch sieben zu teilen. Ist das Arbeitsentgelt nach Monaten bemessen oder ist eine Berechnung 
des Regelentgelts nach den Sätzen 1 und 2 nicht möglich, gilt der dreißigste Teil des im letzten 
vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit abgerechneten Kalendermonat erzielten und um einmalig 
gezahltes Arbeitsentgelt verminderten Arbeitsentgelts als Regelentgelt. Wenn mit einer 
Arbeitsleistung Arbeitsentgelt erzielt wird, das für Zeiten einer Freistellung vor oder nach 
dieser Arbeitsleistung fällig wird (Wertguthaben nach § 7b des Vierten Buches), ist für die 
Berechnung des Regelentgelts das im Bemessungszeitraum der Beitragsberechnung zugrunde
liegende und um einmalig gezahltes Arbeitsentgelt verminderte Arbeitsentgelt maßgebend; 
Wertguthaben, die nicht gemäß einer Vereinbarung über flexible Arbeitszeitregelungen 
verwendet werden (§ 23b Abs. 2 des Vierten Buches), bleiben außer Betracht. Bei der 
Anwendung des Satzes 1 gilt als regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit die Arbeitszeit, die  
dem gezahlten Arbeitsentgelt entspricht. Für die Berechnung des Regelentgelts ist der 
dreihundertsechzigste Teil des einmalig gezahlten Arbeitsentgelts, das in den letzten zwölf 
Kalendermonaten vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit nach § 23a des Vierten Buches der 
Beitragsberechnung zugrunde gelegen hat, dem nach Satz 1 bis 5 berechneten Arbeitsentgelt 
hinzuzurechnen.

(3) Die Satzung kann bei nicht kontinuierlicher Arbeitsverrichtung und -vergütung 
abweichende Bestimmungen zur Zahlung und Berechnung des Krankengeldes vorsehen,  
die sicherstellen, daß das Krankengeld seine Entgeltersatzfunktion erfüllt.
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(4) Für Seeleute gelten als Regelentgelt die beitragspflichtigen Einnahmen nach § 233 Abs. 1. 
Für Versicherte, die nicht Arbeitnehmer sind, gilt als Regelentgelt der kalendertägliche Betrag, 
der zuletzt vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit für die Beitragsbemessung aus Arbeitsein
kommen maßgebend war. Für nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz Versicherte ist 
das Regelentgelt aus dem Arbeitseinkommen zu berechnen, das der Beitragsbemessung für 
die letzten zwölf Kalendermonate vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit zugrunde gelegen hat; 
dabei ist für den Kalendertag der dreihundertsechzigste Teil dieses Betrages anzusetzen. Die 
Zahl dreihundertsechzig ist um die Zahl der Kalendertage zu vermindern, in denen eine 
Versicherungspflicht nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz nicht bestand oder für die 
nach § 234 Abs. 1 Satz 3 Arbeitseinkommen nicht zugrunde zu legen ist. Die Beträge nach  
§ 226 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 bleiben außer Betracht.

(5) (weggefallen)

(6) Das Regelentgelt wird bis zur Höhe des Betrages der kalendertäglichen Beitrags
bemessungsgrenze berücksichtigt.

§ 49	 Ruhen des Krankengeldes

(1) Der Anspruch auf Krankengeld ruht,

1.	 soweit und solange Versicherte beitragspflichtiges Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen 
erhalten; dies gilt nicht für einmalig gezahltes Arbeitsentgelt,

2.	 solange Versicherte Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in 
Anspruch nehmen; dies gilt nicht, wenn die Arbeitsunfähigkeit vor Beginn der Elternzeit 
eingetreten ist oder das Krankengeld aus dem Arbeitsentgelt zu berechnen ist, das aus 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung während der Elternzeit erzielt worden ist,

3.	 soweit und solange Versicherte Versorgungskrankengeld, Übergangsgeld, Unterhaltsgeld 
oder Kurzarbeitergeld beziehen,

3a.	 solange Versicherte Mutterschaftsgeld oder Arbeitslosengeld beziehen oder der Anspruch 
wegen einer Sperrzeit nach dem Dritten Buch ruht,

4.	 soweit und solange Versicherte Entgeltersatzleistungen, die ihrer Art nach den in 
Nummer 3 genannten Leistungen vergleichbar sind, von einem Träger der Sozialver
sicherung oder einer staatlichen Stelle im Ausland erhalten,

5.	 solange die Arbeitsunfähigkeit der Krankenkasse nicht gemeldet wird; dies gilt nicht, 
wenn die Meldung innerhalb einer Woche nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit erfolgt,

6.	 soweit und solange für Zeiten einer Freistellung von der Arbeitsleistung (§ 7 Abs. 1a des 
Vierten Buches) eine Arbeitsleistung nicht geschuldet wird,

7.	 während der ersten sechs Wochen der Arbeitsunfähigkeit für Versicherte, die eine 
Wahlerklärung nach § 44 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 abgegeben haben.
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(2) (weggefallen)

(3) Auf Grund gesetzlicher Bestimmungen gesenkte Entgelt- oder Entgeltersatzleistungen 
dürfen bei der Anwendung des Absatzes 1 nicht aufgestockt werden.

(4) Erbringt ein anderer Träger der Sozialversicherung bei ambulanter Ausführung von 
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation Verletztengeld, Versorgungskrankengeld  
oder Übergangsgeld, werden diesem Träger auf Verlangen seine Aufwendungen für diese 
Leistungen im Rahmen der nach § 13 Abs. 2 Nr. 7 des Neunten Buches vereinbarten gemein-
samen Empfehlungen erstattet.

§ 60	 Fahrkosten

(1) Die Krankenkasse übernimmt nach den Absätzen 2 und 3 die Kosten für Fahrten einschließlich 
der Transporte nach § 133 (Fahrkosten), wenn sie im Zusammenhang mit einer Leistung der 
Krankenkasse aus zwingenden medizinischen Gründen notwendig sind. Welches Fahrzeug 
benutzt werden kann, richtet sich nach der medizinischen Notwendigkeit im Einzelfall. Die 
Krankenkasse übernimmt Fahrkosten zu einer ambulanten Behandlung unter Abzug des sich 
nach § 61 Satz 1 ergebenden Betrages in besonderen Ausnahmefällen, die der Gemeinsame 
Bundesausschuss in den Richtlinien nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 12 festgelegt hat. Die Über
nahme von Fahrkosten nach Satz 3 und nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 für Fahrten zur 
ambulanten Behandlung erfolgt nur nach vorheriger Genehmigung durch die Krankenkasse.

(2) Die Krankenkasse übernimmt die Fahrkosten in Höhe des sich nach § 61 Satz 1 ergebenden 
Betrages je Fahrt übersteigenden Betrages 

1.	 bei Leistungen, die stationär erbracht werden; dies gilt bei einer Verlegung in ein anderes 
Krankenhaus nur, wenn die Verlegung aus zwingenden medizinischen Gründen 
erforderlich ist, oder bei einer mit Einwilligung der Krankenkasse erfolgten Verlegung  
in ein wohnortnahes Krankenhaus,

2.	 bei Rettungsfahrten zum Krankenhaus auch dann, wenn eine stationäre Behandlung 
nicht erforderlich ist,

3.	 bei anderen Fahrten von Versicherten, die während der Fahrt einer fachlichen Betreuung 
oder der besonderen Einrichtungen eines Krankenkraftwagens bedürfen oder bei denen 
dies auf Grund ihres Zustandes zu erwarten ist (Krankentransport),

4.	 bei Fahrten von Versicherten zu einer ambulanten Krankenbehandlung sowie zu einer 
Behandlung nach § 115a oder § 115b, wenn dadurch eine an sich gebotene vollstationäre 
oder teilstationäre Krankenhausbehandlung (§ 39) vermieden oder verkürzt wird oder 
diese nicht ausführbar ist, wie bei einer stationären Krankenhausbehandlung.

Soweit Fahrten nach Satz 1 von Rettungsdiensten durchgeführt werden, zieht die Kranken-
kasse die Zuzahlung in Höhe des sich nach § 61 Satz 1 ergebenden Betrages je Fahrt von dem 
Versicherten ein.
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(3) Als Fahrkosten werden anerkannt

1.	 bei Benutzung eines öffentlichen Verkehrsmittels der Fahrpreis unter Ausschöpfen von 
Fahrpreisermäßigungen,

2.	 bei Benutzung eines Taxis oder Mietwagens, wenn ein öffentliches Verkehrsmittel nicht 
benutzt werden kann, der nach § 133 berechnungsfähige Betrag,

3.	 bei Benutzung eines Krankenkraftwagens oder Rettungsfahrzeugs, wenn ein öffentliches 
Verkehrsmittel, ein Taxi oder ein Mietwagen nicht benutzt werden kann, der nach § 133 
berechnungsfähige Betrag,

4.	 bei Benutzung eines privaten Kraftfahrzeugs für jeden gefahrenen Kilometer den jeweils 
auf Grund des Bundesreisekostengesetzes festgesetzten Höchstbetrag für Wegstrecken-
entschädigung, höchstens jedoch die Kosten, die bei Inanspruchnahme des nach Nummer 1 
bis 3 erforderlichen Transportmittels entstanden wären.

(4) Die Kosten des Rücktransports in das Inland werden nicht übernommen. § 18 bleibt 
unberührt.

(5) Im Zusammenhang mit Leistungen zur medizinischen Rehabilitation werden Fahr- und 
andere Reisekosten nach § 53 Abs. 1 bis 3 des Neunten Buches übernommen.

§ 92	 Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses

(1) Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt die zur Sicherung der ärztlichen Versorgung 
erforderlichen Richtlinien über die Gewährung für eine ausreichende, zweckmäßige und 
wirtschaftliche Versorgung der Versicherten; dabei ist den besonderen Erfordernissen der 
Versorgung behinderter oder von Behinderung bedrohter Menschen und psychisch Kranker 
Rechnung zu tragen, vor allem bei den Leistungen zur Belastungserprobung und Arbeits
therapie; er kann dabei die Erbringung und Verordnung von Leistungen oder Maßnahmen 
einschränken oder ausschließen, wenn nach allgemein anerkanntem Stand der medizinischen 
Erkenntnisse der diagnostische oder therapeutische Nutzen, die medizinische Notwendigkeit 
oder die Wirtschaftlichkeit nicht nachgewiesen sind; er kann die Verordnung von Arznei
mitteln einschränken oder ausschließen, wenn die Unzweckmäßigkeit erwiesen oder eine 
andere, wirtschaftlichere Behandlungsmöglichkeit mit vergleichbarem diagnostischen oder 
therapeutischen Nutzen verfügbar ist. Er soll insbesondere Richtlinien beschließen über die 

1.	 ärztliche Behandlung,

2.	 zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung mit Zahnersatz sowie  
kieferorthopädische Behandlung,

3.	 Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten und zur Qualitätssicherung der 
Früherkennungsuntersuchungen sowie zur Durchführung organisierter Krebsfrüh
erkennungsprogramme nach § 25a einschließlich der systematischen Erfassung, 
Überwachung und Verbesserung der Qualität dieser Programme,

4.	 ärztliche Betreuung bei Schwangerschaft und Mutterschaft,
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5.	 Einführung neuer Untersuchungs- und Behandlungsmethoden,

6.	 Verordnung von Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, Krankenhausbehandlung, 
häuslicher Krankenpflege und Soziotherapie,

7.	 Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit einschließlich der Arbeitsunfähigkeit nach § 44a Satz 1 
sowie der nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a versicherten erwerbsfähigen Hilfebedürftigen im Sinne 
des Zweiten Buches,

8.	 Verordnung von im Einzelfall gebotenen Leistungen zur medizinischen Rehabilitation 
und die Beratung über Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben und ergänzende Leistungen zur Rehabilitation,

9.	 Bedarfsplanung,

10.	 medizinische Maßnahmen zur Herbeiführung einer Schwangerschaft nach § 27a Abs. 1,

11.	 Maßnahmen nach den §§ 24a und 24b,

12.	 Verordnung von Krankentransporten,

13.	 Qualitätssicherung,

14.	 spezialisierte ambulante Palliativversorgung,

15.	 Schutzimpfungen.

(1a) Die Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 sind auf eine ursachengerechte, zahnsubstanz-
schonende und präventionsorientierte zahnärztliche Behandlung einschließlich der 
Versorgung mit Zahnersatz sowie kieferorthopädischer Behandlung auszurichten. Der 
Gemeinsame Bundesausschuss hat die Richtlinien auf der Grundlage auch von externem, 
umfassendem zahnmedizinisch-wissenschaftlichem Sachverstand zu beschließen. Das 
Bundesministerium für Gesundheit kann dem Gemeinsamen Bundesausschuss vorgeben, 
einen Beschluss zu einzelnen dem Bundesausschuss durch Gesetz zugewiesenen Aufgaben  
zu fassen oder zu überprüfen und hierzu eine angemessene Frist setzen. Bei Nichteinhaltung 
der Frist fasst eine aus den Mitgliedern des Bundesausschusses zu bildende Schiedsstelle 
innerhalb von 30 Tagen den erforderlichen Beschluss. Die Schiedsstelle besteht aus dem 
unparteiischen Vorsitzenden, den zwei weiteren unparteiischen Mitgliedern des Bundes
ausschusses und je einem von der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung und dem 
Spitzenverband Bund der Krankenkassen bestimmten Vertreter. Vor der Entscheidung  
des Bundesausschusses über die Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 ist den für die Wahr-
nehmung der Interessen von Zahntechnikern maßgeblichen Spitzenorganisationen auf 
Bundesebene Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; die Stellungnahmen sind in die 
Entscheidung einzubeziehen.

(1b) Vor der Entscheidung des Gemeinsamen Bundesausschusses über die Richtlinien nach 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 ist den in § 134a Absatz 1 genannten Organisationen der Leistungs
erbringer auf Bundesebene Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; die Stellungnahmen 
sind in die Entscheidung einzubeziehen.
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(2) Die Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 haben Arznei- und Heilmittel unter Berück
sichtigung der Bewertungen nach den §§ 35a und 35b so zusammenzustellen, daß dem Arzt 
die wirtschaftliche und zweckmäßige Auswahl der Arzneimitteltherapie ermöglicht wird. Die 
Zusammenstellung der Arzneimittel ist nach Indikationsgebieten und Stoffgruppen zu 
gliedern. Um dem Arzt eine therapie- und preisgerechte Auswahl der Arzneimittel zu 
ermöglichen, sind zu den einzelnen Indikationsgebieten Hinweise aufzunehmen, aus denen 
sich für Arzneimittel mit pharmakologisch vergleichbaren Wirkstoffen oder therapeutisch 
vergleichbarer Wirkung eine Bewertung des therapeutischen Nutzens auch im Verhältnis zu 
den Therapiekosten und damit zur Wirtschaftlichkeit der Verordnung ergibt; § 73 Abs. 8 Satz 3 
bis 6 gilt entsprechend. Um dem Arzt eine therapie- und preisgerechte Auswahl der Arznei-
mittel zu ermöglichen, können ferner für die einzelnen Indikationsgebiete die Arzneimittel in 
folgenden Gruppen zusammengefaßt werden: 

1.	 Mittel, die allgemein zur Behandlung geeignet sind,

2.	 Mittel, die nur bei einem Teil der Patienten oder in besonderen Fällen zur Behandlung 
geeignet sind,

3.	 Mittel, bei deren Verordnung wegen bekannter Risiken oder zweifelhafter therapeutischer 
Zweckmäßigkeit besondere Aufmerksamkeit geboten ist.

Absatz 3a gilt entsprechend. In den Therapiehinweisen nach den Sätzen 1 und 7 können 
Anforderungen an die qualitätsgesicherte Anwendung von Arzneimitteln festgestellt werden, 
insbesondere bezogen auf die Qualifikation des Arztes oder auf die zu behandelnden 
Patientengruppen. In den Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 können auch Therapie
hinweise zu Arzneimitteln außerhalb von Zusammenstellungen gegeben werden; die Sätze 3 
und 4 sowie Absatz 1 Satz 1 dritter Halbsatz gelten entsprechend. Die Therapiehinweise nach 
den Sätzen 1 und 7 können Empfehlungen zu den Anteilen einzelner Wirkstoffe an den 
Verordnungen im Indikationsgebiet vorsehen. Der Gemeinsame Bundesausschuss regelt die 
Grundsätze für die Therapiehinweise nach den Sätzen 1 und 7 in seiner Verfahrensordnung. 
Verordnungseinschränkungen oder Verordnungsausschlüsse nach Absatz 1 für Arzneimittel 
beschließt der Gemeinsame Bundesausschuss gesondert in Richtlinien außerhalb von 
Therapiehinweisen. Der Gemeinsame Bundesausschuss kann die Verordnung eines Arznei-
mittels nur einschränken oder ausschließen, wenn die Wirtschaftlichkeit nicht durch einen 
Festbetrag nach § 35 oder durch die Vereinbarung eines Erstattungsbetrags nach § 130b 
hergestellt werden kann. Verordnungseinschränkungen oder -ausschlüsse eines Arzneimittels 
wegen Unzweckmäßigkeit nach Absatz 1 Satz 1 dürfen den Feststellungen der Zulassungs
behörde über Qualität, Wirksamkeit und Unbedenklichkeit eines Arzneimittels nicht 
widersprechen.

(2a) Der Gemeinsame Bundesausschuss kann im Einzelfall mit Wirkung für die Zukunft vom 
pharmazeutischen Unternehmer im Benehmen mit der Arzneimittelkommission der 
deutschen Ärzteschaft und dem Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte oder 
dem Paul-Ehrlich-Institut innerhalb einer angemessenen Frist ergänzende versorgungs
relevante Studien zur Bewertung der Zweckmäßigkeit eines Arzneimittels fordern. Absatz 3a 
gilt für die Forderung nach Satz 1 entsprechend. Das Nähere zu den Voraussetzungen, zu der 
Forderung ergänzender Studien, zu Fristen sowie zu den Anforderungen an die Studien regelt 
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der Gemeinsame Bundesausschuss in seiner Verfahrensordnung. Werden die Studien nach 
Satz 1 nicht oder nicht rechtzeitig vorgelegt, kann der Gemeinsame Bundesausschuss das 
Arzneimittel abweichend von Absatz 1 Satz 1 von der Verordnungsfähigkeit ausschließen. 
Eine gesonderte Klage gegen die Forderung ergänzender Studien ist ausgeschlossen.

(3) Für Klagen gegen die Zusammenstellung der Arzneimittel nach Absatz 2 gelten die 
Vorschriften über die Anfechtungsklage entsprechend. Die Klagen haben keine aufschiebende 
Wirkung. Ein Vorverfahren findet nicht statt. Eine gesonderte Klage gegen die Gliederung 
nach Indikationsgebieten oder Stoffgruppen nach Absatz 2 Satz 2, die Zusammenfassung  
der Arzneimittel in Gruppen nach Absatz 2 Satz 4 oder gegen sonstige Bestandteile der 
Zusammenstellung nach Absatz 2 ist unzulässig.

(3a) Vor der Entscheidung über die Richtlinien zur Verordnung von Arzneimitteln nach 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 und Therapiehinweisen nach Absatz 2 Satz 7 ist den Sachverständigen 
der medizinischen und pharmazeutischen Wissenschaft und Praxis sowie den für die 
Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen gebildeten maßgeblichen Spitzenorganisationen 
der pharmazeutischen Unternehmer, den betroffenen pharmazeutischen Unternehmern,  
den Berufsvertretungen der Apotheker und den maßgeblichen Dachverbänden der Ärzte
gesellschaften der besonderen Therapierichtungen auf Bundesebene Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Die Stellungnahmen sind in die Entscheidung einzubeziehen. Der 
Gemeinsame Bundesausschuss hat unter Wahrung der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
Gutachten oder Empfehlungen von Sachverständigen, die er bei Richtlinien zur Verordnung 
von Arzneimitteln nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 sowie bei Therapiehinweisen nach Absatz 2  
Satz 7 zu Grunde legt, bei Einleitung des Stellungnahmeverfahrens zu benennen und zu 
veröffentlichen sowie in den tragenden Gründen der Beschlüsse zu benennen.

(4) In den Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 sind insbesondere zu regeln 

1.	 die Anwendung wirtschaftlicher Verfahren und die Voraussetzungen, unter denen 
mehrere Maßnahmen zur Früherkennung zusammenzufassen sind,

2.	 das Nähere über die Bescheinigungen und Aufzeichnungen bei Durchführung der 
Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten,

3.	 Einzelheiten zum Verfahren und zur Durchführung von Auswertungen der Auf
zeichnungen sowie der Evaluation der Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 
einschließlich der organisierten Krebsfrüherkennungsprogramme nach § 25a.

(5) Vor der Entscheidung des Gemeinsamen Bundesausschusses über die Richtlinien nach 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 8 ist den in § 111b Satz 1 genannten Organisationen der Leistungs
erbringer, den Rehabilitationsträgern (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 7 des Neunten Buches) sowie der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; die 
Stellungnahmen sind in die Entscheidung einzubeziehen. In den Richtlinien ist zu regeln, bei 
welchen Behinderungen, unter welchen Voraussetzungen und nach welchen Verfahren die 
Vertragsärzte die Krankenkassen über die Behinderungen von Versicherten zu unterrichten 
haben.
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(6) In den Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 ist insbesondere zu regeln 

1.	 der Katalog verordnungsfähiger Heilmittel,

2.	 die Zuordnung der Heilmittel zu Indikationen,

3.	 die Besonderheiten bei Wiederholungsverordnungen und

4.	 Inhalt und Umfang der Zusammenarbeit des verordnenden Vertragsarztes mit dem 
jeweiligen Heilmittelerbringer.

Vor der Entscheidung des Bundesausschusses über die Richtlinien zur Verordnung von 
Heilmitteln nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 ist den in § 125 Abs. 1 Satz 1 genannten Organisationen 
der Leistungserbringer Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; die Stellungnahmen sind  
in die Entscheidung einzubeziehen.

(6a) In den Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 ist insbesondere das Nähere über die psycho-
therapeutisch behandlungsbedürftigen Krankheiten, die zur Krankenbehandlung geeigneten 
Verfahren, das Antrags- und Gutachterverfahren, die probatorischen Sitzungen sowie über Art, 
Umfang und Durchführung der Behandlung zu regeln. Die Richtlinien haben darüber hinaus 
Regelungen zu treffen über die inhaltlichen Anforderungen an den Konsiliarbericht und an die 
fachlichen Anforderungen des den Konsiliarbericht (§ 28 Abs. 3) abgebenden Vertragsarztes.  
Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt bis zum 30. Juni 2016 in den Richtlinien 
Regelungen zur Flexibilisierung des Therapieangebotes, insbesondere zur Einrichtung von 
psychotherapeutischen Sprechstunden, zur Förderung der frühzeitigen diagnostischen 
Abklärung und der Akutversorgung, zur Förderung von Gruppentherapien und der 
Rezidivprophylaxe sowie zur Vereinfachung des Antrags- und Gutachterverfahrens.

(7) In den Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 sind insbesondere zu regeln 

1.	 die Verordnung der häuslichen Krankenpflege und deren ärztliche Zielsetzung,

2.	 Inhalt und Umfang der Zusammenarbeit des verordnenden Vertragsarztes mit dem 
jeweiligen Leistungserbringer und dem Krankenhaus,

3.	 die Voraussetzungen für die Verordnung häuslicher Krankenpflege und für die Mitgabe 
von Arzneimitteln im Krankenhaus im Anschluss an einen Krankenhausaufenthalt,

4.	 Näheres zur Verordnung häuslicher Krankenpflege zur Dekolonisation von Trägern mit 
dem Methicillin-resistenten Staphylococcus aureus (MRSA),

5.	 Näheres zur Verordnung häuslicher Krankenpflege zur ambulanten Palliativversorgung.

Vor der Entscheidung des Gemeinsamen Bundesausschusses über die Richtlinien zur 
Verordnung von häuslicher Krankenpflege nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 ist den in § 132a Abs. 1 
Satz 1 genannten Leistungserbringern und zu den Regelungen gemäß Satz 1 Nummer 5 
zusätzlich den maßgeblichen Spitzenorganisationen der Hospizarbeit und der Palliativ
versorgung auf Bundesebene Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; die Stellungnahmen 
sind in die Entscheidung einzubeziehen.
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(7a) Vor der Entscheidung des Gemeinsamen Bundesausschusses über die Richtlinien zur 
Verordnung von Hilfsmitteln nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 ist den in § 126 Absatz 1a Satz 3 
genannten Organisationen der Leistungserbringer und den Spitzenorganisationen der 
betroffenen Hilfsmittelhersteller auf Bundesebene Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; 
die Stellungnahmen sind in die Entscheidung einzubeziehen.

(7b) Vor der Entscheidung über die Richtlinien zur Verordnung von spezialisierter ambulanter 
Palliativversorgung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 14 ist den maßgeblichen Organisationen der 
Hospizarbeit und der Palliativversorgung sowie den in § 132a Abs. 1 Satz 1 genannten 
Organisationen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Stellungnahmen sind in die 
Entscheidung einzubeziehen.

(7c) Vor der Entscheidung über die Richtlinien zur Verordnung von Soziotherapie nach Absatz 
1 Satz 2 Nr. 6 ist den maßgeblichen Organisationen der Leistungserbringer der Soziotherapie-
versorgung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; die Stellungnahmen sind in die 
Entscheidung einzubeziehen.

(7d) Vor der Entscheidung über die Richtlinien nach den §§ 135, 137c und § 137e ist den 
jeweils einschlägigen wissenschaftlichen Fachgesellschaften Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben; bei Methoden, deren technische Anwendung maßgeblich auf dem Einsatz eines 
Medizinprodukts beruht, ist auch den für die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen 
gebildeten maßgeblichen Spitzenorganisationen der Medizinproduktehersteller und den 
jeweils betroffenen Medizinprodukteherstellern Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Bei Methoden, bei denen radioaktive Stoffe oder ionisierende Strahlung am Menschen 
angewandt werden, ist auch der Strahlenschutzkommission Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. Die Stellungnahmen sind in die Entscheidung einzubeziehen.

(7e) Bei den Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 9 erhalten die Länder ein Mitberatungs
recht. Es wird durch zwei Vertreter der Länder ausgeübt, die von der Gesundheitsminister
konferenz der Länder benannt werden. Die Mitberatung umfasst auch das Recht, Beratungs-
gegenstände auf die Tagesordnung setzen zu lassen und das Recht zur Anwesenheit bei der 
Beschlussfassung.

(7f) Bei den Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 13 und den Beschlüssen nach den  
§§ 136b und 136c erhalten die Länder ein Mitberatungsrecht, soweit diese Richtlinien und 
Beschlüsse für die Krankenhausplanung von Bedeutung sind; Absatz 7e Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. Vor der Entscheidung über die Richtlinien nach § 136 Absatz 1 in Verbindung 
mit § 136a Absatz 1 Satz 1 bis 3 ist dem Robert Koch-Institut Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. Das Robert Koch-Institut hat die Stellungnahme mit den wissenschaftlichen 
Kommissionen am Robert Koch-Institut nach § 23 des Infektionsschutzgesetzes abzustimmen. 
Die Stellungnahme ist in die Entscheidung einzubeziehen.

(8) Die Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses sind Bestandteil der Bundesmantel-
verträge.
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Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) 
– Gesetzliche Rentenversicherung – 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384) 
zuletzt geändert durch Artikel § 5 der Verordnung vom 2. Dezember 2013 (BGBl. I S. 4038)

Erster Abschnitt 
Leistungen zur Teilhabe

Erster Unterabschnitt 
Voraussetzungen für die Leistungen

§ 9	 Aufgabe der Leistungen zur Teilhabe

(1) Die Rentenversicherung erbringt Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie ergänzende Leistungen, um

1.	 den Auswirkungen einer Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen 
Behinderung auf die Erwerbsfähigkeit der Versicherten entgegenzuwirken oder sie zu 
überwinden und

2.	 dadurch Beeinträchtigungen der Erwerbsfähigkeit der Versicherten oder ihr vorzeitiges 
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben zu verhindern oder sie möglichst dauerhaft in das 
Erwerbsleben wiedereinzugliedern.

Die Leistungen zur Teilhabe haben Vorrang vor Rentenleistungen, die bei erfolgreichen 
Leistungen zur Teilhabe nicht oder voraussichtlich erst zu einem späteren Zeitpunkt zu 
erbringen sind.

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 können erbracht werden, wenn die persönlichen und 
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen dafür erfüllt sind.

§ 10	 Persönliche Voraussetzungen

Für Leistungen zur Teilhabe haben Versicherte die persönlichen Voraussetzungen erfüllt,

1.	 deren Erwerbsfähigkeit wegen Krankheit oder körperlicher, geistiger oder seelischer 
Behinderung erheblich gefährdet oder gemindert ist und

2.	 bei denen voraussichtlich

a)	 bei erheblicher Gefährdung der Erwerbsfähigkeit eine Minderung der Erwerbsfähig-
keit durch Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am 
Arbeitsleben abgewendet werden kann,
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b)	 bei geminderter Erwerbsfähigkeit diese durch Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben wesentlich gebessert oder wieder-
hergestellt oder hierdurch deren wesentliche Verschlechterung abgewendet werden 
kann,

c)	 bei teilweiser Erwerbsminderung ohne Aussicht auf eine wesentliche Besserung der 
Erwerbsfähigkeit der Arbeitsplatz durch Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
erhalten werden kann.

(2) Für Leistungen zur Teilhabe haben auch Versicherte die persönlichen Voraussetzungen 
erfüllt,

1.	 die im Bergbau vermindert berufsfähig sind und bei denen voraussichtlich durch die 
Leistungen die Erwerbsfähigkeit wesentlich gebessert oder wiederhergestellt werden 
kann oder

2.	 bei denen der Eintritt von im Bergbau verminderter Berufsfähigkeit droht und bei denen 
voraussichtlich durch die Leistungen der Eintritt der im Bergbau verminderten Berufs-
fähigkeit abgewendet werden kann.

§ 11	 Versicherungsrechtliche Voraussetzungen

(1) Für Leistungen zur Teilhabe haben Versicherte die versicherungsrechtlichen Voraus
setzungen erfüllt, die bei Antragstellung

1.	 die Wartezeit von 15 Jahren erfüllt haben oder

2.	 eine Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit beziehen.

(2) Für die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation haben Versicherte die versicherungs-
rechtlichen Voraussetzungen auch erfüllt, die

1.	 in den letzten zwei Jahren vor der Antragstellung sechs Kalendermonate mit Pflicht
beiträgen für eine versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit haben,

2.	 innerhalb von zwei Jahren nach Beendigung einer Ausbildung eine versicherte Beschäf
tigung oder selbständige Tätigkeit aufgenommen und bis zum Antrag ausgeübt haben 
oder nach einer solchen Beschäftigung oder Tätigkeit bis zum Antrag arbeitsunfähig oder 
arbeitslos gewesen sind oder

3.	 vermindert erwerbsfähig sind oder bei denen dies in absehbarer Zeit zu erwarten ist, 
wenn sie die allgemeine Wartezeit erfüllt haben.

Der Zeitraum von zwei Jahren nach Nr. 1 verlängert sich um Anrechnungszeiten wegen des 
Bezugs von Arbeitslosengeld II.

§ 55 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden.
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(2a) Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden an Versicherte auch erbracht,

1.	 wenn ohne diese Leistungen Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit zu leisten wäre 
oder

2.	 wenn sie für eine voraussichtlich erfolgreiche Rehabilitation unmittelbar im Anschluss an 
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation der Träger der Rentenversicherung 
erforderlich sind.

(3) Die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen haben auch überlebende Ehegatten erfüllt, 
die Anspruch auf große Witwenrente oder große Witwerrente wegen verminderter Erwerbs-
fähigkeit haben. Sie gelten für die Vorschriften dieses Abschnitts als Versicherte.

§ 12	 Ausschluss von Leistungen

(1) Leistungen zur Teilhabe werden nicht für Versicherte erbracht, die

1.	 wegen eines Arbeitsunfalls, einer Berufskrankheit einer Schädigung im Sinne des sozialen 
Entschädigungsrechts oder wegen eines Einsatzunfalls, der Ansprüche nach dem Einsatz-	
Weiterverwendungsgesetz begründet, gleichartige Leistungen eines anderen Rehabili
tationsträgers oder Leistungen zur Eingliederung nach dem Einsatz-Weiterverwendungs-
gesetz erhalten können,

2.	 eine Rente wegen Alters von wenigstens zwei Dritteln der Vollrente beziehen oder 
beantragt haben,

3.	 eine Beschäftigung ausüben, aus der ihnen nach beamtenrechtlichen oder ent
sprechenden Vorschriften Anwartschaft auf Versorgung gewährleistet ist,

4.	 als Bezieher einer Versorgung wegen Erreichens einer Altersgrenze versicherungsfrei sind,

4a.	 eine Leistung beziehen, die regelmäßig bis zum Beginn einer Rente wegen Alters gezahlt 
wird, oder

5.	 sich in Untersuchungshaft oder im Vollzug einer Freiheitsstrafe oder freiheitsent
ziehenden Maßregel der Besserung und Sicherung befinden oder einstweilig nach § 126a 
Abs. 1 der Strafprozessordnung untergebracht sind. Dies gilt nicht für Versicherte im 
erleichterten Strafvollzug bei Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben.

(2) Leistungen zur medizinischen Rehabilitation werden nicht vor Ablauf von vier Jahren nach 
Durchführung solcher oder ähnlicher Leistungen zur Rehabilitation erbracht, deren Kosten 
aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften getragen oder bezuschusst worden sind. Dies gilt 
nicht, wenn vorzeitige Leistungen aus gesundheitlichen Gründen dringend erforderlich sind.
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Zweiter Unterabschnitt 
Umfang der Leistungen

Erster Titel 
Allgemeines

§ 13	 Leistungsumfang

(1) Der Träger der Rentenversicherung bestimmt im Einzelfall unter Beachtung der Grund
sätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Art, Dauer, Umfang, Beginn und Durchführung 
dieser Leistungen sowie die Rehabilitationseinrichtung nach pflichtgemäßem Ermessen. Die 
Leistungen können auf Antrag auch als Teil eines trägerübergreifenden Persönlichen Budgets 
erbracht werden; § 17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches in Verbindung mit der Budgetver
ordnung und § 159 des Neunten Buches finden Anwendung.

(2) Der Träger der Rentenversicherung erbringt nicht

1.	 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation in der Phase akuter Behandlungsbedürftig-
keit einer Krankheit, es sei denn, die Behandlungsbedürftigkeit tritt während der 
Ausführung von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation ein,

2.	 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation anstelle einer sonst erforderlichen Kranken-
hausbehandlung,

3.	 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, die dem allgemein anerkannten Stand 
medizinischer Erkenntnisse nicht entsprechen.

(3) Der Träger der Rentenversicherung erbringt nach Absatz 2 Nr. 1 im Benehmen mit dem 
Träger der Krankenversicherung für diesen Krankenbehandlung und Leistungen bei 
Schwangerschaft und Mutterschaft. Der Träger der Rentenversicherung kann von dem Träger 
der Krankenversicherung Erstattung der hierauf entfallenden Aufwendungen verlangen.

(4) Die Träger der Rentenversicherung vereinbaren mit den Spitzenverbänden der Kranken-
kassen gemeinsam und einheitlich im Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales. Näheres zur Durchführung von Absatz 2 Nr. 1 und 2.
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Zweiter Titel 
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben

§ 15	 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation

(1) Die Träger der Rentenversicherung erbringen im Rahmen von Leistungen zur medizi
nischen Rehabilitation Leistungen nach den §§ 26 bis 31 des Neunten Buches, ausgenommen 
Leistungen nach § 26 Abs. 2 Nr. 2 und § 30 des Neunten Buches. Zahnärztliche Behandlung 
einschließlich der Versorgung mit Zahnersatz wird nur erbracht, wenn sie unmittelbar und 
gezielt zur wesentlichen Besserung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit, insbe
sondere zur Ausübung des bisherigen Berufs, erforderlich und soweit sie nicht als Leistung 
der Krankenversicherung oder als Hilfe nach dem Fünften Kapitel des Zwölften Buches zu 
erbringen ist.

(2) Die stationären Leistungen zur medizinischen Rehabilitation werden einschließlich der 
erforderlichen Unterkunft und Verpflegung in Einrichtungen erbracht, die unter ständiger 
ärztlicher Verantwortung und unter Mitwirkung von besonders geschultem Personal 
entweder von dem Träger der Rentenversicherung selbst betrieben werden oder mit denen 
ein Vertrag nach § 21 des Neunten Buches besteht. Die Einrichtung braucht nicht unter 
ständiger ärztlicher Verantwortung zu stehen, wenn die Art der Behandlung dies nicht 
erfordert. Die Leistungen der Einrichtungen der medizinischen Rehabilitation müssen nach 
Art oder Schwere der Erkrankung erforderlich sein.

(3) Die stationären Leistungen zur medizinischen Rehabilitation sollen für längstens drei 
Wochen erbracht werden. Sie können für einen längeren Zeitraum erbracht werden, wenn 
dies erforderlich ist, um das Rehabilitationsziel zu erreichen.

§ 16	 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Die Träger der Rentenversicherung erbringen die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
nach den §§ 33 bis 38 des Neunten Buches sowie im Eingangsverfahren und im Berufs
bildungsbereich der Werkstätten für behinderte Menschen nach § 40 des Neunten Buches.

Dritter Titel 
Übergangsgeld

§ 20	 Anspruch

Anspruch auf Übergangsgeld haben Versicherte, die

1.	 von einem Träger der Rentenversicherung Leistungen zur medizinischen Rehabilitation 
oder Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben oder sonstige Leistungen zur Teilhabe 
erhalten,

2.	 (weggefallen)
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3.	 bei Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder sonstige Leistungen zur Teilhabe 
unmittelbar vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit oder, wenn sie nicht arbeitsunfähig sind, 
unmittelbar vor Beginn der Leistungen

a)	 Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen erzielt und im Bemessungszeitraum Beiträge 
zur Rentenversicherung gezahlt haben oder

b)	 Krankengeld, Verletztengeld, Versorgungskrankengeld, Übergangsgeld, Kurzarbeiter-
geld, Winterausfallgeld, Arbeitslosengeld, Arbeitslosengeld II oder Mutterschaftsgeld 
bezogen haben und für die von dem der Sozialleistung zugrundeliegenden Arbeits-
entgelt oder Arbeitseinkommen oder im Falle des Bezugs von Arbeitslosengeld II 
zuvor aus Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen Beiträge zur Rentenversicherung 
gezahlt worden sind.

§ 21	 Höhe und Berechnung

(1) Höhe und Berechnung des Übergangsgeldes bestimmen sich nach Teil 1 Kapitel 6 des 
Neunten Buches, soweit die Absätze 2 bis 4 nichts Abweichendes bestimmen.

(2) Die Berechnungsgrundlage für das Übergangsgeld wird für Versicherte, die Arbeitsein
kommen erzielt haben, und für freiwillig Versicherte, die Arbeitsentgelt erzielt haben, aus 80 
vom Hundert des Einkommens ermittelt, das den vor Beginn der Leistungen für das letzte 
Kalenderjahr (Bemessungszeitraum) gezahlten Beiträgen zugrunde liegt.

(3) § 49 des Neunten Buches wird mit der Maßgabe angewendet, dass Versicherte unmittelbar 
vor dem Bezug der dort genannten Leistungen Pflichtbeiträge geleistet haben.

(4) Versicherte, die unmittelbar vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit oder, wenn sie nicht 
arbeitsunfähig sind, unmittelbar vor Beginn der medizinischen Leistungen Arbeitslosengeld  
bezogen und die zuvor Pflichtbeiträge gezahlt haben, erhalten Übergangsgeld bei 
medizinischen Leistungen in Höhe des bei Krankheit zu erbringenden Krankengeldes (§ 47b 
des Fünften Buches); Versicherte, die unmittelbar vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit oder, 
wenn sie nicht arbeitsunfähig sind, unmittelbar vor Beginn der medizinischen Leistungen 
Arbeitslosengeld II bezogen und die zuvor Pflichtbeiträge gezahlt haben, erhalten Übergangs-
geld bei medizinischen Leistungen in Höhe des Betrages des Arbeitslosengeld II. Dies gilt 
nicht für Empfänger der Leistung,

a)	 die Arbeitslosengeld II nur darlehensweise oder

b)	 die nur Leistungen nach § 23 Abs. 3 Satz 1 des Zweiten Buches beziehen, oder

c)	 die auf Grund von § 2 Abs. 1a des Bundesausbildungsförderungsgesetzes keinen Anspruch 
auf Ausbildungsförderung haben oder

d)	 deren Bedarf sich nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes oder 
nach § 66 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches bemisst.

(5) Für Versicherte, die im Bemessungszeitraum eine Bergmannsprämie bezogen haben, wird 
die Berechnungsgrundlage um einen Betrag in Höhe der gezahlten Bergmannsprämie erhöht.



SGB VI  |   § 28

314

Vierter Titel 
Ergänzende Leistungen

§ 28	 Ergänzende Leistungen

Die Leistungen zur Teilhabe werden außer durch das Übergangsgeld ergänzt durch die 
Leistungen nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 und Abs. 2 sowie nach den §§ 53 und 54 des Neunten 
Buches.

Fünfter Titel 
Sonstige Leistungen

§ 31	 Sonstige Leistungen

(1) Als sonstige Leistungen zur Teilhabe können erbracht werden

1.	 Leistungen zur Eingliederung von Versicherten in das Erwerbsleben, insbesondere 
nachgehende Leistungen zur Sicherung des Erfolges der Leistungen zur Teilhabe,

2.	 medizinische Leistungen zur Sicherung der Erwerbsfähigkeit für Versicherte, die eine 
besonders gesundheitsgefährdende, ihre Erwerbsfähigkeit ungünstig beeinflussende 
Beschäftigung ausüben,

3.	 Nach- und Festigungskuren wegen Geschwulsterkrankungen für Versicherte, Bezieher 
einer Rente sowie ihre Angehörigen,

4.	 stationäre Heilbehandlung für Kinder von Versicherten, Beziehern einer Rente wegen 
Alters, wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder für Bezieher einer Waisenrente, wenn 
hierdurch voraussichtlich eine erhebliche Gefährdung der Gesundheit beseitigt oder eine 
beeinträchtigte Gesundheit wesentlich gebessert oder wiederhergestellt werden kann,

5.	 Zuwendungen für Einrichtungen, die auf dem Gebiet der Rehabilitation forschen oder die 
Rehabilitation fördern.

Für Kinderheilbehandlungen findet § 12 Abs. 2 Anwendung.

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 setzen voraus, dass die persönlichen und 
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen, die Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und die 
Leistungen für Versicherte nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3, dass die versicherungsrechtlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind, die Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4,  dass der Versicherte 
die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen für Leistungen zur medizinischen Rehabili
tation erfüllt. Sie werden nur auf Grund von Richtlinien der Deutschen Rentenversicherung 
Bund  erbracht, die im Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
erlassen werden.
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(3) Die Aufwendungen für nichtstationäre Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sowie für 
sonstige Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2, 4 und 5 dürfen im Kalenderjahr 7,5 vom 
Hundert der Haushaltsansätze für die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, die 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und die ergänzenden Leistungen nicht übersteigen.

Sechster Titel 
Zuzahlung bei Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und bei 
sonstigen Leistungen

§ 32	 Zuzahlung bei Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und bei sonstigen Leistungen

(1) Versicherte, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben und stationäre Leistungen zur 
medizinischen Rehabilitation in Anspruch nehmen, zahlen für jeden Kalendertag dieser 
Leistungen den sich nach § 40 Abs. 5 des Fünften Buches ergebenden Betrag. Die Zuzahlung 
ist für längstens 14 Tage und in Höhe des sich nach § 40 Abs. 6 des Fünften Buches ergeben-
den Betrags zu leisten, wenn der unmittelbare Anschluss der stationären Heilbehandlung an 
eine Krankenhausbehandlung medizinisch notwendig ist (Anschlussrehabilitation); als 
unmittelbar gilt auch, wenn die Maßnahme innerhalb von 14 Tagen beginnt, es sei denn, die 
Einhaltung dieser Frist ist aus zwingenden tatsächlichen oder medizinischen Gründen nicht 
möglich. Hierbei ist eine innerhalb eines Kalenderjahres an einen Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung geleistete Zuzahlung anzurechnen.

(2) Absatz 1 gilt auch für Versicherte oder Bezieher einer Rente, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben und für sich, ihre Ehegatten oder Lebenspartner sonstige stationäre 
Leistungen in Anspruch nehmen.

(3) Bezieht ein Versicherter Übergangsgeld, das nach § 46 Abs. 1 des Neunten Buches begrenzt 
ist, hat er für die Zeit des Bezugs von Übergangsgeld eine Zuzahlung nicht zu leisten.

(4) Der Träger der Rentenversicherung bestimmt, unter welchen Voraussetzungen von der 
Zuzahlung nach Absatz 1 oder 2 abgesehen werden kann, wenn sie den Versicherten oder den 
Rentner unzumutbar belasten würde.

(5) Die Zuzahlung steht der Annahme einer vollen Übernahme der Aufwendungen für die 
Leistungen zur Teilhabe im Sinne arbeitsrechtlicher Vorschriften nicht entgegen.

§ 116	 Besonderheiten bei Leistungen zur Teilhabe

(1) (weggefallen)

(2) Der Antrag auf Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am 
Arbeitsleben gilt als Antrag auf Rente, wenn Versicherte vermindert erwerbsfähig sind und

1.	 ein Erfolg von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am 
Arbeitsleben nicht zu erwarten ist oder



SGB VI  |   § 116

316

2.	 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben nicht 
erfolgreich gewesen sind, weil sie die verminderte Erwerbsfähigkeit nicht verhindert 
haben.

(3) Ist Übergangsgeld gezahlt worden und wird nachträglich für denselben Zeitraum der 
Anspruch auf eine Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit festgestellt, gilt dieser 
Anspruch bis zur Höhe des gezahlten Übergangsgeldes als erfüllt. Übersteigt das Übergangs-
geld den Betrag der Rente, kann der übersteigende Betrag nicht zurückgefordert werden.

	 Tipp: 
Ausführliche Informationen zur Rente finden Sie in der Publikation 
Ratgeber zur Rente, Bestellnummer A 815.
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Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) 
– Gesetzliche Unfallversicherung –

Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1254) 
zuletzt geändert durch Artikel 5 und 6 des Gesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3836)

Drittes Kapitel 
Leistungen nach Eintritt eines Versicherungsfalls

Erster Abschnitt 
Heilbehandlung, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, Leistungen zur 
Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft und ergänzende Leistungen, Pflege, 
Geldleistungen

Erster Unterabschnitt 
Anspruch und Leistungsarten

§ 26 Grundsatz

(1) Versicherte haben nach Maßgabe der folgenden Vorschriften und unter Beachtung des 
Neunten Buches Anspruch auf Heilbehandlung einschließlich Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation, auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der Gemein-
schaft, auf ergänzende Leistungen, auf Leistungen bei Pflegebedürftigkeit sowie auf Geldleis-
tungen. Sie können einen Anspruch auf Ausführung der Leistungen durch ein Persönliches 
Budget nach § 17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches in Verbindung mit der Budgetverordnung 
und § 159 des Neunten Buches haben; dies gilt im Rahmen des Anspruches auf Heilbehand-
lung nur für die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation.

(2) Der Unfallversicherungsträger hat mit allen geeigneten Mitteln möglichst frühzeitig

1.	 den durch den Versicherungsfall verursachten Gesundheitsschaden zu beseitigen oder zu 
bessern, seine Verschlimmerung zu verhüten und seine Folgen zu mildern,

2.	 den Versicherten einen ihren Neigungen und Fähigkeiten entsprechenden Platz im 
Arbeitsleben zu sichern,

3.	 Hilfen zur Bewältigung der Anforderungen des täglichen Lebens und zur Teilhabe am 
Leben in der Gemeinschaft sowie zur Führung eines möglichst selbständigen Lebens 
unter Berücksichtigung von Art und Schwere des Gesundheitsschadens bereitzustellen,

4.	 ergänzende Leistungen zur Heilbehandlung und zu Leistungen zur Teilhabe am Arbeits
leben und am Leben an der Gemeinschaft zu erbringen,

5.	 Leistungen bei Pflegebedürftigkeit zu erbringen.
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(3) Die Leistungen zur Heilbehandlung und zur Rehabilitation haben Vorrang vor Renten
leistungen.

(4) Qualität und Wirksamkeit der Leistungen zur Heilbehandlung und Teilhabe haben dem 
allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse zu entsprechen und den 
medizinischen Fortschritt zu berücksichtigen. Sie werden als Dienst- und Sachleistungen zur 
Verfügung gestellt, soweit dieses oder das Neunte Buch keine Abweichungen vorsehen.

(5) Die Unfallversicherungsträger bestimmen im Einzelfall Art, Umfang und Durchführung 
der Heilbehandlung und der Leistungen zur Teilhabe sowie die Einrichtungen, die diese 
Leistungen erbringen, nach pflichtgemäßem Ermessen. Dabei prüfen sie auch, welche 
Leistungen geeignet und zumutbar sind, Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu überwinden, zu 
mindern oder ihre Verschlimmerung zu verhüten.

Zweiter Unterabschnitt 
Heilbehandlung

§ 27 Umfang der Heilbehandlung

(1) Die Heilbehandlung umfasst insbesondere

1.	 Erstversorgung,

2.	 ärztliche Behandlung,

3.	 zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung mit Zahnersatz,

4.	 Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln,

5.	 häusliche Krankenpflege,

6.	 Behandlung in Krankenhäusern und Rehabilitationseinrichtungen,

7.	 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach § 26 Abs. 2 Nr. 1 und 3 bis 7 und Abs. 3 
des Neunten Buches.

(2) In den Fällen des § 8 Abs. 3 wird ein beschädigtes oder verlorengegangenes Hilfsmittel 
wiederhergestellt oder erneuert.

(3) Während einer aufgrund eines Gesetzes angeordneten Freiheitsentziehung wird Heil-
behandlung erbracht, soweit Belange des Vollzugs nicht entgegenstehen.
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§ 31 Hilfsmittel

(1) Hilfsmittel sind alle ärztlich verordneten Sachen, die den Erfolg der Heilbehandlung 
sichern oder die Folgen von Gesundheitsschäden mildern oder ausgleichen. Dazu gehören 
insbesondere Körperersatzstücke, orthopädische und andere Hilfsmittel einschließlich der 
notwendigen Änderung, Instandsetzung und Ersatzbeschaffung sowie der Ausbildung im 
Gebrauch der Hilfsmittel. Soweit für Hilfsmittel Festbeträge im Sinne des § 36 des Fünften 
Buches festgesetzt sind, gilt § 29 Abs. 1 Satz 2 und 3 entsprechend.

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Ausstattung mit Körperersatzstücken, orthopädischen und anderen 
Hilfsmitteln zu regeln sowie bei bestimmten Gesundheitsschäden eine Entschädigung für 
Kleider- und Wäscheverschleiß vorzuschreiben. Das Nähere regeln die Verbände der 
Unfallversicherungsträger durch gemeinsame Richtlinien.

§ 33 Behandlung in Krankenhäusern und Rehabilitationseinrichtungen

(1) Stationäre Behandlung in einem Krankenhaus oder in einer Rehabilitationseinrichtung 
wird erbracht, wenn die Aufnahme erforderlich ist, weil das Behandlungsziel anders nicht 
erreicht werden kann. Sie wird voll- oder teilstationär erbracht. Sie umfasst im Rahmen des 
Versorgungsauftrags des Krankenhauses oder der Rehabilitationseinrichtung alle Leistungen, 
die im Einzelfall für die medizinische Versorgung der Versicherten notwendig sind, insbe
sondere ärztliche Behandlung, Krankenpflege, Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und 
Hilfsmitteln, Unterkunft und Verpflegung.

(2) Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtungen im Sinne des Absatzes 1 sind die 
Einrichtungen nach § 107 des Fünften Buches.

(3) Bei Gesundheitsschäden, für die wegen ihrer Art oder Schwere besondere unfallmedizi
nische stationäre Behandlung angezeigt ist, wird diese in besonderen Einrichtungen erbracht.

§ 34 Durchführung der Heilbehandlung

(1) Die Unfallversicherungsträger haben alle Maßnahmen zu treffen, durch die eine möglichst 
frühzeitig nach dem Versicherungsfall einsetzende und sachgemäße Heilbehandlung und, 
soweit erforderlich, besondere unfallmedizinische oder Berufskrankheiten-Behandlung 
gewährleistet wird. Sie können zu diesem Zweck die von den Ärzten und Krankenhäusern zu 
erfüllenden Voraussetzungen im Hinblick auf die fachliche Befähigung, die sächliche und 
personelle Ausstattung sowie die zu übernehmenden Pflichten festlegen. Sie können daneben 
nach Art und Schwere des Gesundheitsschadens besondere Verfahren für die Heilbehandlung 
vorsehen.

(2) Die Unfallversicherungsträger haben an der Durchführung der besonderen unfallmedizi-
nischen Behandlung die Ärzte und Krankenhäuser zu beteiligen, die den nach Absatz 1 Satz 2 
festgelegten Anforderungen entsprechen.
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(3) Die Verbände der Unfallversicherungsträger sowie die Kassenärztliche Bundesvereinigung 
und die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (Kassenärztliche Bundesvereinigungen) 
schließen unter Berücksichtigung der von den Unfallversicherungsträgern gemäß Absatz 1 
Satz 2 und 3 getroffenen Festlegungen mit Wirkung für ihre Mitglieder Verträge über die 
Durchführung der Heilbehandlung, die Vergütung der Ärzte und Zahnärzte sowie die Art und 
Weise der Abrechnung. Dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz ist rechtzeitig vor 
Abschluss Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, sofern in den Verträgen die Erhebung, 
Verarbeitung oder Nutzung von personenbezogenen Daten geregelt werden sollen.

(4) Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen haben gegenüber den Unfallversicherungs
trägern und deren Verbänden die Gewähr dafür zu übernehmen,  dass die Durchführung der 
Heilbehandlung den gesetzlichen und vertraglichen Erfordernissen entspricht.

(5) Kommt ein Vertrag nach Absatz 3 ganz oder teilweise nicht zustande, setzt ein Schiedsamt 
mit der Mehrheit seiner Mitglieder innerhalb von drei Monaten den Vertragsinhalt fest. Wird 
ein Vertrag gekündigt, ist dies dem zuständigen Schiedsamt schriftlich mitzuteilen. Kommt 
bis zum Ablauf eines Vertrags ein neuer Vertrag nicht zustande, setzt ein Schiedsamt mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder innerhalb von drei Monaten nach Vertragsablauf den neuen Inhalt 
fest. In diesem Fall gelten die Bestimmungen des bisherigen Vertrags bis zur Entscheidung des 
Schiedsamts vorläufig weiter.

(6) Die Verbände der Unfallversicherungsträger und die Kassenärztlichen Bundesver
einigungen bilden je ein Schiedsamt für die medizinische und zahnmedizinische Versorgung. 
Das Schiedsamt besteht aus drei Vertretern der Kassenärztlichen Bundesvereinigungen und 
drei Vertretern der Verbände der Unfallversicherungsträger sowie einem unparteiischen 
Vorsitzenden und zwei weiteren unparteiischen Mitgliedern. § 89 Abs. 3 des Fünften Buches 
sowie die aufgrund des § 89 Abs. 6 des Fünften Buches erlassenen Rechtsverordnungen gelten 
entsprechend.

(7) Die Aufsicht über die Geschäftsführung der Schiedsämter nach Absatz 6 führt das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

(8) Die Beziehungen zwischen den Unfallversicherungsträgern und anderen als den in Absatz 3 
genannten Stellen, die Heilbehandlung durchführen oder an ihrer Durchführung beteiligt 
sind, werden durch Verträge geregelt. Soweit die Stellen Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation ausführen oder an ihrer Ausführung beteiligt sind, werden die Beziehungen 
durch Verträge nach § 21 des Neunten Buches geregelt.
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Dritter Unterabschnitt 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

§ 35 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

(1) Die Unfallversicherungsträger erbringen die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach 
den §§ 33 bis 38a des Neunten Buches sowie in Werkstätten für behinderte Menschen nach 
den §§ 40 und 41 des Neunten Buches, soweit in den folgenden Absätzen nichts 
Abweichendes bestimmt ist.

(2) Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben umfassen auch Hilfen zu einer angemessenen 
Schulbildung einschließlich der Vorbereitung hierzu oder zur Entwicklung der geistigen und 
körperlichen Fähigkeiten vor Beginn der Schulpflicht.

(3) Ist eine von Versicherten angestrebte höherwertige Tätigkeit nach ihrer Leistungsfähigkeit 
und unter Berücksichtigung ihrer Eignung, Neigung und bisherigen Tätigkeit nicht ange
messen, kann eine Maßnahme zur Teilhabe am Arbeitsleben bis zur Höhe des Aufwandes 
gefördert werden, der bei einer angemessenen Maßnahme entstehen würde.

(4) Während einer auf Grund eines Gesetzes angeordneten Freiheitsentziehung werden 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erbracht, soweit Belange des Vollzugs nicht 
entgegenstehen.

Vierter Unterabschnitt 
Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft und 
ergänzende Leistungen

§ 39 Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft und ergänzende Leistungen

(1) Neben den in § 44 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 und Abs. 2 sowie in den §§ 53 und 54 des Neunten 
Buches genannten Leistungen umfassen die Leistungen zur Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft und die ergänzenden Leistungen 

1.	 Kraftfahrzeughilfe,

2.	 sonstige Leistungen zur Erreichung und zur Sicherstellung des Erfolges der Leistungen 
zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe.

(2) Zum Ausgleich besonderer Härten kann den Versicherten oder deren Angehörigen eine 
besondere Unterstützung gewährt werden.
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§ 40 Kraftfahrzeughilfe

(1) Kraftfahrzeughilfe wird erbracht, wenn die Versicherten infolge Art oder Schwere des 
Gesundheitsschadens nicht nur vorübergehend auf die Benutzung eines Kraftfahrzeugs 
angewiesen sind, um die Teilhabe am Arbeitsleben oder am Leben in der Gemeinschaft zu 
ermöglichen.

(2) Die Kraftfahrzeughilfe umfasst Leistungen zur Beschaffung eines Kraftfahrzeugs, für eine 
behinderungsbedingte Zusatzausstattung und zur Erlangung einer Fahrerlaubnis.

(3) Für die Kraftfahrzeughilfe gilt die Verordnung über Kraftfahrzeughilfe zur beruflichen 
Rehabilitation vom 28. September 1987 (BGBl. I S. 2251), geändert durch Verordnung vom 
30. September 1991 (BGBl. I S. 1950), in der jeweils geltenden Fassung. Diese Verordnung ist 
bei der Kraftfahrzeughilfe zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft entsprechend 
anzuwenden.

(4) Der Unfallversicherungsträger kann im Einzelfall zur Vermeidung einer wirtschaftlichen 
Notlage auch einen Zuschuss zahlen, der über demjenigen liegt, der in den §§ 6 und 8 der 
Verordnung nach Absatz 3 vorgesehen ist.

(5) Das Nähere regeln die Verbände der Unfallversicherungsträger durch gemeinsame 
Richtlinien.

§ 41 Wohnungshilfe

(1) Wohnungshilfe wird erbracht, wenn infolge Art oder Schwere des Gesundheitsschadens 
nicht nur vorübergehend die behindertengerechte Anpassung vorhandenen oder die 
Bereitstellung behindertengerechten Wohnraums erforderlich ist.

(2) Wohnungshilfe wird ferner erbracht, wenn sie zur Sicherung der beruflichen Ein
gliederung erforderlich ist.

(3) Die Wohnungshilfe umfasst auch Umzugskosten sowie Kosten für die Bereitstellung von 
Wohnraum für eine Pflegekraft.

(4) Das Nähere regeln die Verbände der Unfallversicherungsträger durch gemeinsame 
Richtlinien.

§ 42 Haushaltshilfe und Kinderbetreuungskosten

Haushaltshilfe und Leistungen zur Kinderbetreuung nach § 54 Abs. 1 bis 3 des Neunten 
Buches werden auch bei Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft erbracht.

§ 43 Reisekosten

(1) Die im Zusammenhang mit der Ausführung von Leistungen zur medizinischen Rehabili-
tation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben erforderlichen Reisekosten werden nach §53 des 
Neunten Buches übernommen. Im Übrigen werden Reisekosten zur Ausführung der 
Heil-behandlung nach den Absätzen 2 bis 5 übernommen.
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(2) Zu den Reisekosten gehören

1.	 Fahr- und Transportkosten,

2.	 Verpflegungs- und Übernachtungskosten,

3.	 Kosten des Gepäcktransports,

4.	 Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung

für die Versicherten und für eine wegen des Gesundheitsschadens erforderliche Begleit
person.

(3) Reisekosten werden im Regelfall für zwei Familienheimfahrten im Monat oder anstelle 
von Familienheimfahrten für zwei Fahrten eines Angehörigen zum Aufenthaltsort des 
Versicherten übernommen.

(4) Entgangener Arbeitsverdienst einer Begleitperson wird ersetzt, wenn der Ersatz in einem 
angemessenen Verhältnis zu den sonst für eine Pflegekraft entstehenden Kosten steht.

(5) Das Nähere regeln die Verbände der Unfallversicherungsträger durch gemeinsame 
Richtlinien.

Fünfter Unterabschnitt 
Leistungen bei Pflegebedürftigkeit

§ 44 Pflege

(1) Solange Versicherte infolge des Versicherungsfalls so hilflos sind, dass sie für die gewöhn
lichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des Täglichen Lebens in 
erheblichem Umfang der Hilfe bedürfen, wird Pflegegeld gezahlt, eine Pflegekraft gestellt 
oder Heimpflege gewährt.

(2) Das Pflegegeld ist unter Berücksichtigung der Art oder Schwere des Gesundheitsschadens 
sowie des Umfangs der erforderlichen Hilfe auf einen Monatsbetrag zwischen 300 Euro und 
1.199 Euro (Beträge am 1. Juli 2008) festzusetzen. Diese Beträge werden jeweils zum gleichen 
Zeitpunkt, zu dem die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung angepasst werden, 
entsprechend dem Faktor angepasst, der für die Anpassung der vom Jahresarbeitsverdienst 
abhängigen Geldleistungen maßgebend ist. Übersteigen die Aufwendungen für eine 
Pflegekraft das Pflegegeld, kann es angemessen erhöht werden.

(3) Während einer stationären Behandlung oder der Unterbringung der Versicherten in einer 
Einrichtung der Teilhabe am Arbeitsleben oder einer Werkstatt für behinderte Menschen wird 
das Pflegegeld bis zum Ende des ersten auf die Aufnahme folgenden Kalendermonats 
weitergezahlt und mit dem ersten Tag des Entlassungsmonats wieder aufgenommen. Das 
Pflegegeld kann in den Fällen des Satzes 1 ganz oder teilweise weitergezahlt werden, wenn das 
Ruhen eine weitere Versorgung der Versicherten gefährden würde.
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(4) Mit der Anpassung der Renten wird das Pflegegeld entsprechend dem Faktor angepasst, 
der für die Anpassung der vom Jahresarbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen maßgeblich 
ist.

(5) Auf Antrag der Versicherten kann statt des Pflegegeldes eine Pflegekraft gestellt 
(Hauspflege) oder die erforderliche Hilfe mit Unterkunft und Verpflegung in einer geeigneten 
Einrichtung (Heimpflege) erbracht werden. Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(6) Die Bundesregierung setzt mit Zustimmung des Bundesrates die neuen Mindest- und 
Höchstbeträge nach Abs. 2 und den Anpassungsfaktor nach Abs. 4 in der Rechtsverordnung 
über die Bestimmung des für die Rentenanpassung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
maßgebenden aktuellen Rentenwertes fest.

Sechster Unterabschnitt 
Geldleistungen während der Heilbehandlung und der Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben

§ 45 Voraussetzungen für das Verletztengeld

(1) Verletztengeld wird erbracht, wenn Versicherte

1.	 infolge des Versicherungsfalls arbeitsunfähig sind oder wegen einer Maßnahme der 
Heilbehandlung eine ganztägige Erwerbstätigkeit nicht ausüben können und

2.	 unmittelbar vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit oder der Heilbehandlung Anspruch auf 
Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen, Krankengeld, Verletztengeld, Versorgungskranken-
geld, Übergangsgeld, Unterhaltsgeld, Kurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld, nicht nur 
darlehensweise gewährtes Arbeitslosengeld II oder nicht nur Leistungen für Erstaus
stattungen für Bekleidung bei Schwangerschaft und Geburt nach dem Zweiten Buch oder 
Mutterschaftsgeld hatten.

(2) Verletztengeld wird auch erbracht, wenn

1.	 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erforderlich sind,

2.	 diese Maßnahmen sich aus Gründen, die die Versicherten nicht zu vertreten haben, nicht 
unmittelbar an die Heilbehandlung anschließen,

3.	 die Versicherten ihre bisherige berufliche Tätigkeit nicht wieder aufnehmen können oder 
ihnen eine andere zumutbare Tätigkeit nicht vermittelt werden kann oder sie diese aus 
wichtigem Grund nicht ausüben können und

4.	 die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllt sind.

Das Verletztengeld wird bis zum Beginn der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
erbracht. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Zeit bis zum Beginn und während der 
Durchführung einer Maßnahme der Berufsfindung und Arbeitserprobung.
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(3) Werden in einer Einrichtung Maßnahmen der Heilbehandlung und gleichzeitig Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben für Versicherte erbracht, erhalten Versicherte Verletzten-
geld, wenn sie arbeitsunfähig sind oder wegen der Maßnahmen eine ganztägige Erwerbstätig-
keit nicht ausüben können und die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllt sind.

(4) Im Fall der Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege eines durch einen Versicherungsfall 
verletzten Kindes gilt § 45 des Fünften Buches entsprechend mit der Maßgabe, dass

1.	 das Verletztengeld 100 Prozent des ausgefallenen Nettoarbeitsentgelts beträgt und

2.	 das Arbeitsentgelt bis zu einem Betrag in Höhe des 450. Teils des Höchstjahresarbeits
verdienstes zu berücksichtigen ist.

Erfolgt die Berechnung des Verletztengeldes aus Arbeitseinkommen, beträgt dies 80 Prozent 
des erzielten regelmäßigen Arbeitseinkommens bis zu einem Betrag in Höhe des 450. Teils des 
Höchstjahresarbeitsverdienstes.

§ 46 Beginn und Ende des Verletztengeldes

(1) Verletztengeld wird von dem Tag an gezahlt, ab dem die Arbeitsunfähigkeit ärztlich 
festgestellt wird, oder mit dem Tag des Beginns einer Heilbehandlungsmaßnahme, die den 
Versicherten an der Ausübung einer ganztägigen Erwerbstätigkeit hindert.

(2) Die Satzung kann bestimmen,  dass für Unternehmer, ihre Ehegatten oder ihre Le-
benspartner und für den Unternehmern nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Gleichgestellte Verletztengeld 
längstens für die Dauer der ersten 13 Wochen nach dem sich aus Absatz 1 ergebenden 
Zeitpunkt ganz oder teilweise nicht gezahlt wird. Satz 1 gilt nicht für Versicherte, die bei einer 
Krankenkasse mit Anspruch auf Krankengeld versichert sind.

(3) Das Verletztengeld endet

1.	 mit dem letzten Tag der Arbeitsunfähigkeit oder der Hinderung an einer ganztägigen 
Erwerbstätigkeit durch eine Heilbehandlungsmaßnahme,

2.	 mit dem Tag, der dem Tag vorausgeht, an dem ein Anspruch auf Übergangsgeld entsteht.

Wenn mit dem Wiedereintritt der Arbeitsfähigkeit nicht zu rechnen ist und Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben nicht zu erbringen sind, endet das Verletztengeld

1.	 mit dem Tag, an dem die Heilbehandlung soweit abgeschlossen ist,  dass die Versicherten 
eine zumutbare, zur Verfügung stehende Berufs- oder Erwerbstätigkeit aufnehmen 
können,

2.	 mit Beginn der in § 50 Abs. 1 Satz 1 des Fünften Buches genannten Leistungen, es sei 
denn,  dass diese Leistungen mit dem Versicherungsfall im Zusammenhang stehen,

3.	 im übrigen mit Ablauf der 78. Woche, gerechnet vom Tag des Beginns der Arbeitsunfähig-
keit an, jedoch nicht vor dem Ende der stationären Behandlung.
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§ 47 Höhe des Verletztengeldes

(1) Versicherte, die Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen erzielt haben, erhalten Verletzten-
geld entsprechend § 47 Abs. 1 und 2 des Fünften Buches mit der Maßgabe, dass

1.	 das Regelentgelt aus dem Gesamtbetrag des regelmäßigen Arbeitsentgelts und des 
Arbeitseinkommens zu berechnen und bis zu einem Betrag in Höhe des 360. Teils des 
Höchstjahresarbeitsverdienstes zu berücksichtigen ist,

2.	 das Verletztengeld 80 vom Hundert des Regelentgelts beträgt und das bei Anwendung des 
§ 47 Abs. 1 und 2 des Fünften Buches berechnete Nettoarbeitsentgelt nicht übersteigt.

Arbeitseinkommen ist bei der Ermittlung des Regelentgelts mit dem 360. Teil des im 
Kalenderjahr vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit oder der Maßnahmen der Heilbehandlung 
erzielten Arbeitseinkommens zugrunde zu legen. Die Satzung hat bei nicht kontinuierlicher 
Arbeitsverrichtung und -vergütung abweichende Bestimmungen zur Zahlung und Berech-
nung des Verletztengeldes vorzusehen, die sicherstellen,  dass das Verletztengeld seine 
Entgeltersatzfunktion erfüllt.

(1a) Für Ansprüche auf Verletztengeld, die vor dem 1. Januar 2001 entstanden sind, ist § 47 
Abs. 1 und 2 des Fünften Buches in der vor dem 22. Juni 2000 jeweils geltenden Fassung für 
Zeiten nach dem 31. Dezember 1996 mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass sich 
das Regelentgelt um zehn vom Hundert, höchstens aber bis zu einem Betrag in Höhe des 
360. Teils des Höchstjahresarbeitsverdienstes erhöht. Das regelmäßige Nettoarbeitsentgelt ist 
um denselben Vomhundertsatz zu erhöhen. Satz 1 und 2 gilt für Ansprüche, über die vor dem 
22. Juni 2000 bereits unanfechtbar entschieden war, nur für Zeiten vom 22. Juni 2000 an bis 
zum Ende der Leistungsdauer. Entscheidungen über die Ansprüche, die vor dem 22. Juni 2000 
unanfechtbar geworden sind, sind nicht nach § 44 Abs. 1 des Zehnten Buches zurückzu
nehmen.

(2) Versicherte, die Arbeitslosengeld, Unterhaltsgeld oder Kurzarbeitergeld bezogen haben, 
erhalten Verletztengeld in Höhe des Krankengeldes nach § 47b des Fünften Buches. Ver
sicherte, die nicht nur darlehensweise gewährtes Arbeitslosengeld II oder nicht nur 
Leistungen für Erstausstattungen für Bekleidung bei Schwangerschaft und Geburt nach dem 
Zweiten Buch bezogen haben, erhalten Verletztengeld in Höhe des Betrages des Arbeits
losengeldes II.

(3) Versicherte, die als Entwicklungshelfer Unterhaltsleistungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 des 
Entwicklungshelfer-Gesetzes bezogen haben, erhalten Verletztengeld in Höhe dieses Betrages.

(4) Bei Versicherten, die unmittelbar vor dem Versicherungsfall Krankengeld, Pflegeunter
stützungsgeld, Verletztengeld, Versorgungskrankengeld oder Übergangsgeld bezogen haben, 
wird bei der Berechnung des Verletztengeldes von dem bisher zugrunde gelegten Regelentgelt 
ausgegangen.

(5) Abweichend von Absatz 1 erhalten Versicherte, die den Versicherungsfall infolge einer 
Tätigkeit als Unternehmer, mitarbeitende Ehegatten oder Lebenspartner oder den Unter
nehmern nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Gleichgestellte erlitten haben, Verletztengeld je Kalendertag in 
Höhe des 450. Teils des Jahresarbeitsverdienstes. Ist das Verletztengeld für einen ganzen 
Kalendermonat zu zahlen, ist dieser mit 30 Tagen anzusetzen.
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(6) Hat sich der Versicherungsfall während einer aufgrund eines Gesetzes angeordneten 
Freiheitsentziehung ereignet, gilt für die Berechnung des Verletztengeldes Absatz 1 ent
sprechend; nach der Entlassung erhalten die Versicherten Verletztengeld je Kalendertag in 
Höhe des 450. Teils des Jahresarbeitsverdienstes, wenn dies für die Versicherten günstiger ist.

(7) (weggefallen)

(8) Die Regelung des § 90 Abs. 1 und 3 über die Neufestsetzung des Jahresarbeitsverdienstes 
nach voraussichtlicher Beendigung einer Schul- oder Berufsausbildung oder nach tariflichen 
Berufs- oder Altersstufen gilt für das Verletztengeld entsprechend.

§ 48 Verletztengeld bei Wiedererkrankung

Im Fall der Wiedererkrankung an den Folgen des Versicherungsfalls gelten die §§ 45 bis 47 mit 
der Maßgabe entsprechend,  dass anstelle des Zeitpunkts der ersten Arbeitsunfähigkeit auf 
den der Wiedererkrankung abgestellt wird.

§ 49 Übergangsgeld

Übergangsgeld wird erbracht, wenn Versicherte infolge des Versicherungsfalls Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben erhalten.

§ 50 Höhe und Berechnung des Übergangsgeldes

Höhe und Berechnung des Übergangsgeldes bestimmen sich nach den §§ 46 bis 51 des 
Neunten Buches, soweit dieses Buch nichts Abweichendes bestimmt; im Übrigen gelten die 
Vorschriften für das Verletztengeld entsprechend.

§ 52 Anrechnung von Einkommen auf Verletzten- und Übergangsgeld

Auf das Verletzten- und Übergangsgeld werden von dem gleichzeitig erzielten Einkommen 
angerechnet

1.	 beitragspflichtiges Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen, das bei Arbeitnehmern um die 
gesetzlichen Abzüge und bei sonstigen Versicherten um 20 vom Hundert vermindert ist; 
dies gilt nicht für einmalig gezahltes Arbeitsentgelt,

2.	 Mutterschaftsgeld, Versorgungskrankengeld, Unterhaltsgeld, Kurzarbeitergeld, Arbeits
losengeld, nicht nur darlehensweise gewährtes Arbeitslosengeld II; dies gilt auch, wenn  
Ansprüche auf Leistungen nach dem Dritten Buch wegen einer Sperrzeit ruhen oder das 
Arbeitslosengeld II nach § 31 des Zweiten Buches abgesenkt worden ist.
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Zweiter Abschnitt 
Renten, Beihilfen, Abfindungen

Erster Unterabschnitt 
Renten an Versicherte

§ 56 Voraussetzungen und Höhe des Rentenanspruchs

(1) Versicherte, deren Erwerbsfähigkeit infolge eines Versicherungsfalls über die 26. Woche 
nach dem Versicherungsfall hinaus um wenigstens 20 vom Hundert gemindert ist, haben 
Anspruch auf eine Rente. Ist die Erwerbsfähigkeit infolge mehrerer Versicherungsfälle 
gemindert und erreichen die Vomhundertsätze zusammen wenigstens die Zahl 20, besteht für 
jeden, auch für einen früheren Versicherungsfall, Anspruch auf Rente. Die Folgen eines 
Versicherungsfalls sind nur zu berücksichtigen, wenn sie die Erwerbsfähigkeit um wenigstens 
10 vom Hundert mindern. Den Versicherungsfällen stehen gleich Unfälle oder Ent
schädigungsfälle nach den Beamtengesetzen, dem Bundesversorgungsgesetz, dem 
Soldatenversorgungsgesetz, dem Gesetz über den zivilen Ersatzdienst, dem Gesetz über die 
Abgeltung von Besatzungsschäden, dem Häftlingshilfegesetz und den entsprechenden 
Gesetzen, die Entschädigung für Unfälle oder Beschädigungen gewähren.

(2) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit richtet sich nach dem Umfang der sich aus der 
Beeinträchtigung des körperlichen und geistigen Leistungsvermögens ergebenden ver
minderten Arbeitsmöglichkeiten auf dem gesamten Gebiet des Erwerbslebens. Bei jugend
lichen Versicherten wird die Minderung der Erwerbsfähigkeit nach den Auswirkungen 
bemessen, die sich bei Erwachsenen mit gleichem Gesundheitsschaden ergeben würden. Bei 
der Bemessung der Minderung der Erwerbsfähigkeit werden Nachteile berücksichtigt, die die 
Versicherten dadurch erleiden, daß sie bestimmte von ihnen erworbene besondere berufliche 
Kenntnisse und Erfahrungen infolge des Versicherungsfalls nicht mehr oder nur noch in 
vermindertem Umfang nutzen können, soweit solche Nachteile nicht durch sonstige 
Fähigkeiten, deren Nutzung ihnen zugemutet werden kann, ausgeglichen werden.

(3) Bei Verlust der Erwerbsfähigkeit wird Vollrente geleistet; sie beträgt zwei Drittel des 
Jahresarbeitsverdienstes. Bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit wird Teilrente geleistet; 
sie wird in der Höhe des Vomhundertsatzes der Vollrente festgesetzt, der dem Grad der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit entspricht.
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Zweiter Unterabschnitt 
Erstmalige Festsetzung

§ 82 Regelberechnung

(1) Der Jahresarbeitsverdienst ist der Gesamtbetrag der Arbeitsentgelte (§ 14 des Vierten 
Buches) und Arbeitseinkommen (§ 15 des Vierten Buches) des Versicherten in den zwölf 
Kalendermonaten vor dem Monat, in dem der Versicherungsfall eingetreten ist. Zum 
Arbeitsentgelt nach Satz 1 gehört auch das Arbeitsentgelt, auf das ein nach den zwölf 
Kalendermonaten abgeschlossener Tarifvertrag dem Versicherten rückwirkend einen 
Anspruch einräumt.

(2) Für Zeiten, in denen der Versicherte in dem in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraum kein 
Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen bezogen hat, wird das Arbeitsentgelt oder Arbeits
einkommen zugrunde gelegt, das seinem durchschnittlichen Arbeitsentgelt oder Arbeits
einkommen in den mit Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen belegten Zeiten dieses 
Zeitraums entspricht. Erleidet jemand, der als Soldat auf Zeit, als Wehr- oder Zivildienst
leistender oder als Entwicklungshelfer, beim besonderen Einsatz des Zivilschutzes oder bei 
einem Dienst nach dem Jugendfreiwilligendienstgesetz oder dem Bundesfreiwilligendienst
gesetz tätig wird, einen Versicherungsfall, wird als Jahresarbeitsverdienst das Arbeitsentgelt 
oder Arbeitseinkommen zugrunde gelegt, das er durch eine Tätigkeit erzielt hätte, die der 
letzten Tätigkeit vor den genannten Zeiten entspricht, wenn es für ihn günstiger ist. Ereignet 
sich der Versicherungsfall innerhalb eines Jahres seit Beendigung einer Berufsausbildung, 
bleibt das während der Berufsausbildung erzielte Arbeitsentgelt außer Betracht, wenn es für 
den Versicherten günstiger ist.

(3) Arbeitsentgelt und Ausbildungsbeihilfe nach den §§ 43 und 44 des Strafvollzugsgesetzes 
gelten nicht als Arbeitsentgelt im Sinne der Absätze 1 und 2.

(4) Erleidet jemand, dem sonst Unfallfürsorge nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen gewährleistet ist, einen Versicherungsfall, für den ihm Unfallfürsorge nicht 
zusteht, gilt als Jahresarbeitsverdienst der Jahresbetrag der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge, 
die der Berechnung eines Unfallruhegehalts zugrunde zu legen wären. Für Berufssoldaten gilt 
dies entsprechend.

§ 97 Leistungen ins Ausland

Berechtigte, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben, erhalten nach diesem 
Buch

1.	 Geldleistungen,

2.	 für alle sonstigen zu erbringenden Leistungen eine angemessene Erstattung entstandener 
Kosten einschließlich der Kosten für eine Pflegekraft oder für Heimpflege.
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Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 
– Kinder- und Jugendhilfe –

Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990 (BGBl. I S. 3546) 
zuletzt geändert durch Artikel 12 Absatz 23 des Gesetzes vom 6. Juli 2009 (BGBl. I S. 1163) 
Stand: Neugefasst durch Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022); 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.10.2015 (BGBl. I S. 1802)

§ 22a Förderung in Tageseinrichtungen

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Qualität der Förderung in ihren 
Einrichtungen durch geeignete Maßnahmen sicherstellen und weiterentwickeln. Dazu 
gehören die Entwicklung und der Einsatz einer pädagogischen Konzeption als Grundlage für 
die Erfüllung des Förderungsauftrags sowie der Einsatz von Instrumenten und Verfahren zur 
Evaluation der Arbeit in den Einrichtungen.

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass die Fachkräfte in ihren 
Einrichtungen zusammenarbeiten

1.	 mit den Erziehungsberechtigten und Tagespflegepersonen zum Wohl der Kinder und zur 
Sicherung der Kontinuität des Erziehungsprozesses,

2.	 mit anderen kinder- und familienbezogenen Institutionen und Initiativen im Gemein
wesen, insbesondere solchen der Familienbildung und -beratung,

3.	 mit den Schulen, um den Kindern einen guten Übergang in die Schule zu sichern und um 
die Arbeit mit Schulkindern in Horten und altersgemischten Gruppen zu unterstützen.

Die Erziehungsberechtigten sind an den Entscheidungen in wesentlichen Angelegenheiten 
der Erziehung, Bildung und Betreuung zu beteiligen.

(3) Das Angebot soll sich pädagogisch und organisatorisch an den Bedürfnissen der Kinder 
und ihrer Familien orientieren. Werden Einrichtungen in den Ferienzeiten geschlossen, so 
hat der Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die Kinder, die nicht von den Erziehungs
berechtigten betreut werden können, eine anderweitige Betreuungsmöglichkeit sicherzu
stellen.

(4) Kinder mit und ohne Behinderung sollen, sofern der Hilfebedarf dies zulässt, in Gruppen 
gemeinsam gefördert werden. Zu diesem Zweck sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
mit den Trägern der Sozialhilfe bei der Planung, konzeptionellen Ausgestaltung und Finan
zierung des Angebots zusammenarbeiten.

(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Realisierung des Förderungsauftrages 
nach Maßgabe der Absätze 1 bis 4 in den Einrichtungen anderer Träger durch geeignete 
Maßnahmen sicherstellen.

§ 35a Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche

(1) Kinder oder Jugendliche haben Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn

1.	 ihre seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem 
für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht, und
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2.	 daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine solche 
Beeinträchtigung zu erwarten ist.

Von einer seelischen Behinderung bedroht im Sinne dieses Buches sind Kinder oder Jugend-
liche, bei denen eine Beeinträchtigung ihrer Teilhabe am Leben in der Gesellschaft nach 
fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. § 27 Abs. 4 gilt ent
sprechend.

(1a) Hinsichtlich der Abweichung der seelischen Gesundheit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 hat der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Stellungnahme

1.	 eines Arztes für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie,

2.	 eines Kinder- und Jugendpsychotherapeuten oder

3.	 eines Arztes oder eines psychologischen Psychotherapeuten, der über besondere 
Erfahrungen auf dem Gebiet seelischer Störungen bei Kindern und Jugendlichen verfügt,

einzuholen. Die Stellungnahme ist auf der Grundlage der Internationalen Klassifikation der 
Krankheiten in der vom Deutschen Institut für medizinische Dokumentation und Infor
mation herausgegebenen deutschen Fassung zu erstellen. Dabei ist auch darzulegen, ob die 
Abweichung Krankheitswert hat oder auf einer Krankheit beruht. Die Hilfe soll nicht von der 
Person oder dem Dienst oder der Einrichtung, der die Person angehört, die die Stellung
nahme abgibt, erbracht werden.

(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Einzelfall

1.	 in ambulanter Form,

2.	 in Tageseinrichtungen für Kinder oder in anderen teilstationären Einrichtungen,

3.	 durch geeignete Pflegepersonen und

4.	 in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnformen geleistet.

(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestimmung des Personenkreises sowie die Art der 
Leistungen richten sich nach § 53 Abs. 3 und 4 Satz 1, den §§ 54, 56 und 57 des Zwölften 
Buches, soweit diese Bestimmungen auch auf seelisch behinderte oder von einer solchen 
Behinderung bedrohte Personen Anwendung finden.

(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu leisten, so sollen Einrichtungen, Dienste und 
Personen in Anspruch genommen werden, die geeignet sind, sowohl die Aufgaben der 
Eingliederungshilfe zu erfüllen als auch den erzieherischen Bedarf zu decken. Sind heil
pädagogische Maßnahmen für Kinder, die noch nicht im schulpflichtigen Alter sind, in 
Tageseinrichtungen für Kinder zu gewähren und lässt der Hilfebedarf es zu, so sollen 
Einrichtungen in Anspruch genommen werden, in denen behinderte und nicht behinderte 
Kinder gemeinsam betreut werden.
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§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan

(1) Der Personensorgeberechtigte und das Kind oder der Jugendliche sind vor der Ent
scheidung über die Inanspruchnahme einer Hilfe und vor einer notwendigen Änderung von 
Art und Umfang der Hilfe zu beraten und auf die möglichen Folgen für die Entwicklung des 
Kindes oder des Jugendlichen hinzuweisen. Vor und während einer langfristig zu leistenden 
Hilfe außerhalb der eigenen Familie ist zu prüfen, ob die Annahme als Kind in Betracht 
kommt. Ist Hilfe außerhalb der eigenen Familie erforderlich, so sind die in Satz 1 genannten 
Personen bei der Auswahl der Einrichtung oder der Pflegestelle zu beteiligen. Der Wahl und 
den Wünschen ist zu entsprechen, sofern sie nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten 
verbunden sind. Wünschen die in Satz 1 genannten Personen die Erbringung einer in § 78a 
genannten Leistung in einer Einrichtung, mit deren Träger keine Vereinbarungen nach § 78b 
bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen werden, wenn die Erbringung der Leistung in 
dieser Einrichtung nach Maßgabe des Hilfeplans nach Absatz 2 geboten ist.

(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraussichtlich 
für längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte getroffen werden. Als 
Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zusammen mit dem Personensorge-
berechtigten und dem Kind oder dem Jugendlichen einen Hilfeplan aufstellen, der Fest
stellungen über den Bedarf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die notwendigen 
Leistungen enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die gewählte Hilfeart weiterhin geeignet 
und notwendig ist. Werden bei der Durchführung der Hilfe andere Personen, Dienste oder 
Einrichtungen tätig, so sind sie oder deren Mitarbeiter an der Aufstellung des Hilfeplans und 
seiner Überprüfung zu beteiligen. Erscheinen Maßnahmen der beruflichen Eingliederung 
erforderlich, so sollen auch die für die Eingliederung zuständigen Stellen beteiligt werden.

(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, so soll bei der Aufstellung und Änderung des 
Hilfeplans sowie bei der Durchführung der Hilfe die Person, die eine Stellungnahme nach 
§ 35a Abs. 1a abgegeben hat, beteiligt werden.

(4) Vor einer Entscheidung über die Gewährung einer Hilfe, die ganz oder teilweise im 
Ausland erbracht wird, soll zur Feststellung einer seelischen Störung mit Krankheitswert die 
Stellungnahme einer in § 35a Abs. 1a Satz 1 genannten Person eingeholt werden.
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Teil 1	  
Regelungen für behinderte und von Behinderung bedrohte Menschen

Kapitel 1	  
Allgemeine Regelungen

§ 1 Selbstbestimmung und Teilhabe am Leben in der Gesellschaft

Behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen erhalten Leistungen nach diesem 
Buch und den für die Rehabilitationsträger geltenden Leistungsgesetzen, um ihre Selbst-
bestimmung und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern, 
Benachteiligungen zu vermeiden oder ihnen entgegenzuwirken. Dabei wird den besonderen 
Bedürfnissen behinderter und von Behinderung bedrohter Frauen und Kinder Rechnung 
getragen.

§ 2 Behinderung

(1) Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder 
seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das 
Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft beeinträchtigt ist. Sie sind von Behinderung bedroht, wenn die Beeinträchtigung zu 
erwarten ist.

(2) Menschen sind im Sinne des Teils 2 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der 
Behinderung von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 73 rechtmäßig im 
Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben.

(3) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen behinderte Menschen mit 
einem Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30, bei denen die übrigen 
Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die 
Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 73 nicht erlangen oder nicht 
behalten können (gleichgestellte behinderte Menschen).

§ 3 Vorrang von Prävention

Die Rehabilitationsträger wirken darauf hin, dass der Eintritt einer Behinderung einschließ-
lich einer chronischen Krankheit vermieden wird.
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§ 4 Leistungen zur Teilhabe

(1) Die Leistungen zur Teilhabe umfassen die notwendigen Sozialleistungen, um unabhängig 
von der Ursache der Behinderung

1.	 die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, ihre Verschlimmerung zu 
verhüten oder ihre Folgen zu mildern,

2.	 Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu 
überwinden, zu mindern oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie den vorzeitigen 
Bezug anderer Sozialleistungen zu vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern, 

3.	 die Teilhabe am Arbeitsleben entsprechend den Neigungen und Fähigkeiten dauerhaft zu 
sichern oder

4.	 die persönliche Entwicklung ganzheitlich zu fördern und die Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft sowie eine möglichst selbständige und selbstbestimmte Lebensführung zu 
ermöglichen oder zu erleichtern.

(2) Die Leistungen zur Teilhabe werden zur Erreichung der in Absatz 1 genannten Ziele nach 
Maßgabe dieses Buches und der für die zuständigen Leistungsträger geltenden besonderen 
Vorschriften neben anderen Sozialleistungen erbracht. Die Leistungsträger erbringen die 
Leistungen im Rahmen der für sie geltenden Rechtsvorschriften nach Lage des Einzelfalls so 
vollständig, umfassend und in gleicher Qualität, dass Leistungen eines anderen Trägers 
möglichst nicht erforderlich werden.

(3) Leistungen für behinderte oder von Behinderung bedrohte Kinder werden so geplant und 
gestaltet, dass nach Möglichkeit Kinder nicht von ihrem sozialen Umfeld getrennt und 
gemeinsam mit nicht behinderten Kindern betreut werden können. Dabei werden behinderte 
Kinder alters - und entwicklungsentsprechend an der Planung und Ausgestaltung der 
einzelnen Hilfen beteiligt und ihre Sorgeberechtigten intensiv in Planung und Gestaltung der 
Hilfen einbezogen.

§ 5 Leistungsgruppen

Zur Teilhabe werden erbracht

1.	 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation,

2.	 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben,

3.	 unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen,

4.	 Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft.
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§ 6 Rehabilitationsträger

(1) Träger der Leistungen zur Teilhabe (Rehabilitationsträger) können sein

1.	 die gesetzlichen Krankenkassen für Leistungen nach § 5 Nr. 1 und 3,

2.	 die Bundesagentur für Arbeit für Leistungen nach § 5 Nr. 2 und 3,

3.	 die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung für Leistungen nach § 5 Nr. 1 bis 4,

4.	 die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung für Leistungen nach § 5 Nr. 1 bis 3, die 
Träger der Alterssicherung der Landwirte für Leistungen nach § 5 Nr. 1 und 3,

5.	 die Träger der Kriegsopferversorgung und die Träger der Kriegsopferfürsorge im Rahmen 
des Rechts der sozialen Entschädigung bei Gesundheitsschäden für Leistungen nach § 5 
Nr. 1 bis 4,

6.	 die Träger der öffentlichen Jugendhilfe für Leistungen nach § 5 Nr. 1, 2 und 4,

7.	 die Träger der Sozialhilfe für Leistungen nach § 5 Nr. 1, 2 und 4.

(2) Die Rehabilitationsträger nehmen ihre Aufgaben selbständig und eigenverantwortlich 
wahr.

§ 6a Rehabilitationsträger für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach dem Zweiten Buch

Die Bundesagentur für Arbeit ist auch Rehabilitationsträger für die Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben für behinderte erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten 
Buches, sofern nicht ein anderer Rehabilitationsträger zuständig ist. Die Zuständigkeit der 
gemeinsamen Einrichtung oder des zugelassenen kommunalen Trägers für die Leistungen 
zur beruflichen Teilhabe behinderter Menschen nach § 16 Abs. 1 des Zweiten Buches bleibt 
unberührt. Die Bundesagentur für Arbeit unterrichtet die zuständige gemeinsame Einrich-
tung oder den zugelassenen kommunalen Träger und den Leistungsberechtigten schriftlich 
über den festgestellten Rehabilitationsbedarf und ihren Eingliederungsvorschlag. Die 
gemeinsame Einrichtung oder der zuständige kommunale Träger entscheidet unter Berück-
sichtigung des Eingliederungsvorschlages innerhalb von drei Wochen über die Leistungen zur 
beruflichen Teilhabe.

§ 7 Vorbehalt abweichender Regelungen

Die Vorschriften dieses Buches gelten für die Leistungen zur Teilhabe, soweit sich aus den für 
den jeweiligen Rehabilitationsträger geltenden Leistungsgesetzen nichts Abweichendes 
ergibt. Die Zuständigkeit und die Voraussetzungen für die Leistungen zur Teilhabe richten 
sich nach den für den jeweiligen Rehabilitationsträger geltenden Leistungsgesetzen.
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§ 8 Vorrang von Leistungen zur Teilhabe

(1) Werden bei einem Rehabilitationsträger Sozialleistungen wegen oder unter Berück
sichtigung einer Behinderung oder einer drohenden Behinderung beantragt oder erbracht, 
prüft dieser unabhängig von der Entscheidung über diese Leistungen, ob Leistungen zur 
Teilhabe voraussichtlich erfolgreich sind. 

(2) Leistungen zur Teilhabe haben Vorrang vor Rentenleistungen, die bei erfolgreichen 
Leistungen zur Teilhabe nicht oder voraussichtlich erst zu einem späteren Zeitpunkt zu 
erbringen wären. Dies gilt während des Bezuges einer Rente entsprechend.

(3) Absatz 1 ist auch anzuwenden, um durch Leistungen zur Teilhabe Pflegebedürftigkeit zu 
vermeiden, zu überwinden, zu mindern oder eine Verschlimmerung zu verhüten.

§ 9 Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten

(1) Bei der Entscheidung über die Leistungen und bei der Ausführung der Leistungen zur 
Teilhabe wird berechtigten Wünschen der Leistungsberechtigten entsprochen. Dabei wird 
auch auf die persönliche Lebenssituation, das Alter, das Geschlecht, die Familie sowie die 
religiösen und weltanschaulichen Bedürfnisse der Leistungsberechtigten Rücksicht 
genommen; im Übrigen gilt § 33 des Ersten Buches. Den besonderen Bedürfnissen behin
derter Mütter und Väter bei der Erfüllung ihres Erziehungsauftrages sowie den besonderen 
Bedürfnissen behinderter Kinder wird Rechnung getragen.

(2) Sachleistungen zur Teilhabe, die nicht in Rehabilitationseinrichtungen auszuführen sind, 
können auf Antrag der Leistungsberechtigten als Geldleistungen erbracht werden, wenn die 
Leistungen hierdurch voraussichtlich bei gleicher Wirksamkeit wirtschaftlich zumindest 
gleichwertig ausgeführt werden können. Für die Beurteilung der Wirksamkeit stellen die 
Leistungsberechtigten dem Rehabilitationsträger geeignete Unterlagen zur Verfügung. Der 
Rehabilitationsträger begründet durch Bescheid, wenn er den Wünschen des Leistungs-
berechtigten nach den Absätzen 1 und 2 nicht entspricht.

(3) Leistungen, Dienste und Einrichtungen lassen den Leistungsberechtigten möglichst viel 
Raum zu eigenverantwortlicher Gestaltung ihrer Lebensumstände und fördern ihre Selbst-
bestimmung.

(4) Die Leistungen zur Teilhabe bedürfen der Zustimmung der Leistungsberechtigten.
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§ 10 Koordinierung der Leistungen

(1) Soweit Leistungen verschiedener Leistungsgruppen oder mehrerer Rehabilitationsträger 
erforderlich sind, ist der nach § 14 leistende Rehabilitationsträger dafür verantwortlich, dass 
die beteiligten Rehabilitationsträger im Benehmen miteinander und in Abstimmung mit den 
Leistungsberechtigten die nach dem individuellen Bedarf voraussichtlich erforderlichen 
Leistungen funktionsbezogen feststellen und schriftlich so zusammenstellen, dass sie nahtlos 
ineinander greifen. Die Leistungen werden entsprechend dem Verlauf der Rehabilitation 
angepasst und darauf ausgerichtet, den Leistungsberechtigten unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten des Einzelfalls die den Zielen der §§ 1 und 4 Abs. 1 entsprechende umfassende 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zügig, wirksam, wirtschaftlich und auf Dauer zu 
ermöglichen. Dabei sichern die Rehabilitationsträger durchgehend das Verfahren ent
sprechend dem jeweiligen Bedarf und gewährleisten, dass die wirksame und wirtschaftliche 
Ausführung der Leistungen nach gleichen Maßstäben und Grundsätzen erfolgt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch für die Integrationsämter in Bezug auf Leistungen und 
sonstige Hilfen für schwerbehinderte Menschen nach Teil 2.

(3) Den besonderen Bedürfnissen seelisch behinderter oder von einer solchen Behinderung 
bedrohter Menschen wird Rechnung getragen.

(4) Die datenschutzrechtlichen Regelungen dieses Gesetzbuchs bleiben unberührt. 

§ 11 Zusammenwirken der Leistungen

(1) Soweit es im Einzelfall geboten ist, prüft der zuständige Rehabilitationsträger gleichzeitig 
mit der Einleitung einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation, während ihrer Aus
führung und nach ihrem Abschluss, ob durch geeignete Leistungen zur Teilhabe am Arbeits
leben die Erwerbsfähigkeit des behinderten oder von Behinderung bedrohten Menschen 
erhalten, gebessert oder wiederhergestellt werden kann. Er beteiligt die Bundesagentur für 
Arbeit nach § 38. 

(2) Wird während einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation erkennbar, dass der 
bisherige Arbeitsplatz gefährdet ist, wird mit den Betroffenen sowie dem zuständigen 
Rehabilitationsträger unverzüglich geklärt, ob Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
erforderlich sind.

(3) Bei der Prüfung nach den Absätzen 1 und 2 wird zur Klärung eines Hilfebedarfs nach Teil 2 
auch das Integrationsamt beteiligt.

§ 12 Zusammenarbeit der Rehabilitationsträger

(1) Im Rahmen der durch Gesetz, Rechtsverordnung oder allgemeine Verwaltungsvorschrift 
getroffenen Regelungen sind die Rehabilitationsträger verantwortlich, dass

1.	 die im Einzelfall erforderlichen Leistungen zur Teilhabe nahtlos, zügig sowie nach 
Gegenstand, Umfang und Ausführung einheitlich erbracht werden,

2.	 Abgrenzungsfragen einvernehmlich geklärt werden,



SGB IX  |   § 13

340

3.	 Beratung entsprechend den in §§ 1 und 4 genannten Zielen geleistet wird,

4.	 Begutachtungen möglichst nach einheitlichen Grundsätzen durchgeführt werden sowie

5.	 Prävention entsprechend dem in § 3 genannten Ziel geleistet wird.

(2) Die Rehabilitationsträger und ihre Verbände sollen zur gemeinsamen Wahrnehmung von 
Aufgaben zur Teilhabe behinderter Menschen insbesondere regionale Arbeitsgemeinschaften 
bilden. § 88 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 des Zehnten Buches gilt entsprechend.

§ 13 Gemeinsame Empfehlungen

(1) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 vereinbaren zur Sicherung der 
Zusammenarbeit nach § 12 Abs. 1 gemeinsame Empfehlungen. 

(2) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 vereinbaren darüber hinaus gemein
same Empfehlungen,

1.	 welche Maßnahmen nach § 3 geeignet sind, um den Eintritt einer Behinderung zu 
vermeiden, sowie über die statistische Erfassung der Anzahl, des Umfangs und der 
Wirkungen dieser Maßnahmen,

2.	 in welchen Fällen und in welcher Weise rehabilitationsbedürftigen Menschen notwendige 
Leistungen zur Teilhabe angeboten werden, insbesondere um eine durch eine Chronifi
zierung von Erkrankungen bedingte Behinderung zu verhindern,

3.	 in welchen Fällen und in welcher Weise die Klärung der im Einzelfall anzustrebenden 
Ziele und des Bedarfs an Leistungen schriftlich festzuhalten ist sowie über die Ausgestal-
tung des in § 14 bestimmten Verfahrens,

4.	 in welcher Weise die Bundesagentur für Arbeit von den übrigen Rehabilitationsträgern 
nach § 38 zu beteiligen ist,

5.	 wie Leistungen zur Teilhabe zwischen verschiedenen Trägern koordiniert werden, 

6.	 in welcher Weise und in welchem Umfang Selbsthilfegruppen, -organisationen und 
-kontaktstellen, die sich die Prävention, Rehabilitation, Früherkennung und Bewältigung 
von Krankheiten und Behinderungen zum Ziel gesetzt haben, gefördert werden,

7.	 (weggefallen)

8.	 in welchen Fällen und in welcher Weise der behandelnde Hausarzt oder Facharzt und der 
Betriebs- oder Werksarzt in die Einleitung und Ausführung von Leistungen zur Teilhabe 
einzubinden sind,

9.	 zu einem Informationsaustausch mit behinderten Beschäftigten, Arbeitgebern und den in 
§ 83 genannten Vertretungen zur möglichst frühzeitigen Erkennung des individuellen 
Bedarfs voraussichtlich erforderlicher Leistungen zur Teilhabe sowie

10.	 über ihre Zusammenarbeit mit Sozialdiensten und vergleichbaren Stellen.
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(3) Bestehen für einen Rehabilitationsträger Rahmenempfehlungen auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften und soll bei den gemeinsamen Empfehlungen von diesen abgewichen werden 
oder sollen die gemeinsamen Empfehlungen Gegenstände betreffen, die nach den gesetz-
lichen Vorschriften Gegenstand solcher Rahmenempfehlungen werden sollen, stellt der 
Rehabilitationsträger das Einvernehmen mit den jeweiligen Partnern der Rahmenem
pfehlungen sicher.

(4) Die Träger der Renten-, Kranken- und Unfallversicherung können sich bei der Verein
barung der gemeinsamen Empfehlungen durch ihre Spitzenverbände vertreten lassen. 

(5) An der Vorbereitung der gemeinsamen Empfehlungen werden die Träger der Sozialhilfe 
und der öffentlichen Jugendhilfe über die Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzen
verbände, die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe, die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter sowie die Integrationsämter in Bezug auf 
Leistungen und sonstige Hilfen für schwerbehinderte Menschen nach dem Teil 2 über die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen, beteiligt. Die 
Träger der Sozialhilfe und der öffentlichen Jugendhilfe orientieren sich bei der Wahr
nehmung ihrer Aufgaben nach diesem Buch an den vereinbarten Empfehlungen oder können 
diesen beitreten.

(6) Die Verbände behinderter Menschen einschließlich der Verbände der Freien Wohlfahrts-
pflege, der Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretungen behinderter Frauen sowie die 
für die Wahrnehmung der Interessen der ambulanten und stationären Rehabilitationsein
richtungen auf Bundesebene maßgeblichen Spitzenverbände werden an der Vorbereitung der 
gemeinsamen Empfehlungen beteiligt. Ihren Anliegen wird bei der Ausgestaltung der 
Empfehlungen nach Möglichkeit Rechnung getragen. Die Empfehlungen berücksichtigen 
auch die besonderen Bedürfnisse behinderter oder von Behinderung bedrohter Frauen und 
Kinder.

(7) Die beteiligten Rehabilitationsträger vereinbaren die gemeinsamen Empfehlungen im 
Rahmen der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation im Benehmen mit dem Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales und den Ländern auf der Grundlage eines von ihnen 
innerhalb der Bundesarbeitsgemeinschaft vorbereiteten Vorschlags. Der Bundesbeauftragte 
für den Datenschutz wird beteiligt. Hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu 
einem Vorschlag aufgefordert, legt die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation den 
Vorschlag innerhalb von sechs Monaten vor. Dem Vorschlag wird gefolgt, wenn ihm berech-
tigte Interessen eines Rehabilitationsträgers nicht entgegenstehen. Einwände nach Satz 4 sind 
innerhalb von vier Wochen nach Vorlage des Vorschlags auszuräumen.

(8) Die Rehabilitationsträger teilen der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation alle 
zwei Jahre ihre Erfahrungen mit den gemeinsamen Empfehlungen mit, die Träger der 
Renten-, Kranken- und Unfallversicherung über ihre Spitzenverbände. Die Bundesarbeitsge-
meinschaft für Rehabilitation stellt dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und den 
Ländern eine Zusammenfassung zur Verfügung.

(9) Die gemeinsamen Empfehlungen können durch die regional zuständigen Rehabilitations-
träger konkretisiert werden.
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§ 14 Zuständigkeitsklärung

(1) Werden Leistungen zur Teilhabe beantragt, stellt der Rehabilitationsträger innerhalb von 
zwei Wochen nach Eingang des Antrages bei ihm fest, ob er nach dem für ihn geltenden 
Leistungsgesetz für die Leistung zuständig ist; bei den Krankenkassen umfasst die Prüfung 
auch die Leistungspflicht nach § 40 Abs. 4 des Fünften Buches. Stellt er bei der Prüfung fest, 
dass er für die Leistung nicht zuständig ist, leitet er den Antrag unverzüglich dem nach seiner 
Auffassung zuständigen Rehabilitationsträger zu. Muss für eine solche Feststellung die 
Ursache der Behinderung geklärt werden und ist diese Klärung in der Frist nach Satz 1 nicht 
möglich, wird der Antrag unverzüglich dem Rehabilitationsträger zugeleitet, der die Leistung 
ohne Rücksicht auf die Ursache erbringt. Wird der Antrag bei der Bundesagentur für Arbeit 
gestellt, werden bei der Prüfung nach den Sätzen 1 und 2 Feststellungen nach § 11 Abs. 2a 
Nr. 1 des Sechsten Buches und § 22 Abs. 2 des Dritten Buches nicht getroffen.

(2) Wird der Antrag nicht weitergeleitet, stellt der Rehabilitationsträger den Rehabilitations-
bedarf unverzüglich fest. Muss für diese Feststellung ein Gutachten nicht eingeholt werden, 
entscheidet der Rehabilitationsträger innerhalb von drei Wochen nach Antragseingang. Wird 
der Antrag weitergeleitet, gelten die Sätze 1 und 2 für den Rehabilitationsträger, an den der 
Antrag weitergeleitet worden ist, entsprechend; die in Satz 2 genannte Frist beginnt mit dem 
Eingang bei diesem Rehabilitationsträger. Ist für die Feststellung des Rehabilitationsbedarfs 
ein Gutachten erforderlich, wird die Entscheidung innerhalb von zwei Wochen nach 
Vorliegen des Gutachtens getroffen. Kann der Rehabilitationsträger, an den der Antrag 
weitergeleitet worden ist, für die beantragte Leistung nicht Rehabilitationsträger nach § 6 
Abs. 1 sein, klärt er unverzüglich mit dem nach seiner Auffassung zuständigen Rehabili
tationsträger, von wem und in welcher Weise über den Antrag innerhalb der Fristen nach den 
Sätzen 2 und 4 entschieden wird und unterrichtet hierüber den Antragsteller.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß, wenn der Rehabilitationsträger Leistungen von 
Amts wegen erbringt. Dabei tritt an die Stelle des Tages der Antragstellung der Tag der 
Kenntnis des voraussichtlichen Rehabilitationsbedarfs.

(4) Wird nach Bewilligung der Leistung durch einen Rehabilitationsträger nach Absatz 1 
Satz 2 bis 4 festgestellt, dass ein anderer Rehabilitationsträger für die Leistung zuständig ist, 
erstattet dieser dem Rehabilitationsträger, der die Leistung erbracht hat, dessen Aufwen
dungen nach den für diesen geltenden Rechtsvorschriften. Die Bundesagentur für Arbeit 
leitet für die Klärung nach Satz 1 Anträge auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zur 
Feststellung nach § 11 Abs. 2a Nr. 1 des Sechsten Buches an die Träger der Rentenversicherung 
nur weiter, wenn sie konkrete Anhaltspunkte dafür hat, dass der Träger der Rentenver
sicherung zur Leistung einer Rente unabhängig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage 
verpflichtet sein könnte. Für unzuständige Rehabilitationsträger, die eine Leistung nach 
Absatz 2 Satz 1 und 2 erbracht haben, ist § 105 des Zehnten Buches nicht anzuwenden, es sei 
denn, die Rehabilitationsträger vereinbaren Abweichendes.
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(5) Der Rehabilitationsträger stellt sicher, dass er Sachverständige beauftragen kann, bei denen 
Zugangs- und Kommunikationsbarrieren nicht bestehen. Ist für die Feststellung des Rehabili-
tationsbedarfs ein Gutachten erforderlich, beauftragt der Rehabilitationsträger unverzüglich 
einen geeigneten Sachverständigen. Er benennt den Leistungsberechtigten in der Regel drei 
möglichst wohnortnahe Sachverständige unter Berücksichtigung bestehender sozialmedizi-
nischer Dienste. Haben sich Leistungsberechtigte für einen benannten Sachverständigen 
entschieden, wird dem Wunsch Rechnung getragen. Der Sachverständige nimmt eine 
umfassende sozialmedizinische, bei Bedarf auch psychologische Begutachtung vor und 
erstellt das Gutachten innerhalb von zwei Wochen nach Auftragserteilung. Die in dem 
Gutachten getroffenen Feststellungen zum Rehabilitationsbedarf werden den Entschei
dungen der Rehabilitationsträger zugrunde gelegt. Die gesetzlichen Aufgaben der Gesund-
heitsämter bleiben unberührt.

(6) Hält der leistende Rehabilitationsträger weitere Leistungen zur Teilhabe für erforderlich 
und kann er für diese Leistungen nicht Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 sein, wird 
Absatz 1 Satz 2 entsprechend angewendet. Die Leistungsberechtigten werden hierüber 
unterrichtet.

§ 15 Erstattung selbstbeschaffter Leistungen

(1) Kann über den Antrag auf Leistungen zur Teilhabe nicht innerhalb der in § 14 Abs. 2 
genannten Fristen entschieden werden, teilt der Rehabilitationsträger dies den Leistungs
berechtigten unter Darlegung der Gründe rechtzeitig mit. Erfolgt die Mitteilung nicht oder 
liegt ein zureichender Grund nicht vor, können Leistungsberechtigte dem Rehabilitations
träger eine angemessene Frist setzen und dabei erklären, dass sie sich nach Ablauf der Frist die 
erforderliche Leistung selbst beschaffen. Beschaffen sich Leistungsberechtigte nach Ablauf 
der Frist eine erforderliche Leistung selbst, ist der zuständige Rehabilitationsträger unter 
Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur Erstattung der 
Aufwendungen verpflichtet. Die Erstattungspflicht besteht auch, wenn der Rehabilitations
träger eine unaufschiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbringen kann oder er eine Leistung 
zu Unrecht abgelehnt hat. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für die Träger der Sozialhilfe, der 
öffentlichen Jugendhilfe und der Kriegsopferfürsorge.

(2) Die Rehabilitationsträger erfassen, 

1.	 in wie vielen Fällen die Fristen nach § 14 nicht eingehalten wurden, 

2.	 in welchem Umfang sich die Verfahrensdauer vom Eingang der Anträge bis zur Entschei-
dung über die Anträge verringert hat, 

3.	 in wie vielen Fällen eine Kostenerstattung nach Absatz 1 Satz 3 und 4 erfolgt ist.
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§ 16 Verordnungsermächtigung

Vereinbaren die Rehabilitationsträger nicht innerhalb von sechs Monaten, nachdem das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales sie dazu aufgefordert hat, gemeinsame 
Empfehlungen nach § 13 oder ändern sie unzureichend gewordene Empfehlungen nicht 
innerhalb dieser Frist, kann das Bundesministerium für Arbeit und Soziales Regelungen 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates erlassen.

Kapitel 2	  
Ausführung von Leistungen zur Teilhabe

§ 17 Ausführung von Leistungen, Persönliches Budget

(1) Der zuständige Rehabilitationsträger kann Leistungen zur Teilhabe

1.	 allein oder gemeinsam mit anderen Leistungsträgern,

2.	 durch andere Leistungsträger oder

3.	 unter Inanspruchnahme von geeigneten, insbesondere auch freien und gemeinnützigen 
oder privaten Rehabilitationsdiensten und -einrichtungen (§ 19)

ausführen. Er bleibt für die Ausführung der Leistungen verantwortlich. Satz 1 gilt insbeson
dere dann, wenn der Rehabilitationsträger die Leistung dadurch wirksamer oder wirtschaft
licher erbringen kann.

(2) Auf Antrag können Leistungen zur Teilhabe auch durch ein Persönliches Budget ausge-
führt werden, um den Leistungsberechtigten in eigener Verantwortung ein möglichst 
selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. Bei der Ausführung des Persönlichen Budgets sind 
nach Maßgabe des individuell festgestellten Bedarfs die Rehabilitationsträger, die Pflege
kassen und die Integrationsämter beteiligt. Das Persönliche Budget wird von den beteiligten 
Leistungsträgern trägerübergreifend als Komplexleistung erbracht. Budgetfähig sind auch die 
neben den Leistungen nach Satz 1 erforderlichen Leistungen der Krankenkassen und der 
Pflegekassen, Leistungen der Träger der Unfallversicherung bei Pflegebedürftigkeit sowie 
Hilfe zur Pflege der Sozialhilfe, die sich auf alltägliche und regelmäßig wiederkehrende 
Bedarfe beziehen und als Geldleistungen oder durch Gutscheine erbracht werden können. An 
die Entscheidung ist der Antragsteller für die Dauer von sechs Monaten gebunden. 

(3) Persönliche Budgets werden in der Regel als Geldleistung ausgeführt, bei laufenden 
Leistungen monatlich. In begründeten Fällen sind Gutscheine auszugeben. Persönliche 
Budgets werden auf der Grundlage der nach § 10 Abs. 1 getroffenen Feststellungen so 
bemessen, dass der individuell festgestellte Bedarf gedeckt wird und die erforderliche 
Beratung und Unterstützung erfolgen kann. Dabei soll die Höhe des Persönlichen Budgets die 
Kosten aller bisher individuell festgestellten, ohne das Persönliche Budget zu erbringenden 
Leistungen nicht überschreiten. 
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(4) Enthält das Persönliche Budget Leistungen mehrerer Leistungsträger, erlässt der nach § 14 
zuständige der beteiligten Leistungsträger im Auftrag und im Namen der anderen beteiligten 
Leistungsträger den Verwaltungsakt und führt das weitere Verfahren durch. Ein anderer der 
beteiligten Leistungsträger kann mit den Aufgaben nach Satz 1 beauftragt werden, wenn die 
beteiligten Leistungsträger dies in Abstimmung mit den Leistungsberechtigten vereinbaren; 
in diesem Fall gilt § 93 des Zehnten Buches entsprechend. Die für den handelnden Leistungs-
träger zuständige Widerspruchsstelle erlässt auch den Widerspruchsbescheid.

(5) § 17 Abs. 3 in der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung findet auf Modellvorhaben zur 
Erprobung der Einführung Persönlicher Budgets weiter Anwendung, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes begonnen haben. 

(6) In der Zeit vom 1. Juli 2004 bis zum 31. Dezember 2007 werden Persönliche Budgets 
erprobt. Dabei sollen insbesondere modellhaft Verfahren zur Bemessung von budgetfähigen 
Leistungen in Geld und die Weiterentwicklung von Versorgungsstrukturen unter wissen 
schaftlicher Begleitung und Auswertung erprobt werden. 

§ 18 Leistungsort

Sachleistungen können auch im Ausland erbracht werden, wenn sie dort bei zumindest 
gleicher Qualität und Wirksamkeit wirtschaftlicher ausgeführt werden können. Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben können im grenznahen Ausland auch ausgeführt werden, wenn 
sie für die Aufnahme oder Ausübung einer Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit 
erforderlich sind.

§ 19 Rehabilitationsdienste und -einrichtungen

(1) Die Rehabilitationsträger wirken gemeinsam unter Beteiligung der Bundesregierung und 
der Landesregierungen darauf hin, dass die fachlich und regional erforderlichen Rehabili
tationsdienste und -einrichtungen in ausreichender Zahl und Qualität zur Verfügung stehen. 
Dabei achten sie darauf, dass für eine ausreichende Zahl solcher Rehabilitationsdienste und 
-einrichtungen Zugangs- und Kommunikationsbarrieren nicht bestehen. Die Verbände 
behinderter Menschen einschließlich der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, der 
Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretungen behinderter Frauen sowie die für die 
Wahrnehmung der Interessen der ambulanten und stationären Rehabilitationseinrichtungen 
auf Bundesebene maßgeblichen Spitzenverbände werden beteiligt.

(2) Soweit die Ziele nach Prüfung des Einzelfalls mit vergleichbarer Wirksamkeit erreichbar 
sind, werden Leistungen unter Berücksichtigung der persönlichen Umstände in ambulanter, 
teilstationärer oder betrieblicher Form und gegebenenfalls unter Einbeziehung familien
entlastender und -unterstützender Dienste erbracht.

(3) Bei Leistungen an behinderte oder von einer Behinderung bedrohte Kinder wird eine 
gemeinsame Betreuung behinderter und nichtbehinderter Kinder angestrebt. 
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(4) Nehmen Rehabilitationsträger zur Ausführung von Leistungen besondere Dienste 
(Rehabilitationsdienste) oder Einrichtungen (Rehabilitationseinrichtungen) in Anspruch, 
erfolgt die Auswahl danach, welcher Dienst oder welche Einrichtung die Leistung in der am 
besten geeigneten Form ausführt; dabei werden Dienste und Einrichtungen freier oder 
gemeinnütziger Träger entsprechend ihrer Bedeutung für die Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen berücksichtigt und die Vielfalt der Träger von Rehabilitationsdiensten 
oder -einrichtungen gewahrt sowie deren Selbständigkeit, Selbstverständnis und Unab
hängigkeit beachtet. § 35 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 ist anzuwenden.

(5) Rehabilitationsträger können nach den für sie geltenden Rechtsvorschriften Rehabili
tationsdienste oder -einrichtungen fördern, wenn dies zweckmäßig ist und die Arbeit dieser 
Dienste oder Einrichtungen in anderer Weise nicht sichergestellt werden kann.

(6) Rehabilitationsdienste und -einrichtungen mit gleicher Aufgabenstellung sollen Arbeits
gemeinschaften bilden.

§ 20 Qualitätssicherung

(1) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 vereinbaren gemeinsame Empfeh
lungen zur Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der Leistungen, insbesondere zur 
barrierefreien Leistungserbringung, sowie für die Durchführung vergleichender Qualitäts
analysen als Grundlage für ein effektives Qualitätsmanagement der Leistungserbringer. § 13 
Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden. Die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 6 und 7 
können den Empfehlungen beitreten.

(2) Die Erbringer von Leistungen stellen ein Qualitätsmanagement sicher, das durch ziel-
gerichtete und systematische Verfahren und Maßnahmen die Qualität der Versorgung 
gewährleistet und kontinuierlich verbessert. Stationäre Rehabilitationseinrichtungen haben 
sich an dem Zertifizierungsverfahren nach Absatz 2a zu beteiligen.

(2a) Die Spitzenverbände der Rehabilitationsträger nach § 6 Absatz 1 Nr. 1 und 3 bis 5 
vereinbaren im Rahmen der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation grundsätzliche 
Anforderungen an ein einrichtungsinternes Qualitätsmanagement nach Absatz 2 Satz 1 sowie 
ein einheitliches, unabhängiges Zertifizierungsverfahrens, mit dem die erfolgreiche Umset-
zung des Qualitätsmanagements in regelmäßigen Abständen nachgewiesen wird. Den für die 
Wahrnehmung der Interessen der stationären Rehabilitationseinrichtungen auf Bundesebene 
maßgeblichen Spitzenverbänden sowie den Verbänden behinderter Menschen einschließlich 
der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfegruppen und der Interessenver
tretungen behinderter Frauen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(3) Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation bereitet die Empfehlungen nach Absatz 
1 vor. Sie beteiligt die Verbände behinderter Menschen einschließlich der Verbände der Freien 
Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretungen behinderter Frauen 
sowie die nach § 19 Abs. 6 gebildeten Arbeitsgemeinschaften und die für die Wahrnehmung 
der Interessen der ambulanten und stationären Rehabilitationseinrichtungen auf Bundes
ebene maßgeblichen Spitzenverbände. Deren Anliegen wird bei der Ausgestaltung der 
Empfehlungen nach Möglichkeit Rechnung getragen. 
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(4) § 13 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden für Vereinbarungen auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften für die Rehabilitationsträger.

§ 21 Verträge mit Leistungserbringern

(1) Die Verträge über die Ausführung von Leistungen durch Rehabilitationsdienste und 
-einrichtungen, die nicht in der Trägerschaft eines Rehabilitationsträgers stehen, enthalten 
insbesondere Regelungen über 

1.	 Qualitätsanforderungen an die Ausführung der Leistungen, das beteiligte Personal und 
die begleitenden Fachdienste, 

2.	 Übernahme von Grundsätzen der Rehabilitationsträger zur Vereinbarung von Ver
gütungen,

3.	 Rechte und Pflichten der Teilnehmer, soweit sich diese nicht bereits aus dem Rechtsver-
hältnis ergeben, das zwischen ihnen und dem Rehabilitationsträger besteht,

4.	 angemessene Mitwirkungsmöglichkeiten der Teilnehmer an der Ausführung der 
Leistungen, 

5.	 Geheimhaltung personenbezogener Daten sowie

6.	 die Beschäftigung eines angemessenen Anteils behinderter, insbesondere schwer
behinderter Frauen.

7.	 das Angebot, Beratung durch den Träger oder öffentlichen Jugendhife bei gewichtigen 
Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung in Anspruch zu nehmen.

(2) Die Rehabilitationsträger wirken darauf hin, dass die Verträge nach einheitlichen Grund-
sätzen abgeschlossen werden; sie können über den Inhalt der Verträge gemeinsame Empfeh-
lungen nach § 13 sowie Rahmenverträge mit den Arbeitsgemeinschaften der Rehabilitations-
dienste und -einrichtungen vereinbaren. Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz wird 
beteiligt.

(3) Verträge mit fachlich nicht geeigneten Diensten oder Einrichtungen werden gekündigt. 
Stationäre Rehabilitationseinrichtungen sind nur dann als geeignet anzusehen, wenn sie nach 
§ 20 Absatz 2 Satz 2 zertifiziert sind.

(4) Absatz 1 Nr. 1 und 3 bis 6 wird für eigene Einrichtungen der Rehabilitationsträger 
entsprechend angewendet.

§ 21a Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Näheres zum Inhalt und Ausführung des Persönlichen 
Budgets, zum Verfahren sowie zur Zuständigkeit bei Beteiligung mehrerer Leistungsträger zu 
regeln.
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Kapitel 3	  
Gemeinsame Servicestellen

§ 22 Aufgaben

(1) Gemeinsame örtliche Servicestellen der Rehabilitationsträger bieten behinderten und von 
Behinderung bedrohten Menschen, ihren Vertrauenspersonen und Personensorgeberech
tigten nach § 60 Beratung und Unterstützung an. Die Beratung und Unterstützung umfasst 
insbesondere, 

1.	 über Leistungsvoraussetzungen, Leistungen der Rehabilitationsträger, besondere Hilfen 
im Arbeitsleben sowie über die Verwaltungsabläufe zu informieren,

2.	 bei der Klärung des Rehabilitationsbedarfs, bei der Inanspruchnahme von Leistungen zur 
Teilhabe, bei der Inanspruchnahme eines Persönlichen Budgets und der besonderen 
Hilfen im Arbeitsleben sowie bei der Erfüllung von Mitwirkungspflichten zu helfen,

3.	 zu klären, welcher Rehabilitationsträger zuständig ist, auf klare und sachdienliche 
Anträge hinzuwirken und sie an den zuständigen Rehabilitationsträger weiterzuleiten,

4.	 bei einem Rehabilitationsbedarf, der voraussichtlich ein Gutachten erfordert, den 
zuständigen Rehabilitationsträger darüber zu informieren,

5.	 die Entscheidung des zuständigen Rehabilitationsträgers in Fällen, in denen die Not
wendigkeit von Leistungen zur Teilhabe offenkundig ist, so umfassend vorzubereiten, 
dass dieser unverzüglich entscheiden kann, 

6.	 bis zur Entscheidung oder Leistung des Rehabilitationsträgers den behinderten oder von 
Behinderung bedrohten Menschen unterstützend zu begleiten,

7.	 bei den Rehabilitationsträgern auf zeitnahe Entscheidungen und Leistungen hinzuwirken 
und

8.	 zwischen mehreren Rehabilitationsträgern und Beteiligten auch während der Leistungs-
erbringung zu koordinieren und zu vermitteln. 

Die Beratung umfasst unter Beteiligung der Integrationsämter auch die Klärung eines 
Hilfebedarfs nach Teil 2 dieses Buches. Die Pflegekassen werden bei drohender oder 
bestehender Pflegebedürftigkeit an der Beratung und Unterstützung durch die gemeinsamen 
Servicestellen beteiligt. Verbände behinderter Menschen einschließlich der Verbände der 
Freien Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretungen behinderter 
Frauen werden mit Einverständnis der behinderten Menschen an der Beratung beteiligt.

(2) § 14 des Ersten Buches und § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 1 bis 3 und 5 des Zwölften Buches 
bleiben unberührt. Auskünfte nach § 15 des Ersten Buches über Leistungen zur Teilhabe 
erteilen alle Rehabilitationsträger.
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§ 23 Servicestellen

(1) Die Rehabilitationsträger stellen unter Nutzung bestehender Strukturen sicher, dass in 
allen Landkreisen und kreisfreien Städten gemeinsame Servicestellen bestehen. Gemeinsame 
Servicestellen können für mehrere kleine Landkreise oder kreisfreie Städte eingerichtet 
werden, wenn eine ortsnahe Beratung und Unterstützung behinderter und von Behinderung 
bedrohter Menschen gewährleistet ist. In den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg werden 
die Servicestellen entsprechend dem besonderen Verwaltungsaufbau dieser Länder ein
gerichtet.

(2) Die zuständigen obersten Landessozialbehörden wirken mit Unterstützung der Spitzen-
verbände der Rehabilitationsträger darauf hin, dass die gemeinsamen Servicestellen unver-
züglich eingerichtet werden. 

(3) Die gemeinsamen Servicestellen werden so ausgestattet, dass sie ihre Aufgaben umfassend 
und qualifiziert erfüllen können, Zugangs- und Kommunikationsbarrieren nicht bestehen 
und Wartezeiten in der Regel vermieden werden. Hierfür wird besonders qualifiziertes 
Personal mit breiten Fachkenntnissen insbesondere des Rehabilitationsrechts und der Praxis 
eingesetzt. § 112 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden.

(4) In den Servicestellen dürfen Sozialdaten nur erhoben, verarbeitet und genutzt werden, 
soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben nach § 22 Abs. 1 erforderlich ist.

§ 24 Bericht

(1) Die Rehabilitationsträger, die Träger der Renten-, Kranken- und Unfallversicherung über 
ihre Spitzenverbände, teilen der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation im Abstand 
von drei Jahren, erstmals im Jahre 2004, ihre Erfahrungen über die Einrichtung der gemein
samen Servicestellen, die Durchführung und Erfüllung ihrer Aufgaben, die Einhaltung des 
Datenschutzes und mögliche Verbesserungen mit. Personenbezogene Daten werden 
anonymisiert. 

(2) Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation bereitet die Mitteilungen der Rehabili-
tationsträger auf, beteiligt hierbei die zuständigen obersten Landessozialbehörden, erörtert 
die Mitteilungen auf Landesebene mit den Verbänden behinderter Menschen einschließlich 
der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfegruppen und der Interessenver
tretungen behinderter Frauen und berichtet unverzüglich dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und den Ländern.
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§ 25 Verordnungsermächtigung

Sind gemeinsame Servicestellen nach § 23 Abs. 1 nicht bis zum 31. Dezember 2002 in allen 
Landkreisen und kreisfreien Städten eingerichtet, bestimmt das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere 
über den Ort der Einrichtung, den Rehabilitationsträger, bei dem die gemeinsame Service
stelle eingerichtet wird und der für die Einrichtung verantwortlich ist, den Zeitpunkt, zu dem 
die Einrichtung abgeschlossen sein muss, sowie über die Organisation, insbesondere 
entsprechend ihrem Anteil an den Leistungen zur Teilhabe über Art und Umfang der 
Beteiligung der Rehabilitationsträger in den gemeinsamen Servicestellen.

Kapitel 4	  
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation

§ 26 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation

(1) Zur medizinischen Rehabilitation behinderter und von Behinderung bedrohter Menschen 
werden die erforderlichen Leistungen erbracht, um

1.	 Behinderungen einschließlich chronischer Krankheiten abzuwenden, zu beseitigen, zu 
mindern, auszugleichen, eine Verschlimmerung zu verhüten oder

2.	 Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit und Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu 
überwinden, zu mindern, eine Verschlimmerung zu verhüten sowie den vorzeitigen 
Bezug von laufenden Sozialleistungen zu vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu 
mindern.

(2) Leistungen zur medizinischen Rehabilitation umfassen insbesondere

1.	 Behandlung durch Ärzte, Zahnärzte und Angehörige anderer Heilberufe, soweit deren 
Leistungen unter ärztlicher Aufsicht oder auf ärztliche Anordnung ausgeführt werden, 
einschließlich der Anleitung, eigene Heilungskräfte zu entwickeln,

2.	 Früherkennung und Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder,

3.	 Arznei- und Verbandmittel,

4.	 Heilmittel einschließlich physikalischer, Sprach- und Beschäftigungstherapie,

5.	 Psychotherapie als ärztliche und psychotherapeutische Behandlung,

6.	 Hilfsmittel,

7.	 Belastungserprobung und Arbeitstherapie.
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(3) Bestandteil der Leistungen nach Absatz 1 sind auch medizinische, psychologische und 
pädagogische Hilfen, soweit diese Leistungen im Einzelfall erforderlich sind, um die in 
Absatz 1 genannten Ziele zu erreichen oder zu sichern und Krankheitsfolgen zu vermeiden, 
zu überwinden, zu mindern oder ihre Verschlimmerung zu verhüten, insbesondere

1.	 Hilfen zur Unterstützung bei der Krankheits- und Behinderungsverarbeitung,

2.	 Aktivierung von Selbsthilfepotentialen,

3.	 mit Zustimmung der Leistungsberechtigten Information und Beratung von Partnern und 
Angehörigen sowie von Vorgesetzten und Kollegen,

4.	 Vermittlung von Kontakten zu örtlichen Selbsthilfe- und Beratungsmöglichkeiten,

5.	 Hilfen zur seelischen Stabilisierung und zur Förderung der sozialen Kompetenz, unter 
anderem durch Training sozialer und kommunikativer Fähigkeiten und im Umgang mit 
Krisensituationen,

6.	 Training lebenspraktischer Fähigkeiten,

7.	 Anleitung und Motivation zur Inanspruchnahme von Leistungen der medizinischen 
Rehabilitation.

§ 27 Krankenbehandlung und Rehabilitation

Die in § 26 Abs. 1 genannten Ziele sowie § 10 gelten auch bei Leistungen der Krankenbe
handlung.

§ 28 Stufenweise Wiedereingliederung

Können arbeitsunfähige Leistungsberechtigte nach ärztlicher Feststellung ihre bisherige 
Tätigkeit teilweise verrichten und können sie durch eine stufenweise Wiederaufnahme ihrer 
Tätigkeit voraussichtlich besser wieder in das Erwerbsleben eingegliedert werden, sollen die 
medizinischen und die sie ergänzenden Leistungen entsprechend dieser Zielsetzung erbracht 
werden.

§ 29 Förderung der Selbsthilfe

Selbsthilfegruppen, -organisationen und -kontaktstellen, die sich die Prävention, Rehabili
tation, Früherkennung, Behandlung und Bewältigung von Krankheiten und Behinderungen 
zum Ziel gesetzt haben, sollen nach einheitlichen Grundsätzen gefördert werden.
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§ 30 Früherkennung und Frühförderung

(1) Die medizinischen Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung behinderter und 
von Behinderung bedrohter Kinder nach § 26 Abs. 2 Nr. 2 umfassen auch 

1.	 die medizinischen Leistungen der mit dieser Zielsetzung fachübergreifend arbeitenden 
Dienste und Einrichtungen,

2.	 nichtärztliche sozialpädiatrische, psychologische, heilpädagogische, psychosoziale 
Leistungen und die Beratung der Erziehungsberechtigten, auch in fachübergreifend 
arbeitenden Diensten und Einrichtungen, wenn sie unter ärztlicher Verantwortung 
erbracht werden und erforderlich sind, um eine drohende oder bereits eingetretene 
Behinderung zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erkennen und einen individuellen 
Behandlungsplan aufzustellen. 

Leistungen nach Satz 1 werden als Komplexleistung in Verbindung mit heilpädagogischen 
Leistungen (§ 56) erbracht.

(2) Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung behinderter und von Behinderung 
bedrohter Kinder umfassen des Weiteren nichtärztliche therapeutische, psychologische, 
heilpädagogische, sonderpädagogische, psychosoziale Leistungen und die Beratung der 
Erziehungsberechtigten durch interdisziplinäre Frühförderstellen, wenn sie erforderlich sind, 
um eine drohende oder bereits eingetretene Behinderung zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
zu erkennen oder die Behinderung durch gezielte Förder- und Behandlungsmaßnahmen 
auszugleichen oder zu mildern.

(3) Zur Abgrenzung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Leistungen und der sonstigen 
Leistungen dieser Dienste und Einrichtungen, zur Übernahme oder Teilung der Kosten 
zwischen den beteiligten Rehabilitationsträgern, zur Vereinbarung und Abrechnung der 
Entgelte sowie zur Finanzierung werden gemeinsame Empfehlungen vereinbart; § 13 Abs. 3, 4 
und 6 gilt entsprechend. Landesrecht kann vorsehen, dass an der Komplexleistung weitere 
Stellen, insbesondere die Kultusverwaltung, zu beteiligen sind. In diesem Fall ist eine 
Erweiterung der gemeinsamen Empfehlungen anzustreben.

§ 31 Hilfsmittel

(1) Hilfsmittel (Körperersatzstücke sowie orthopädische und andere Hilfsmittel) nach § 26 
Abs. 2 Nr. 6 umfassen die Hilfen, die von den Leistungsempfängern getragen oder mitgeführt 
oder bei einem Wohnungswechsel mitgenommen werden können und unter Berücksichti-
gung der Umstände des Einzelfalles erforderlich sind, um

1.	 einer drohenden Behinderung vorzubeugen, 

2.	 den Erfolg einer Heilbehandlung zu sichern oder 

3.	 eine Behinderung bei der Befriedigung von Grundbedürfnissen des täglichen Lebens 
auszugleichen, soweit sie nicht allgemeine Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens 
sind.
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(2) Der Anspruch umfasst auch die notwendige Änderung, Instandhaltung, Ersatzbeschaffung 
sowie die Ausbildung im Gebrauch der Hilfsmittel. Der Rehabilitationsträger soll

1.	 vor einer Ersatzbeschaffung prüfen, ob eine Änderung oder Instandsetzung von bisher 
benutzten Hilfsmitteln wirtschaftlicher und gleich wirksam ist, 

2.	 die Bewilligung der Hilfsmittel davon abhängig machen, dass die behinderten Menschen 
sie sich anpassen oder sich in ihrem Gebrauch ausbilden lassen.

(3) Wählen Leistungsempfänger ein geeignetes Hilfsmittel in einer aufwendigeren Aus
führung als notwendig, tragen sie die Mehrkosten selbst.

(4) Hilfsmittel können auch leihweise überlassen werden. In diesem Fall gelten die Absätze 2 
und 3 entsprechend.

§ 32 Verordnungsermächtigungen

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates

1.	 Näheres zur Abgrenzung der in § 30 Abs. 1 und 2 genannten Leistungen und der sonstigen 
Leistungen dieser Dienste und Einrichtungen, zur Übernahme oder Teilung der Kosten 
zwischen den beteiligten Rehabilitationsträgern, zur Vereinbarung und Abrechnung der 
Entgelte sowie zur Finanzierung zu regeln, wenn gemeinsame Empfehlungen nach § 30 
Abs. 3 nicht innerhalb von sechs Monaten, nachdem das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales dazu aufgefordert hat, vereinbart oder unzureichend gewordene Empfeh
lungen nicht innerhalb dieser Frist geändert worden sind,

2.	 Näheres zur Auswahl der im Einzelfall geeigneten Hilfsmittel, insbesondere zum 
Verfahren, zur Eignungsprüfung, Dokumentation und leihweisen Überlassung der 
Hilfsmittel sowie zur Zusammenarbeit der anderen Rehabilitationsträger mit den 
orthopädischen Versorgungsstellen zu regeln.

Kapitel 5	  
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

§ 33 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

(1) Zur Teilhabe am Arbeitsleben werden die erforderlichen Leistungen erbracht, um die 
Erwerbsfähigkeit behinderter oder von Behinderung bedrohter Menschen entsprechend ihrer 
Leistungsfähigkeit zu erhalten, zu verbessern, herzustellen oder wiederherzustellen und ihre 
Teilhabe am Arbeitsleben möglichst auf Dauer zu sichern.

(2) Behinderten Frauen werden gleiche Chancen im Erwerbsleben gesichert, insbesondere 
durch in der beruflichen Zielsetzung geeignete, wohnortnahe und auch in Teilzeit nutzbare 
Angebote.
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(3) Die Leistungen umfassen insbesondere

1.	 Hilfen zur Erhaltung oder Erlangung eines Arbeitsplatzes einschließlich Leistungen zur 
Aktivierung und beruflichen Eingliederung,

2.	 Berufsvorbereitung einschließlich einer wegen der Behinderung erforderlichen Grund-
ausbildung,

2a.	 individuelle betriebliche Qualifizierung im Rahmen Unterstützter Beschäftigung,

3.	 berufliche Anpassung und Weiterbildung, auch soweit die Leistungen einen zur Teil
nahme erforderlichen schulischen Abschluss einschließen,

4.	 berufliche Ausbildung, auch soweit die Leistungen in einem zeitlich nicht überwiegenden 
Abschnitt schulisch durchgeführt werden, 

5.	 Gründungszuschuss entsprechend § 93 des Dritten Buches durch die Rehabilitations
träger nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5,

6.	 sonstige Hilfen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben, um behinderten Menschen 
eine angemessene und geeignete Beschäftigung oder eine selbständige Tätigkeit zu 
ermöglichen und zu erhalten.

(4) Bei der Auswahl der Leistungen werden Eignung, Neigung, bisherige Tätigkeit sowie Lage 
und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt angemessen berücksichtigt. Soweit erforderlich, wird 
dabei die berufliche Eignung abgeklärt oder eine Arbeitserprobung durchgeführt; in diesem 
Fall werden die Kosten nach Absatz 7, Reisekosten nach § 53 sowie Haushaltshilfe und 
Kinderbetreuungskosten nach § 54 übernommen.

(5) Die Leistungen werden auch für Zeiten notwendiger Praktika erbracht.

(6) Die Leistungen umfassen auch medizinische, psychologische und pädagogische Hilfen, 
soweit diese Leistungen im Einzelfall erforderlich sind, um die in Absatz 1 genannten Ziele zu 
erreichen oder zu sichern und Krankheitsfolgen zu vermeiden, zu überwinden, zu mindern 
oder ihre Verschlimmerung zu verhüten, insbesondere

1.	 Hilfen zur Unterstützung bei der Krankheits- und Behinderungsverarbeitung,

2.	 Aktivierung von Selbsthilfepotentialen,

3.	 mit Zustimmung der Leistungsberechtigten Information und Beratung von Partnern und 
Angehörigen sowie von Vorgesetzten und Kollegen,

4.	 Vermittlung von Kontakten zu örtlichen Selbsthilfe- und Beratungsmöglichkeiten,

5.	 Hilfen zur seelischen Stabilisierung und zur Förderung der sozialen Kompetenz, unter 
anderem durch Training sozialer und kommunikativer Fähigkeiten und im Umgang mit 
Krisensituationen, 

6.	 Training lebenspraktischer Fähigkeiten,

7.	 Anleitung und Motivation zur Inanspruchnahme von Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben,

8.	 Beteiligung von Integrationsfachdiensten im Rahmen ihrer Aufgabenstellung (§ 110).
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(7) Zu den Leistungen gehört auch die Übernahme

1.	 der erforderlichen Kosten für Unterkunft und Verpflegung, wenn für die Ausführung 
einer Leistung eine Unterbringung außerhalb des eigenen oder des elterlichen Haushalts 
wegen Art oder Schwere der Behinderung oder zur Sicherung des Erfolges der Teilhabe 
notwendig ist,

2.	 der erforderlichen Kosten, die mit der Ausführung einer Leistung in unmittelbarem 
Zusammenhang stehen, insbesondere für Lehrgangskosten, Prüfungsgebühren, Lern-
mittel, Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung.

(8) Leistungen nach Absatz 3 Nr. 1 und 6 umfassen auch 

1.	 Kraftfahrzeughilfe nach der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung,

2.	 den Ausgleich unvermeidbaren Verdienstausfalls des behinderten Menschen oder einer 
erforderlichen Begleitperson wegen Fahrten der An- und Abreise zu einer Bildungsmaß-
nahme und zur Vorstellung bei einem Arbeitgeber, einem Träger oder einer Einrichtung 
für behinderte Menschen durch die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5,

3.	 die Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz für schwerbehinderte Menschen als Hilfe 
zur Erlangung eines Arbeitsplatzes,

4.	 Kosten für Hilfsmittel, die wegen Art oder Schwere der Behinderung zur Berufsausübung, 
zur Teilnahme an einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben oder zur Erhöhung der 
Sicherheit auf dem Weg vom und zum Arbeitsplatz und am Arbeitsplatz erforderlich sind, 
es sei denn, dass eine Verpflichtung des Arbeitgebers besteht oder solche Leistungen als 
medizinische Leistung erbracht werden können,

5.	 Kosten technischer Arbeitshilfen, die wegen Art oder Schwere der Behinderung zur 
Berufsausübung erforderlich sind und

6.	 Kosten der Beschaffung, der Ausstattung und der Erhaltung einer behinderungsgerechten 
Wohnung in angemessenem Umfang.

Die Leistung nach Satz 1 Nr. 3 wird für die Dauer von bis zu drei Jahren erbracht und in 
Abstimmung mit dem Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 durch das Integrations-
amt nach § 102 Abs. 4 ausgeführt. Der Rehabilitationsträger erstattet dem Integrationsamt 
seine Aufwendungen. Der Anspruch nach § 102 Abs. 4 bleibt unberührt.

§ 34 Leistungen an Arbeitgeber

(1) Die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 können Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben auch an Arbeitgeber erbringen, insbesondere als

1.	 Ausbildungszuschüsse zur betrieblichen Ausführung von Bildungsleistungen,

2.	 Eingliederungszuschüsse,

3.	 Zuschüsse für Arbeitshilfen im Betrieb,

4.	 teilweise oder volle Kostenerstattung für eine befristete Probebeschäftigung.
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Die Leistungen können unter Bedingungen und Auflagen erbracht werden.

(2) Ausbildungszuschüsse nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 können für die gesamte Dauer der 
Maßnahme geleistet werden und sollen bei Ausbildungsmaßnahmen die von den Arbeit
gebern im letzten Ausbildungsjahr zu zahlenden monatlichen Ausbildungsvergütungen nicht 
übersteigen. 

(3) Eingliederungszuschüsse nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 betragen höchstens 50 vom Hundert 
der vom Arbeitgeber regelmäßig gezahlten Entgelte, soweit sie die tariflichen Arbeitsentgelte 
oder, wenn eine tarifliche Regelung nicht besteht, die für vergleichbare Tätigkeiten orts
üblichen Arbeitsentgelte im Rahmen der Beitragsbemessungsgrenze in der Arbeitsförderung 
nicht übersteigen; die Leistungen sollen im Regelfall für nicht mehr als ein Jahr geleistet 
werden. Soweit es für die Teilhabe am Arbeitsleben erforderlich ist, können die Leistungen 
um bis zu 20 Prozentpunkte höher festgelegt und bis zu einer Förderungshöchstdauer von 
zwei Jahren erbracht werden. Werden sie für mehr als ein Jahr geleistet, sind sie entsprechend 
der zu erwartenden Zunahme der Leistungsfähigkeit der Leistungsberechtigten und den 
abnehmenden Eingliederungserfordernissen gegenüber der bisherigen Förderungshöhe, 
mindestens um zehn Prozentpunkte, zu vermindern. Bei der Berechnung nach Satz 1 wird 
auch der Anteil des Arbeitgebers am Gesamtsozialversicherungsbeitrag berücksichtigt. 
Eingliederungszuschüsse werden zurückgezahlt, wenn die Arbeitsverhältnisse während des 
Förderungszeitraums oder innerhalb eines Zeitraums, der der Förderungsdauer entspricht, 
längstens jedoch von einem Jahr, nach dem Ende der Leistungen beendet werden; dies gilt 
nicht, wenn 

1.	 die Leistungsberechtigten die Arbeitsverhältnisse durch Kündigung beenden oder das 
Mindestalter für den Bezug der gesetzlichen Altersrente erreicht haben oder 

2.	 die Arbeitgeber berechtigt waren, aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist oder aus Gründen, die in der Person oder dem Verhalten des Arbeit
nehmers liegen, oder aus dringenden betrieblichen Erfordernissen, die einer Weiter
beschäftigung in diesem Betrieb entgegenstehen, zu kündigen.

Die Rückzahlung ist auf die Hälfte des Förderungsbetrages, höchstens aber den im letzten 
Jahr vor der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses gewährten Förderungsbetrag 
begrenzt; ungeförderte Nachbeschäftigungszeiten werden anteilig berücksichtigt.

§ 35 Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation

(1) Leistungen werden durch Berufsbildungswerke, Berufsförderungswerke und vergleich-
bare Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation ausgeführt, soweit Art oder Schwere der 
Behinderung oder die Sicherung des Erfolges die besonderen Hilfen dieser Einrichtungen 
erforderlich machen. Die Einrichtung muss

1.	 nach Dauer, Inhalt und Gestaltung der Leistungen, Unterrichtsmethode, Ausbildung und 
Berufserfahrung der Leitung und der Lehrkräfte sowie der Ausgestaltung der Fachdienste 
eine erfolgreiche Ausführung der Leistung erwarten lassen, 



§ 36  |  SGB IX

357

2.	 angemessene Teilnahmebedingungen bieten und behinderungsgerecht sein, insbesondere 
auch die Beachtung der Erfordernisse des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung 
gewährleisten, 

3.	 den Teilnehmenden und den von ihnen zu wählenden Vertretungen angemessene 
Mitwirkungsmöglichkeiten an der Ausführung der Leistungen bieten sowie 

4.	 die Leistung nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, insbesondere 
zu angemessenen Vergütungssätzen, ausführen. 

Die zuständigen Rehabilitationsträger vereinbaren hierüber gemeinsame Empfehlungen nach 
den §§ 13 und 20.

(2) Werden Leistungen zur beruflichen Ausbildung in Einrichtungen der beruflichen 
Rehabilitation ausgeführt, sollen die Einrichtungen bei Eignung der behinderten Menschen 
darauf hinwirken, dass Teile dieser Ausbildung auch in Betrieben und Dienststellen durch
geführt werden. Die Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation unterstützen die Arbeit
geber bei der betrieblichen Ausbildung und bei der Betreuung der auszubildenden 
behinderten Jugendlichen.

§ 36 Rechtsstellung der Teilnehmenden

Werden Leistungen in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation ausgeführt, werden die 
Teilnehmenden nicht in den Betrieb der Einrichtungen eingegliedert. Sie sind keine Arbeit-
nehmer im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes und wählen zu ihrer Mitwirkung 
besondere Vertreter. Bei der Ausführung werden die arbeitsrechtlichen Grundsätze über 
den Persönlichkeitsschutz, die Haftungsbeschränkung sowie die gesetzlichen Vorschriften 
über den Arbeitsschutz, den Schutz vor Diskriminierungen in Beschäftigung und Beruf, den 
Erholungsurlaub und die Gleichberechtigung von Männern und Frauen entsprechend 
angewendet.

§ 37 Dauer von Leistungen 

(1) Leistungen werden für die Zeit erbracht, die vorgeschrieben oder allgemein üblich ist, um 
das angestrebte Teilhabeziel zu erreichen; eine Förderung kann darüber hinaus erfolgen, 
wenn besondere Umstände dies rechtfertigen. 

(2) Leistungen zur beruflichen Weiterbildung sollen in der Regel bei ganztägigem Unterricht 
nicht länger als zwei Jahre dauern, es sei denn, dass das Teilhabeziel nur über eine länger 
dauernde Leistung erreicht werden kann oder die Eingliederungsaussichten nur durch eine 
länger dauernde Leistung wesentlich verbessert werden.
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§ 38 Beteiligung der Bundesagentur für Arbeit

Die Bundesagentur für Arbeit nimmt auf Anforderung eines anderen Rehabilitationsträgers 
zu Notwendigkeit, Art und Umfang von Leistungen unter Berücksichtigung arbeitsmarkt-
licher Zweckmäßigkeit gutachterlich Stellung. Dies gilt auch, wenn sich die Leistungs
berechtigten in einem Krankenhaus oder einer Einrichtung der medizinischen oder der 
medizinisch-beruflichen Rehabilitation aufhalten.

§ 38a Unterstützte Beschäftigung

(1) Ziel der Unterstützten Beschäftigung ist, behinderte Menschen mit besonderem Unter
stützungsbedarf eine angemessene, geeignete und sozialversicherungspflichtige Beschäf
tigung zu ermöglichen und zu erhalten. Unterstützte Beschäftigung umfasst eine individuelle 
betriebliche Qualifizierung und bei Bedarf Berufsbegleitung.

(2) Leistungen zur individuellen betrieblichen Qualifizierung erhalten behinderte Menschen 
insbesondere, um sie für geeignete betriebliche Tätigkeiten zu erproben, auf ein sozial
versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis vorzubereiten und bei der Einarbeitung 
und Qualifizierung auf einem betrieblichen Arbeitsplatz zu unterstützen. Die Leistungen 
umfassen auch die Vermittlung von berufsübergreifenden Lerninhalten und Schlüssel
qualifikationen sowie die Weiterentwicklung der Persönlichkeit der behinderten Menschen. 
Die Leistungen werden vom zuständigen Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 für 
bis zu zwei Jahre erbracht, soweit sie wegen Art oder Schwere der Behinderung erforderlich 
sind. Sie können bis zu einer Dauer von weiteren zwölf Monaten verlängert werden, wenn auf 
Grund der Art oder Schwere der Behinderung der gewünschte nachhaltige Qualifizierungs
erfolg im Einzelfall nicht anders erreicht werden kann und hinreichend gewährleistet ist, dass 
eine weitere Qualifizierung zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
führt.

(3) Leistungen der Berufsbegleitung erhalten behinderte Menschen insbesondere, um nach 
Begründung eines sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses die zu dessen 
Stabilisierung erforderliche Unterstützung und Krisenintervention zu gewährleisten. Die 
Leistungen werden bei Zuständigkeit eines Rehabilitationsträgers nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 oder 5 
von diesem, im Übrigen von dem Integrationsamt im Rahmen seiner Zuständigkeit erbracht, 
solange und soweit sie wegen Art oder Schwere der Behinderung zur Sicherung des 
Beschäftigungsverhältnisses erforderlich sind.

(4) Stellt der Rehabilitationsträger während der individuellen betrieblichen Qualifizierung 
fest, dass voraussichtlich eine anschließende Berufsbegleitung erforderlich ist, für die ein 
anderer Leistungsträger zuständig ist, beteiligt er diesen frühzeitig.
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(5) Die Unterstützte Beschäftigung kann von Integrationsfachdiensten oder anderen Trägern 
durchgeführt werden. Mit der Durchführung kann nur beauftragt werden, wer über die 
erforderliche Leistungsfähigkeit verfügt, um seine Aufgaben entsprechend den individuellen 
Bedürfnissen der behinderten Menschen erfüllen zu können. Insbesondere müssen die 
Beauftragten

1.	 über Fachkräfte verfügen, die eine geeignete Berufsqualifikation, eine psychosoziale oder 
arbeitspädagogische Zusatzqualifikation und ausreichend Berufserfahrung besitzen,

2.	 in der Lage sein, den Teilnehmern geeignete individuelle betriebliche Qualifizierungs
plätze zur Verfügung zu stellen und ihre berufliche Eingliederung zu unterstützen,

3.	 über die erforderliche räumliche und sächliche Ausstattung verfügen und

4.	 ein System des Qualitätsmanagements im Sinne des § 20 Abs. 2 Satz 1 anwenden.

(6) Zur Konkretisierung und Weiterentwicklung der in Abs. 5 genannten Qualitäts
anforderungen vereinbaren die Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 sowie die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen im Rahmen der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation eine gemeinsame Empfehlung. Die gemein
same Empfehlung kann auch Ausführungen zu möglichen Leistungsinhalten und zur 
Zusammenarbeit enthalten. § 13 Abs. 4, 6 und 7 und § 16 gelten entsprechend.

§ 39 Leistungen in Werkstätten für behinderte Menschen

Leistungen in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen (§ 136) werden erbracht, 
um die Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit der behinderten Menschen zu erhalten, zu ent
wickeln, zu verbessern oder wiederherzustellen, die Persönlichkeit dieser Menschen weiter
zuentwickeln und ihre Beschäftigung zu ermöglichen oder zu sichern.

§ 40 Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich

(1) Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich einer anerkannten 
Werkstatt für behinderte Menschen erhalten behinderte Menschen

1.	 im Eingangsverfahren zur Feststellung, ob die Werkstatt die geeignete Einrichtung für 
die Teilhabe des behinderten Menschen am Arbeitsleben ist sowie welche Bereiche der 
Werkstatt und welche Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für den behinderten 
Menschen in Betracht kommen, und um einen Eingliederungsplan zu erstellen,

2.	 im Berufsbildungsbereich, wenn die Leistungen erforderlich sind, um die Leistungs- 
oder Erwerbsfähigkeit des behinderten Menschen soweit wie möglich zu entwickeln, zu 
verbessern oder wiederherzustellen und erwartet werden kann, dass der behinderte 
Mensch nach Teilnahme an diesen Leistungen in der Lage ist, wenigstens ein Mindestmaß 
wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung im Sinne des § 136 zu erbringen.
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(2) Die Leistungen im Eingangsverfahren werden für drei Monate erbracht. Die Leistungs
dauer kann auf bis zu vier Wochen verkürzt werden, wenn während des Eingangsverfahrens 
im Einzelfall festgestellt wird, dass eine kürzere Leistungsdauer ausreichend ist.

(3) Die Leistungen im Berufsbildungsbereich werden für zwei Jahre erbracht. Sie werden in 
der Regel für ein Jahr bewilligt. Sie werden für ein weiteres Jahr bewilligt, wenn auf Grund 
einer rechtzeitig vor Ablauf des Förderzeitraums nach Satz 2 abzugebenden fachlichen 
Stellungnahme die Leistungsfähigkeit des behinderten Menschen weiterentwickelt oder 
wiedergewonnen werden kann.

(4) Zeiten der individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen einer Unterstützten 
Beschäftigung nach § 38a werden zur Hälfte auf die Dauer des Berufsbildungsbereichs 
angerechnet. Allerdings dürfen die Zeiten individueller betrieblicher Qualifizierung und des 
Berufsbildungsbereichs insgesamt nicht mehr als 36 Monate betragen.

§ 41 Leistungen im Arbeitsbereich 

(1) Leistungen im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen 
erhalten behinderte Menschen, bei denen

1.	 eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt oder

2.	 Berufsvorbereitung, berufliche Anpassung und Weiterbildung oder berufliche Ausbildung 
(§ 33 Abs. 3 Nr. 2 bis 4)

wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in 
Betracht kommen und die in der Lage sind, wenigstens ein Mindestmaß an wirtschaftlich 
verwertbarer Arbeitsleistung zu erbringen.

(2) Die Leistungen sind gerichtet auf

1.	 Aufnahme, Ausübung und Sicherung einer der Eignung und Neigung des behinderten 
Menschen entsprechenden Beschäftigung, 

2.	 Teilnahme an arbeitsbegleitenden Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der im 
Berufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der 
Persönlichkeit sowie

3.	 Förderung des Übergangs geeigneter behinderter Menschen auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt durch geeignete Maßnahmen.

(3) Die Werkstätten erhalten für die Leistungen nach Absatz 2 vom zuständigen Rehabili
tationsträger angemessene Vergütungen, die den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, 
Sparsamkeit und Leistungsfähigkeit entsprechen. Ist der Träger der Sozialhilfe zuständig, 
sind die Vorschriften nach dem Zehnten Kapitel des Zwölften Buches anzuwenden. Die 
Vergütungen, in den Fällen des Satzes 2 die Pauschalen und Beträge nach § 76 Abs. 2 des 
Zwölften Buches, berücksichtigen

1.	 alle für die Erfüllung der Aufgaben und der fachlichen Anforderungen der Werkstatt 
notwendigen Kosten sowie
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2.	 die mit der wirtschaftlichen Betätigung der Werkstatt in Zusammenhang stehenden 
Kosten, soweit diese unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse in der Werkstatt 
und der dort beschäftigten behinderten Menschen nach Art und Umfang über die in 
einem Wirtschaftsunternehmen üblicherweise entstehenden Kosten hinausgehen.

Können die Kosten der Werkstatt nach Satz 3 Nr. 2 im Einzelfall nicht ermittelt werden, kann 
eine Vergütungspauschale für diese werkstattspezifischen Kosten der wirtschaftlichen 
Betätigung der Werkstatt vereinbart werden.

(4) Bei der Ermittlung des Arbeitsergebnisses der Werkstatt nach § 12 Abs. 4 der Werkstätten-
verordnung werden die Auswirkungen der Vergütungen auf die Höhe des Arbeitsergebnisses 
dargestellt. Dabei wird getrennt ausgewiesen, ob sich durch die Vergütung Verluste oder 
Gewinne ergeben. Das Arbeitsergebnis der Werkstatt darf nicht zur Minderung der Ver
gütungen nach Absatz 3 verwendet werden.

§ 42 Zuständigkeit für Leistungen in Werkstätten für behinderte Menschen

(1) Die Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich erbringen

1.	 die Bundesagentur für Arbeit, soweit nicht einer der in den Nummern 2 bis 4 genannten 
Träger zuständig ist,

2.	 die Träger der Unfallversicherung im Rahmen ihrer Zuständigkeit für durch Arbeits
unfälle Verletzte und von Berufskrankheiten Betroffene,

3.	 die Träger der Rentenversicherung unter den Voraussetzungen der §§ 11 bis 13 des 
Sechsten Buches,

4.	 die Träger der Kriegsopferfürsorge unter den Voraussetzungen der §§ 26 und 26a des 
Bundesversorgungsgesetzes.

(2) Die Leistungen im Arbeitsbereich erbringen

1.	 die Träger der Unfallversicherung im Rahmen ihrer Zuständigkeit für durch Arbeits
unfälle Verletzte und von Berufskrankheiten Betroffene,

2.	 die Träger der Kriegsopferfürsorge unter den Voraussetzungen des § 27d Abs. 1 Nr. 3 des 
Bundesversorgungsgesetzes,

3.	 die Träger der öffentlichen Jugendhilfe unter den Voraussetzungen des § 35a des Achten 
Buches,

4.	 im Übrigen die Träger der Sozialhilfe unter den Voraussetzungen des Zwölften Buches.
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§ 43 Arbeitsförderungsgeld

Die Werkstätten für behinderte Menschen erhalten von dem zuständigen Rehabilitations
träger zur Auszahlung an die im Arbeitsbereich beschäftigten behinderten Menschen 
zusätzlich zu den Vergütungen nach § 41 Abs. 3 ein Arbeitsförderungsgeld. Das Arbeits
förderungsgeld beträgt monatlich 26 Euro für jeden im Arbeitsbereich beschäftigten 
behinderten Menschen, dessen Arbeitsentgelt zusammen mit dem Arbeitsförderungsgeld 
den Betrag von 325 Euro nicht übersteigt. Ist das Arbeitsentgelt höher als 299 Euro, beträgt 
das Arbeitsförderungsgeld monatlich den Unterschiedsbetrag zwischen dem Arbeitsentgelt 
und 325 Euro. Erhöhungen der Arbeitsentgelte auf Grund der Zuordnung der Kosten im 
Arbeitsbereich der Werkstatt gemäß § 41 Abs. 3 des Bundessozialhilfegesetzes in der ab 
1. August 1996 geltenden Fassung oder gemäß § 41 Abs. 3 können auf die Zahlung des 
Arbeitsförderungsgeldes angerechnet werden.

Kapitel 6	  
Unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen

§ 44 Ergänzende Leistungen

(1) Die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben der in 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 genannten Rehabilitationsträger werden ergänzt durch

1.	 Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld, Übergangsgeld, Ausbildungsgeld 
oder Unterhaltsbeihilfe,

2.	 Beiträge und Beitragszuschüsse

a)	 zur Krankenversicherung nach Maßgabe des Fünften Buches, des Zweiten Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte sowie des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes,

b)	 zur Unfallversicherung nach Maßgabe des Siebten Buches,

c)	 zur Rentenversicherung nach Maßgabe des Sechsten Buches sowie des Künstler
sozialversicherungsgesetzes,

d)	 zur Bundesagentur für Arbeit nach Maßgabe des Dritten Buches,

e)	 zur Pflegeversicherung nach Maßgabe des Elften Buches,

3.	 ärztlich verordneten Rehabilitationssport in Gruppen unter ärztlicher Betreuung und 
Überwachung, einschließlich Übungen für behinderte oder von Behinderung bedrohte 
Frauen und Mädchen, die der Stärkung des Selbstbewusstseins dienen,

4.	 ärztlich verordnetes Funktionstraining in Gruppen unter fachkundiger Anleitung und 
Überwachung,

5.	 Reisekosten,

6.	 Betriebs- oder Haushaltshilfe und Kinderbetreuungskosten.



§ 45  |  SGB IX

363

(2) Ist der Schutz behinderter Menschen bei Krankheit oder Pflege während der Teilnahme an 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nicht anderweitig sichergestellt, können die Beiträge 
für eine freiwillige Krankenversicherung ohne Anspruch auf Krankengeld und zur Pflege
versicherung bei einem Träger der gesetzlichen Kranken- oder Pflegeversicherung oder, wenn 
dort im Einzelfall ein Schutz nicht gewährleistet ist, die Beiträge zu einem privaten Kranken-
versicherungsunternehmen erbracht werden. Arbeitslose Teilnehmer an Leistungen zur 
medizinischen Rehabilitation können für die Dauer des Bezuges von Verletztengeld, Ver
sorgungskrankengeld oder Übergangsgeld einen Zuschuss zu ihrem Beitrag für eine private 
Versicherung gegen Krankheit oder für die Pflegeversicherung erhalten. Der Zuschuss wird 
nach § 174 Abs. 2 des Dritten Buches berechnet.

§ 45 Leistungen zum Lebensunterhalt

(1) Im Zusammenhang mit Leistungen zur medizinischen Rehabilitation leisten 

1.	 die gesetzlichen Krankenkassen Krankengeld nach Maßgabe der §§ 44 und 46 bis 51 des 
Fünften Buches und des § 8 Abs. 2 in Verbindung mit den §§ 12 und 13 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte,

2.	 die Träger der Unfallversicherung Verletztengeld nach Maßgabe der §§ 45 bis 48, 52 und 
55 des Siebten Buches,

3.	 die Träger der Rentenversicherung Übergangsgeld nach Maßgabe dieses Buches und der 
§§ 20 und 21 des Sechsten Buches,

4.	 die Träger der Kriegsopferversorgung Versorgungskrankengeld nach Maßgabe der §§ 16 
bis 16h und 18a des Bundesversorgungsgesetzes.

(2) Im Zusammenhang mit Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben leisten Übergangsgeld

1.	 die Träger der Unfallversicherung nach Maßgabe dieses Buches und der §§ 49 bis 52 des 
Siebten Buches,

2.	 die Träger der Rentenversicherung nach Maßgabe dieses Buches und der §§ 20 und 21 des 
Sechsten Buches, 

3.	 die Bundesagentur für Arbeit nach Maßgabe dieses Buches und der §§ 119 bis 121 des 
Dritten Buches,

4.	 die Träger der Kriegsopferfürsorge nach Maßgabe dieses Buches und des § 26a des 
Bundesversorgungsgesetzes.

(3) Behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen haben Anspruch auf Übergangs-
geld wie bei Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für den Zeitraum, in dem die berufliche 
Eignung abgeklärt oder eine Arbeitserprobung durchgeführt wird (§ 33 Abs. 4 Satz 2) und sie 
wegen der Teilnahme kein oder ein geringeres Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen 
erzielen.

(4) Der Anspruch auf Übergangsgeld ruht, solange die Leistungsempfängerin einen Anspruch 
auf Mutterschaftsgeld hat; § 52 Nr. 2 des Siebten Buches bleibt unberührt.
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(5) Während der Ausführung von Leistungen zur erstmaligen beruflichen Ausbildung 
behinderter Menschen, berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen und Leistungen zur 
individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen Unterstützter Beschäftigung sowie im 
Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich von Werkstätten für behinderte Menschen 
leisten

1.	 die Bundesagentur für Arbeit Ausbildungsgeld nach Maßgabe der §§ 122 bis 126 des 
Dritten Buches,

2.	 die Träger der Kriegsopferfürsorge Unterhaltsbeihilfe unter den Voraussetzungen der 
§§ 26 und 26a des Bundesversorgungsgesetzes.

(6) Die Träger der Kriegsopferfürsorge leisten in den Fällen des § 27d Abs. 1 Nr. 3 des Bundes-
versorgungsgesetzes ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 27a des Bundesver
sorgungsgesetzes.

(7) weggefallen.

(8) Das Krankengeld, das Versorgungskrankengeld, das Verletztengeld und das Übergangsgeld 
werden für Kalendertage gezahlt; wird die Leistung für einen ganzen Kalendermonat gezahlt, 
so wird dieser mit 30 Tagen angesetzt.

§ 46 Höhe und Berechnung des Übergangsgelds

(1) Der Berechnung des Übergangsgelds werden 80 vom Hundert des erzielten regelmäßigen 
Arbeitsentgelts und Arbeitseinkommens, soweit es der Beitragsberechnung unterliegt 
(Regelentgelt) zugrunde gelegt, höchstens jedoch das in entsprechender Anwendung des § 47 
berechnete Nettoarbeitsentgelt; hierbei gilt die für den Rehabilitationsträger jeweils geltende 
Beitragsbemessungsgrenze. Bei der Berechnung des Regelentgelts und des Nettoarbeits
entgelts werden die für die jeweilige Beitragsbemessung und Beitragstragung geltenden 
Besonderheiten der Gleitzone nach § 20 Abs. 2 des Vierten Buches nicht berücksichtigt. Das 
Übergangsgeld beträgt

1.	 für Leistungsempfänger, die mindestens ein Kind im Sinne des § 32 Abs. 1, 3 bis 5 des 
Einkommensteuergesetzes haben, oder deren Ehegatten oder Lebenspartner, mit denen 
sie in häuslicher Gemeinschaft leben, eine Erwerbstätigkeit nicht ausüben können, weil 
sie die Leistungsempfänger pflegen oder selbst der Pflege bedürfen und keinen Anspruch 
auf Leistungen aus der Pflegeversicherung haben, 75 vom Hundert; Gleiches gilt für 
Leistungsempfänger, die ein Stiefkind (§ 56 Abs. 2 Nr. 1 des Ersten Buches) in ihren 
Haushalt aufgenommen haben., 

2.	 für die übrigen Leistungsempfänger 68 vom Hundert des nach Satz 1 oder § 48 maß
gebenden Betrages. Bei Übergangsgeld der Träger der Kriegsopferfürsorge wird unter den 
Voraussetzungen von Satz 2 Nr. 1 ein Vomhundertsatz von 80, im Übrigen ein Vom
hundertsatz von 70 zugrunde gelegt. 
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(2) Für die Berechnung des Nettoarbeitsentgelts nach Absatz 1 Satz 1 wird der sich aus dem 
kalendertäglichen Hinzurechnungsbetrag nach § 47 Abs. 1 Satz 6 ergebende Anteil am 
Nettoarbeitsentgelt mit dem Vomhundertsatz angesetzt, der sich aus dem Verhältnis des 
kalendertäglichen Regelentgeltbetrages nach § 47 Abs. 1 Satz 1 bis 5 zu dem sich aus diesem 
Regelentgeltbetrag ergebenden Nettoarbeitsentgelt ergibt. Das kalendertägliche Übergangs-
geld darf das sich aus dem Arbeitsentgelt nach § 47 Abs. 1 Satz 1 bis 5 ergebende kalender
tägliche Nettoarbeitsentgelt nicht übersteigen.

§ 47 Berechnung des Regelentgelts

(1) Für die Berechnung des Regelentgelts wird das von den Leistungsempfängern im letzten 
vor Beginn der Leistung oder einer vorangegangenen Arbeitsunfähigkeit abgerechneten 
Entgeltabrechnungszeitraum, mindestens das während der letzten abgerechneten vier 
Wochen (Bemessungszeitraum) erzielte und um einmalig gezahltes Arbeitsentgelt ver
minderte Arbeitsentgelt durch die Zahl der Stunden geteilt, für die es gezahlt wurde. Das 
Ergebnis wird mit der Zahl der sich aus dem Inhalt des Arbeitsverhältnisses ergebenden 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitsstunden vervielfacht und durch sieben geteilt. Ist das 
Arbeitsentgelt nach Monaten bemessen oder ist eine Berechnung des Regelentgelts nach den 
Sätzen 1 und 2 nicht möglich, gilt der 30. Teil des in dem letzten vor Beginn der Leistung 
abgerechneten Kalendermonat erzielten und um einmalig gezahltes Arbeitsentgelt ver
minderten Arbeitsentgelts als Regelentgelt. Wird mit einer Arbeitsleistung Arbeitsentgelt 
erzielt, das für Zeiten einer Freistellung vor oder nach dieser Arbeitsleistung fällig wird 
(Wertguthaben nach § 7b  des Vierten Buches), ist für die Berechnung des Regelentgelts das 
im Bemessungszeitraum der Beitragsberechnung zugrunde liegende und um einmalig 
gezahltes Arbeitsentgelt verminderte Arbeitsentgelt maßgebend; Wertguthaben, die nicht 
gemäß einer Vereinbarung über flexible Arbeitszeitregelungen verwendet werden (§ 23b 
Abs. 2 des Vierten Buches), bleiben außer Betracht. Bei der Anwendung des Satzes 1 gilt als 
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit die Arbeitszeit, die dem gezahlten Arbeitsentgelt 
entspricht. Für die Berechnung des Regelentgelts wird der 360. Teil des einmalig gezahlten 
Arbeitsentgelts, das in den letzten zwölf Kalendermonaten vor Beginn der Leistung nach 
§ 23a des Vierten Buches der Beitragsberechnung zugrunde gelegen hat, dem nach den 
Sätzen 1 bis 5 berechneten Arbeitsentgelt hinzugerechnet. 

(2) Bei Teilarbeitslosigkeit ist für die Berechnung das Arbeitsentgelt maßgebend, das in der 
infolge der Teilarbeitslosigkeit nicht mehr ausgeübten Beschäftigung erzielt wurde.

(3) Für Leistungsempfänger, die Kurzarbeitergeld bezogen haben, wird das regelmäßige 
Arbeitsentgelt zugrunde gelegt, das zuletzt vor dem Arbeitsausfall erzielt wurde.

(4) Das Regelentgelt wird bis zur Höhe der für den Rehabilitationsträger jeweils geltenden 
Leistungs- oder Beitragsbemessungsgrenze berücksichtigt, in der Rentenversicherung bis zur 
Höhe des der Beitragsbemessung zugrunde liegenden Entgelts.

(5) Für Leistungsempfänger, die im Inland nicht einkommensteuerpflichtig sind, werden für 
die Feststellung des entgangenen Nettoarbeitsentgelts die Steuern berücksichtigt, die bei 
einer Steuerpflicht im Inland durch Abzug vom Arbeitsentgelt erhoben würden.
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§ 48 Berechnungsgrundlage in Sonderfällen

Die Berechnungsgrundlage für das Übergangsgeld während Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben wird aus 65 vom Hundert des auf ein Jahr bezogenen tariflichen oder, wenn es 
an einer tariflichen Regelung fehlt, des ortsüblichen Arbeitsentgelts ermittelt, das für den 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort der Leistungsempfänger gilt, wenn

1.	 die Berechnung nach den §§ 46 und 47 zu einem geringeren Betrag führt,

2.	 Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen nicht erzielt worden ist oder

3.	 der letzte Tag des Bemessungszeitraums bei Beginn der Leistungen länger als drei Jahre 
zurückliegt.

Maßgebend ist das Arbeitsentgelt in dem letzten Kalendermonat vor dem Beginn der 
Leistungen bis zur jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze für diejenige Beschäftigung, für die 
Leistungsempfänger ohne die Behinderung nach ihren beruflichen Fähigkeiten, ihrer 
bisherigen beruflichen Tätigkeit und nach ihrem Lebensalter in Betracht kämen. Für den 
Kalendertag wird der 360. Teil dieses Betrages angesetzt.

§ 49 Kontinuität der Bemessungsgrundlage

Haben Leistungsempfänger Krankengeld, Verletztengeld, Versorgungskrankengeld oder 
Übergangsgeld bezogen und wird im Anschluss daran eine Leistung zur medizinischen 
Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben ausgeführt, so wird bei der Berechnung der 
diese Leistungen ergänzenden Leistung zum Lebensunterhalt von dem bisher zugrunde 
gelegten Arbeitsentgelt ausgegangen; es gilt die für den Rehabilitationsträger jeweils geltende 
Beitragsbemessungsgrenze.

§ 50 Anpassung der Entgeltersatzleistungen

(1) Die dem Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld und Übergangsgeld 
zugrunde liegende Berechnungsgrundlage wird jeweils nach Ablauf eines Jahres seit dem 
Ende des Bemessungszeitraums entsprechend der Veränderung der Bruttolöhne und 
-gehälter je Arbeitnehmer (§ 68 Abs. 2 Satz 1 des Sechsten Buches) vom vorvergangenen zum 
vergangenen Kalenderjahr an die Entwicklung der Bruttoarbeitsentgelte angepasst. 

(2) Der Anpassungsfaktor errechnet sich, indem die Bruttolöhne und -gehälter je Arbeit
nehmer für das vergangene Kalenderjahr durch die entsprechenden Bruttolöhne- und 
-gehälter für das vorvergangene Kalenderjahr geteilt werden; § 68 Abs. 7 und § 121 Abs. 1 des 
Sechsten Buches gelten entsprechend.

(3) Eine Anpassung nach Abs. 1 erfolgt, wenn der nach Abs. 2 berechnete Anpassungsfaktor 
den Wert 1,0000 überschreitet.

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt jeweils zum 30. Juni eines Kalender-
jahres den Anpassungsfaktor, der für die folgenden zwölf Monate maßgebend ist, im 
Bundesanzeiger bekannt.
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§ 51 Weiterzahlung der Leistungen

(1) Sind nach Abschluss von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder von Leis
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben weitere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
erforderlich, während derer dem Grunde nach Anspruch auf Übergangsgeld besteht, und 
können diese aus Gründen, die die Leistungsempfänger nicht zu vertreten haben, nicht 
unmittelbar anschließend durchgeführt werden, werden das Verletztengeld, das Versorgungs-
krankengeld oder das Übergangsgeld für diese Zeit weitergezahlt, wenn

1.	 die Leistungsempfänger arbeitsunfähig sind und keinen Anspruch auf Krankengeld mehr 
haben oder

2.	 ihnen eine zumutbare Beschäftigung aus Gründen, die sie nicht zu vertreten haben, nicht 
vermittelt werden kann.

(2) Leistungsempfänger haben die Verzögerung insbesondere zu vertreten, wenn sie zumut
bare Angebote von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in größerer Entfernung zu ihren 
Wohnorten ablehnen. Für die Beurteilung der Zumutbarkeit ist § 140 Abs. 4 des Dritten 
Buches entsprechend anzuwenden.

(3) Können Leistungsempfänger Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben allein aus gesund-
heitlichen Gründen nicht mehr, aber voraussichtlich wieder in Anspruch nehmen, werden 
Übergangsgeld und Unterhaltsbeihilfe bis zum Ende dieser Leistungen, längstens bis zu sechs 
Wochen weitergezahlt. 

(4) Sind die Leistungsempfänger im Anschluss an eine abgeschlossene Leistung zur Teilhabe 
am Arbeitsleben arbeitslos, werden Übergangsgeld und Unterhaltsbeihilfe während der 
Arbeitslosigkeit bis zu drei Monate weitergezahlt, wenn sie sich bei der Agentur für Arbeit 
arbeitslos gemeldet haben und einen Anspruch auf Arbeitslosengeld von mindestens drei 
Monaten nicht geltend machen können; die Dauer von drei Monaten vermindert sich um die 
Anzahl von Tagen, für die Leistungsempfänger im Anschluss an eine abgeschlossene Leistung 
zur Teilhabe am Arbeitsleben einen Anspruch aus Arbeitslosengeld geltend machen können. 
In diesem Fall beträgt das Übergangsgeld 

1.	 bei Leistungsempfängern, bei denen die Voraussetzungen des erhöhten Bemessungs-
satzes nach § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 vorliegen, 67 vom Hundert,

2.	 bei den übrigen Leistungsempfängern 60 vom Hundert des sich aus § 46 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 48 ergebenden Betrages.

(5) Ist im unmittelbaren Anschluss an Leistungen zur medizinischen Rehabilitation eine 
stufenweise Wiedereingliederung (§ 28) erforderlich, wird das Übergangsgeld bis zu deren 
Ende weitergezahlt.
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§ 52 Einkommensanrechnung

(1) Auf das Übergangsgeld der Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr. 2, 4 und 5 werden 
angerechnet

1.	 Erwerbseinkommen aus einer Beschäftigung oder einer während des Anspruchs auf 
Übergangsgeld ausgeübten Tätigkeit, das bei Beschäftigten um die gesetzlichen Abzüge 
und um einmalig gezahltes Arbeitsentgelt und bei sonstigen Leistungsempfängern um 20 
vom Hundert zu vermindern ist, 

2.	 Leistungen des Arbeitgebers zum Übergangsgeld, soweit sie zusammen mit dem 
Übergangsgeld das vor Beginn der Leistung erzielte, um die gesetzlichen Abzüge 
verminderte Arbeitsentgelt übersteigen,

3.	 Geldleistungen, die eine öffentlich-rechtliche Stelle im Zusammenhang mit einer 
Leistung zur medizinischen Rehabilitation oder einer Leistung zur Teilhabe am Arbeits-
leben erbringt,

4.	 Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder Verletztenrenten in Höhe des sich 
aus § 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 des Vierten Buches ergebenden Betrages, wenn sich die 
Minderung der Erwerbsfähigkeit auf die Höhe der Berechnungsgrundlage für das 
Übergangsgeld nicht ausgewirkt hat,

5.	 Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, die aus demselben Anlass wie die Leis
tungen zur Teilhabe erbracht werden, wenn durch die Anrechnung eine unbillige 
Doppelleistung vermieden wird,

6.	 Renten wegen Alters, die bei Berechnung des Übergangsgelds aus einem Teilarbeitsentgelt 
nicht berücksichtigt wurden, 

7.	 Verletztengeld nach den Vorschriften des Siebten Buches,

8.	 den Nummern 1 bis 7 vergleichbare Leistungen, die von einer Stelle außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzbuchs erbracht werden.

(2) Bei der Anrechnung von Verletztenrenten mit Kinderzulage und von Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit mit Kinderzuschuss auf das Übergangsgeld bleibt ein Betrag 
in Höhe des Kindergeldes nach § 66 des Einkommensteuergesetzes oder § 6 des Bundes
kindergeldgesetzes außer Ansatz.

(3) Wird ein Anspruch auf Leistungen, um die das Übergangsgeld nach Absatz 1 Nr. 3 zu 
kürzen wäre, nicht erfüllt, geht der Anspruch insoweit mit Zahlung des Übergangsgelds auf 
den Rehabilitationsträger über; die §§ 104 und 115 des Zehnten Buches bleiben unberührt.
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§ 53 Reisekosten

(1) Als Reisekosten werden die im Zusammenhang mit der Ausführung einer Leistung zur 
medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben erforderlichen Fahr-, 
Verpflegungs- und Übernachtungskosten übernommen; hierzu gehören auch die Kosten für 
besondere Beförderungsmittel, deren Inanspruchnahme wegen Art oder Schwere der 
Behinderung erforderlich ist, für eine wegen der Behinderung erforderliche Begleitperson 
einschließlich des für die Zeit der Begleitung entstehenden Verdienstausfalls, für Kinder, 
deren Mitnahme an den Rehabilitationsort erforderlich ist, weil ihre anderweitige Betreuung 
nicht sichergestellt ist, sowie für den erforderlichen Gepäcktransport.

(2) Während der Ausführung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden Reise-
kosten auch für im Regelfall zwei Familienheimfahrten je Monat übernommen. Anstelle der 
Kosten für die Familienheimfahrten können für Fahrten von Angehörigen vom Wohnort zum 
Aufenthaltsort der Leistungsempfänger und zurück Reisekosten übernommen werden. 

(3) Reisekosten nach Absatz 2 werden auch im Zusammenhang mit Leistungen zur medizi
nischen Rehabilitation übernommen, wenn die Leistungen länger als acht Wochen erbracht 
werden.

(4) Fahrkosten werden in Höhe des Betrages zugrunde gelegt, der bei Benutzung eines 
regelmäßig verkehrenden öffentlichen Verkehrsmittels der niedrigsten Klasse des zweck
mäßigsten öffentlichen Verkehrsmittels zu zahlen ist, bei Benutzung sonstiger Verkehrsmittel 
in Höhe der Wegstreckenentschädigung nach § 5 Absatz 1 des Bundesreisekostengesetzes. Bei 
nicht geringfügigen Fahrpreiserhöhungen hat auf Antrag eine Anpassung zu erfolgen, wenn 
die Maßnahme noch mindestens zwei weitere Monate andauert. Kosten für Pendelfahrten 
können nur bis zur Höhe des Betrages übernommen werden, der bei unter Berücksichtigung 
von Art und Schwere der Behinderung zumutbarer auswärtiger Unterbringung für Unter-
bringung und Verpflegung zu leisten wäre.

§ 54 Haushalts- oder Betriebshilfe und Kinderbetreuungskosten

(1) Haushaltshilfe wird geleistet, wenn

1.	 den Leistungsempfängern wegen der Ausführung einer Leistung zur medizinischen 
Rehabilitation oder einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben die Weiterführung des 
Haushalts nicht möglich ist,

2.	 eine andere im Haushalt lebende Person den Haushalt nicht weiterführen kann und

3.	 im Haushalt ein Kind lebt, das bei Beginn der Haushaltshilfe das zwölfte Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat oder das behindert und auf Hilfe angewiesen ist. 

§ 38 Abs. 4 des Fünften Buches ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) Anstelle der Haushaltshilfe werden auf Antrag die Kosten für die Mitnahme oder ander-
weitige Unterbringung des Kindes bis zur Höhe der Kosten der sonst zu erbringenden 
Haushaltshilfe übernommen, wenn die Unterbringung und Betreuung des Kindes in dieser 
Weise sichergestellt ist.
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(3) Kosten für die Betreuung der Kinder des Leistungsempfängers können bis zu einem Betrag 
von 160 Euro je Kind und Monat übernommen werden, wenn sie durch die Ausführung einer 
Leistung zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben unvermeidbar 
entstehen. Leistungen zur Kinderbetreuung werden nicht neben Leistungen nach den 
Absätzen 1 und 2 erbracht. Der in Satz 1 genannte Betrag erhöht sich entsprechend der 
Veränderung der Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches; § 77 Abs. 3 Satz 2 bis 5 gilt 
entsprechend.

(4) Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 erbringen die landwirtschaftliche Alterskasse und 
die landwirtschaftliche Krankenkasse Betriebs- und Haushaltshilfe nach den §§ 10 und 36 des 
Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte und nach den §§ 9 und 10 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte, die landwirtschaftliche Berufsge
nossenschaft für die bei ihr versicherten landwirtschaftlichen Unternehmer und im Unter-
nehmen mitarbeitenden Ehegatten nach §§ 54 und 55 des Siebten Buches.

Kapitel 7	  
Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft

§ 55 Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft

(1) Als Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft werden die Leistungen 
erbracht, die den behinderten Menschen die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft ermög
lichen oder sichern oder sie soweit wie möglich unabhängig von Pflege machen und nach den 
Kapiteln 4 bis 6 nicht erbracht werden. 

(2) Leistungen nach Absatz 1 sind insbesondere

1. 	 Versorgung mit anderen als den in § 31 genannten Hilfsmitteln oder den in § 33 
genannten Hilfen,

2.	 heilpädagogische Leistungen für Kinder, die noch nicht eingeschult sind,

3.	 Hilfen zum Erwerb praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten, die erforderlich und geeignet 
sind, behinderten Menschen die für sie erreichbare Teilnahme am Leben in der Gemein-
schaft zu ermöglichen,

4.	 Hilfen zur Förderung der Verständigung mit der Umwelt,

5.	 Hilfen bei der Beschaffung, dem Umbau, der Ausstattung und der Erhaltung einer 
Wohnung, die den besonderen Bedürfnissen der behinderten Menschen entspricht,

6.	 Hilfen zu selbstbestimmtem Leben in betreuten Wohnmöglichkeiten,

7.	 Hilfen zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben.
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§ 56 Heilpädagogische Leistungen

(1) Heilpädagogische Leistungen nach § 55 Abs. 2 Nr. 2 werden erbracht, wenn nach fachlicher 
Erkenntnis zu erwarten ist, dass hierdurch 

1.	 eine drohende Behinderung abgewendet oder der fortschreitende Verlauf einer Behin
derung verlangsamt oder 

2.	 die Folgen einer Behinderung beseitigt oder gemildert 

werden können. Sie werden immer an schwerstbehinderte und schwerstmehrfachbehinderte 
Kinder, die noch nicht eingeschult sind, erbracht.

(2) In Verbindung mit Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung (§ 30) und schul
vorbereitenden Maßnahmen der Schulträger werden heilpädagogische Leistungen als 
Komplexleistung erbracht.

§ 57 Förderung der Verständigung

Bedürfen hörbehinderte Menschen oder behinderte Menschen mit besonders starker 
Beeinträchtigung der Sprachfähigkeit auf Grund ihrer Behinderung zur Verständigung mit 
der Umwelt aus besonderem Anlass der Hilfe Anderer, werden ihnen die erforderlichen Hilfen 
zur Verfügung gestellt oder angemessene Aufwendungen hierfür erstattet.

§ 58 Hilfen zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben

Die Hilfen zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben (§ 55 Abs. 2 Nr. 7) 
umfassen vor allem 

1.	 Hilfen zur Förderung der Begegnung und des Umgangs mit nichtbehinderten Menschen, 

2.	 Hilfen zum Besuch von Veranstaltungen oder Einrichtungen, die der Geselligkeit, der 
Unterhaltung oder kulturellen Zwecken dienen, 

3.	 die Bereitstellung von Hilfsmitteln, die der Unterrichtung über das Zeitgeschehen oder 
über kulturelle Ereignisse dienen, wenn wegen Art oder Schwere der Behinderung anders 
eine Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft nicht oder nur unzureichend möglich ist.

§ 59 Verordnungsermächtigung

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Näheres über Voraussetzungen, Gegenstand und Umfang der Leistungen zur Teilhabe am 
Leben in der Gemeinschaft sowie über das Zusammenwirken dieser Leistungen mit anderen 
Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen regeln.
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Kapitel 8	  
Sicherung und Koordinierung der Teilhabe

Titel 1	  
Sicherung von Beratung und Auskunft

§ 60 Pflichten Personensorgeberechtigter

Eltern, Vormünder, Pfleger und Betreuer, die bei ihrer Personensorge anvertrauten Menschen 
Behinderungen (§ 2 Abs. 1) wahrnehmen oder durch die in § 61 genannten Personen hierauf 
hingewiesen werden, sollen im Rahmen ihres Erziehungs- oder Betreuungsauftrags die 
behinderten Menschen einer gemeinsamen Servicestelle oder einer sonstigen Beratungsstelle 
für Rehabilitation oder einem Arzt zur Beratung über die geeigneten Leistungen zur Teilhabe 
vorstellen.

§ 61 Sicherung der Beratung behinderter Menschen

(1) Die Beratung der Ärzte, denen eine Person nach § 60 vorgestellt wird, erstreckt sich auf die 
geeigneten Leistungen zur Teilhabe. Dabei weisen sie auf die Möglichkeit der Beratung durch 
eine gemeinsame Servicestelle oder eine sonstige Beratungsstelle für Rehabilitation hin. Bei 
Menschen, bei denen der Eintritt der Behinderung nach allgemeiner ärztlicher Erkenntnis zu 
erwarten ist, wird entsprechend verfahren. Werdende Eltern werden auf den Beratungs
anspruch bei den Schwangerschaftsberatungsstellen hingewiesen.

(2) Hebammen, Entbindungspfleger, Medizinalpersonen außer Ärzten, Lehrer, Sozialarbeiter, 
Jugendleiter und Erzieher, die bei Ausübung ihres Berufs Behinderungen (§ 2 Abs. 1) wahr-
nehmen, weisen die Personensorgeberechtigten auf die Behinderung und auf die Beratungs-
angebote nach § 60 hin.

(3) Nehmen Medizinalpersonen außer Ärzten und Sozialarbeiter bei Ausübung ihres Berufs 
Behinderungen (§ 2 Abs. 1) bei volljährigen Menschen wahr, empfehlen sie diesen Menschen 
oder den für sie bestellten Betreuern, eine Beratungsstelle für Rehabilitation oder einen Arzt 
zur Beratung über die geeigneten Leistungen zur Teilhabe aufzusuchen.

§ 62 Landesärzte

(1) In den Ländern können Landesärzte bestellt werden, die über besondere Erfahrungen in 
der Hilfe für behinderte und von Behinderung bedrohte Menschen verfügen. 

(2) Die Landesärzte haben vor allem die Aufgabe,

1.	 Gutachten für die Landesbehörden, die für das Gesundheitswesen und die Sozialhilfe 
zuständig sind, sowie für die zuständigen Träger der Sozialhilfe in besonders schwierig 
gelagerten Einzelfällen oder in Fällen von grundsätzlicher Bedeutung zu erstatten, 
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2.	 die für das Gesundheitswesen zuständigen obersten Landesbehörden beim Erstellen von 
Konzeptionen, Situations- und Bedarfsanalysen und bei der Landesplanung zur Teilhabe 
behinderter und von Behinderung bedrohter Menschen zu beraten und zu unterstützen 
sowie selbst entsprechende Initiativen zu ergreifen,

3.	 die für das Gesundheitswesen zuständigen Landesbehörden über Art und Ursachen von 
Behinderungen und notwendige Hilfen sowie über den Erfolg von Leistungen zur 
Teilhabe behinderter und von Behinderung bedrohter Menschen regelmäßig zu unter-
richten.

Titel 2	  
Klagerecht der Verbände

§ 63 Klagerecht der Verbände

Werden behinderte Menschen in ihren Rechten nach diesem Buch verletzt, können an ihrer 
Stelle und mit ihrem Einverständnis Verbände klagen, die nach ihrer Satzung behinderte 
Menschen auf Bundes- oder Landesebene vertreten und nicht selbst am Prozess beteiligt sind. 
In diesem Fall müssen alle Verfahrensvoraussetzungen wie bei einem Rechtsschutzersuchen 
durch den behinderten Menschen selbst vorliegen.

Titel 3	  
Koordinierung der Teilhabe behinderter Menschen

§ 64 Beirat für die Teilhabe behinderter Menschen

(1) Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ein Beirat für die Teilhabe behin-
derter Menschen gebildet, der es in Fragen der Teilhabe behinderter Menschen berät und bei 
Aufgaben der Koordinierung unterstützt. Zu den Aufgaben des Beirats gehören insbesondere 
auch

1.	 die Unterstützung bei der Förderung von Rehabilitationseinrichtungen und die Mit
wirkung bei der Vergabe der Mittel des Ausgleichsfonds,

2.	 die Anregung und Koordinierung von Maßnahmen zur Evaluierung der in diesem Buch 
getroffenen Regelungen im Rahmen der Rehabilitationsforschung und als forschungs
begleitender Ausschuss die Unterstützung des Ministeriums bei der Festlegung von 
Fragestellungen und Kriterien. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales trifft Entscheidungen über die Vergabe der 
Mittel des Ausgleichsfonds nur auf Grund von Vorschlägen des Beirats.
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(2) Der Beirat besteht aus 48 Mitgliedern. Von diesen beruft das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales

zwei Mitglieder auf Vorschlag der Gruppenvertreter der Arbeitnehmer im Verwaltungsrat der 
Bundesagentur für Arbeit, 

zwei Mitglieder auf Vorschlag der Gruppenvertreter der Arbeitgeber im Verwaltungsrat der 
Bundesagentur für Arbeit, 

sechs Mitglieder auf Vorschlag der Behindertenverbände, die nach der Zusammensetzung 
ihrer Mitglieder dazu berufen sind, behinderte Menschen auf Bundesebene zu vertreten, 

16 Mitglieder auf Vorschlag der Länder,

drei Mitglieder auf Vorschlag der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände, 

ein Mitglied auf Vorschlag der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und 
Hauptfürsorgestellen, 

ein Mitglied auf Vorschlag des Vorstands der Bundesagentur für Arbeit,

zwei Mitglieder auf Vorschlag der Spitzenverbände der Krankenkassen,

ein Mitglied auf Vorschlag der Spitzenvereinigungen der Träger der gesetzlichen Unfall
versicherung, 

drei Mitglieder auf Vorschlag der Deutschen Rentenversicherung Bund,

ein Mitglied auf Vorschlag der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der 
Sozialhilfe,

ein Mitglied auf Vorschlag der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, 

ein Mitglied auf Vorschlag der Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte Beschäftigung, 

fünf Mitglieder auf Vorschlag der Arbeitsgemeinschaften der Einrichtungen der medizini-
schen Rehabilitation, der Berufsförderungswerke, der Berufsbildungswerke, der Werkstätten 
für behinderte Menschen und der Integrationsfirmen,

ein Mitglied auf Vorschlag der für die Wahrnehmung der Interessen der ambulanten und 
stationären Rehabilitationseinrichtungen auf Bundesebene maßgeblichen Spitzenverbände,

zwei Mitglieder auf Vorschlag der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und der Bundesärzte-
kammer.

Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu berufen.
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§ 65 Verfahren des Beirats

Der Beirat für die Teilhabe behinderter Menschen wählt aus den ihm angehörenden Mit
gliedern von Seiten der Arbeitnehmer, Arbeitgeber und Organisationen behinderter 
Menschen jeweils für die Dauer eines Jahres einen Vorsitzenden oder eine Vorsitzende und 
einen Stellvertreter oder eine Stellvertreterin. Im Übrigen gilt § 106 entsprechend.

§ 66 Berichte über die Lage behinderter Menschen und die Entwicklung ihrer Teilhabe

(1) Die Bundesregierung unterrichtet die gesetzgebenden Körperschaften des Bundes bis zum 
31. Dezember 2004 über die Lage behinderter Frauen und Männer sowie die Entwicklung 
ihrer Teilhabe, gibt damit eine zusammenfassende Darstellung und Bewertung der Aufwen-
dungen zu Prävention, Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen im Hinblick auf 
Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit ab und schlägt unter Berücksichtigung und Bewertung 
der mit diesem Buch getroffenen Regelungen die zu treffenden Maßnahmen vor. In dem 
Bericht wird die Entwicklung der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft gesondert dargestellt. 
Schlägt die Bundesregierung weitere Regelungen vor, erstattet sie auch über deren Wir
kungen einen weiteren Bericht. Die Träger von Leistungen und Einrichtungen erteilen die 
erforderlichen Auskünfte. Die obersten Landesbehörden werden beteiligt. Ein gesonderter 
Bericht über die Lage behinderter Menschen ist vor diesem Zeitpunkt nicht zu erstellen.

(2) Bei der Erfüllung der Berichtspflicht nach Absatz 1 unterrichtet die Bundesregierung die 
gesetzgebenden Körperschaften des Bundes auch über die nach dem Behindertengleich
stellungsgesetz getroffenen Maßnahmen, über Zielvereinbarungen im Sinne von § 5 
Behindertengleichstellungsgesetz sowie über die Gleichstellung behinderter Menschen und 
gibt eine zusammenfassende, nach Geschlecht und Alter differenzierte Darstellung und 
Bewertung ab. Der Bericht nimmt zu möglichen weiteren Maßnahmen zur Gleichstellung 
behinderter Menschen Stellung. Die zuständigen obersten Landesbehörden werden beteiligt.

(3) Die Bundesregierung unterrichtet die gesetzgebenden Körperschaften des Bundes bis zum 
31. Dezember 2006 über die Ausführung der Leistungen des Persönlichen Budgets nach § 17. 
Auf der Grundlage des Berichts ist zu prüfen, ob weiterer Handlungsbedarf besteht; die 
obersten Landessozialbehörden werden beteiligt.

§ 67 Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates weitere Vorschriften über die Geschäftsführung und das 
Verfahren des Beirats nach § 65 erlassen.
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Teil 2	  
Besondere Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen 
(Schwerbehindertenrecht)

Kapitel 1	  
Geschützter Personenkreis

§ 68 Geltungsbereich

(1) Die Regelungen dieses Teils gelten für schwerbehinderte und diesen gleichgestellte 
behinderte Menschen.

(2) Die Gleichstellung behinderter Menschen mit schwerbehinderten Menschen (§ 2 Abs. 3) 
erfolgt auf Grund einer Feststellung nach § 69 auf Antrag des behinderten Menschen durch 
die Bundesagentur für Arbeit. Die Gleichstellung wird mit dem Tag des Eingangs des Antrags 
wirksam. Sie kann befristet werden.

(3) Auf gleichgestellte behinderte Menschen werden die besonderen Regelungen für schwer-
behinderte Menschen mit Ausnahme des § 125 und des Kapitels 13 angewendet.

(4) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt sind auch behinderte Jugendliche und junge 
Erwachsene (§ 2 Abs. 1) während der Zeit einer Berufsausbildung in Betrieben und Dienst
stellen, auch wenn der Grad der Behinderung weniger als 30 beträgt oder ein Grad der 
Behinderung nicht festgestellt ist. Der Nachweis der Behinderung wird durch eine Stellung-
nahme der Agentur für Arbeit oder durch einen Bescheid über Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben erbracht. Die besonderen Regelungen für schwerbehinderte Menschen, mit 
Ausnahme des § 102 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe c, werden nicht angewendet.

§ 69 Feststellung der Behinderung, Ausweise

(1) Auf Antrag des behinderten Menschen stellen die für die Durchführung des Bundesver
sorgungsgesetzes zuständigen Behörden das Vorliegen einer Behinderung und den Grad der 
Behinderung fest. Beantragt eine erwerbstätige Person die Feststellung der Eigenschaft als 
schwerbehinderter Mensch (§ 2 Abs. 2), gelten die in § 14 Abs. 2 Satz 2 und 4 sowie Abs. 5 Satz 2 
und 5 genannten Fristen sowie § 60 Abs. 1 des Ersten Buches entsprechend. Das Gesetz über 
das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung ist entsprechend anzuwenden, soweit 
nicht das Zehnte Buch Anwendung findet. Die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft werden als Grad der Behinderung nach Zehnergraden abgestuft festgestellt. 
Die Maßstäbe des § 30 Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes und der auf Grund des § 30 
Abs. 16 des Bundesversorgungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen gelten entsprechend. 
Eine Feststellung ist nur zu treffen, wenn ein Grad der Behinderung von wenigstens 20 
vorliegt. Durch Landesrecht kann die Zuständigkeit abweichend von Satz 1 geregelt werden.
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(2) Feststellungen nach Absatz 1 sind nicht zu treffen, wenn eine Feststellung über das 
Vorliegen einer Behinderung und den Grad einer auf ihr beruhenden Erwerbsminderung 
schon in einem Rentenbescheid, einer entsprechenden Verwaltungs- oder Gerichtsent
scheidung oder einer vorläufigen Bescheinigung der für diese Entscheidungen zuständigen 
Dienststellen getroffen worden ist, es sei denn, dass der behinderte Mensch ein Interesse an 
anderweitiger Feststellung nach Absatz 1 glaubhaft macht. Eine Feststellung nach Satz 1 gilt 
zugleich als Feststellung des Grades der Behinderung.

(3) Liegen mehrere Beeinträchtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft vor, so wird 
der Grad der Behinderung nach den Auswirkungen der Beeinträchtigungen in ihrer Gesamt-
heit unter Berücksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Für diese 
Entscheidung gilt Absatz 1, es sei denn, dass in einer Entscheidung nach Absatz 2 eine 
Gesamtbeurteilung bereits getroffen worden ist.

(4) Sind neben dem Vorliegen der Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale Voraus-
setzung für die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen, so treffen die zuständigen 
Behörden die erforderlichen Feststellungen im Verfahren nach Absatz 1.

(5) Auf Antrag des behinderten Menschen stellen die zuständigen Behörden auf Grund einer 
Feststellung der Behinderung einen Ausweis über die Eigenschaft als schwerbehinderter 
Mensch, den Grad der Behinderung sowie im Falle des Absatzes 4 über weitere gesundheit
liche Merkmale aus. Der Ausweis dient dem Nachweis für die Inanspruchnahme von 
Leistungen und sonstigen Hilfen, die schwerbehinderten Menschen nach Teil 2 oder nach 
anderen Vorschriften zustehen. Die Gültigkeitsdauer des Ausweises soll befristet werden. Er 
wird eingezogen, sobald der gesetzliche Schutz schwerbehinderter Menschen erloschen ist. 
Der Ausweis wird berichtigt, sobald eine Neufeststellung unanfechtbar geworden ist.

§ 70 Verordnungsermächtigung

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nähere Vorschriften über die Gestaltung der Ausweise, ihre Gültigkeit und das 
Verwaltungsverfahren zu erlassen.
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Kapitel 2	  
Beschäftigungspflicht der Arbeitgeber

§ 71 Pflicht der Arbeitgeber zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen

(1) Private und öffentliche Arbeitgeber (Arbeitgeber) mit jahresdurchschnittlich monatlich 
mindestens 20 Arbeitsplätzen im Sinne des § 73 haben auf wenigstens 5 Prozent der Arbeits-
plätze schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen. Dabei sind schwerbehinderte Frauen 
besonders zu berücksichtigen. Abweichend von Satz 1 haben Arbeitgeber mit jahresdurch-
schnittlich monatlich weniger als 40 Arbeitsplätzen jahresdurchschnittlich je Monat einen 
schwerbehinderten Menschen, Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich monatlich weniger als 
60 Arbeitsplätzen jahresdurchschnittlich je Monat zwei schwerbehinderte Menschen zu 
beschäftigen.

(2) (weggefallen)

(3) Als öffentliche Arbeitgeber im Sinne des Teils 2 gelten

1.	 jede oberste Bundesbehörde mit ihren nachgeordneten Dienststellen, das Bundes
präsidialamt, die Verwaltungen des Deutschen Bundestages und Bundesrates, das 
Bundesverfassungsgericht, die obersten Gerichtshöfe des Bundes, der Bundesgerichtshof 
jedoch zusammengefasst mit dem Generalbundesanwalt, sowie das Bundeseisenbahn
vermögen,

2.	 jede oberste Landesbehörde und die Staats- und Präsidialkanzleien mit ihren nach
geordneten Dienststellen, die Verwaltungen der Landtage, die Rechnungshöfe 
(Rechnungskammern), die Organe der Verfassungsgerichtsbarkeit der Länder und jede 
sonstige Landesbehörde, zusammengefasst jedoch diejenigen Behörden, die eine 
gemeinsame Personalverwaltung haben,

3.	 jede sonstige Gebietskörperschaft und jeder Verband von Gebietskörperschaften,

4.	 jede sonstige Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts.

§ 72 Beschäftigung besonderer Gruppen schwerbehinderter Menschen

(1) Im Rahmen der Erfüllung der Beschäftigungspflicht sind in angemessenem Umfang zu 
beschäftigen

1.	 schwerbehinderte Menschen, die nach Art oder Schwere ihrer Behinderung im Arbeits
leben besonders betroffen sind, insbesondere solche,

a)	 die zur Ausübung der Beschäftigung wegen ihrer Behinderung nicht nur vorüber-
gehend einer besonderen Hilfskraft bedürfen oder 

b)	 deren Beschäftigung infolge ihrer Behinderung nicht nur vorübergehend mit 
außergewöhnlichen Aufwendungen für den Arbeitgeber verbunden ist oder
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c)	 die infolge ihrer Behinderung nicht nur vorübergehend offensichtlich nur eine 
wesentlich verminderte Arbeitsleistung erbringen können oder 

d)	 bei denen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 allein infolge geistiger oder 
seelischer Behinderung oder eines Anfallsleidens vorliegt oder 

e)	 die wegen Art oder Schwere der Behinderung keine abgeschlossene Berufsbildung im 
Sinne des Berufsbildungsgesetzes haben, 

2.	 schwerbehinderte Menschen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Arbeitgeber mit Stellen zur beruflichen Bildung, insbesondere für Auszubildende, haben 
im Rahmen der Erfüllung der Beschäftigungspflicht einen angemessenen Anteil dieser Stellen 
mit schwerbehinderten Menschen zu besetzen. Hierüber ist mit der zuständigen Interessen-
vertretung im Sinne des § 93 und der Schwerbehindertenvertretung zu beraten.

§ 73 Begriff des Arbeitsplatzes

(1) Arbeitsplätze im Sinne des Teils 2 sind alle Stellen, auf denen Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen, Beamte und Beamtinnen, Richter und Richterinnen sowie Auszubildende und 
andere zu ihrer beruflichen Bildung Eingestellte beschäftigt werden. 

(2) Als Arbeitsplätze gelten nicht die Stellen, auf denen beschäftigt werden 

1.	 behinderte Menschen, die an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 33 Abs. 3 
Nr. 3 in Betrieben oder Dienststellen teilnehmen,

2.	 Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient, sondern 
vorwiegend durch Beweggründe karitativer oder religiöser Art bestimmt ist, und 
Geistliche öffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften, 

3.	 Personen, deren Beschäftigung nicht in erster Linie ihrem Erwerb dient und die vor
wiegend zu ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung oder Erziehung erfolgt, 

4.	 Personen, die an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nach dem Dritten Buch teilnehmen, 

5.	 Personen, die nach ständiger Übung in ihre Stellen gewählt werden, 

6.	 (weggefallen),

7.	 Personen, deren Arbeits-, Dienst- oder sonstiges Beschäftigungsverhältnis wegen 
Wehr- oder Zivildienst, Elternzeit, unbezahltem Urlaub, wegen Bezuges einer Rente auf 
Zeit oder bei Altersteilzeitarbeit in der Freistellungsphase (Verblockungsmodell) ruht, 
solange für sie eine Vertretung eingestellt ist.

(3) Als Arbeitsplätze gelten ferner nicht Stellen, die nach der Natur der Arbeit oder nach den 
zwischen den Parteien getroffenen Vereinbarungen nur auf die Dauer von höchstens acht 
Wochen besetzt sind, sowie Stellen, auf denen Beschäftigte weniger als 18 Stunden wöchent-
lich beschäftigt werden.
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§ 74 Berechnung der Mindestzahl von Arbeitsplätzen und der Pflichtarbeitsplatzzahl

(1) Bei der Berechnung der Mindestzahl von Arbeitsplätzen und der Zahl der Arbeitsplätze, 
auf denen schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen sind (§ 71), zählen Stellen, auf denen 
Auszubildende beschäftigt werden, nicht mit. Das Gleiche gilt für Stellen, auf denen Rechts- 
oder Studienreferendare und -referendarinnen beschäftigt werden, die einen Rechtsanspruch 
auf Einstellung haben.

(2) Bei der Berechnung sich ergebende Bruchteile von 0,5 und mehr sind aufzurunden, bei 
Arbeitgebern mit jahresdurchschnittlich weniger als 60 Arbeitsplätzen abzurunden.

§ 75 �Anrechnung Beschäftigter auf die Zahl der Pflichtarbeitsplätze für 
schwerbehinderte Menschen

(1) Ein schwerbehinderter Mensch, der auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 73 Abs. 1 oder 
Abs. 2 Nr. 1 oder 4 beschäftigt wird, wird auf einen Pflichtarbeitsplatz für schwerbehinderte 
Menschen angerechnet. 

(2) Ein schwerbehinderter Mensch, der in Teilzeitbeschäftigung kürzer als betriebsüblich, aber 
nicht weniger als 18 Stunden wöchentlich beschäftigt wird, wird auf einen Pflichtarbeitsplatz 
für schwerbehinderte Menschen angerechnet. Bei Herabsetzung der wöchentlichen Arbeits-
zeit auf weniger als 18 Stunden infolge von Altersteilzeit gilt Satz 1 entsprechend. Wird ein 
schwerbehinderter Mensch weniger als 18 Stunden wöchentlich beschäftigt, lässt die 
Bundesagentur für Arbeit die Anrechnung auf einen dieser Pflichtarbeitsplätze zu, wenn die 
Teilzeitbeschäftigung wegen Art oder Schwere der Behinderung notwendig ist.

(2a) Ein schwerbehinderter Mensch, der im Rahmen einer Maßnahme zur Förderung des 
Übergangs aus der Werkstatt für behinderte Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
(§ 5 Abs. 4 Satz 1 der Werkstättenverordnung) beschäftigt wird, wird auch für diese Zeit auf die 
Zahl der Pflichtarbeitsplätze angerechnet.

(3) Ein schwerbehinderter Arbeitgeber wird auf einen Pflichtarbeitsplatz für schwer
behinderte Menschen angerechnet. 

(4) Der Inhaber eines Bergmannsversorgungsscheins wird, auch wenn er kein schwer
behinderter oder gleichgestellter behinderter Mensch im Sinne des § 2 Abs. 2 oder 3 ist, auf 
einen Pflichtarbeitsplatz angerechnet.

§ 76 Mehrfachanrechnung

(1) Die Bundesagentur für Arbeit kann die Anrechnung eines schwerbehinderten Menschen, 
besonders eines schwerbehinderten Menschen im Sinne des § 72 Abs. 1 auf mehr als einen 
Pflichtarbeitsplatz, höchstens drei Pflichtarbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen 
zulassen, wenn dessen Teilhabe am Arbeitsleben auf besondere Schwierigkeiten stößt. Satz 1 
gilt auch für schwerbehinderte Menschen im Anschluss an eine Beschäftigung in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen und für teilzeitbeschäftigte schwerbehinderte Menschen 
im Sinne des § 75 Abs. 2. 
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(2) Ein schwerbehinderter Mensch, der beruflich ausgebildet wird, wird auf zwei Pflicht-
arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen angerechnet. Satz 1 gilt auch während der Zeit 
einer Ausbildung im Sinne des § 35 Abs. 2, die in einem Betrieb oder einer Dienststelle 
durchgeführt wird. Die Bundesagentur für Arbeit kann die Anrechnung auf drei Pflicht
arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen zulassen, wenn die Vermittlung in eine 
berufliche Ausbildungsstelle wegen Art oder Schwere der Behinderung auf besondere 
Schwierigkeiten stößt. Bei Übernahme in ein Arbeits- oder Beschäftigungsverhältnis durch 
den ausbildenden oder einen anderen Arbeitgeber im Anschluss an eine abgeschlossene 
Ausbildung wird der schwerbehinderte Mensch im ersten Jahr der Beschäftigung auf zwei 
Pflichtarbeitsplätze angerechnet; Absatz 1 bleibt unberührt.

(3) Bescheide über die Anrechnung eines schwerbehinderten Menschen auf mehr als drei 
Pflichtarbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen, die vor dem 1. August 1986 erlassen 
worden sind, gelten fort.

§ 77 Ausgleichsabgabe

(1) Solange Arbeitgeber die vorgeschriebene Zahl schwerbehinderter Menschen nicht 
beschäftigen, entrichten sie für jeden unbesetzten Pflichtarbeitsplatz für schwerbehinderte 
Menschen eine Ausgleichsabgabe. Die Zahlung der Ausgleichsabgabe hebt die Pflicht zur 
Beschäftigung schwerbehinderter Menschen nicht auf. Die Ausgleichsabgabe wird auf der 
Grundlage einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote ermittelt.

(2) Die Ausgleichsabgabe beträgt je unbesetzten Pflichtarbeitsplatz

1.	 115 Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von 3 Prozent bis 
weniger als dem geltenden Pflichtsatz,

2.	 200 Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von 2 Prozent bis 
weniger als 3 Prozent,

3.	 290 Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigungsquote von weniger als 
2 Prozent.

Abweichend von Satz 1 beträgt die Ausgleichsabgabe je unbesetzten Pflichtarbeitsplatz für 
schwerbehinderte Menschen

1.	 für Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich bis weniger als 40 zu berücksichtigenden 
Arbeitsplätzen bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigung von weniger als einem 
schwerbehinderten Menschen 115 Euro und

2.	 für Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich bis weniger als 60 zu berücksichtigenden 
Arbeitsplätzen bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäftigung von weniger als zwei 
schwerbehinderten Menschen 115 Euro und bei einer jahresdurchschnittlichen Beschäf
tigung von weniger als einem schwerbehinderten Menschen 200 Euro.
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(3) Die Ausgleichsabgabe erhöht sich entsprechend der Veränderung der Bezugsgröße nach 
§ 18 Abs. 1 des Vierten Buches. Sie erhöht sich zum 1. Januar eines Kalenderjahres, wenn sich 
die Bezugsgröße seit der letzten Neubestimmung der Beträge der Ausgleichsabgabe um 
wenigstens 10 Prozent erhöht hat. Die Erhöhung der Ausgleichsabgabe erfolgt, indem der 
Faktor für die Veränderung der Bezugsgröße mit dem jeweiligen Betrag der Ausgleichsabgabe 
vervielfältigt wird. Die sich ergebenden Beträge sind auf den nächsten durch fünf teilbaren 
Betrag abzurunden. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt den Erhöhungs
betrag und die sich nach Satz 3 ergebenden Beträge der Ausgleichsabgabe im Bundesanzeiger 
bekannt.

(4) Die Ausgleichsabgabe zahlt der Arbeitgeber jährlich zugleich mit der Erstattung der 
Anzeige nach § 80 Abs. 2 an das für seinen Sitz zuständige Integrationsamt. Ist ein Arbeit-
geber mehr als drei Monate im Rückstand, erlässt das Integrationsamt einen Feststellungs-
bescheid über die rückständigen Beträge und zieht diese ein. Für rückständige Beträge der 
Ausgleichsabgabe erhebt das Integrationsamt nach dem 31. März Säumniszuschläge nach 
Maßgabe des § 24 Abs. 1 des Vierten Buches; für ihre Verwendung gilt Absatz 5 entsprechend. 
Das Integrationsamt kann in begründeten Ausnahmefällen von der Erhebung von Säumnis-
zuschlägen absehen. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Feststellungsbescheid 
haben keine aufschiebende Wirkung. Gegenüber privaten Arbeitgebern wird die Zwangsvoll-
streckung nach den Vorschriften über das Verwaltungszwangsverfahren durchgeführt. Bei 
öffentlichen Arbeitgebern wendet sich das Integrationsamt an die Aufsichtsbehörde, gegen 
deren Entscheidung es die Entscheidung der obersten Bundes- oder Landesbehörde anrufen 
kann. Die Ausgleichsabgabe wird nach Ablauf des Kalenderjahres, das auf den  Eingang der 
Anzeige bei der Bundesagentur für Arbeit folgt, weder nachgefordert noch erstattet. 

(5) Die Ausgleichsabgabe darf nur für besondere Leistungen zur Förderung der Teilhabe 
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben einschließlich begleitender Hilfe im Arbeits
leben (§ 102 Abs. 1 Nr. 3) verwendet werden, soweit Mittel für denselben Zweck nicht von 
anderer Seite zu leisten sind oder geleistet werden. Aus dem Aufkommen an Ausgleichsabgabe 
dürfen persönliche und sächliche Kosten der Verwaltung und Kosten des Verfahrens nicht 
bestritten werden. Das Integrationsamt gibt dem Beratenden Ausschuss für behinderte 
Menschen bei dem Integrationsamt (§ 103) auf dessen Verlangen eine Übersicht über die 
Verwendung der Ausgleichsabgabe.

(6) Die Integrationsämter leiten den in der Rechtsverordnung nach § 79 bestimmten 
Prozentsatz des Aufkommens an Ausgleichsabgabe an den Ausgleichsfonds (§ 78) weiter. 
Zwischen den Integrationsämtern wird ein Ausgleich herbeigeführt. Der auf das einzelne 
Integrationsamt entfallende Anteil am Aufkommen an Ausgleichsabgabe bemisst sich nach 
dem Mittelwert aus dem Verhältnis der Wohnbevölkerung im Zuständigkeitsbereich des 
Integrationsamtes zur Wohnbevölkerung im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches und dem 
Verhältnis der Zahl der im Zuständigkeitsbereich des Integrationsamtes in den Betrieben und 
Dienststellen beschäftigungspflichtiger Arbeitgeber auf Arbeitsplätzen im Sinne des § 73 
beschäftigten und der bei den Agenturen für Arbeit arbeitslos gemeldeten schwerbehinderten 
und diesen gleichgestellten behinderten Menschen zur entsprechenden Zahl der schwer
behinderten und diesen gleichgestellten behinderten Menschen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzbuchs.
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(7) Die bei den Integrationsämtern verbleibenden Mittel der Ausgleichsabgabe werden von 
diesen gesondert verwaltet. Die Rechnungslegung und die formelle Einrichtung der Rech-
nungen und Belege regeln sich nach den Bestimmungen, die für diese Stellen allgemein 
maßgebend sind.

(8) Für die Verpflichtung zur Entrichtung einer Ausgleichsabgabe (Absatz 1) gelten hinsicht-
lich der in § 71 Abs. 3 Nr. 1 genannten Stellen der Bund und hinsichtlich der in § 71 Abs. 3 
Nr. 2 genannten Stellen das Land als ein Arbeitgeber.

§ 78 Ausgleichsfonds

Zur besonderen Förderung der Einstellung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen 
auf Arbeitsplätzen und zur Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen, die den 
Interessen mehrerer Länder auf dem Gebiet der Förderung der Teilhabe schwerbehinderter 
Menschen am Arbeitsleben dienen, ist beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales als 
zweckgebundene Vermögensmasse ein Ausgleichsfonds für überregionale Vorhaben zur 
Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben gebildet. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales verwaltet den Ausgleichsfonds.

§ 79 Verordnungsermächtigungen

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates 

1.	 die Pflichtquote nach § 71 Abs. 1 nach dem jeweiligen Bedarf an Arbeitsplätzen für 
schwerbehinderte Menschen zu ändern, jedoch auf höchstens 10 Prozent zu erhöhen 
oder bis auf 4 Prozent herabzusetzen; dabei kann die Pflichtquote für öffentliche 
Arbeitgeber höher festgesetzt werden als für private Arbeitgeber,

2.	 nähere Vorschriften über die Verwendung der Ausgleichsabgabe nach § 77 Abs. 5 und die 
Gestaltung des Ausgleichsfonds nach § 78, die Verwendung der Mittel durch ihn für die 
Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben und das Vergabe- 
und Verwaltungsverfahren des Ausgleichsfonds zu erlassen,

3.	 in der Rechtsverordnung nach Nummer 2 

a)	 den Anteil des an den Ausgleichsfonds weiterzuleitenden Aufkommens an Aus-
gleichsabgabe entsprechend den erforderlichen Aufwendungen zur Erfüllung der 
Aufgaben des Ausgleichfonds und der Integrationsämter,

b)	 den Ausgleich zwischen den Integrationsämtern auf Vorschlag der Länder oder einer 
Mehrheit der Länder abweichend von § 77 Abs. 6 Satz 3 sowie

c)	 die Zuständigkeit für die Förderung von Einrichtungen nach § 30 der Schwer
behinderten-Ausgleichsabgabeverordnung abweichend von § 41 Abs. 2 Nr. 1 dieser 
Verordnung und von Integrationsbetrieben und -abteilungen abweichend von § 41 
Abs. 1 Nr. 3 dieser Verordnung 

	 zu regeln,
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4.	 die Ausgleichsabgabe bei Arbeitgebern, die über weniger als 30 Arbeitsplätze verfügen, für 
einen bestimmten Zeitraum allgemein oder für einzelne Bundesländer  herabzusetzen 
oder zu erlassen, wenn die Zahl der unbesetzten Pflichtarbeitsplätze für schwerbehinderte 
Menschen die Zahl der zu beschäftigenden schwerbehinderten Menschen so erheblich 
übersteigt, dass die Pflichtarbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen dieser Arbeit
geber nicht in Anspruch genommen zu werden brauchen.

Kapitel 3	  
Sonstige Pflichten der Arbeitgeber;  
Rechte der schwerbehinderten Menschen

§ 80 �Zusammenwirken der Arbeitgeber mit der Bundesagentur für Arbeit 
und den Integrationsämtern

(1) Die Arbeitgeber haben, gesondert für jeden Betrieb und jede Dienststelle, ein Verzeichnis 
der bei ihnen beschäftigten schwerbehinderten, ihnen gleichgestellten behinderten 
Menschen und sonstigen anrechnungsfähigen Personen laufend zu führen und dieses den 
Vertretern oder Vertreterinnen der Bundesagentur für Arbeit und des Integrationsamtes, die 
für den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle zuständig sind, auf Verlangen vorzulegen.

(2) Die Arbeitgeber haben der  für ihren Sitz zuständigen Agentur für Arbeit einmal jährlich 
bis spätestens zum 31. März für das vorangegangene Kalenderjahr, aufgegliedert nach 
Monaten, die Daten anzuzeigen, die zur Berechnung des Umfangs der Beschäftigungspflicht, 
zur Überwachung ihrer Erfüllung und der Ausgleichsabgabe notwendig sind. Der Anzeige 
sind das nach Absatz 1 geführte Verzeichnis sowie eine Kopie der Anzeige und des Ver
zeichnisses zur Weiterleitung an das für ihren Sitz zuständige Integrationsamt beizufügen. 
Dem Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und Präsidialrat, der Schwerbehinderten-
vertretung und dem Beauftragten des Arbeitgebers ist je eine Kopie der Anzeige und des 
Verzeichnisses zu übermitteln.

(3) Zeigt ein Arbeitgeber die Daten bis zum 30. Juni nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
an, erlässt die Bundesagentur für Arbeit nach Prüfung in tatsächlicher sowie in rechtlicher 
Hinsicht einen Feststellungsbescheid über die zur Berechnung der Zahl der Pflichtarbeits
plätze für schwerbehinderte Menschen und der besetzten Arbeitsplätze notwendigen Daten. 

(4) Die Arbeitgeber, die Arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen nicht zur Verfügung zu 
stellen haben, haben die Anzeige nur nach Aufforderung durch die Bundesagentur für Arbeit 
im Rahmen einer repräsentativen Teilerhebung zu erstatten, die mit dem Ziel der Erfassung 
der in Absatz 1 genannten Personengruppen, aufgegliedert nach Bundesländern, alle fünf 
Jahre durchgeführt wird. 

(5) Die Arbeitgeber haben der Bundesagentur für Arbeit und dem Integrationsamt auf 
Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die zur Durchführung der besonderen Regelungen zur 
Teilhabe schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter behinderter Menschen am Arbeits-
leben notwendig sind. 
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(6) Für das Verzeichnis und die Anzeige des Arbeitgebers sind die mit der Bundesarbeits
gemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen abgestimmten Vordrucke der 
Bundesagentur für Arbeit zu verwenden. Die Bundesanstalt für Arbeit soll zur Durchführung 
des Anzeigeverfahrens in Abstimmung mit der Bundesarbeitsgemeinschaft ein elektronisches 
Übermittlungsverfahren zulassen.

(7) Die Arbeitgeber haben den Beauftragten der Bundesagentur für Arbeit und des Inte
grationsamtes auf Verlangen Einblick in ihren Betrieb oder ihre Dienststelle zu geben, soweit 
es im Interesse der schwerbehinderten Menschen erforderlich ist und Betriebs- oder 
Dienstgeheimnisse nicht gefährdet werden. 

(8) Die Arbeitgeber haben die Vertrauenspersonen der schwerbehinderten Menschen (§ 94 
Abs. 1 Satz 1 bis 3 und § 97 Abs. 1 bis 5) unverzüglich nach der Wahl und ihren Beauftragten 
für die Angelegenheiten der schwerbehinderten Menschen (§ 98 Satz 1) unverzüglich nach der 
Bestellung dem für den Sitz des Betriebes oder der Dienststelle zuständigen Agentur für 
Arbeit und dem Integrationsamt zu benennen.

(9) (weggefallen)

§ 81 Pflichten des Arbeitgebers und Rechte schwerbehinderter Menschen

(1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet zu prüfen, ob freie Arbeitsplätze mit schwerbehinderten 
Menschen, insbesondere mit bei der Agentur für Arbeit arbeitslos oder arbeitssuchend 
gemeldeten schwerbehinderten Menschen, besetzt werden können. Sie nehmen frühzeitig 
Verbindung mit der Agentur für Arbeit auf. Die Bundesagentur für Arbeit oder ein Inte
grationsfachdienst schlägt den Arbeitgebern geeignete schwerbehinderte Menschen vor. Über 
die Vermittlungsvorschläge und vorliegende Bewerbungen von schwerbehinderten Men-
schen haben die Arbeitgeber die Schwerbehindertenvertretung und die in § 93 genannten 
Vertretungen unmittelbar nach Eingang zu unterrichten. Bei Bewerbungen schwerbehin
derter Richter und Richterinnen wird der Präsidialrat unterrichtet und gehört, soweit dieser 
an der Ernennung zu beteiligen ist. Bei der Prüfung nach Satz 1 beteiligen die Arbeitgeber die 
Schwerbehindertenvertretung nach § 95 Abs. 2 und hören die in § 93 genannten Vertretungen 
an. Erfüllt der Arbeitgeber seine Beschäftigungspflicht nicht und ist die Schwerbehinderten-
vertretung oder eine in § 93 genannte Vertretung mit der beabsichtigten Entscheidung des 
Arbeitgebers nicht einverstanden, ist diese unter Darlegung der Gründe mit ihnen zu 
erörtern. Dabei wird der betroffene schwerbehinderte Mensch angehört. Alle Beteiligten sind 
vom Arbeitgeber über die getroffene Entscheidung unter Darlegung der Gründe unverzüglich 
zu unterrichten. Bei Bewerbungen schwerbehinderter Menschen ist die Schwerbehinderten-
vertretung nicht zu beteiligen, wenn der schwerbehinderte Mensch die Beteiligung der 
Schwerbehindertenvertretung ausdrücklich ablehnt. 

(2) Arbeitgeber dürfen schwerbehinderte Beschäftigte nicht wegen ihrer Behinderung 
benachteiligen. Im Einzelnen gelten hierzu die Regelungen des Allgemeinen Gleich
behandlungsgesetzes.
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(3) Die Arbeitgeber stellen durch geeignete Maßnahmen sicher, dass in ihren Betrieben und 
Dienststellen wenigstens die vorgeschriebene Zahl schwerbehinderter Menschen eine 
möglichst dauerhafte behinderungsgerechte Beschäftigung finden kann. Absatz 4 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend.

(4) Die schwerbehinderten Menschen haben gegenüber ihren Arbeitgebern Anspruch auf

1.	 Beschäftigung, bei der sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse möglichst voll verwerten und 
weiterentwickeln können,

2.	 bevorzugte Berücksichtigung bei innerbetrieblichen Maßnahmen der beruflichen 
Bildung zur Förderung ihres beruflichen Fortkommens,

3.	 Erleichterungen im zumutbaren Umfang zur Teilnahme an außerbetrieblichen Maß
nahmen der beruflichen Bildung,

4.	 behinderungsgerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstätten einschließlich 
der Betriebsanlagen, Maschinen und Geräte sowie der Gestaltung der Arbeitsplätze, des 
Arbeitsumfeldes, der Arbeitsorganisation und der Arbeitszeit, unter besonderer Berück-
sichtigung der Unfallgefahr,

5.	 Ausstattung ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen Arbeitshilfen unter 
Berücksichtigung der Behinderung und ihrer Auswirkungen auf die Beschäftigung. Bei 
der Durchführung der Maßnahmen nach den Nummern 1, 4 und 5 unterstützt die 
Bundesagentur für Arbeit und die Integrationsämter die Arbeitgeber unter Berück
sichtigung der für die Beschäftigung wesentlichen Eigenschaften der schwerbehinderten 
Menschen. Ein Anspruch nach Satz 1 besteht nicht, soweit seine Erfüllung für den 
Arbeitgeber nicht zumutbar oder mit unverhältnismäßigen Aufwendungen verbunden 
wäre oder soweit die staatlichen oder berufsgenossenschaftlichen Arbeitsschutzvor
schriften oder beamtenrechtliche Vorschriften entgegenstehen.

(5) Die Arbeitgeber fördern die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen. Sie werden dabei von 
den Integrationsämtern unterstützt. Schwerbehinderte Menschen haben einen Anspruch auf 
Teilzeitbeschäftigung, wenn die kürzere Arbeitszeit wegen Art oder Schwere der Behinderung 
notwendig ist; Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 82 Besondere Pflichten der öffentlichen Arbeitgeber

Die Dienststellen der öffentlichen Arbeitgeber melden den Agenturen für Arbeit frühzeitig 
frei werdende und neu zu besetzende sowie neue Arbeitsplätze (§ 73). Haben schwerbehin
derte Menschen sich um einen solchen Arbeitsplatz beworben oder sind sie von der Bundes-
agentur für Arbeit oder einem von diesem beauftragten Integrationsfachdienst vorgeschlagen 
worden, werden sie zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen. Eine Einladung ist entbehr-
lich, wenn die fachliche Eignung offensichtlich fehlt. Einer Integrationsvereinbarung nach 
§ 83 bedarf es nicht, wenn für die Dienststellen dem § 83 entsprechende Regelungen bereits 
bestehen und durchgeführt werden.
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§ 83 Integrationsvereinbarung

(1) Die Arbeitgeber treffen mit der Schwerbehindertenvertretung und den in § 93 genannten 
Vertretungen in Zusammenarbeit mit dem Beauftragten des Arbeitgebers (§ 98) eine 
verbindliche Integrationsvereinbarung. Auf Antrag der Schwerbehindertenvertretung wird 
unter Beteiligung der in § 93 genannten Vertretungen hierüber verhandelt. Ist eine Schwer
behindertenvertretung nicht vorhanden, steht das Antragsrecht den in § 93 genannten 
Vertretungen zu. Der Arbeitgeber oder die Schwerbehindertenvertretung können das 
Integrationsamt einladen, sich an den Verhandlungen über die Integrationsvereinbarung zu 
beteiligen. Der Agentur für Arbeit und dem Integrationsamt, die für den Sitz des Arbeitgebers 
zuständig sind, wird die Vereinbarung übermittelt.

(2) Die Vereinbarung enthält Regelungen im Zusammenhang mit der Eingliederung schwer-
behinderter Menschen, insbesondere zur Personalplanung, Arbeitsplatzgestaltung, Gestaltung 
des Arbeitsumfelds, Arbeitsorganisation, Arbeitszeit sowie Regelungen über die Durch
führung in den Betrieben und Dienststellen. Bei der Personalplanung werden besondere 
Regelungen zur Beschäftigung eines angemessenen Anteils von schwerbehinderten Frauen 
vorgesehen.

(2a) In der Vereinbarung können insbesondere auch Regelungen getroffen werden 

1.	 zur angemessenen Berücksichtigung schwerbehinderter Menschen bei der Besetzung 
freier, frei werdender oder neuer Stellen, 

2.	 zu einer anzustrebenden Beschäftigungsquote, einschließlich eines angemessenen Anteils 
schwerbehinderter Frauen,

3.	 zu Teilzeitarbeit,

4.	 zur Ausbildung behinderter Jugendlicher,

5.	 zur Durchführung der betrieblichen Prävention (betriebliches Eingliederungs
management) und zur Gesundheitsförderung,

6. 	 über die Hinzuziehung des Werks- oder Betriebsarztes auch für Beratungen über 
Leistungen zur Teilhabe sowie über besondere Hilfen im Arbeitsleben.

(3) In den Versammlungen schwerbehinderter Menschen berichtet der Arbeitgeber über alle 
Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Eingliederung schwerbehinderter Menschen.

§ 84 Prävention

(1) Der Arbeitgeber schaltet bei Eintreten von personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten 
Schwierigkeiten im Arbeits- oder sonstigen Beschäftigungsverhältnis, die zur Gefährdung 
dieses Verhältnisses führen können, möglichst frühzeitig die Schwerbehindertenvertretung 
und die in § 93 genannten Vertretungen sowie das Integrationsamt ein, um mit ihnen alle 
Möglichkeiten und alle zur Verfügung stehenden Hilfen zur Beratung und mögliche 
finanzielle Leistungen zu erörtern, mit denen die Schwierigkeiten beseitigt werden können 
und das Arbeits- oder sonstige Beschäftigungsverhältnis möglichst dauerhaft fortgesetzt 
werden kann.



SGB IX  |   § 85

388

(2) Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres länger als sechs Wochen ununterbrochen oder 
wiederholt arbeitsunfähig, klärt der Arbeitgeber mit der zuständigen Interessenvertretung im 
Sinne des § 93, bei schwerbehinderten Menschen außerdem mit der Schwerbehindertenver-
tretung, mit Zustimmung und Beteiligung der betroffenen Person die Möglichkeiten, wie die 
Arbeitsunfähigkeit möglichst überwunden werden und mit welchen Leistungen oder Hilfen 
erneuter Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten werden kann (betrieb
liches Eingliederungsmanagement). Soweit erforderlich wird der Werks- oder Betriebsarzt 
hinzugezogen. Die betroffene Person oder ihr gesetzlicher Vertreter ist zuvor auf die Ziele des 
betrieblichen Eingliederungsmanagements sowie auf Art und Umfang der hierfür erhobenen 
und verwendeten Daten hinzuweisen. Kommen Leistungen zur Teilhabe oder begleitende 
Hilfen im Arbeitsleben in Betracht, werden vom Arbeitgeber die örtlichen gemeinsamen 
Servicestellen oder bei schwerbehinderten Beschäftigten das Integrationsamt hinzugezogen. 
Diese wirken darauf hin, dass die erforderlichen Leistungen oder Hilfen unverzüglich 
beantragt und innerhalb der Frist des § 14 Abs. 2 Satz 2 erbracht werden. Die zuständige 
Interessenvertretung im Sinne des § 93, bei schwerbehinderten Menschen außerdem die 
Schwerbehindertenvertretung, können die Klärung verlangen. Sie wachen darüber, dass der 
Arbeitgeber die ihm nach dieser Vorschrift obliegenden Verpflichtungen erfüllt.

(3) Die Rehabilitationsträger und die Integrationsämter können Arbeitgeber, die ein betrieb
liches Eingliederungsmanagement einführen, durch Prämien oder einen Bonus fördern.

Kapitel 4	  
Kündigungsschutz

§ 85 Erfordernis der Zustimmung

Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses eines schwerbehinderten Menschen durch den 
Arbeitgeber bedarf der vorherigen Zustimmung des Integrationsamtes.

§ 86 Kündigungsfrist

Die Kündigungsfrist beträgt mindestens vier Wochen.

§ 87 Antragsverfahren

(1) Die Zustimmung zur Kündigung beantragt der Arbeitgeber bei dem für den Sitz des 
Betriebes oder der Dienststelle zuständigen Integrationsamt schriftlich. Der Begriff des 
Betriebes und der Begriff der Dienststelle im Sinne des Teils 2 bestimmen sich nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz und dem Personalvertretungsrecht. 

(2) Das Integrationsamt holt eine Stellungnahme des Betriebsrates oder Personalrates und der 
Schwerbehindertenvertretung ein und hört den schwerbehinderten Menschen an. 

(3) Das Integrationsamt wirkt in jeder Lage des Verfahrens auf eine gütliche Einigung hin.
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§ 88 Entscheidung des Integrationsamtes

(1) Das Integrationsamt soll die Entscheidung, falls erforderlich auf Grund mündlicher 
Verhandlung, innerhalb eines Monats vom Tage des Eingangs des Antrages an treffen. 

(2) Die Entscheidung wird dem Arbeitgeber und dem schwerbehinderten Menschen zuge-
stellt. Der Bundesagentur für Arbeit wird eine Abschrift der Entscheidung übersandt. 

(3) Erteilt das Integrationsamt die Zustimmung zur Kündigung, kann der Arbeitgeber die 
Kündigung nur innerhalb eines Monats nach Zustellung erklären. 

(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Zustimmung des Integrationsamtes zur 
Kündigung haben keine aufschiebende Wirkung.

(5) In den Fällen des § 89 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, dass die 
Entscheidung innerhalb eines Monats vom Tage des Eingangs des Antrages an zu treffen ist. 
Wird innerhalb dieser Frist eine Entscheidung nicht getroffen, gilt die Zustimmung als erteilt. 
Die Absätze 3 und 4 gelten entsprechend.

§ 89 Einschränkungen der Ermessensentscheidung

(1) Das Integrationsamt erteilt die Zustimmung bei Kündigungen in Betrieben und Dienst
stellen, die nicht nur vorübergehend eingestellt oder aufgelöst werden, wenn zwischen dem 
Tage der Kündigung und dem Tage, bis zu dem Gehalt oder Lohn gezahlt wird, mindestens 
drei Monate liegen. Unter der gleichen Voraussetzung soll es die Zustimmung auch bei 
Kündigungen in Betrieben und Dienststellen erteilen, die nicht nur vorübergehend wesent-
lich eingeschränkt werden, wenn die Gesamtzahl der weiterhin beschäftigten schwerbe
hinderten Menschen zur Erfüllung der Beschäftigungspflicht nach § 71 ausreicht. Die Sätze 1 
und 2 gelten nicht, wenn eine Weiterbeschäftigung auf einem anderen Arbeitsplatz desselben 
Betriebes oder derselben Dienststelle oder auf einem freien Arbeitsplatz in einem anderen 
Betrieb oder einer anderen Dienststelle desselben Arbeitgebers mit Einverständnis des 
schwerbehinderten Menschen möglich und für den Arbeitgeber zumutbar ist. 

(2) Das Integrationsamt soll die Zustimmung erteilen, wenn dem schwerbehinderten 
Menschen ein anderer angemessener und zumutbarer Arbeitsplatz gesichert ist.

(3) Ist das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Arbeitgebers eröffnet, soll das Inte
grationsamt die Zustimmung erteilen, wenn 

1.	 der schwerbehinderte Mensch in einem Interessenausgleich namentlich als einer der zu 
entlassenden Arbeitnehmer bezeichnet ist (§ 125 der Insolvenzordnung), 

2.	 die Schwerbehindertenvertretung beim Zustandekommen des Interessenausgleichs 
gemäß § 95 Abs. 2 beteiligt worden ist,

3.	 der Anteil der nach dem Interessenausgleich zu entlassenden schwerbehinderten 
Menschen an der Zahl der beschäftigten schwerbehinderten Menschen nicht größer ist 
als der Anteil der zu entlassenden übrigen Arbeitnehmer an der Zahl der beschäftigten 
übrigen Arbeitnehmer und
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4.	 die Gesamtzahl der schwerbehinderten Menschen, die nach dem Interessenausgleich bei 
dem Arbeitgeber verbleiben sollen, zur Erfüllung der Beschäftigungspflicht nach § 71 
ausreicht.

§ 90 Ausnahmen

(1) Die Vorschriften dieses Kapitels gelten nicht für schwerbehinderte Menschen, 

1.	 deren Arbeitsverhältnis zum Zeitpunkt des Zugangs der Kündigungserklärung ohne 
Unterbrechung noch nicht länger als sechs Monate besteht oder 

2.	 die auf Stellen im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 beschäftigt werden oder 

3.	 deren Arbeitsverhältnis durch Kündigung beendet wird, sofern sie 

a)	 das 58. Lebensjahr vollendet haben und Anspruch auf eine Abfindung, Entschädigung 
oder ähnliche Leistung auf Grund eines Sozialplanes haben oder 

b)	 Anspruch auf Knappschaftsausgleichsleistung nach dem Sechsten Buch oder auf 
Anpassungsgeld für entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus haben, 

wenn der Arbeitgeber ihnen die Kündigungsabsicht rechtzeitig mitgeteilt hat und sie der 
beabsichtigten Kündigung bis zu deren Ausspruch nicht widersprechen. 

(2) Die Vorschriften dieses Kapitels finden ferner bei Entlassungen, die aus Witterungs
gründen vorgenommen werden, keine Anwendung, sofern die Wiedereinstellung der 
schwerbehinderten Menschen bei Wiederaufnahme der Arbeit gewährleistet ist.

(2a) Die Vorschriften dieses Kapitels finden ferner keine Anwendung, wenn zum Zeitpunkt 
der Kündigung die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nicht nachgewiesen ist oder 
das Versorgungsamt nach Ablauf der Frist des § 69 Abs. 1 Satz 2 eine Feststellung wegen 
fehlender Mitwirkung nicht treffen konnte.

(3) Der Arbeitgeber zeigt Einstellungen auf Probe und die Beendigung von Arbeitsverhält-
nissen schwerbehinderter Menschen in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 unabhängig von der 
Anzeigepflicht nach anderen Gesetzen dem Integrationsamt innerhalb von vier Tagen an.

§ 91 Außerordentliche Kündigung

(1) Die Vorschriften dieses Kapitels gelten mit Ausnahme von § 86 auch bei außerordentlicher 
Kündigung, soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt.

(2) Die Zustimmung zur Kündigung kann nur innerhalb von zwei Wochen beantragt werden; 
maßgebend ist der Eingang des Antrages bei dem Integrationsamt. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in dem der Arbeitgeber von den für die Kündigung maßgebenden Tatsachen 
Kenntnis erlangt. 
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(3) Das Integrationsamt trifft die Entscheidung innerhalb von zwei Wochen vom Tage des 
Eingangs des Antrages an. Wird innerhalb dieser Frist eine Entscheidung nicht getroffen, gilt 
die Zustimmung als erteilt. 

(4) Das Integrationsamt soll die Zustimmung erteilen, wenn die Kündigung aus einem Grunde 
erfolgt, der nicht im Zusammenhang mit der Behinderung steht.

(5) Die Kündigung kann auch nach Ablauf der Frist des § 626 Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs erfolgen, wenn sie unverzüglich nach Erteilung der Zustimmung erklärt wird. 

(6) Schwerbehinderte Menschen, denen lediglich aus Anlass eines Streiks oder einer Aus
sperrung fristlos gekündigt worden ist, werden nach Beendigung des Streiks oder der 
Aussperrung wieder eingestellt.

§ 92 Erweiterter Beendigungsschutz

Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses eines schwerbehinderten Menschen bedarf auch 
dann der vorherigen Zustimmung des Integrationsamtes, wenn sie im Falle des Eintritts einer 
teilweisen Erwerbsminderung, der Erwerbsminderung auf Zeit, der Berufsunfähigkeit oder 
der Erwerbsunfähigkeit auf Zeit ohne Kündigung erfolgt. Die Vorschriften dieses Kapitels 
über die Zustimmung zur ordentlichen Kündigung gelten entsprechend.

Kapitel 5	  
Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und Präsidialrat,  
Schwerbehindertenvertretung, Beauftragter des Arbeitgebers

§ 93 Aufgaben des Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und Präsidialrates

Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und Präsidialrat fördern die Eingliederung 
schwerbehinderter Menschen. Sie achten insbesondere darauf, dass die dem Arbeitgeber nach 
den §§ 71, 72 und 81 bis 84 obliegenden Verpflichtungen erfüllt werden; sie wirken auf die 
Wahl der Schwerbehindertenvertretung hin.
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§ 94 Wahl und Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung

(1) In Betrieben und Dienststellen, in denen wenigstens fünf schwerbehinderte Menschen 
nicht nur vorübergehend beschäftigt sind, werden eine Vertrauensperson und wenigstens ein 
stellvertretendes Mitglied gewählt, das die Vertrauensperson im Falle der Verhinderung durch 
Abwesenheit oder Wahrnehmung anderer Aufgaben vertritt. Ferner wählen bei Gerichten, 
denen mindestens fünf schwerbehinderte Richter oder Richterinnen angehören, diese einen 
Richter oder eine Richterin zu ihrer Schwerbehindertenvertretung. Satz 2 gilt entsprechend 
für Staatsanwälte oder Staatsanwältinnen, soweit für sie eine besondere Personalvertretung 
gebildet wird. Betriebe oder Dienststellen, die die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllen, 
können für die Wahl mit räumlich nahe liegenden Betrieben des Arbeitgebers oder gleich
stufigen Dienststellen derselben Verwaltung zusammengefasst werden; soweit erforderlich, 
können Gerichte unterschiedlicher Gerichtszweige und Stufen zusammengefasst werden. 
Über die Zusammenfassung entscheidet der Arbeitgeber im Benehmen mit dem für den Sitz 
der Betriebe oder Dienststellen einschließlich Gerichten zuständigen Integrationsamt. 

(2) Wahlberechtigt sind alle in dem Betrieb oder der Dienststelle beschäftigten schwer
behinderten Menschen. 

(3) Wählbar sind alle in dem Betrieb oder der Dienststelle nicht nur vorübergehend Beschäf-
tigten, die am Wahltage das 18. Lebensjahr vollendet haben und dem Betrieb oder der 
Dienststelle seit sechs Monaten angehören; besteht der Betrieb oder die Dienststelle weniger 
als ein Jahr, so bedarf es für die Wählbarkeit nicht der sechsmonatigen Zugehörigkeit. Nicht 
wählbar ist, wer kraft Gesetzes dem Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts oder 
Präsidialrat nicht angehören kann. 

(4) Bei Dienststellen der Bundeswehr, bei denen eine Vertretung der Soldaten nach dem 
Bundespersonalvertretungsgesetz zu wählen ist, sind auch schwerbehinderte Soldaten und 
Soldatinnen wahlberechtigt und auch Soldaten und Soldatinnen wählbar.

(5) Die regelmäßigen Wahlen finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Oktober bis 
30. November statt. Außerhalb dieser Zeit finden Wahlen statt, wenn 

1.	 das Amt der Schwerbehindertenvertretung vorzeitig erlischt und ein stellvertretendes 
Mitglied nicht nachrückt, 

2.	 die Wahl mit Erfolg angefochten worden ist oder

3.	 eine Schwerbehindertenvertretung noch nicht gewählt ist. 

Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes eine Wahl der 
Schwerbehindertenvertretung stattgefunden, wird die Schwerbehindertenvertretung in dem 
auf die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu gewählt. Hat die 
Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung zum Beginn des für die regelmäßigen Wahlen 
festgelegten Zeitraums noch nicht ein Jahr betragen, wird die Schwerbehindertenvertretung 
im übernächsten Zeitraum für regelmäßige Wahlen neu gewählt. 
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(6) Die Vertrauensperson und das stellvertretende Mitglied werden in geheimer und unmittel-
barer Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt. Im Übrigen sind die Vor
schriften über die Wahlanfechtung, den Wahlschutz und die Wahlkosten bei der Wahl des 
Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrates sinngemäß anzuwenden. In 
Betrieben und Dienststellen mit weniger als 50 wahlberechtigten schwerbehinderten 
Menschen wird die Vertrauensperson und das stellvertretende Mitglied im vereinfachten 
Wahlverfahren gewählt, sofern der Betrieb oder die Dienststelle nicht aus räumlich weit 
auseinander liegenden Teilen besteht. Ist in einem Betrieb oder einer Dienststelle eine 
Schwerbehindertenvertretung nicht gewählt, so kann das für den Betrieb oder die Dienst
stelle zuständige Integrationsamt zu einer Versammlung schwerbehinderter Menschen zum 
Zwecke der Wahl eines Wahlvorstandes einladen. 

(7) Die Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung beträgt vier Jahre. Sie beginnt mit der 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn die Amtszeit der bisherigen Schwerbehin
dertenvertretung noch nicht beendet ist, mit deren Ablauf. Das Amt erlischt vorzeitig, wenn 
die Vertrauensperson es niederlegt, aus dem Arbeits-, Dienst- oder Richterverhältnis 
ausscheidet oder die Wählbarkeit verliert. Scheidet die Vertrauensperson vorzeitig aus dem 
Amt aus, rückt das mit der höchsten Stimmenzahl gewählte stellvertretende Mitglied für den 
Rest der Amtszeit nach; dies gilt für das stellvertretende Mitglied entsprechend. Auf Antrag 
eines Viertels der wahlberechtigten schwerbehinderten Menschen kann der Widerspruchs-
ausschuss bei dem Integrationsamt (§ 119) das Erlöschen des Amtes einer Vertrauensperson 
wegen grober Verletzung ihrer Pflichten beschließen.

§ 95 Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung

(1) Die Schwerbehindertenvertretung fördert die Eingliederung schwerbehinderter Menschen 
in den Betrieb oder die Dienststelle, vertritt ihre Interessen in dem Betrieb oder der Dienst-
stelle und steht ihnen beratend und helfend zur Seite. Sie erfüllt ihre Aufgaben insbesondere 
dadurch, dass sie

1.	 darüber wacht, dass die zugunsten schwerbehinderter Menschen geltenden Gesetze, 
Verordnungen, Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen und Verwaltungs
anordnungen durchgeführt, insbesondere auch die dem Arbeitgeber nach den §§ 71, 72 
und 81 bis 84 obliegenden Verpflichtungen erfüllt werden,

2.	 Maßnahmen, die den schwerbehinderten Menschen dienen, insbesondere auch 
präventive Maßnahmen, bei den zuständigen Stellen beantragt,

3.	 Anregungen und Beschwerden von schwerbehinderten Menschen entgegennimmt und, 
falls sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlung mit dem Arbeitgeber auf eine 
Erledigung hinwirkt; sie unterrichtet die schwerbehinderten Menschen über den Stand 
und das Ergebnis der Verhandlungen. 
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Die Schwerbehindertenvertretung unterstützt Beschäftigte auch bei Anträgen an die nach 
§ 69 Abs. 1 zuständigen Behörden auf Feststellung einer Behinderung, ihres Grades und einer 
Schwerbehinderung sowie bei Anträgen auf Gleichstellung an die Agentur für Arbeit. In 
Betrieben und Dienststellen mit in der Regel mehr als 100 schwerbehinderten Menschen 
kann sie nach Unterrichtung des Arbeitgebers das mit der höchsten Stimmenzahl gewählte 
stellvertretende Mitglied zu bestimmten Aufgaben heranziehen, in Betrieben und Dienst
stellen mit mehr als 200 schwerbehinderten Menschen, das mit der nächsthöchsten Stimm-
zahl gewählte weitere stellvertretende Mitglied. Die Heranziehung zu bestimmten Aufgaben 
schließt die Abstimmung untereinander ein.

(2) Der Arbeitgeber hat die Schwerbehindertenvertretung in allen Angelegenheiten, die einen 
einzelnen oder die schwerbehinderten Menschen als Gruppe berühren, unverzüglich und 
umfassend zu unterrichten und vor einer Entscheidung anzuhören; er hat ihr die getroffene 
Entscheidung unverzüglich mitzuteilen. Die Durchführung oder Vollziehung einer ohne 
Beteiligung nach Satz 1 getroffenen Entscheidung ist auszusetzen, die Beteiligung ist 
innerhalb von sieben Tagen nachzuholen; sodann ist endgültig zu entscheiden. Die Schwer
behindertenvertretung hat das Recht auf Beteiligung am Verfahren nach § 81 Abs. 1 und beim 
Vorliegen von Vermittlungsvorschlägen der Bundesagentur für Arbeit nach § 81 Abs. 1 oder 
von Bewerbungen schwerbehinderter Menschen das Recht auf Einsicht in die entscheidungs-
relevanten Teile der Bewerbungsunterlagen und Teilnahme an Vorstellungsgesprächen.

(3) Der schwerbehinderte Mensch hat das Recht, bei Einsicht in die über ihn geführte 
Personalakte oder ihn betreffende Daten des Arbeitgebers die Schwerbehindertenvertretung 
hinzuzuziehen. Die Schwerbehindertenvertretung bewahrt über den Inhalt der Daten 
Stillschweigen, soweit sie der schwerbehinderte Mensch nicht von dieser Verpflichtung 
entbunden hat. 

(4) Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, an allen Sitzungen des Betriebs-, 
Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrates und deren Ausschüssen sowie des 
Arbeitsschutzausschusses beratend teilzunehmen; sie kann beantragen, Angelegenheiten, die 
einzelne oder die schwerbehinderten Menschen als Gruppe besonders betreffen, auf die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen. Erachtet sie einen Beschluss des Betriebs-, 
Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrates als eine erhebliche Beeinträchtigung 
wichtiger Interessen schwerbehinderter Menschen oder ist sie entgegen Absatz 2 Satz 1 nicht 
beteiligt worden, wird auf ihren Antrag der Beschluss für die Dauer von einer Woche vom 
Zeitpunkt der Beschlussfassung an ausgesetzt; die Vorschriften des Betriebsverfassungs-
gesetzes und des Personalvertretungsrechtes über die Aussetzung von Beschlüssen gelten 
entsprechend. Durch die Aussetzung wird eine Frist nicht verlängert. In den Fällen des § 21e 
Abs. 1 und 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes ist die Schwerbehindertenvertretung, außer in 
Eilfällen, auf Antrag eines betroffenen schwerbehinderten Richters oder einer schwerbehin-
derten Richterin vor dem Präsidium des Gerichtes zu hören. 

(5) Die Schwerbehindertenvertretung wird zu Besprechungen nach § 74 Abs. 1 des Betriebs-
verfassungsgesetzes, § 66 Abs. 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes sowie den ent
sprechenden Vorschriften des sonstigen Personalvertretungsrechtes zwischen dem Arbeit
geber und den in Absatz 4 genannten Vertretungen hinzugezogen.
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(6) Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, mindestens einmal im Kalenderjahr eine 
Versammlung schwerbehinderter Menschen im Betrieb oder in der Dienststelle durchzu
führen. Die für Betriebs- und Personalversammlungen geltenden Vorschriften finden 
entsprechende Anwendung. 

(7) Sind in einer Angelegenheit sowohl die Schwerbehindertenvertretung der Richter und 
Richterinnen als auch die Schwerbehindertenvertretung der übrigen Bediensteten beteiligt, 
so handeln sie gemeinsam.

(8) Die Schwerbehindertenvertretung kann an Betriebs- und Personalversammlungen in 
Betrieben und Dienststellen teilnehmen, für die sie als Schwerbehindertenvertretung 
zuständig ist, und hat dort ein Rederecht, auch wenn die Mitglieder der Schwerbehinderten-
vertretung nicht Angehörige des Betriebes oder der Dienststelle sind.

§ 96 �Persönliche Rechte und Pflichten der Vertrauenspersonen der 
schwerbehinderten Menschen

(1) Die Vertrauenspersonen führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 

(2) Die Vertrauenspersonen dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht behindert oder wegen 
ihres Amtes nicht benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre berufliche 
Entwicklung. 

(3) Die Vertrauenspersonen besitzen gegenüber dem Arbeitgeber die gleiche persönliche 
Rechtsstellung, insbesondere den gleichen Kündigungs-, Versetzungs- und Abordnungsschutz 
wie ein Mitglied des Betriebs-, Personal-, Staatsanwalts- oder Richterrates. Das stellver
tretende Mitglied besitzt während der Dauer der Vertretung und der Heranziehung nach § 95 
Abs. 1 Satz 4 die gleiche persönliche Rechtsstellung wie die Vertrauensperson, im Übrigen die 
gleiche Rechtsstellung wie Ersatzmitglieder der in Satz 1 genannten Vertretungen. 

(4) Die Vertrauenspersonen werden von ihrer beruflichen Tätigkeit ohne Minderung des 
Arbeitsentgelts oder der Dienstbezüge befreit, wenn und soweit es zur Durchführung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist. Sind in den Betrieben und Dienststellen in der Regel wenigstens 
200 schwerbehinderte Menschen beschäftigt, wird die Vertrauensperson auf ihren Wunsch 
freigestellt; weiter gehende Vereinbarungen sind zulässig. Satz 1 gilt entsprechend für die 
Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, 
die für die Arbeit der Schwerbehindertenvertretung erforderlich sind. Satz 3 gilt auch für das 
mit der höchsten Stimmenzahl gewählte stellvertretende Mitglied, wenn wegen

1.	 ständiger Heranziehung nach § 95,

2.	 häufiger Vertretung der Vertrauensperson für längere Zeit,

3.	 absehbaren Nachrückens in das Amt der Schwerbehindertenvertretung in kurzer Frist

die Teilnahme an Bildungs- und Schulungsveranstaltungen erforderlich ist.
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(5) Freigestellte Vertrauenspersonen dürfen von inner- oder außerbetrieblichen Maßnahmen 
der Berufsförderung nicht ausgeschlossen werden. Innerhalb eines Jahres nach Beendigung 
ihrer Freistellung ist ihnen im Rahmen der Möglichkeiten des Betriebes oder der Dienststelle 
Gelegenheit zu geben, eine wegen der Freistellung unterbliebene berufliche Entwicklung in 
dem Betrieb oder der Dienststelle nachzuholen. Für Vertrauenspersonen, die drei volle 
aufeinander folgende Amtszeiten freigestellt waren, erhöht sich der genannte Zeitraum auf 
zwei Jahre. 

(6) Zum Ausgleich für ihre Tätigkeit, die aus betriebsbedingten oder dienstlichen Gründen 
außerhalb der Arbeitszeit durchzuführen ist, haben die Vertrauenspersonen Anspruch auf 
entsprechende Arbeits- oder Dienstbefreiung unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts oder der 
Dienstbezüge. 

(7) Die Vertrauenspersonen sind verpflichtet, 

1.	 über ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene persönliche Verhältnisse und 
Angelegenheiten von Beschäftigten im Sinne des § 73, die ihrer Bedeutung oder ihrem 
Inhalt nach einer vertraulichen Behandlung bedürfen, Stillschweigen zu bewahren und 

2.	 ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene und vom Arbeitgeber ausdrücklich als 
geheimhaltungsbedürftig bezeichnete Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse nicht zu 
offenbaren und nicht zu verwerten. 

Diese Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt. Sie gelten nicht gegenüber 
der Bundesagentur für Arbeit, den Integrationsämtern und den Rehabilitationsträgern, soweit 
deren Aufgaben den schwerbehinderten Menschen gegenüber es erfordern, gegenüber den 
Vertrauenspersonen in den Stufenvertretungen (§ 97) sowie gegenüber den in § 79 Abs. 1 des 
Betriebsverfassungsgesetzes und den in den entsprechenden Vorschriften des Personalver
tretungsrechtes genannten Vertretungen, Personen und Stellen.

(8) Die durch die Tätigkeit der Schwerbehindertenvertretung entstehenden Kosten trägt der 
Arbeitgeber. Das Gleiche gilt für die durch die Teilnahme des mit der höchsten Stimmenzahl 
gewählten stellvertretenden Mitglieds an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen nach 
Absatz 4 Satz 3 entstehenden Kosten. 

(9) Die Räume und der Geschäftsbedarf, die der Arbeitgeber dem Betriebs-, Personal-, 
Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrat für dessen Sitzungen, Sprechstunden und laufende 
Geschäftsführung zur Verfügung stellt, stehen für die gleichen Zwecke auch der Schwer-
behindertenvertretung zur Verfügung, soweit ihr hierfür nicht eigene Räume und sächliche 
Mittel zur Verfügung gestellt werden.
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§ 97 Konzern-, Gesamt-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung

(1) Ist für mehrere Betriebe eines Arbeitgebers ein Gesamtbetriebsrat oder für den Geschäfts-
bereich mehrerer Dienststellen ein Gesamtpersonalrat errichtet, wählen die Schwer
behindertenvertretungen der einzelnen Betriebe oder Dienststellen eine Gesamtschwer
behindertenvertretung. Ist eine Schwerbehindertenvertretung nur in einem der Betriebe 
oder in einer der Dienststellen gewählt, nimmt sie die Rechte und Pflichten der Gesamt-
schwerbehindertenvertretung wahr. 

(2) Ist für mehrere Unternehmen ein Konzernbetriebsrat errichtet, wählen die Gesamtschwer-
behindertenvertretungen eine Konzernschwerbehindertenvertretung. Besteht ein Konzern-
unternehmen nur aus einem Betrieb, für den eine Schwerbehindertenvertretung gewählt ist, 
hat sie das Wahlrecht wie eine Gesamtschwerbehindertenvertretung.

(3) Für den Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltungen, bei denen ein Bezirks- oder 
Hauptpersonalrat gebildet ist, gilt Absatz 1 sinngemäß mit der Maßgabe, dass bei den 
Mittelbehörden von deren Schwerbehindertenvertretung und den Schwerbehindertenver
tretungen der nachgeordneten Dienststellen eine Bezirksschwerbehindertenvertretung zu 
wählen ist. Bei den obersten Dienstbehörden ist von deren Schwerbehindertenvertretung 
und den Bezirksschwerbehindertenvertretungen des Geschäftsbereichs eine Hauptschwer
behindertenvertretung zu wählen; ist die Zahl der Bezirksschwerbehindertenvertretungen 
niedriger als zehn, sind auch die Schwerbehindertenvertretungen der nachgeordneten 
Dienststellen wahlberechtigt. 

(4) Für Gerichte eines Zweiges der Gerichtsbarkeit, für die ein Bezirks- oder Hauptrichterrat 
gebildet ist, gilt Absatz 3 entsprechend. Sind in einem Zweig der Gerichtsbarkeit bei den 
Gerichten der Länder mehrere Schwerbehindertenvertretungen nach § 94 zu wählen und ist 
in diesem Zweig kein Hauptrichterrat gebildet, ist in entsprechender Anwendung von Absatz 
3 eine Hauptschwerbehindertenvertretung zu wählen. Die Hauptschwerbehindertenver
tretung nimmt die Aufgabe der Schwerbehindertenvertretung gegenüber dem Präsidialrat 
wahr. 

(5) Für jede Vertrauensperson, die nach den Absätzen 1 bis 4 neu zu wählen ist, wird wenigs-
tens ein stellvertretendes Mitglied gewählt. 

(6) Die Gesamtschwerbehindertenvertretung vertritt die Interessen der schwerbehinderten 
Menschen in Angelegenheiten, die das Gesamtunternehmen oder mehrere Betriebe oder 
Dienststellen des Arbeitgebers betreffen und von den Schwerbehindertenvertretungen der 
einzelnen Betriebe oder Dienststellen nicht geregelt werden können, sowie die Interessen der 
schwerbehinderten Menschen, die in einem Betrieb oder einer Dienststelle tätig sind, für die 
eine Schwerbehindertenvertretung nicht gewählt ist; dies umfasst auch Verhandlungen und 
den Abschluss entsprechender Integrationsvereinbarungen. Satz 1 gilt entsprechend für die 
Konzern-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung sowie für die Schwerbehin
dertenvertretung der obersten Dienstbehörde, wenn bei einer mehrstufigen Verwaltung 
Stufenvertretungen nicht gewählt sind. Die nach Satz 2 zuständige Schwerbehindertenver
tretung ist auch in persönlichen Angelegenheiten schwerbehinderter Menschen, über die 
eine übergeordnete Dienststelle entscheidet, zuständig; sie gibt der Schwerbehindertenver
tretung der Dienststelle, die den schwerbehinderten Menschen beschäftigt, Gelegenheit zur 
Äußerung. Satz 3 gilt nicht in den Fällen, in denen der Personalrat der Beschäftigungsbehörde 
zu beteiligen ist. 
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(7) § 94 Abs. 3 bis 7, § 95 Abs. 1 Satz 4, Abs. 2, 4, 5 und 7 und § 96 gelten entsprechend, § 94 
Abs. 5 mit der Maßgabe, dass die Wahl der Gesamt- und Bezirksschwerbehindertenver
tretungen in der Zeit vom 1. Dezember bis 31. Januar, die der Konzern- und Hauptschwer-
behindertenvertretungen in der Zeit vom 1. Februar bis 31. März stattfindet.

(8) § 95 Abs. 6 gilt für die Durchführung von Versammlungen der Vertrauens- und der 
Bezirksvertrauenspersonen durch die Gesamt-, Bezirks- oder Hauptschwerbehindertenver-
tretung entsprechend.

§ 98 Beauftragter des Arbeitgebers

Der Arbeitgeber bestellt einen Beauftragten, der ihn in Angelegenheiten schwerbehinderter 
Menschen verantwortlich vertritt; falls erforderlich, können mehrere Beauftragte bestellt 
werden. Der Beauftragte soll nach Möglichkeit selbst ein schwerbehinderter Mensch sein. Der 
Beauftragte achtet vor allem darauf, dass dem Arbeitgeber obliegende Verpflichtungen erfüllt 
werden.

§ 99 Zusammenarbeit

(1) Arbeitgeber, Beauftragter des Arbeitgebers, Schwerbehindertenvertretung und Betriebs-, 
Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrat arbeiten zur Teilhabe schwerbehinderter 
Menschen am Arbeitsleben in dem Betrieb oder der Dienststelle eng zusammen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen und Vertretungen, die mit der Durchführung des Teils 
2 beauftragten Stellen und die Rehabilitationsträger unterstützen sich gegenseitig bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben. Vertrauensperson und Beauftragter des Arbeitgebers sind Ver
bindungspersonen zur Bundesagentur für Arbeit und zu dem Integrationsamt.

§ 100 Verordnungsermächtigung

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nähere Vorschriften über die Vorbereitung und Durchführung der Wahl der 
Schwerbehindertenvertretung und ihrer Stufenvertretungen zu erlassen.
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Kapitel 6	  
Durchführung der besonderen Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter 
Menschen

§ 101 Zusammenarbeit der Integrationsämter und der Bundesagentur für Arbeit

(1) Soweit die besonderen Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am 
Arbeitsleben nicht durch freie Entschließung der Arbeitgeber erfüllt werden, werden sie 

1.	 in den Ländern von dem Amt für die Sicherung der Integration schwerbehinderter 
Menschen im Arbeitsleben (Integrationsamt) und 

2.	 von der Bundesagentur für Arbeit

in enger Zusammenarbeit durchgeführt.

(2) Die den Rehabilitationsträgern nach den geltenden Vorschriften obliegenden Aufgaben 
bleiben unberührt.

§ 102 Aufgaben des Integrationsamtes

(1) Das Integrationsamt hat folgende Aufgaben:

1.	 die Erhebung und Verwendung der Ausgleichsabgabe, 

2.	 den Kündigungsschutz, 

3.	 die begleitende Hilfe im Arbeitsleben, 

4.	 die zeitweilige Entziehung der besonderen Hilfen für schwerbehinderte Menschen (§ 117).

Die Integrationsämter werden so ausgestattet, dass sie ihre Aufgaben umfassend und 
qualifiziert erfüllen können. Hierfür wird besonders geschultes Personal mit Fachkenntnissen 
des Schwerbehindertenrechts eingesetzt.

(2) Die begleitende Hilfe im Arbeitsleben wird in enger Zusammenarbeit mit der Bundes
agentur für Arbeit und den übrigen Rehabilitationsträgern durchgeführt. Sie soll dahin 
wirken, dass die schwerbehinderten Menschen in ihrer sozialen Stellung nicht absinken, auf 
Arbeitsplätzen beschäftigt werden, auf denen sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse voll 
verwerten und weiterentwickeln können sowie durch Leistungen der Rehabilitationsträger 
und Maßnahmen der Arbeitgeber befähigt werden, sich am Arbeitsplatz und im Wettbewerb 
mit nichtbehinderten Menschen zu behaupten. Dabei gelten als Arbeitsplätze auch Stellen, 
auf denen Beschäftigte befristet oder als Teilzeitbeschäftigte in einem Umfang von mindes-
tens 15 Stunden wöchentlich beschäftigt werden. Die begleitende Hilfe im Arbeitsleben 
umfasst auch die nach den Umständen des Einzelfalles notwendige psychosoziale Betreuung 
schwerbehinderter Menschen. Das Integrationsamt kann bei der Durchführung der beglei-
tenden Hilfen im Arbeitsleben Integrationsfachdienste einschließlich psychosozialer Dienste 
freier gemeinnütziger Einrichtungen und Organisationen beteiligen. Das Integrationsamt soll 
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außerdem darauf Einfluss nehmen, dass Schwierigkeiten im Arbeitsleben verhindert oder 
beseitigt werden; es führt hierzu auch Schulungs- und Bildungsmaßnahmen für Vertrauens-
personen, Beauftragte der Arbeitgeber, Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und 
Präsidialräte durch. Das Integrationsamt benennt in enger Abstimmung mit den Beteiligten 
des örtlichen Arbeitsmarktes Ansprechpartner, die in Handwerks- sowie in Industrie- und 
Handelskammern für die Arbeitgeber zur Verfügung stehen, um sie über Funktion und 
Aufgaben der Integrationsfachdienste aufzuklären, über Möglichkeiten der begleitenden Hilfe 
im Arbeitsleben zu informieren und Kontakt zum Integrationsfachdienst herzustellen.

(3) Das Integrationsamt kann im Rahmen seiner Zuständigkeit für die begleitende Hilfe im 
Arbeitsleben aus den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln auch Geldleistungen erbringen, 
insbesondere 

1.	 an schwerbehinderte Menschen

a)	 für technische Arbeitshilfen,

b)	 zum Erreichen des Arbeitsplatzes,

c)	 zur Gründung und Erhaltung einer selbständigen beruflichen Existenz,

d)	 zur Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung einer behinderungsgerechten Wohnung,

e)	 zur Teilnahme an Maßnahmen zur Erhaltung und Erweiterung beruflicher 
Kenntnisse und Fertigkeiten und

f)	 in besonderen Lebenslagen,

2.	 an Arbeitgeber 

a)	 zur behinderungsgerechten Einrichtung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen für 
schwerbehinderte Menschen, 

b)	 für Zuschüsse zu Gebühren, insbesondere Prüfungsgebühren, bei der Berufsaus
bildung besonders betroffener schwerbehinderter Jugendlicher und junger 
Erwachsener,

c)	 für Prämien und Zuschüsse zu den Kosten der Berufsausbildung behinderter 
Jugendlicher und junger Erwachsener, die für die Zeit der Berufsausbildung schwer-
behinderten Menschen nach § 68 Abs. 4 gleichgestellt worden sind,

d)	 für Prämien zur Einführung eines betrieblichen Eingliederungsmanagements und

e)	 für außergewöhnliche Belastungen, die mit der Beschäftigung schwerbehinderter 
Menschen im Sinne des § 72 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a bis d, von schwerbehinderten 
Menschen im Anschluss an eine Beschäftigung in einer anerkannten Werkstatt für 
behinderte Menschen oder im Sinne des § 75 Abs. 2 verbunden sind, vor allem, wenn 
ohne diese Leistungen das Beschäftigungsverhältnis gefährdet würde,

 3.	 an Träger von Integrationsfachdiensten einschließlich psychosozialer Dienste freier 
gemeinnütziger Einrichtungen und Organisationen sowie an Träger von Integrations-
projekten.
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Es kann ferner Leistungen zur Durchführung von Aufklärungs-, Schulungs- und Bildungs-
maßnahmen erbringen. 

(3a) Schwerbehinderte Menschen haben im Rahmen der Zuständigkeit des Integrationsamtes 
aus den ihm aus der Ausgleichsabgabe zur Verfügung stehenden Mitteln Anspruch auf 
Übernahme der Kosten einer Berufsbegleitung nach § 38a Abs. 3.

(4) Schwerbehinderte Menschen haben im Rahmen der Zuständigkeit des Integrationsamtes 
für die begleitende Hilfe im Arbeitsleben aus den ihm aus der Ausgleichsabgabe zur Ver
fügung stehenden Mitteln Anspruch auf Übernahme der Kosten einer notwendigen 
Arbeitsassistenz. 

(5) Verpflichtungen anderer werden durch die Absätze 3 und  4 nicht berührt. Leistungen der 
Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 Nr.1 bis 5 dürfen, auch wenn auf sie ein Rechtsanspruch 
nicht besteht, nicht deshalb versagt werden, weil nach den besonderen Regelungen für 
schwerbehinderte Menschen entsprechende Leistungen vorgesehen sind; eine Aufstockung 
durch Leistungen des Integrationsamtes findet nicht statt. 

(6) § 14 gilt sinngemäß, wenn bei dem Integrationsamt eine Leistung zur Teilhabe am 
Arbeitsleben beantragt wird. Das gleiche gilt, wenn ein Antrag bei einem Rehabilitationsträger 
gestellt und der Antrag von diesem nach § 16 Abs. 2 des Ersten Buches an das Integrationsamt 
weitergeleitet worden ist. Ist die unverzügliche Erbringung einer Leistung zur Teilhabe am 
Arbeitsleben erforderlich, so kann das Integrationsamt die Leistung vorläufig erbringen. Hat 
das Integrationsamt eine Leistung erbracht, für die ein anderer Träger zuständig ist, so 
erstattet dieser die auf die Leistung entfallenden Aufwendungen.

(7) Das Integrationsamt kann seine Leistungen zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben auch 
als persönliches Budget ausführen. § 17 gilt entsprechend.

§ 103 Beratender Ausschuss für behinderte Menschen bei dem Integrationsamt

(1) Bei jedem Integrationsamt wird ein Beratender Ausschuss für behinderte Menschen 
gebildet, der die Teilhabe der behinderten Menschen am Arbeitsleben fördert, das Inte
grationsamt bei der Durchführung der besonderen Regelungen für schwerbehinderte 
Menschen zur Teilhabe am Arbeitsleben unterstützt und bei der Vergabe der Mittel der 
Ausgleichsabgabe mitwirkt. Soweit die Mittel der Ausgleichsabgabe zur institutionellen 
Förderung verwendet werden, macht der Beratende Ausschuss Vorschläge für die Ent
scheidungen des Integrationsamtes.

(2) Der Ausschuss besteht aus zehn Mitgliedern, und zwar aus 

zwei Mitgliedern, die die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen vertreten, 

zwei Mitgliedern, die die privaten und öffentlichen Arbeitgeber vertreten, 

vier Mitgliedern, die die Organisationen behinderter Menschen vertreten,

einem Mitglied, das das jeweilige Land vertritt,

einem Mitglied, das die Bundesagentur für Arbeit vertritt. 
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(3) Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin zu berufen. Mitglieder 
und Stellvertreter oder Stellvertreterinnen sollen im Bezirk des Integrationsamtes ihren 
Wohnsitz haben. 

(4) Das Integrationsamt beruft auf Vorschlag 

der Gewerkschaften des jeweiligen Landes zwei Mitglieder, 

der Arbeitgeberverbände des jeweiligen Landes ein Mitglied, 

der zuständigen obersten Landesbehörde oder der von ihr bestimmten Behörde ein Mitglied,

der Organisationen behinderter Menschen des jeweiligen Landes, die nach der Zusammen
setzung ihrer Mitglieder dazu berufen sind, die behinderten Menschen in ihrer Gesamtheit zu 
vertreten, vier Mitglieder. 

Die zuständige oberste Landesbehörde oder die von ihr bestimmte Behörde und die Bundes-
agentur für Arbeit berufen je ein Mitglied.

§ 104 Aufgaben der Bundesagentur für Arbeit

(1) Die Bundesagentur für Arbeit hat folgende Aufgaben:

1. 	 die Berufsberatung, Ausbildungsvermittlung und Arbeitsvermittlung schwerbehinderter 
Menschen einschließlich der Vermittlung von in Werkstätten für behinderte Menschen 
Beschäftigten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt, 

2. 	 die Beratung der Arbeitgeber bei der Besetzung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen mit 
schwerbehinderten Menschen,

3.	 die Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt, insbesondere von schwerbehinderten Menschen, 

a) 	 die wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung oder sonstiger Umstände im Arbeits-
leben besonders betroffen sind (§ 72 Abs. 1),

b) 	 die langzeitarbeitslos im Sinne des § 18 des Dritten Buches sind,

c) 	 die im Anschluss an eine Beschäftigung in einer anerkannten Werkstatt für behin
derte Menschen oder einem Integrationsprojekt eingestellt werden,

d) 	 die als Teilzeitbeschäftigte eingestellt werden oder

e) 	 die zur Aus- oder Weiterbildung eingestellt werden,

4.	 im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen die besondere Förderung schwer
behinderter Menschen, 

5.	 die Gleichstellung, deren Widerruf und Rücknahme, 

6.	 die Durchführung des Anzeigeverfahrens (§ 80 Abs. 2 und 4), 

7.	 die Überwachung der Erfüllung der Beschäftigungspflicht, 
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8.	 die Zulassung der Anrechnung und der Mehrfachanrechnung (§ 75 Abs. 2, § 76 Abs. 1  
und 2),

9.	 die Erfassung der Werkstätten für behinderte Menschen, ihre Anerkennung und die 
Aufhebung der Anerkennung.

(2) Die Bundesagentur für Arbeit übermittelt dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
jährlich die Ergebnisse ihrer Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am 
Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nach dessen näherer Bestimmung und 
fachlicher Weisung. Zu den Ergebnissen gehören Angaben über die Zahl der geförderten 
Arbeitgeber und schwerbehinderten Menschen, die insgesamt aufgewandten Mittel und die 
durchschnittlichen Förderungsbeträge. Die Bundesagentur für Arbeit veröffentlicht diese 
Ergebnisse.

(3) Die Bundesagentur für Arbeit führt befristete überregionale und regionale Arbeitsmarkt-
programme zum Abbau der Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen, besonderer 
Gruppen schwerbehinderter Menschen, insbesondere schwerbehinderter Frauen, sowie zur 
Förderung des Ausbildungsplatzangebots für schwerbehinderte Menschen durch, die ihr 
durch Verwaltungsvereinbarung gemäß § 368 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 des Dritten Buches 
unter Zuweisung der entsprechenden Mittel übertragen werden. Über den Abschluss von 
Verwaltungsvereinbarungen mit den Ländern ist das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales zu unterrichten.

(4) Die Bundesagentur für Arbeit richtet zur Durchführung der ihr in Teil 2 und der ihr im 
Dritten Buch zur Teilhabe behinderter und schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben 
übertragenen Aufgaben in allen Agenturen für Arbeit besondere Stellen ein; bei der 
personellen Ausstattung dieser Stellen trägt sie dem besonderen Aufwand bei der Beratung 
und Vermittlung des zu betreuenden Personenkreises sowie bei der Durchführung der 
sonstigen Aufgaben nach Absatz 1 Rechnung.

(5) Im Rahmen der Beratung der Arbeitgeber nach Absatz 1 Nr. 2 hat die Bundesagentur für 
Arbeit

1.	 dem Arbeitgeber zur Besetzung von Arbeitsplätzen geeignete arbeitslose oder arbeit-
suchende schwerbehinderte Menschen unter Darlegung der Leistungsfähigkeit und der 
Auswirkungen der jeweiligen Behinderung auf die angebotene Stelle vorzuschlagen,

2.	 ihre Fördermöglichkeiten aufzuzeigen, soweit wie möglich und erforderlich, auch die 
entsprechenden Hilfen der Rehabilitationsträger und der begleitenden Hilfe im Arbeits
leben durch die Integrationsämter.

§ 105 Beratender Ausschuss für behinderte Menschen bei der Bundesagentur für Arbeit

(1) Bei der Zentrale der Bundesagentur für Arbeit wird ein Beratender Ausschuss für behin-
derte Menschen gebildet, der die Teilhabe der behinderten Menschen am Arbeitsleben durch 
Vorschläge fördert und die Bundesagentur für Arbeit bei der Durchführung der in Teil 2 und 
im Dritten Buch zur Teilhabe behinderter und schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben 
übertragenen Aufgaben unterstützt. 
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(2) Der Ausschuss besteht aus elf Mitgliedern, und zwar aus 

zwei Mitgliedern, die die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen vertreten,

zwei Mitgliedern, die die privaten und öffentlichen Arbeitgeber vertreten, 

fünf Mitgliedern, die die Organisationen behinderter Menschen vertreten,

einem Mitglied, das die Integrationsämter vertritt,

einem Mitglied, das das Bundesministerium für Arbeit und Soziales vertritt.

(3) Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin zu berufen. 

(4) Der Vorstand der Bundesagentur für Arbeit beruft die Mitglieder, die Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber vertreten, auf Vorschlag ihrer Gruppenvertreter im Verwaltungsrat der Bundes-
agentur für Arbeit. Er beruft auf Vorschlag der Organisationen behinderter Menschen, die 
nach der Zusammensetzung ihrer Mitglieder dazu berufen sind, die behinderten Menschen in 
ihrer Gesamtheit auf Bundesebene zu vertreten, die Mitglieder, die Organisationen der 
behinderten Menschen vertreten. Auf Vorschlag der Bundesarbeitsgemeinschaft der Inte
grationsämter und Hauptfürsorgestellen, beruft er das Mitglied, das die Integrationsämter 
vertritt, und auf Vorschlag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales das Mitglied, das 
dieses vertritt.

§ 106 Gemeinsame Vorschriften

(1) Die Beratenden Ausschüsse für behinderte Menschen (§§ 103, 105) wählen aus den ihnen 
angehörenden Mitgliedern von Seiten der Arbeitnehmer, Arbeitgeber oder Organisationen 
behinderter Menschen jeweils für die Dauer eines Jahres einen Vorsitzenden oder eine 
Vorsitzende und einen Stellvertreter oder eine Stellvertreterin. Die Gewählten dürfen nicht 
derselben Gruppe angehören. Die Gruppen stellen in regelmäßig jährlich wechselnder 
Reihenfolge den Vorsitzenden oder die Vorsitzende und den Stellvertreter oder die Stell
vertreterin. Die Reihenfolge wird durch die Beendigung der Amtszeit der Mitglieder nicht 
unterbrochen. Scheidet der Vorsitzende oder die Vorsitzende oder der Stellvertreter oder die 
Stellvertreterin aus, wird er oder sie neu gewählt.

(2) Die Beratenden Ausschüsse für behinderte Menschen sind beschlussfähig, wenn wenigs-
tens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die Beschlüsse und Entscheidungen werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit getroffen. 

(3) Die Mitglieder der Beratenden Ausschüsse für behinderte Menschen üben ihre Tätigkeit 
ehrenamtlich aus. Ihre Amtszeit beträgt vier Jahre.

§ 107 Übertragung von Aufgaben

(1) Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle kann die Verlängerung der 
Gültigkeitsdauer der Ausweise nach § 69 Abs. 5, für die eine Feststellung nach § 69 Abs. 1 nicht 
zu treffen ist, auf andere Behörden übertragen. Im Übrigen kann sie andere Behörden zur 
Aushändigung der Ausweise heranziehen. 
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(2) Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle kann Aufgaben und Befugnisse des 
Integrationsamtes nach Teil 2 auf örtliche Fürsorgestellen übertragen oder die Heranziehung 
örtlicher Fürsorgestellen zur Durchführung der den Integrationsämtern obliegenden 
Aufgaben bestimmen.

§ 108 Verordnungsermächtigung

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates das Nähere über die Voraussetzungen des Anspruchs nach § 33 Abs. 8 Nr. 3 und 
§ 102 Abs. 4 sowie über die Höhe, Dauer und Ausführung der Leistungen zu regeln.

Kapitel 7	  
Integrationsfachdienste

§ 109 Begriff und Personenkreis

(1) Integrationsfachdienste sind Dienste Dritter, die bei der Durchführung der Maßnahmen 
zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben beteiligt werden.

(2) Schwerbehinderte Menschen im Sinne des Absatzes 1 sind insbesondere

1.	 schwerbehinderte Menschen mit einem besonderen Bedarf an arbeitsbegleitender 
Betreuung,

2.	 schwerbehinderte Menschen, die nach zielgerichteter Vorbereitung durch die Werkstatt 
für behinderte Menschen am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt teilhaben 
sollen und dabei auf aufwendige, personalintensive, individuelle arbeitsbegleitende 
Hilfen angewiesen sind sowie

3.	 schwerbehinderte Schulabgänger, die für die Aufnahme einer Beschäftigung auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt auf die Unterstützung eines Integrationsfachdienstes ange
wiesen sind.

(3) Ein besonderer Bedarf an arbeits- und berufsbegleitender Betreuung ist insbesondere 
gegeben bei schwerbehinderten Menschen mit geistiger oder seelischer Behinderung oder 
mit einer schweren Körper-, Sinnes- oder Mehrfachbehinderung, die sich im Arbeitsleben 
besonders nachteilig auswirkt und allein oder zusammen mit weiteren vermittlungs
hemmenden Umständen (Alter, Langzeitarbeitslosigkeit, unzureichende Qualifikation, 
Leistungsminderung) die Teilhabe am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
erschwert.

(4) Der Integrationsfachdienst kann im Rahmen der Aufgabenstellung nach Absatz 1 auch zur 
beruflichen Eingliederung von behinderten Menschen, die nicht schwerbehindert sind, tätig 
werden. Hierbei wird den besonderen Bedürfnissen seelisch behinderter oder von einer 
seelischen Behinderung bedrohter Menschen Rechnung getragen.
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§ 110 Aufgaben

(1) Die Integrationsfachdienste können zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am 
Arbeitsleben (Aufnahme, Ausübung und Sicherung einer möglichst dauerhaften Beschäf
tigung) beteiligt werden, indem sie

1.	 die schwerbehinderten Menschen beraten, unterstützen und auf geeignete Arbeitsplätze 
vermitteln,

2.	 die Arbeitgeber informieren, beraten und ihnen Hilfe leisten.

(2) Zu den Aufgaben des Integrationsfachdienstes gehört es,

1.	 die Fähigkeiten der zugewiesenen schwerbehinderten Menschen zu bewerten und 
einzuschätzen und dabei ein individuelles Fähigkeits-, Leistungs- und Interessenprofil zur 
Vorbereitung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt in enger Kooperation mit den schwer-
behinderten Menschen, dem Auftraggeber und der abgebenden Einrichtung der 
schulischen oder beruflichen Bildung oder Rehabilitation zu erarbeiten,

1a.	 die Bundesagentur für Arbeit auf deren Anforderung bei der Berufsorientierung und 
Berufsberatung in den Schulen einschließlich der auf jeden einzelnen Jugendlichen 
bezogenen Dokumentation der Ergebnisse zu unterstützen,

1b.	 die betriebliche Ausbildung schwerbehinderter, insbesondere seelisch und lernbehin
derter Jugendlicher zu begleiten,

2.	 geeignete Arbeitsplätze (§ 73) auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu erschließen,

3.	 die schwerbehinderten Menschen auf die vorgesehenen Arbeitsplätze vorzubereiten,

4.	 die schwerbehinderten Menschen, solange erforderlich, am Arbeitsplatz oder beim 
Training der berufspraktischen Fähigkeiten am konkreten Arbeitsplatz zu begleiten,

5.	 mit Zustimmung des schwerbehinderten Menschen die Mitarbeiter im Betrieb oder in der 
Dienststelle über Art und Auswirkungen der Behinderung und über entsprechende 
Verhaltensregeln zu informieren und zu beraten,

6.	 eine Nachbetreuung, Krisenintervention oder psychosoziale Betreuung durchzuführen 
sowie

7.	 als Ansprechpartner für die Arbeitgeber zur Verfügung zu stehen, über die Leistungen für 
die Arbeitgeber zu informieren und für die Arbeitgeber diese Leistungen abzuklären,

8.	 in Zusammenarbeit mit den Rehabilitationsträgern und den Integrationsämtern die 
für den schwerbehinderten Menschen benötigten Leistungen zu klären und bei der 
Beantragung zu unterstützen.

§ 111 Beauftragung und Verantwortlichkeit

(1) Die Integrationsfachdienste werden im Auftrag der Integrationsämter oder der Rehabili
tationsträger tätig. Diese bleiben für die Ausführung der Leistung verantwortlich.
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(2) Im Auftrag legt der Auftraggeber in Abstimmung mit dem Integrationsfachdienst Art, 
Umfang und Dauer des im Einzelfall notwendigen Einsatzes des Integrationsfachdienstes 
sowie das Entgelt fest.

(3) Der Integrationsfachdienst arbeitet insbesondere mit

1.	 den zuständigen Stellen bei der Bundesagentur für Arbeit,

2.	 dem Integrationsamt,

3.	 dem zuständigen Rehabilitationsträger, insbesondere den Berufshelfern der gesetzlichen 
Unfallversicherung,

4.	 dem Arbeitgeber, der Schwerbehindertenvertretung und den anderen betrieblichen 
Interessenvertretungen,

5.	 der abgebenden Einrichtung der schulischen oder beruflichen Bildung oder Rehabili
tation mit ihren begleitenden Diensten und internen Integrationsfachkräften oder 
-diensten zur Unterstützung von Teilnehmenden an Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben,

5a.	 den Handwerks-, den Industrie- und Handelskammern sowie den berufsständigen 
Organisationen,

6.	 wenn notwendig auch mit anderen Stellen und Personen, 

eng zusammen.

(4) Näheres zur Beauftragung, Zusammenarbeit, fachlichen Leitung, Aufsicht sowie zur 
Qualitätssicherung und Ergebnisbeobachtung wird zwischen dem Auftraggeber und dem 
Träger des Integrationsfachdienstes vertraglich geregelt. Die Vereinbarungen sollen im 
Interesse finanzieller Planungssicherheit auf eine Dauer von mindestens drei Jahren abge-
schlossen werden.

(5) Die Integrationsämter wirken darauf hin, dass die berufsbegleitenden und psychosozialen 
Dienste bei den von ihnen beauftragten Integrationsfachdiensten konzentriert werden.

§ 112 Fachliche Anforderungen

(1) Die Integrationsfachdienste müssen 

1.	 nach der personellen, räumlichen und sächlichen Ausstattung in der Lage sein, ihre 
gesetzlichen Aufgaben wahrzunehmen,

2.	 über Erfahrungen mit dem zu unterstützenden Personenkreis (§ 109 Abs. 2) verfügen,

3.	 mit Fachkräften ausgestattet sein, die über eine geeignete Berufsqualifikation, eine 
psychosoziale oder arbeitspädagogische Zusatzqualifikation und ausreichende Berufs-
erfahrung verfügen, sowie

4.	 rechtlich oder organisatorisch und wirtschaftlich eigenständig sein.
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(2) Der Personalbedarf eines Integrationsfachdienstes richtet sich nach den konkreten 
Bedürfnissen unter Berücksichtigung der Zahl der Betreuungs- und Beratungsfälle, des 
durchschnittlichen Betreuungs- und Beratungsaufwands, der Größe des regionalen Einzugs-
bereichs und der Zahl der zu beratenden Arbeitgeber. Den besonderen Bedürfnissen 
besonderer Gruppen schwerbehinderter Menschen, insbesondere schwerbehinderter Frauen, 
und der Notwendigkeit einer psychosozialen Betreuung soll durch eine Differenzierung 
innerhalb des Integrationsfachdienstes Rechnung getragen werden.

(3) Bei der Stellenbesetzung des Integrationsfachdienstes werden schwerbehinderte 
Menschen bevorzugt berücksichtigt. Dabei wird ein angemessener Anteil der Stellen mit 
schwerbehinderten Frauen besetzt.

§ 113 Finanzielle Leistungen

(1) Die Inanspruchnahme von Integrationsfachdiensten wird vom Auftraggeber vergütet. Die 
Vergütung für die Inanspruchnahme von Integrationsfachdiensten kann bei Beauftragung 
durch das Integrationsamt aus Mitteln der Ausgleichsabgabe erbracht werden.

(2) Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen 
vereinbart mit den Rehabilitationsträgern nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 unter Beteiligung der 
maßgeblichen Verbände, darunter der Bundesarbeitsgemeinschaft, in der sich die Inte
grationsfachdienste zusammengeschlossen haben, eine gemeinsame Empfehlung zur 
Inanspruchnahme der Integrationsfachdienste durch die Rehabilitationsträger, zur 
Zusammenarbeit und zur Finanzierung der Kosten, die dem Integrationsfachdienst bei der 
Wahrnehmung der Aufgaben der Rehabilitationsträger entstehen. § 13 Abs. 7 und 8 gilt 
entsprechend.

§ 114 Ergebnisbeobachtung

(1) Der Integrationsfachdienst dokumentiert Verlauf und Ergebnis der jeweiligen 
Bemühungen um die Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben. Er erstellt jährlich eine 
zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse und legt diese den Auftraggebern nach 
deren näherer gemeinsamer Maßgabe vor. Diese Zusammenstellung soll insbesondere 
geschlechtsdifferenzierte Angaben enthalten zu

1.	 den Zu- und Abgängen an Betreuungsfällen im Kalenderjahr,

2.	 dem Bestand an Betreuungsfällen,

3.	 der Zahl der abgeschlossenen Fälle, differenziert nach Aufnahme einer Ausbildung, einer 
befristeten oder unbefristeten Beschäftigung, einer Beschäftigung in einem Integrations-
projekt oder in einer Werkstatt für behinderte Menschen.
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(2) Der Integrationsfachdienst dokumentiert auch die Ergebnisse seiner Bemühungen zur 
Unterstützung der Bundesagentur für Arbeit und die Begleitung der betrieblichen Ausbildung 
nach § 110 Abs. 2 Nr. 1a und 1b unter Einbeziehung geschlechtsdifferenzierter Daten und 
Besonderheiten sowie der Art der Behinderung. Er erstellt zum 30. September 2006 eine 
zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse und legt diese dem zuständigen Integrations-
amt vor. Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen 
bereitet die Ergebnisse auf und stellt sie dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales zur 
Vorbereitung des Berichtes nach § 160 Abs. 2 bis zum 31. Dezember 2006 zur Verfügung.

§ 115 Verordnungsermächtigung

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere über den Begriff und die Aufgaben des 
Integrationsfachdienstes, die für sie geltenden fachlichen Anforderungen und die finanziellen 
Leistungen zu regeln.

(2) Vereinbaren die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorge-
stellen und die Rehabilitationsträger nicht innerhalb von sechs Monaten, nachdem das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales sie dazu aufgefordert hat, eine gemeinsame 
Empfehlung nach § 113 Abs. 2 oder ändern sie die unzureichend gewordene Empfehlung 
nicht innerhalb dieser Frist, kann das Bundesministerium für Arbeit und Soziales Regelungen 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates erlassen.

Kapitel 8	  
Beendigung der Anwendung der besonderen Regelungen zur Teilhabe 
schwerbehinderter und gleichgestellter behinderter Menschen

§ 116 Beendigung der Anwendung der besonderen Regelungen zur Teilhabe 
schwerbehinderter Menschen

(1) Die besonderen Regelungen für schwerbehinderte Menschen werden nicht angewendet 
nach dem Wegfall der Voraussetzungen nach §  2 Abs. 2; wenn sich der Grad der Behinderung 
auf weniger als 50 verringert, jedoch erst am Ende des dritten Kalendermonats nach Eintritt 
der Unanfechtbarkeit des die Verringerung feststellenden Bescheides.

(2) Die besonderen Regelungen für gleichgestellte behinderte Menschen werden nach dem 
Widerruf oder der Rücknahme der Gleichstellung nicht mehr angewendet. Der Widerruf der 
Gleichstellung ist zulässig, wenn die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 3 in Verbindung mit § 68 
Abs. 2 weggefallen sind. Er wird erst am Ende des dritten Kalendermonats nach Eintritt seiner 
Unanfechtbarkeit wirksam.
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(3) Bis zur Beendigung der Anwendung der besonderen Regelungen für schwerbehinderte 
Menschen und ihnen gleichgestellte behinderte Menschen werden die behinderten 
Menschen dem Arbeitgeber auf die Zahl der Pflichtarbeitsplätze für schwerbehinderte 
Menschen angerechnet.

§ 117 Entziehung der besonderen Hilfen für schwerbehinderte Menschen

(1) Einem schwerbehinderten Menschen, der einen zumutbaren Arbeitsplatz ohne berech
tigten Grund zurückweist oder aufgibt oder sich ohne berechtigten Grund weigert, an einer 
Maßnahme zur Teilhabe am Arbeitsleben teilzunehmen, oder sonst durch sein Verhalten 
seine Teilhabe am Arbeitsleben schuldhaft vereitelt, kann das Integrationsamt im Benehmen 
mit der Bundesagentur für Arbeit die besonderen Hilfen für schwerbehinderte Menschen 
zeitweilig entziehen. Dies gilt auch für gleichgestellte behinderte Menschen.

(2) Vor der Entscheidung über die Entziehung wird der schwerbehinderte Mensch gehört. In 
der Entscheidung wird die Frist bestimmt, für die sie gilt. Die Frist läuft vom Tage der 
Entscheidung an und beträgt nicht mehr als sechs Monate. Die Entscheidung wird dem 
schwerbehinderten Menschen bekannt gegeben.

Kapitel 9	  
Widerspruchsverfahren

§ 118 Widerspruch

(1) Den Widerspruchsbescheid nach § 73 der Verwaltungsgerichtsordnung erlässt bei 
Verwaltungsakten der Integrationsämter und bei Verwaltungsakten der örtlichen Fürsorge-
stellen (§ 107 Abs. 2) der Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt (§ 119). Des 
Vorverfahrens bedarf es auch, wenn den Verwaltungsakt ein Integrationsamt erlassen hat, das 
bei einer obersten Landesbehörde besteht.

(2) Den Widerspruchsbescheid nach § 85 des Sozialgerichtsgesetzes erlässt bei Verwaltungs
akten, welche die Bundesagentur für Arbeit auf Grund des Teils 2 erlassen, der Widerspruchs-
ausschuss bei der Bundesagentur für Arbeit.

§ 119 Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt

(1) Bei jedem Integrationsamt besteht ein Widerspruchsausschuss aus sieben Mitgliedern, und 
zwar aus

zwei Mitgliedern, die schwerbehinderte Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen sind,

zwei Mitgliedern, die Arbeitgeber sind,

einem Mitglied, das das Integrationsamt vertritt,
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einem Mitglied, das die Bundesagentur für Arbeit vertritt,

einer Vertrauensperson schwerbehinderter Menschen.

(2) Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin berufen.

(3) Das Integrationsamt beruft 

auf Vorschlag der Organisationen behinderter Menschen des jeweiligen Landes die Mitglieder, 
die Arbeitnehmer sind, 

auf Vorschlag der jeweils für das Land zuständigen Arbeitgeberverbände die Mitglieder, die 
Arbeitgeber sind, sowie

die Vertrauensperson. 

Die zuständige oberste Landesbehörde oder die von ihr bestimmte Behörde beruft das 
Mitglied, das das Integrationsamt vertritt. Die Bundesagentur für Arbeit beruft das Mitglied, 
das sie vertritt. 

Entsprechendes gilt für die Berufung des Stellvertreters oder der Stellvertreterin des 
jeweiligen Mitglieds.

(4) In Kündigungsangelegenheiten schwerbehinderter Menschen, die bei einer Dienststelle 
oder in einem Betrieb beschäftigt sind, der zum Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung gehört, treten an die Stelle der Mitglieder, die Arbeitgeber sind, Angehörige 
des öffentlichen Dienstes. Dem Integrationsamt werden ein Mitglied und sein Stellvertreter 
oder seine Stellvertreterin von den von der Bundesregierung bestimmten Bundesbehörden 
benannt. Eines der Mitglieder, die schwerbehinderte Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen 
sind, muss dem öffentlichen Dienst angehören.

(5) Die Amtszeit der Mitglieder der Widerspruchsausschüsse beträgt vier Jahre. Die Mitglieder 
der Ausschüsse üben ihre Tätigkeit unentgeltlich aus.

§ 120 Widerspruchsausschüsse der Bundesagentur für Arbeit

(1) Die Bundesagentur für Arbeit richtet Widerspruchsausschüsse ein, die aus sieben Mit
gliedern bestehen und zwar aus

zwei Mitgliedern, die schwerbehinderte Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen sind,

zwei Mitgliedern, die Arbeitgeber sind,

einem Mitglied, das das Integrationsamt vertritt,

einem Mitglied, das die Bundesagentur für Arbeit vertritt,

einer Vertrauensperson schwerbehinderter Menschen.

(2) Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin berufen. 
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(3) Die Bundesagentur für Arbeit beruft

die Mitglieder, die Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen sind, auf Vorschlag der jeweils 
zuständigen Organisationen behinderter Menschen, der im Benehmen mit den jeweils 
zuständigen Gewerkschaften, die für die Vertretung der Arbeitnehmerinteressen wesentliche 
Bedeutung haben, gemacht wird, 

die Mitglieder, die Arbeitgeber sind, auf Vorschlag der jeweils zuständigen Arbeitgeber
verbände, soweit sie für die Vertretung von Arbeitgeberinteressen wesentliche Bedeutung 
haben, sowie

das Mitglied, das die Bundesagentur für Arbeit vertritt, und 

die Vertrauensperson. 

Die zuständige oberste Landesbehörde oder die von ihr bestimmte Behörde beruft das 
Mitglied, das das Integrationsamt vertritt. 

Entsprechendes gilt für die Berufung des Stellvertreters oder der Stellvertreterin des 
jeweiligen Mitglieds.

(4) § 119 Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 121 Verfahrensvorschriften

(1) Für den Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt (§ 119) und die Widerspruchs-
ausschüsse bei der Bundesagentur für Arbeit (§ 120) gilt § 106 Abs. 1 und 2 entsprechend.

(2) Im Widerspruchsverfahren nach Teil 2 Kapitel 4 werden der Arbeitgeber und der schwer-
behinderte Mensch vor der Entscheidung gehört; in den übrigen Fällen verbleibt es bei der 
Anhörung des Widerspruchsführers.

(3) Die Mitglieder der Ausschüsse können wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt 
werden. Über die Ablehnung entscheidet der Ausschuss, dem das Mitglied angehört.

Kapitel 10	  
Sonstige Vorschriften

§ 122 Vorrang der schwerbehinderten Menschen

Verpflichtungen zur bevorzugten Einstellung und Beschäftigung bestimmter Personenkreise 
nach anderen Gesetzen entbinden den Arbeitgeber nicht von der Verpflichtung zur Beschäf
tigung schwerbehinderter Menschen nach den besonderen Regelungen für schwerbehinderte 
Menschen.
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§ 123 Arbeitsentgelt und Dienstbezüge

(1) Bei der Bemessung des Arbeitsentgelts und der Dienstbezüge aus einem bestehenden 
Beschäftigungsverhältnis werden Renten und vergleichbare Leistungen, die wegen der 
Behinderung bezogen werden, nicht berücksichtigt. Die völlige oder teilweise Anrechnung 
dieser Leistungen auf das Arbeitsentgelt oder die Dienstbezüge ist unzulässig.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Zeiträume, in denen die Beschäftigung tatsächlich nicht ausgeübt 
wird und die Vorschriften über die Zahlung der Rente oder der vergleichbaren Leistung eine 
Anrechnung oder ein Ruhen vorsehen, wenn Arbeitsentgelt oder Dienstbezüge gezahlt 
werden.

§ 124 Mehrarbeit

Schwerbehinderte Menschen werden auf ihr Verlangen von Mehrarbeit freigestellt.

§ 125 Zusatzurlaub

(1) Schwerbehinderte Menschen haben Anspruch auf einen bezahlten zusätzlichen Urlaub 
von fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahr; verteilt sich die regelmäßige Arbeitszeit des schwer
behinderten Menschen auf mehr oder weniger als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche, 
erhöht oder vermindert sich der Zusatzurlaub entsprechend. Soweit tarifliche, betriebliche 
oder sonstige Urlaubsregelungen für schwerbehinderte Menschen einen längeren Zusatz-
urlaub vorsehen, bleiben sie unberührt.

(2) Besteht die Schwerbehinderteneigenschaft nicht während des gesamten Kalenderjahres, so 
hat der schwerbehinderte Mensch für jeden vollen Monat der im Beschäftigungsverhältnis 
vorliegenden Schwerbehinderteneigenschaft einen Anspruch auf ein Zwölftel des Zusatz-
urlaubs nach Absatz 1 Satz 1. Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag 
ergeben, sind auf volle Urlaubstage aufzurunden. Der so ermittelte Zusatzurlaub ist dem 
Erholungsurlaub hinzuzurechnen und kann bei einem nicht im ganzen Kalenderjahr 
bestehenden Beschäftigungsverhältnis nicht erneut gemindert werden.

(3) Wird die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nach § 69 Abs. 1 und 2 rückwirkend 
festgestellt, finden auch für die Übertragbarkeit des Zusatzurlaubs in das nächste Kalender-
jahr die dem Beschäftigungsverhältnis zugrunde liegenden urlaubsrechtlichen Regelungen 
Anwendung.

§ 126 Nachteilsausgleich

(1) Die Vorschriften über Hilfen für behinderte Menschen zum Ausgleich behinderungs-
bedingter Nachteile oder Mehraufwendungen (Nachteilsausgleich) werden so gestaltet, dass 
sie unabhängig von der Ursache der Behinderung der Art oder Schwere der Behinderung 
Rechnung tragen. 

(2) Nachteilsausgleiche, die auf Grund bisher geltender Rechtsvorschriften erfolgen, bleiben 
unberührt.
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§ 127 Beschäftigung schwerbehinderter Menschen in Heimarbeit

(1) Schwerbehinderte Menschen, die in Heimarbeit beschäftigt oder diesen gleichgestellt sind 
(§ 1 Abs. 1 und 2 des Heimarbeitsgesetzes) und in der Hauptsache für den gleichen Auftrag
geber arbeiten, werden auf die Arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen dieses Auftrag-
gebers angerechnet.

(2) Für in Heimarbeit beschäftigte und diesen gleichgestellte schwerbehinderte Menschen 
wird die in § 29 Abs. 2 des Heimarbeitsgesetzes festgelegte Kündigungsfrist von zwei Wochen 
auf vier Wochen erhöht; die Vorschrift des § 29 Abs. 7 des Heimarbeitsgesetzes ist sinngemäß 
anzuwenden. Der besondere Kündigungsschutz schwerbehinderter Menschen im Sinne des 
Kapitels 4 gilt auch für die in Satz 1 genannten Personen. 

(3) Die Bezahlung des zusätzlichen Urlaubs der in Heimarbeit beschäftigten oder diesen 
gleichgestellten schwerbehinderten Menschen erfolgt nach den für die Bezahlung ihres 
sonstigen Urlaubs geltenden Berechnungsgrundsätzen. Sofern eine besondere Regelung nicht 
besteht, erhalten die schwerbehinderten Menschen als zusätzliches Urlaubsgeld 2 Prozent des 
in der Zeit vom 1. Mai des vergangenen bis zum 30. April des laufenden Jahres verdienten 
Arbeitsentgelts ausschließlich der Unkostenzuschläge. 

(4) Schwerbehinderte Menschen, die als fremde Hilfskräfte eines Hausgewerbetreibenden 
oder eines Gleichgestellten beschäftigt werden (§ 2 Abs. 6 des Heimarbeitsgesetzes) können 
auf Antrag eines Auftraggebers auch auf dessen Pflichtarbeitsplätze für schwerbehinderte 
Menschen angerechnet werden, wenn der Arbeitgeber in der Hauptsache für diesen Auftrag-
geber arbeitet. Wird einem schwerbehinderten Menschen im Sinne des Satzes 1, dessen 
Anrechnung das Arbeitsamt zugelassen hat, durch seinen Arbeitgeber gekündigt, weil der 
Auftraggeber die Zuteilung von Arbeit eingestellt oder die regelmäßige Arbeitsmenge 
erheblich herabgesetzt hat, erstattet der Auftraggeber dem Arbeitgeber die Aufwendungen für 
die Zahlung des regelmäßigen Arbeitsverdienstes an den schwerbehinderten Menschen bis 
zur rechtmäßigen Beendigung seines Arbeitsverhältnisses.

(5) Werden fremde Hilfskräfte eines Hausgewerbetreibenden oder eines Gleichgestellten (§ 2 
Abs. 6 des Heimarbeitsgesetzes) einem Auftraggeber gemäß Absatz 4 auf seine Arbeitsplätze 
für schwerbehinderte Menschen angerechnet, erstattet der Auftraggeber die dem Arbeitgeber 
nach Absatz 3 entstehenden Aufwendungen.

(6) Die den Arbeitgeber nach § 80 Abs. 1 und 5 treffenden Verpflichtungen gelten auch für 
Personen, die Heimarbeit ausgeben.

§ 128 �Schwerbehinderte Beamte und Beamtinnen, Richter und Richterinnen, 
Soldaten und Soldatinnen

(1) Die besonderen Vorschriften und Grundsätze für die Besetzung der Beamtenstellen sind 
unbeschadet der Geltung des Teils 2 auch für schwerbehinderte Beamte und Beamtinnen so 
zu gestalten, dass die Einstellung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen gefördert 
und ein angemessener Anteil schwerbehinderter Menschen unter den Beamten und 
Beamtinnen erreicht wird.
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(2) weggefallen

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden auf Richter und Richterinnen entsprechende 
Anwendung. 

(4) Für die persönliche Rechtsstellung schwerbehinderter Soldaten und Soldatinnen gelten § 2 
Abs. 1 und 2, §§ 69, 93 bis 99 und 116 Abs. 1 sowie §§ 123, 125, 126 und 145 bis 147. Im Übrigen 
gelten für Soldaten und Soldatinnen die Vorschriften über die persönliche Rechtsstellung der 
schwerbehinderten Menschen, soweit sie mit den Besonderheiten des Dienstverhältnisses 
vereinbar sind.

§ 129 Unabhängige Tätigkeit

Soweit zur Ausübung einer unabhängigen Tätigkeit eine Zulassung erforderlich ist, soll 
schwerbehinderten Menschen, die eine Zulassung beantragen, bei fachlicher Eignung und 
Erfüllung der sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen die Zulassung bevorzugt erteilt 
werden.

§ 130 Geheimhaltungspflicht

(1) Die Beschäftigten der Integrationsämter, der Bundesagentur für Arbeit, der Rehabili
tationsträger einschließlich ihrer Beschäftigten in gemeinsamen Servicestellen sowie der von 
diesen Stellen beauftragten Integrationsfachdienste und die Mitglieder der Ausschüsse und 
des Beirates für die Teilhabe behinderter Menschen (§ 64) und ihre Stellvertreter oder 
Stellvertreterinnen sowie zur Durchführung ihrer Aufgaben hinzugezogene Sachverständige 
sind verpflichtet, 

1.	 über ihnen wegen ihres Amtes oder Auftrages bekannt gewordene persönliche Verhält-
nisse und Angelegenheiten von Beschäftigten auf Arbeitsplätzen für schwerbehinderte 
Menschen, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer vertraulichen Behandlung 
bedürfen, Stillschweigen zu bewahren, und 

2.	 ihnen wegen ihres Amtes oder Auftrages bekannt gewordene und vom Arbeitgeber 
ausdrücklich als geheimhaltungsbedürftig bezeichnete Betriebs- oder Geschäftsgeheim-
nisse nicht zu offenbaren und nicht zu verwerten. 

(2) Diese Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt oder nach Beendigung 
des Auftrages. Sie gelten nicht gegenüber der Bundesagentur für Arbeit, den Integrations
ämtern und den Rehabilitationsträgern, soweit deren Aufgaben gegenüber schwerbehin
derten Menschen es erfordern, gegenüber der Schwerbehindertenvertretung sowie gegenüber 
den in § 79 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes und den in den entsprechenden Vors
chriften des Personalvertretungsrechts genannten Vertretungen, Personen und Stellen.
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§ 131 Statistik

(1) Über schwerbehinderte Menschen wird alle zwei Jahre eine Bundesstatistik durchgeführt. 
Sie umfasst folgende Tatbestände: 

1.	 die Zahl der schwerbehinderten Menschen mit gültigem Ausweis, 

2.	 persönliche Merkmale schwerbehinderter Menschen wie Alter, Geschlecht, Staats
angehörigkeit, Wohnort, 

3.	 Art, Ursache und Grad der Behinderung. 

(2) Für die Erhebung besteht Auskunftspflicht. Auskunftspflichtig sind die nach § 69 Abs. 1 
und 5 zuständigen Behörden.

Kapitel 11	  
Integrationsprojekte

§ 132 Begriff und Personenkreis

(1) Integrationsprojekte sind rechtlich und wirtschaftlich selbständige Unternehmen 
(Integrationsunternehmen) oder unternehmensinterne oder von öffentlichen Arbeitgebern 
im Sinne des § 71 Abs. 3 geführte Betriebe (Integrationsbetriebe) oder Abteilungen (Inte
grationsabteilungen) zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt, deren Teilhabe an einer sonstigen Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt auf Grund von Art oder Schwere der Behinderung oder wegen sonstiger 
Umstände voraussichtlich trotz Ausschöpfens aller Fördermöglichkeiten und des Einsatzes 
von Integrationsfachdiensten auf besondere Schwierigkeiten stößt.

(2) Schwerbehinderte Menschen nach Absatz 1 sind insbesondere 

1.	 schwerbehinderte Menschen mit geistiger oder seelischer Behinderung oder mit einer 
schweren Körper-, Sinnes- oder Mehrfachbehinderung, die sich im Arbeitsleben 
besonders nachteilig auswirkt und allein oder zusammen mit weiteren vermittlungs
hemmenden Umständen die Teilhabe am allgemeinen Arbeitsmarkt außerhalb eines 
Integrationsprojekts erschwert oder verhindert,

2.	 schwerbehinderte Menschen, die nach zielgerichteter Vorbereitung in einer Werkstatt für 
behinderte Menschen oder in einer psychiatrischen Einrichtung für den Übergang in 
einen Betrieb oder eine Dienststelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in Betracht 
kommen und auf diesen Übergang vorbereitet werden sollen, sowie

3.	 schwerbehinderte Menschen nach Beendigung einer schulischen Bildung, die nur dann 
Aussicht auf eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt haben, wenn sie 
zuvor in einem Integrationsprojekt an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 
teilnehmen und dort beschäftigt und weiterqualifiziert werden.
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(3) Integrationsunternehmen beschäftigen mindestens 25  Prozent schwerbehinderte 
Menschen im Sinne von Absatz 1. Der Anteil der schwerbehinderten Menschen soll in der 
Regel 50 Prozent nicht übersteigen.

§ 133 Aufgaben

Die Integrationsprojekte bieten den schwerbehinderten Menschen Beschäftigung und 
arbeitsbegleitende Betreuung an, soweit erforderlich auch Maßnahmen der beruflichen 
Weiterbildung oder Gelegenheit zur Teilnahme an entsprechenden außerbetrieblichen 
Maßnahmen und Unterstützung bei der Vermittlung in eine sonstige Beschäftigung in einem 
Betrieb oder einer Dienststelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sowie geeignete Maß
nahmen zur Vorbereitung auf eine Beschäftigung in einem Integrationsprojekt.

§ 134 Finanzielle Leistungen

Integrationsprojekte können aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Leistungen für Aufbau, 
Erweiterung, Modernisierung und Ausstattung einschließlich einer betriebswirtschaftlichen 
Beratung und für besonderen Aufwand erhalten.

§ 135 Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere über den Begriff und die Aufgaben der 
Integrationsprojekte, die für sie geltenden fachlichen Anforderungen, die Aufnahmevoraus-
setzungen und die finanziellen Leistungen zu regeln.

Kapitel 12	  
Werkstätten für behinderte Menschen

§ 136 Begriff und Aufgaben der Werkstatt für behinderte Menschen

(1) Die Werkstatt für behinderte Menschen ist eine Einrichtung zur Teilhabe behinderter 
Menschen am Arbeitsleben im Sinne des Kapitels 5 des Teils 1 und zur Eingliederung in das 
Arbeitsleben. Sie hat denjenigen behinderten Menschen, die wegen Art oder Schwere der 
Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
beschäftigt werden können, 

1.	 eine angemessene berufliche Bildung und eine Beschäftigung zu einem ihrer Leistung 
angemessenen Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsergebnis anzubieten und 

2.	 zu ermöglichen, ihre Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit zu erhalten, zu entwickeln, zu 
erhöhen oder wiederzugewinnen und dabei ihre Persönlichkeit weiterzuentwickeln. 
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Sie fördert den Übergang geeigneter Personen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt durch 
geeignete Maßnahmen. Sie verfügt über ein möglichst breites Angebot an Berufsbildungs- 
und Arbeitsplätzen sowie über qualifiziertes Personal und einen begleitenden Dienst. Zum 
Angebot an Berufsbildungs- und Arbeitsplätzen gehören ausgelagerte Plätze auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt. Die ausgelagerten Arbeitsplätze werden zum Zwecke des Über-
gangs und als dauerhaft ausgelagerte Plätze angeboten.

(2) Die Werkstatt steht allen behinderten Menschen im Sinne des Absatzes 1 unabhängig von 
Art oder Schwere der Behinderung offen, sofern erwartet werden kann, dass sie spätestens 
nach Teilnahme an Maßnahmen im Berufsbildungsbereich wenigstens ein Mindestmaß 
wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung erbringen werden. Dies ist nicht der Fall bei 
behinderten Menschen, bei denen trotz einer der Behinderung angemessenen Betreuung eine 
erhebliche Selbst- oder Fremdgefährdung zu erwarten ist oder das Ausmaß der erforderlichen 
Betreuung und Pflege die Teilnahme an Maßnahmen im Berufsbildungsbereich oder sonstige 
Umstände ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung im Arbeitsbereich 
dauerhaft nicht zulassen. 

(3) Behinderte Menschen, die die Voraussetzungen für eine Beschäftigung in einer Werkstatt 
nicht erfüllen, sollen in Einrichtungen oder Gruppen betreut und gefördert werden, die der 
Werkstatt angegliedert sind.

§ 137 Aufnahme in die Werkstätten für behinderte Menschen

(1) Anerkannte Werkstätten nehmen diejenigen behinderten Menschen aus ihrem Einzugs-
gebiet auf, die die Aufnahmevoraussetzungen gemäß § 136 Abs. 2 erfüllen, wenn Leistungen 
durch die Rehabilitationsträger gewährleistet sind; die Möglichkeit zur Aufnahme in 
eine andere anerkannte Werkstatt nach Maßgabe des § 9 des Zwölften Buches oder ent
sprechender Regelungen bleibt unberührt. Die Aufnahme erfolgt unabhängig von 

1.	 der Ursache der Behinderung, 

2.	 der Art der Behinderung, wenn in dem Einzugsgebiet keine besondere Werkstatt für 
behinderte Menschen für diese Behinderungsart vorhanden ist, und 

3.	 der Schwere der Behinderung, der Minderung der Leistungsfähigkeit und einem 
besonderen Bedarf an Förderung, begleitender Betreuung oder Pflege.

(2) Behinderte Menschen werden in der Werkstatt beschäftigt, solange die Aufnahmevoraus-
setzungen nach Absatz 1 vorliegen.

§ 138 Rechtsstellung und Arbeitsentgelt behinderter Menschen

(1) Behinderte Menschen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten stehen, wenn sie nicht 
Arbeitnehmer sind, zu den Werkstätten in einem arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis, 
soweit sich aus dem zugrunde liegenden Sozialleistungsverhältnis nichts anderes ergibt.
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(2) Die Werkstätten zahlen aus ihrem Arbeitsergebnis an die im Arbeitsbereich beschäftigten 
behinderten Menschen ein Arbeitsentgelt, das sich aus einem Grundbetrag in Höhe des 
Ausbildungsgeldes, das die Bundesagentur für Arbeit nach den für sie geltenden Vorschriften 
behinderten Menschen im Berufsbildungsbereich zuletzt leistet, und einem leistungs
angemessenen Steigerungsbetrag zusammensetzt. Der Steigerungsbetrag bemisst sich nach 
der individuellen Arbeitsleistung der behinderten Menschen, insbesondere unter Berück
sichtigung von Arbeitsmenge und Arbeitsgüte.

(3) Der Inhalt des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses wird unter Berücksichtigung 
des zwischen den behinderten Menschen und dem Rehabilitationsträger bestehenden 
Sozialleistungsverhältnisses durch Werkstattverträge zwischen den behinderten Menschen 
und dem Träger der Werkstatt näher geregelt.

(4) Hinsichtlich der Rechtsstellung der Teilnehmer an Maßnahmen im Eingangsverfahren 
und im Berufsbildungsbereich gilt § 36 entsprechend.

(5) Ist ein volljähriger behinderter Mensch gemäß Absatz 1 in den Arbeitsbereich einer 
anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen im Sinne des § 136 aufgenommen worden 
und war er zu diesem Zeitpunkt geschäftsunfähig, so gilt der von ihm geschlossene Werk-
stattvertrag in Ansehung einer bereits bewirkten Leistung und deren Gegenleistung, soweit 
diese in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen, als wirksam.

(6) War der volljährige behinderte Mensch bei Abschluss eines Werkstattvertrages geschäfts-
unfähig, so kann der Träger einer Werkstatt das Werkstattverhältnis nur unter den Voraus
setzungen für gelöst erklären, unter denen ein wirksamer Vertrag seitens des Trägers einer 
Werkstatt gekündigt werden kann.

(7) Die Lösungserklärung durch den Träger einer Werkstatt bedarf der schriftlichen Form und 
ist zu begründen.

§ 139 Mitwirkung

(1) Die in § 138 Abs. 1 genannten behinderten Menschen wirken unabhängig von ihrer 
Geschäftsfähigkeit durch Werkstatträte in den ihre Interessen berührenden Angelegenheiten 
der Werkstatt mit. Die Werkstatträte berücksichtigen die Interessen der im Eingangsverfahren 
und im Berufsbildungsbereich der Werkstätten tätigen behinderten Menschen in ange
messener und geeigneter Weise, solange für diese eine Vertretung nach § 36 nicht besteht.

(2) Ein Werkstattrat wird in Werkstätten gewählt; er setzt sich aus mindestens drei Mit
gliedern zusammen.

(3) Wahlberechtigt zum Werkstattrat sind alle in § 138 Abs. 1 genannten behinderten 
Menschen; von ihnen sind die behinderten Menschen wählbar, die am Wahltag seit mindes-
tens sechs Monaten in der Werkstatt beschäftigt sind.
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(4) Die Werkstätten für behinderte Menschen unterrichten die Personen, die behinderte 
Menschen gesetzlich vertreten oder mit ihrer Betreuung beauftragt sind, einmal im Kalender-
jahr in einer Eltern- und Betreuerversammlung in angemessener Weise über die Angelegen-
heiten der Werkstatt, auf die sich die Mitwirkung erstreckt, und hören sie dazu an. In den 
Werkstätten kann im Einvernehmen mit dem Träger der Werkstatt ein Eltern- und Betreuer-
beirat errichtet werden, der die Werkstatt und den Werkstattrat bei ihrer Arbeit berät und 
durch Vorschläge und Stellungnahmen unterstützt.

§ 140 Anrechnung von Aufträgen auf die Ausgleichsabgabe

(1) Arbeitgeber, die durch Aufträge an anerkannte Werkstätten für behinderte Menschen zur 
Beschäftigung behinderter Menschen beitragen, können 50 vom Hundert des auf die 
Arbeitsleistung der Werkstatt entfallenden Rechnungsbetrages solcher Aufträge (Gesamt
rechnungsbetrag abzüglich Materialkosten) auf die Ausgleichsabgabe anrechnen. Dabei wird 
die Arbeitsleistung des Fachpersonals zur Arbeits- und Berufsförderung berücksichtigt, nicht 
hingegen die Arbeitsleistung sonstiger nichtbehinderter Arbeitnehmerinnen und Arbeit
nehmer. Bei Weiterveräußerung von Erzeugnissen anderer anerkannter Werkstätten für 
behinderte Menschen wird die von diesen erbrachte Arbeitsleistung berücksichtigt. Die 
Werkstätten bestätigen das Vorliegen der Anrechnungsvoraussetzungen in der Rechnung. 

(2) Voraussetzung für die Anrechnung ist, dass 

1.	 die Aufträge innerhalb des Jahres, in dem die Verpflichtung zur Zahlung der Ausgleichs
abgabe entsteht, von der Werkstatt für behinderte Menschen ausgeführt und vom 
Auftraggeber bis spätestens 31. März des Folgejahres vergütet werden und 

2.	 es sich nicht um Aufträge handelt, die Träger einer Gesamteinrichtung an Werkstätten für 
behinderte Menschen vergeben, die rechtlich unselbständige Teile dieser Einrichtung 
sind. 

(3) Bei der Vergabe von Aufträgen an Zusammenschlüsse anerkannter Werkstätten für 
behinderte Menschen gilt Absatz 2 entsprechend.

§ 141 Vergabe von Aufträgen durch die öffentliche Hand

Aufträge der öffentlichen Hand, die von anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen 
ausgeführt werden können, werden bevorzugt diesen Werkstätten angeboten. Die Bundes
regierung erlässt mit Zustimmung des Bundesrates hierzu allgemeine Verwaltungsvor
schriften.
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§ 142 Anerkennungsverfahren

Werkstätten für behinderte Menschen, die eine Vergünstigung im Sinne dieses Kapitels in 
Anspruch nehmen wollen, bedürfen der Anerkennung. Die Entscheidung über die Aner
kennung trifft auf Antrag die Bundesagentur für Arbeit im Einvernehmen mit dem über
örtlichen Träger der Sozialhilfe. Die Bundesagentur für Arbeit führt ein Verzeichnis der 
anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen. In dieses Verzeichnis werden auch 
Zusammenschlüsse anerkannter Werkstätten für behinderte Menschen aufgenommen.

§ 143 Blindenwerkstätten

Die §§ 140 und 141 sind auch zugunsten von auf Grund des Blindenwarenvertriebsgesetzes 
anerkannten Blindenwerkstätten anzuwenden.

§ 144 Verordnungsermächtigungen

(1) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates das Nähere über den Begriff und die Aufgaben der Werkstatt für behinderte Menschen, 
die Aufnahmevoraussetzungen, die fachlichen Anforderungen, insbesondere hinsichtlich der 
Wirtschaftsführung sowie des Begriffs und der Verwendung des Arbeitsergebnisses sowie das 
Verfahren zur Anerkennung als Werkstatt für behinderte Menschen. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates im Einzelnen die Errichtung, Zusammensetzung und Auf-
gaben des Werkstattrats, die Fragen, auf die sich die Mitwirkung erstreckt, einschließlich Art 
und Umfang der Mitwirkung, die Vorbereitung und Durchführung der Wahl, einschließlich 
der Wahlberechtigung und der Wählbarkeit, die Amtszeit sowie die Geschäftsführung des 
Werkstattrats einschließlich des Erlasses einer Geschäftsordnung und der persönlichen 
Rechte und Pflichten der Mitglieder des Werkstattrats und der Kostentragung. Die Rechts-
verordnung kann darüber hinaus bestimmen, dass die in ihr getroffenen Regelungen keine 
Anwendung auf Religionsgemeinschaften und ihre Einrichtungen finden, soweit sie eigene 
gleichwertige Regelungen getroffen haben.



SGB IX  |   § 145

422

Kapitel 13	  
Unentgeltliche Beförderung schwerbehinderter Menschen 
im öffentlichen Personenverkehr

§ 145 Unentgeltliche Beförderung, Anspruch auf Erstattung der Fahrgeldausfälle

(1) Schwerbehinderte Menschen, die infolge ihrer Behinderung in ihrer Bewegungsfähigkeit 
im Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt oder hilflos oder gehörlos sind, werden von 
Unternehmern, die öffentlichen Personenverkehr betreiben, gegen Vorzeigen eines ent
sprechend gekennzeichneten Ausweises nach § 69 Abs. 5 im Nahverkehr im Sinne des § 147 
Abs. 1 unentgeltlich befördert; die unentgeltliche Beförderung verpflichtet zur Zahlung eines 
tarifmäßigen Zuschlages bei der Benutzung zuschlagpflichtiger Züge des Nahverkehrs. 
Voraussetzung ist, dass der Ausweis mit einer gültigen Wertmarke versehen ist. Sie wird gegen 
Entrichtung eines Betrages von 72 Euro für ein Jahr oder 36 Euro für ein halbes Jahr ausge
geben. Der Betrag erhöht sich in entsprechender Anwendung des § 77 Absatz 3 erstmals zu 
dem Zeitpunkt, zu dem die nächste Neubestimmung der Beträge der Ausgleichsabgabe 
erfolgt. Liegt dieser Zeitpunkt innerhalb der Gültigkeitsdauer einer bereits ausgegebenen 
Wertmarke, ist der höhere Betrag erst im Zusammenhang mit der Ausgabe der darauf
folgenden Wertmarke zu entrichten. Abweichend von § 77 Absatz 3 Satz 4 sind die sich 
ergebenden Beträge auf den nächsten vollen Eurobetrag aufzurunden. Das Bundesminis
terium für Arbeit und Soziales gibt den Erhöhungsbetrag und die sich nach entsprechender 
Anwendung des § 77 Absatz 3 Satz 3 ergebenden Beträge im Bundesanzeiger bekannt. Wird 
die für ein Jahr ausgegebene Wertmarke vor Ablauf eines halben Jahres ihrer Gültigkeitsdauer 
zurückgegeben, wird auf Antrag die Hälfte der Gebühr erstattet. Entsprechendes gilt für den 
Fall, dass der schwerbehinderte Mensch vor Ablauf eines halben Jahres der Gültigkeitsdauer 
der für ein Jahr ausgegebenen Wertmarke verstirbt. Auf Antrag wird eine für ein Jahr gültige 
Wertmarke, ohne dass der Betrag nach Satz 3 in seiner jeweiligen Höhe zu entrichten ist, an 
schwerbehinderte Menschen ausgegeben,

1.	 die blind im Sinne des § 72 Abs. 5 des Zwölften Buches oder entsprechender Vorschriften 
oder hilflos im Sinne des § 33b des Einkommensteuergesetzes oder entsprechender 
Vorschriften sind oder

2.	 die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch oder für den 
Lebensunterhalt laufende Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel des Zwölften 
Buches, dem Achten Buch oder den §§ 27a und 27d des Bundesversorgungsgesetzes 
erhalten oder
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3.	 die am 1. Oktober 1979 die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und Abs. 3 des 
Gesetzes über die unentgeltliche Beförderung von Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten 
sowie von anderen Behinderten im Nahverkehr vom 27. August 1965 (BGBl. I S. 978), das 
zuletzt durch Artikel 41 des Zuständigkeitsanpassungs-Gesetzes vom 18. März 1975 
(BGBl. I S. 705) geändert worden ist, erfüllten, solange ein Grad der Schädigungsfolgen 
von mindestens 70 festgestellt ist oder von mindestens 50 festgestellt ist und sie infolge 
der Schädigung erheblich gehbehindert sind; das Gleiche gilt für schwerbehinderte 
Menschen, die diese Voraussetzungen am 1. Oktober 1979 nur deshalb nicht erfüllt haben, 
weil sie ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt zu diesem Zeitpunkt in dem 
in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet hatten.

Die Wertmarke wird nicht ausgegeben, solange der Ausweis einen gültigen Vermerk über die 
Inanspruchnahme von Kraftfahrzeugsteuerermäßigung trägt. Die Ausgabe der Wertmarken 
erfolgt auf Antrag durch die nach § 69 Abs. 5 zuständigen Behörden. Die Landesregierung 
oder die von ihr bestimmte Stelle kann die Aufgaben nach Absatz 1 Satz 3 bis 5 ganz oder 
teilweise auf andere Behörden übertragen. Für Streitigkeiten in Zusammenhang mit der 
Ausgabe der Wertmarke gilt § 51 Abs. 1 Nr. 7 des Sozialgerichtsgesetzes entsprechend.

(2) Das Gleiche gilt im Nah- und Fernverkehr im Sinne des § 147, ohne dass die Voraussetzung 
des Absatzes 1 Satz 2 erfüllt sein muss, für die Beförderung

1.	 einer Begleitperson eines schwerbehinderten Menschen im Sinne des Absatzes 1, wenn 
die Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson nachgewiesen und dies im Ausweis 
des schwerbehinderten Menschen eingetragen ist, und

2.	 des Handgepäcks, eines mitgeführten Krankenfahrstuhles, soweit die Beschaffenheit des 
Verkehrsmittels dies zulässt, sonstiger orthopädischer Hilfsmittel und eines Führhundes; 
das Gleiche gilt für einen Hund, den ein schwerbehinderter Mensch mitführt, in dessen 
Ausweis die Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson nachgewiesen ist.

(3) Die durch die unentgeltliche Beförderung nach den Absätzen 1 und 2 entstehenden 
Fahrgeldausfälle werden nach Maßgabe der §§ 148 bis 150 erstattet. Die Erstattungen sind aus 
dem Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene 
und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 
des Rates (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1) ausgenommen.

§ 146 Persönliche Voraussetzungen

(1) In seiner Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt ist, wer infolge 
einer Einschränkung des Gehvermögens (auch durch innere Leiden oder infolge von Anfällen 
oder von Störungen der Orientierungsfähigkeit) nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten oder 
nicht ohne Gefahren für sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr zurückzulegen 
vermag, die üblicherweise noch zu Fuß zurückgelegt werden. Der Nachweis der erheblichen 
Beeinträchtigung in der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr kann bei schwerbehinderten 
Menschen mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 80 nur mit einem Ausweis mit 
halbseitigem orangefarbenem Flächenaufdruck und eingetragenem Merkzeichen G geführt 
werden, dessen Gültigkeit frühestens mit dem 1. April 1984 beginnt, oder auf dem ein 
entsprechender Änderungsvermerk eingetragen ist. 
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(2) Zur Mitnahme einer Begleitperson sind schwerbehinderte Menschen berechtigt, die bei 
der Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln infolge ihrer Behinderung regelmäßig auf 
Hilfe angewiesen sind. Die Feststellung bedeutet nicht, dass die schwerbehinderte Person, 
wenn sie nicht in Begleitung ist, eine Gefahr für sich oder für andere darstellt.

§ 147 Nah- und Fernverkehr

(1) Nahverkehr im Sinne dieses Gesetzes ist der öffentliche Personenverkehr mit 

1.	 Straßenbahnen und Obussen im Sinne des Personenbeförderungsgesetzes, 

2.	 Kraftfahrzeugen im Linienverkehr nach den §§ 42 und 43 des Personenbeförderungs-
gesetzes auf Linien, bei denen die Mehrzahl der Beförderungen eine Strecke von 
50 Kilometer nicht übersteigt, es sei denn, dass bei den Verkehrsformen nach § 43 des 
Personenbeförderungsgesetzes die Genehmigungsbehörde auf die Einhaltung der 
Vorschriften über die Beförderungsentgelte gemäß § 45 Abs. 3 des Personenbeförderungs-
gesetzes ganz oder teilweise verzichtet hat,

3.	 S-Bahnen in der 2. Wagenklasse, 

4.	 Eisenbahnen in der 2. Wagenklasse in Zügen und auf Strecken und Streckenabschnitten, 
die in ein von mehreren Unternehmern gebildetes, mit den unter Nummer 1, 2 oder 7 
genannten Verkehrsmitteln zusammenhängendes Liniennetz mit einheitlichen oder 
verbundenen Beförderungsentgelten einbezogen sind,

5.	 Eisenbahnen des Bundes in der 2. Wagenklasse in Zügen, die überwiegend dazu bestimmt 
sind, die Verkehrsnachfrage im Nahverkehr zu befriedigen (Züge des Nahverkehrs),

6.	 sonstigen Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs im Sinne des § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 
des Allgemeinen Eisenbahngesetzes in der 2. Wagenklasse auf Strecken, bei denen die 
Mehrzahl der Beförderungen eine Strecke von 50 Kilometer nicht überschreiten, 

7.	 Wasserfahrzeugen im Linien-, Fähr- und Übersetzverkehr, wenn dieser der Beförderung 
von Personen im Orts- und Nachbarschaftsbereich dient und Ausgangs- und Endpunkt 
innerhalb dieses Bereiches liegen; Nachbarschaftsbereich ist der Raum zwischen 
benachbarten Gemeinden, die, ohne unmittelbar aneinander grenzen zu müssen, durch 
einen stetigen, mehr als einmal am Tag durchgeführten Verkehr wirtschaftlich und 
verkehrs-mäßig verbunden sind.

(2) Fernverkehr im Sinne dieses Gesetzes ist der öffentliche Personenverkehr mit 

1.	 Kraftfahrzeugen im Linienverkehr nach § 42 des Personenbeförderungsgesetzes, 

2.	 Eisenbahnen, ausgenommen den Sonderzugverkehr, 

3.	 Wasserfahrzeugen im Fähr- und Übersetzverkehr, sofern keine Häfen außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzbuches angelaufen werden, soweit der Verkehr nicht 
Nahverkehr im Sinne des Absatzes 1 ist. 
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(3) Die Unternehmer, die öffentlichen Personenverkehr betreiben, weisen im öffentlichen 
Personenverkehr nach Absatz 1 Nr. 2, 5, 6 und 7 im Fahrplan besonders darauf hin, inwieweit 
eine Pflicht zur unentgeltlichen Beförderung nach § 145 Abs. 1 nicht besteht.

§ 148 Erstattung der Fahrgeldausfälle im Nahverkehr

(1) Die Fahrgeldausfälle im Nahverkehr werden nach einem Prozentsatz der von den 
Unternehmern oder den Nahverkehrsorganisationen im Sinne des § 150 Abs. 2 nachge
wiesenen Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr erstattet. 

(2) Fahrgeldeinnahmen im Sinne dieses Kapitels sind alle Erträge aus dem Fahrkartenverkauf 
zum genehmigten Beförderungsentgelt; sie umfassen auch Erträge aus der Beförderung von 
Handgepäck, Krankenfahrstühlen, sonstigen orthopädischen Hilfsmitteln, Tieren sowie aus 
erhöhten Beförderungsentgelten. 

(3) Werden in einem von mehreren Unternehmern gebildeten zusammenhängenden 
Liniennetz mit einheitlichen oder verbundenen Beförderungsentgelten die Erträge aus dem 
Fahrkartenverkauf zusammengefasst und dem einzelnen Unternehmer anteilmäßig nach 
einem vereinbarten Verteilungsschlüssel zugewiesen, so ist der zugewiesene Anteil Ertrag im 
Sinne des Absatzes 2. 

(4) Der Prozentsatz im Sinne des Absatzes 1 wird für jedes Land von der Landesregierung oder 
der von ihr bestimmten Behörde für jeweils ein Jahr bekannt gemacht. Bei der Berechnung 
des Prozentsatzes ist von folgenden Zahlen auszugehen:

1.	 der Zahl der in dem Land in dem betreffenden Kalenderjahr ausgegebenen Wertmarken 
und der Hälfte der in dem Land am Jahresende in Umlauf befindlichen gültigen Ausweise 
im Sinne des § 145 Abs. 1 Satz 1 von schwerbehinderten Menschen, die das sechste 
Lebensjahr vollendet haben und bei denen die Berechtigung zur Mitnahme einer 
Begleitperson im Ausweis eingetragen ist; Wertmarken mit einer Gültigkeitsdauer von 
einem halben Jahr werden zur Hälfte, zurückgegebene Wertmarken für jeden vollen 
Kalendermonat vor Rückgabe zu einem Zwölftel gezählt,

2.	 der in den jährlichen Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes zum Ende des 
Vorjahres nachgewiesenen Zahl der Wohnbevölkerung in dem Land abzüglich der Zahl 
der Kinder, die das sechste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, und der Zahlen nach 
Nummer 1. 

Der Prozentsatz ist nach folgender Formel zu berechnen: 

	 Nach Nummer 1 errechnete Zahl

	 X	 100

	 Nach Nummer 2 errechnete Zahl

Bei der Festsetzung des Prozentsatzes sich ergebende Bruchteile von 0,005 und mehr werden 
auf ganze Hundertstel aufgerundet, im Übrigen abgerundet. 
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(5) Weist ein Unternehmen durch Verkehrszählung nach, dass das Verhältnis zwischen den 
nach diesem Kapitel unentgeltlich beförderten Fahrgästen und den sonstigen Fahrgästen den 
nach Absatz 4 festgesetzten Prozentsatz um mindestens ein Drittel übersteigt, wird neben 
dem sich aus der Berechnung nach Absatz 4 ergebenden Erstattungsbetrag auf Antrag der 
nachgewiesene, über dem Drittel liegende Anteil erstattet. Die Länder können durch 
Rechtsverordnung bestimmen, dass die Verkehrszählung durch Dritte auf Kosten des 
Unternehmens zu erfolgen hat.

§ 149 Erstattung der Fahrgeldausfälle im Fernverkehr

(1) Die Fahrgeldausfälle im Fernverkehr werden nach einem Prozentsatz der von den 
Unternehmern nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen im Fernverkehr erstattet. 

(2) Der maßgebende Prozentsatz wird vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales im 

Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung für jeweils zwei Jahre bekannt gemacht. Bei der 
Berechnung des Prozentsatzes ist von folgenden, für das letzte Jahr vor Beginn des Zwei
jahreszeitraumes vorliegenden Zahlen auszugehen: 

1.	 der Zahl der im Geltungsbereich dieses Gesetzes am Jahresende in Umlauf befindlichen 
gültigen Ausweise nach § 145 Abs. 1 Satz 1, auf denen die Berechtigung zur Mitnahme 
einer Begleitperson eingetragen ist, abzüglich 25 Prozent, 

2.	 der in den jährlichen Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes zum Jahresende 
nachgewiesenen Zahl der Wohnbevölkerung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
abzüglich der Zahl der Kinder, die das vierte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, und 
der nach Nummer 1 ermittelten Zahl. 

Der Prozentsatz ist nach folgender Formel zu errechnen: 

	 Nach Nummer 1 errechnete Zahl

	 X	 100

	 Nach Nummer 2 errechnete Zahl

§ 148 Abs. 4 letzter Satz gilt entsprechend.

§ 150 Erstattungsverfahren

(1) Die Fahrgeldausfälle werden auf Antrag des Unternehmers erstattet. Bei einem von 
mehreren Unternehmern gebildeten zusammenhängenden Liniennetz mit einheitlichen 
oder verbundenen Beförderungsentgelten können die Anträge auch von einer Gemein
schaftseinrichtung dieser Unternehmer für ihre Mitglieder gestellt werden. Der Antrag ist 
bis zum 31. Dezember für das vorangegangene Kalenderjahr zu stellen, und zwar für den 
Nahverkehr nach § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und für den Fernverkehr an das Bundesver
waltungsamt, für den übrigen Nahverkehr bei den in Absatz 3 bestimmten Behörden.
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(1a) Haben sich in einem Bundesland mehrere Aufgabenträger des öffentlichen Personen
nahverkehrs auf lokaler oder regionaler Ebene zu Verkehrsverbünden zusammengeschlossen 
und erhalten die im Zuständigkeitsbereich dieser Aufgabenträger öffentlichen Personen
nahverkehr betreibenden Verkehrsunternehmen für ihre Leistungen ein mit diesen Auf
gabenträgern vereinbartes Entgelt (Bruttoprinzip), können anstelle der antrags- und erstat-
tungsberechtigten Verkehrsunternehmen auch die Nahverkehrsorganisationen Antrag auf 
Erstattung der in ihrem jeweiligen Gebiet entstandenen Fahrgeldausfälle stellen, sofern die 
Verkehrsunternehmen hierzu ihr Einvernehmen erteilt haben.

(2) Die Unternehmer erhalten auf Antrag Vorauszahlungen für das laufende Kalenderjahr in 
Höhe von insgesamt 80 Prozent des zuletzt für ein Jahr festgesetzten Erstattungsbetrages. Die 
Vorauszahlungen werden je zur Hälfte am 15. Juli und am 15. November gezahlt. Der Antrag 
auf Vorauszahlungen gilt zugleich als Antrag im Sinne des Absatzes 1. Die Vorauszahlungen 
sind zurückzuzahlen, wenn Unterlagen, die für die Berechnung der Erstattung erforderlich 
sind, nicht bis zum 31. Dezember des auf die Vorauszahlung folgenden Kalenderjahres 
vorgelegt sind. 

(3) Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle legt die Behörden fest, die über die 
Anträge auf Erstattung und Vorauszahlung entscheiden und die auf den Bund und das Land 
entfallenden Beträge auszahlen. § 11 Abs. 2 bis 4 des Personenbeförderungsgesetzes gilt 
entsprechend.

(4) Erstreckt sich der Nahverkehr auf das Gebiet mehrerer Länder, entscheiden die nach 
Landesrecht zuständigen Landesbehörden dieser Länder darüber, welcher Teil der Fahrgeld-
einnahmen jeweils auf den Bereich ihres Landes entfällt. 

(5) Die Unternehmen im Sinne des § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 legen ihren Anträgen an das 
Bundesverwaltungsamt den Anteil der nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr 
zugrunde, der auf den Bereich des jeweiligen Landes entfällt; für den Nahverkehr von 
Eisenbahnen des Bundes im Sinne des § 147 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 bestimmt sich dieser Teil nach 
dem Anteil der Zugkilometer, die von einer Eisenbahn des Bundes mit Zügen des Nah
verkehrs im jeweiligen Land erbracht werden. 

(6) Hinsichtlich der Erstattungen gemäß § 148 für den Nahverkehr nach § 151 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 und gemäß § 149 sowie der entsprechenden Vorauszahlungen nach Absatz 2 wird dieses 
Kapitel in bundeseigener Verwaltung ausgeführt. Die Verwaltungsaufgaben des Bundes 
erledigt das Bundesverwaltungsamt nach fachlichen Weisungen des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales in eigener Zuständigkeit.

(7) Für das Erstattungsverfahren gelten das Verwaltungsverfahrensgesetz und die ent
sprechenden Gesetze der Länder. Bei Streitigkeiten über die Erstattungen und die Voraus
zahlungen ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben.
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§ 151 Kostentragung

(1) Der Bund trägt die Aufwendungen für die unentgeltliche Beförderung

1.	 im Nahverkehr, soweit Unternehmen, die sich überwiegend in der Hand des Bundes oder 
eines mehrheitlich dem Bund gehörenden Unternehmens befinden (auch in Verkehrs-
verbünden), erstattungsberechtigte Unternehmer sind sowie

2.	 im Fernverkehr für die Begleitperson und die mitgeführten Gegenstände im Sinne des 
§ 145 Abs. 2.

Die Länder tragen die Aufwendungen für die unentgeltliche Beförderung im übrigen 
Nahverkehr. 

§ 152 Einnahmen aus Wertmarken

Von den durch die Ausgabe der Wertmarke erzielten jährlichen Einnahmen erhält der Bund 
einen Anteil von 27 Prozent. Dieser ist unter Berücksichtigung der in der Zeit vom 1. Januar 
bis 30. Juni eines Kalenderjahres eingegangenen Einnahmen zum 15. Juli und unter Berück-
sichtigung der vom 1. Juli bis 31. Dezember eines Kalenderjahres eingegangenen Einnahmen 
zum 15. Januar des darauffolgenden Kalenderjahres an den Bund abzuführen.

§ 153 Erfassung der Ausweise

Die für die Ausstellung der Ausweise nach § 69 Abs. 5 zuständigen Behörden erfassen 

1.	 die am Jahresende in Umlauf befindlichen gültigen Ausweise, getrennt nach Art und 
besonderen Eintragungen,

2.	 die im Kalenderjahr ausgegebenen Wertmarken, unterteilt nach der jeweiligen Gültig-
keitsdauer, und die daraus erzielten Einnahmen,

als Grundlage für die nach § 148 Abs. 4 Nr. 1 und § 149 Abs. 2 Nr. 1 zu ermittelnde Zahl der 
Ausweise und Wertmarken. Die zuständigen obersten Landesbehörden teilen dem Bundes
ministerium für Arbeit und Soziales das Ergebnis der Erfassung nach Satz 1 spätestens bis 
zum 31. März des Jahres mit, in dem die Prozentsätze festzusetzen sind.

§ 154 Verordnungsermächtigungen

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, in der Rechtsverordnung auf Grund des § 70 nähere 
Vorschriften über die Gestaltung der Wertmarken, ihre Verbindung mit dem Ausweis und 
Vermerke über ihre Gültigkeitsdauer zu erlassen.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Stadtentwicklung werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung festzulegen, welche 
Zuggattungen von Eisenbahnen des Bundes zu den Zügen des Nahverkehrs im Sinne des 
§ 147 Abs. 1 Nr. 5 und zu den zuschlagpflichtigen Zügen des Nahverkehrs im Sinne des § 145 
Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz zählen.
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Kapitel 14	  
Straf-, Bußgeld- und Schlussvorschriften

§ 155 Strafvorschriften

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich 
gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
Vertrauensperson schwerbehinderter Menschen anvertraut worden oder sonst bekannt 
geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
Geldstrafe. Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung er nach Absatz 1 verpflichtet ist, 
verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.

§ 156 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1.	 entgegen § 71 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 79 
Nr. 1, oder § 71 Abs. 1 Satz 3 schwerbehinderte Menschen nicht beschäftigt, 

2.	 entgegen § 80 Abs. 1 ein Verzeichnis nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in 
der vorgeschriebenen Weise führt oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

3.	 entgegen § 80 Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 4 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig, 
nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erstattet, 

4.	 entgegen § 80 Abs. 5 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt,

5.	 entgegen § 80 Abs. 7 Einblick in den Betrieb oder die Dienststelle nicht oder nicht 
rechtzeitig gibt, 

6.	 entgegen § 80 Abs. 8 eine dort bezeichnete Person nicht oder nicht rechtzeitig benennt, 

7.	 entgegen § 81 Abs. 1 Satz 4 oder 9 eine dort bezeichnete Vertretung oder einen Beteiligten 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet,

8.	 entgegen § 81 Abs. 1 Satz 7 eine Entscheidung nicht erörtert, oder

9.	 entgegen § 95 Abs. 2 Satz 1 die Schwerbehindertenvertretung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet oder nicht oder nicht rechtzeitig hört.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro geahndet werden.
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(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig
keiten ist die Bundesagentur für Arbeit. 

(4) § 66 des Zehnten Buches gilt entsprechend. 

(5) Die Geldbuße ist an das Integrationsamt abzuführen. Für ihre Verwendung gilt § 77 Abs. 5.

§ 157 Stadtstaatenklausel

(1) Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg wird ermächtigt, die Schwerbehinderten-
vertretung für Angelegenheiten, die mehrere oder alle Dienststellen betreffen, in der Weise zu 
regeln, dass die Schwerbehindertenvertretungen aller Dienststellen eine Gesamtschwer
behindertenvertretung wählen. Für die Wahl gilt § 94 Abs. 2, 3, 6 und 7 entsprechend. 

(2) § 97 Abs. 6 Satz 1 gilt entsprechend.

§ 158 Sonderregelung für den Bundesnachrichtendienst

Für den Bundesnachrichtendienst gilt dieses Gesetz mit folgenden Abweichungen: 

1.	 Der Bundesnachrichtendienst gilt vorbehaltlich der Nummer 3 als einheitliche Dienst-
stelle. 

2.	 Für den Bundesnachrichtendienst gelten die Pflichten zur Vorlage des nach § 80 Abs. 1 zu 
führenden Verzeichnisses, zur Anzeige nach § 80 Abs. 2 und zur Gewährung von Einblick 
nach § 80 Abs. 7 nicht. Die Anzeigepflicht nach § 90 Abs. 3 gilt nur für die Beendigung von 
Probearbeitsverhältnissen. 

3.	 Als Dienststelle im Sinne des Kapitels 5 gelten auch Teile und Stellen des Bundesnach-
richtendienstes, die nicht zu seiner Zentrale gehören. § 94 Abs. 1 Satz 4 und 5 sowie § 97 
sind nicht anzuwenden. In den Fällen des § 97 Abs. 6 ist die Schwerbehindertenvertretung 
der Zentrale des Bundesnachrichtendienstes zuständig. Im Falle des § 94 Abs. 6 Satz 4 lädt 
der Leiter oder die Leiterin der Dienststelle ein. Die Schwerbehindertenvertretung ist in 
den Fällen nicht zu beteiligen, in denen die Beteiligung der Personalvertretung nach dem 
Bundespersonalvertretungsgesetz ausgeschlossen ist. Der Leiter oder die Leiterin des 
Bundesnachrichtendienstes kann anordnen, dass die Schwerbehindertenvertretung nicht 
zu beteiligen ist, Unterlagen nicht vorgelegt oder Auskünfte nicht erteilt werden dürfen, 
wenn und soweit dies aus besonderen nachrichtendienstlichen Gründen geboten ist. Die 
Rechte und Pflichten der Schwerbehindertenvertretung ruhen, wenn die Rechte und 
Pflichten der Personalvertretung ruhen. § 96 Abs. 7 Satz 3 ist nach Maßgabe der Sicher-
heitsbestimmungen des Bundesnachrichtendienstes anzuwenden. § 99 Abs. 2 gilt nur für 
die in § 99 Abs. 1 genannten Personen und Vertretungen der Zentrale des Bundesnach-
richtendienstes.
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4.	 Im Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt (§ 119) und im Widerspruchsaus-
schuss bei der Bundesagentur für Arbeit (§ 120) treten in Angelegenheiten schwer
behinderter Menschen, die beim Bundesnachrichtendienst beschäftigt sind, an die Stelle 
der Mitglieder, die Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen und Arbeitgeber sind (§ 119 
Abs. 1 und § 120 Abs. 1), Angehörige des Bundesnachrichtendienstes, an die Stelle der 
Schwerbehindertenvertretung die Schwerbehindertenvertretung der Zentrale des 
Bundesnachrichtendienstes. Sie werden dem Integrationsamt und der Bundesagentur 
für Arbeit vom Leiter oder der Leiterin des Bundesnachrichtendienstes benannt. Die 
Mitglieder der Ausschüsse müssen nach den dafür geltenden Bestimmungen ermächtigt 
sein, Kenntnis von Verschlusssachen des in Betracht kommenden Geheimhaltungsgrades 
zu erhalten. 

5.	 Über Rechtsstreitigkeiten, die auf Grund dieses Buches im Geschäftsbereich des Bundes-
nachrichtendienstes entstehen, entscheidet im ersten und letzten Rechtszug der oberste 
Gerichtshof des zuständigen Gerichtszweiges.

§ 159 Übergangsregelung

(1) Abweichend von § 71 Abs. 1 beträgt die Pflichtquote für die in § 71 Abs. 3 Nr. 1 und 4 
genannten öffentlichen Arbeitgeber des Bundes weiterhin 6 Prozent, wenn sie am 
31. Oktober 1999 auf mindestens 6 Prozent der Arbeitsplätze schwerbehinderte Menschen 
beschäftigt hatten.

(2) Auf Leistungen nach § 33 Abs. 2 des Schwerbehindertengesetzes in Verbindung mit dem 
Ersten Abschnitt der Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabeverordnung jeweils in der bis zum 
30. September 2000 geltenden Fassung sind die zu diesem Zeitpunkt geltenden Rechts
vorschriften weiter anzuwenden, wenn die Entscheidung über die beantragten Leistungen 
vor dem 1. Oktober 2000 getroffen worden ist.

(3) Eine auf Grund des Schwerbehindertengesetzes getroffene bindende Feststellung über das 
Vorliegen einer Behinderung, eines Grades der Behinderung und das Vorliegen weiterer 
gesundheitlicher Merkmale gelten als Feststellungen nach diesem Buch.

(4) Die nach § 56 Abs. 2 des Schwerbehindertengesetzes erlassenen allgemeinen Richtlinien 
sind bis zum Erlass von allgemeinen Verwaltungsvorschriften nach § 141 weiter anzuwenden.

(5) § 17 Abs. 2 Satz 1 ist vom 1. Januar 2008 an mit der Maßgabe anzuwenden, dass auf Antrag 
Leistungen durch ein Persönliches Budget ausgeführt werden.

(6) Auf Erstattungen nach Teil 2 Kapitel 13 ist § 148 für bis zum 31. Dezember 2004 ent
standene Fahrgeldausfälle in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung anzuwenden.
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§ 160 Überprüfungsregelung

(1) Die Bundesregierung berichtet den gesetzgebenden Körperschaften des Bundes bis zum 
30. Juni 2005 über die Situation behinderter und schwerbehinderter Frauen und Männer auf 
dem Ausbildungsstellenmarkt und schlägt die danach zu treffenden Maßnahmen vor. 

(2) Sie berichtet den gesetzgebenden Körperschaften des Bundes bis zum 30. Juni 2007 über 
die Wirkungen der Instrumente zur Sicherung von Beschäftigung und zur betrieblichen 
Prävention. Dabei wird auch die Höhe der Beschäftigungspflichtquote überprüft.
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Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) 
– Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz –

In der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 130) 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749)

§ 19 Amtssprache

(1) Die Amtssprache ist deutsch. Hörbehinderte Menschen haben das Recht, zur Ver
ständigung in der Amtssprache Gebärdensprache zu verwenden; Aufwendungen für 
Dolmetscher sind von der Behörde oder dem für die Sozialleistung zuständigen Leistungs
träger zu tragen.

(2) Werden bei einer Behörde in einer fremden Sprache Anträge gestellt oder Eingaben, 
Belege, Urkunden oder sonstige Dokumente vorgelegt, soll die Behörde unverzüglich die 
Vorlage einer Übersetzung innerhalb einer von ihr zu setzenden angemessenen Frist 
verlangen, sofern sie nicht in der Lage ist, die Anträge oder Dokumente zu verstehen. In 
begründeten Fällen kann die Vorlage einer beglaubigten oder von einem öffentlich bestellten 
oder beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer angefertigten Übersetzung verlangt werden. 
Wird die verlangte Übersetzung nicht innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt, kann die 
Behörde eine Übersetzung beschaffen und hierfür Ersatz ihrer Aufwendungen in ange
messenem Umfang verlangen. Falls die Behörde Dolmetscher oder Übersetzer herangezogen 
hat, erhalten sie auf Antrag in entsprechender Anwendung des Justizvergütungs- und 
Entschädigungsgesetzes eine Vergütung; mit Dolmetschern oder Übersetzern kann die 
Behörde eine Vergütung vereinbaren.

(3) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder die Abgabe einer Willenserklärung eine Frist in 
Lauf gesetzt werden, innerhalb deren die Behörde in einer bestimmten Weise tätig werden 
muss, und gehen diese in einer fremden Sprache ein, beginnt der Lauf der Frist erst mit dem 
Zeitpunkt, in dem der Behörde eine Übersetzung vorliegt.

(4) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder eine Willenserklärung, die in fremder Sprache 
eingehen, zugunsten eines Beteiligten eine Frist gegenüber der Behörde gewahrt, ein 
öffentlich-rechtlicher Anspruch geltend gemacht oder eine Sozialleistung begehrt werden, 
gelten die Anzeige, der Antrag oder die Willenserklärung als zum Zeitpunkt des Eingangs bei 
der Behörde abgegeben, wenn die Behörde in der Lage ist, die Anzeige, den Antrag oder die 
Willenserklärung zu verstehen, oder wenn innerhalb der gesetzten Frist eine Übersetzung 
vorgelegt wird. Anderenfalls ist der Zeitpunkt des Eingangs der Übersetzung maßgebend. Auf 
diese Rechtsfolge ist bei der Fristsetzung hinzuweisen.

§ 44 Rücknahme eines Rechtswidrigen nicht begünstigenden Verwaltungsaktes

(1) Soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht unrichtig 
angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig 
erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder Beiträge zu 
Unrecht erhoben worden sind, ist der Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar 
geworden ist, mit Wirkung für die Vergangenheit zurückzunehmen. Dies gilt nicht, wenn der 
Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der Betroffene vorsätzlich in wesentlicher Beziehung 
unrichtig oder unvollständig gemacht hat.
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(2) Im Übrigen ist ein rechtswidriger nicht begünstigender Verwaltungsakt, auch nachdem er 
unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft zurück
zunehmen. Er kann auch für die Vergangenheit zurückgenommen werden.

(3) Über die Rücknahme entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes die 
zuständige Behörde; dies gilt auch dann, wenn der zurückzunehmende Verwaltungsakt von 
einer anderen Behörde erlassen worden ist.

(4) Ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen worden, 
werden Sozialleistungen nach den Vorschriften der besonderen Teile dieses Gesetzbuches 
längstens für einen Zeitraum bis zu vier Jahren vor der Rücknahme erbracht. Dabei wird der 
Zeitpunkt der Rücknahme von Beginn des Jahres an gerechnet, in dem der Verwaltungsakt 
zurückgenommen wird. Erfolgt die Rücknahme auf Antrag, tritt bei der Berechnung des 
Zeitraumes, für den rückwirkend Leistungen zu erbringen sind, anstelle der Rücknahme der 
Antrag.

§ 86 Zusammenarbeit

Die Leistungsträger, ihre Verbände und die in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-
rechtlichen Vereinigungen sind verpflichtet, bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem 
Gesetzbuch eng zusammenzuarbeiten.

§ 88 Auftrag

(1) Ein Leistungsträger (Auftraggeber) kann ihm obliegende Aufgaben durch einen anderen 
Leistungsträger oder seinen Verband (Beauftragter) mit dessen Zustimmung wahrnehmen 
lassen, wenn dies

1.	 wegen des sachlichen Zusammenhangs der Aufgaben vom Auftraggeber und Beauf
tragten,

2.	 zur Durchführung der Aufgaben und

3.	 im wohlverstandenen Interesse der Betroffenen

zweckmäßig ist. Satz 1 gilt nicht im Recht der Ausbildungsförderung, der Kriegsopferfürsorge, 
des Kindergelds, der Unterhaltsvorschüsse und Unterhaltsausfallleistungen, im Wohngeld-
recht sowie im Recht der Jugendhilfe und der Sozialhilfe.

(2) Der Auftrag kann für Einzelfälle sowie für gleichartige Fälle erteilt werden. Ein wesent
licher Teil des gesamten Aufgabenbereichs muss beim Auftraggeber verbleiben.

(3) Verbände dürfen Verwaltungsakte nur erlassen, soweit sie hierzu durch Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes berechtigt sind. Darf der Verband Verwaltungsakte erlassen, ist die 
Berechtigung in der für die amtlichen Veröffentlichungen des Verbands sowie der Mitglieder 
vorgeschriebenen Weise bekannt zu machen.

(4) Der Auftraggeber hat einen Auftrag für gleichartige Fälle in der für seine amtlichen 
Veröffentlichungen vorgeschriebenen Weise bekannt zu machen.
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§ 89 Ausführung des Auftrags

(1) Verwaltungsakte, die der Beauftragte zur Ausführung des Auftrags erlässt, ergehen im 
Namen des Auftraggebers.

(2) Durch den Auftrag wird der Auftraggeber nicht von seiner Verantwortung gegenüber dem 
Betroffenen entbunden.

(3) Der Beauftragte hat dem Auftraggeber die erforderlichen Mitteilungen zu machen, auf 
Verlangen über die Ausführung des Auftrags Auskunft zu erteilen und nach der Ausführung 
des Auftrags Rechenschaft abzulegen.

(4) Der Auftraggeber ist berechtigt, die Ausführung des Auftrags jederzeit zu prüfen.

(5) Der Auftraggeber ist berechtigt, den Beauftragten an seine Auffassung zu binden.

§ 90 Anträge und Widerspruch beim Auftrag

Der Beteiligte kann auch beim Beauftragten Anträge stellen. Erhebt der Beteiligte gegen eine 
Entscheidung des Beauftragten Widerspruch und hilft der Beauftragte diesem nicht ab, 
erlässt den Widerspruchsbescheid die für den Auftraggeber zuständige Widerspruchsstelle.

§ 91 Erstattung von Aufwendungen

(1) Erbringt ein Beauftragter Sozialleistungen für einen Auftraggeber, ist dieser zur Erstattung 
verpflichtet. Sach- und Dienstleistungen sind in Geld zu erstatten. Eine Erstattungspflicht 
besteht nicht, soweit Sozialleistungen zu Unrecht erbracht worden sind und den Beauftragten 
hierfür ein Verschulden trifft.

(2) Die bei der Ausführung des Auftrags entstehenden Kosten sind zu erstatten. Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend.

(3) Für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen Aufwendungen hat der Auftraggeber 
dem Beauftragten auf Verlangen einen angemessenen Vorschuss zu zahlen.

(4) Abweichende Vereinbarungen, insbesondere über pauschalierte Erstattungen, sind 
zulässig.

§ 92 Kündigung des Auftrags

Der Auftraggeber oder der Beauftragte kann den Auftrag kündigen. Die Kündigung darf nur 
zu einem Zeitpunkt erfolgen, der es ermöglicht, dass der Auftraggeber für die Erledigung der 
Aufgabe auf andere Weise rechtzeitig Vorsorge treffen und der Beauftragte sich auf den 
Wegfall des Auftrags in angemessener Zeit einstellen kann. Liegt ein wichtiger Grund vor, 
kann mit sofortiger Wirkung gekündigt werden. § 88 Abs. 4 gilt entsprechend.
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§ 93 Gesetzlicher Auftrag

Handelt ein Leistungsträger auf Grund gesetzlichen Auftrags für einen anderen, gelten § 89 
Abs. 3 und 5 sowie § 91 Abs. 1 und 3 entsprechend.

§ 94 Arbeitsgemeinschaften

(1) Die Arbeitsgemeinschaft für Krebsbekämpfung der Träger der gesetzlichen Kranken- und 
Rentenversicherung im Lande Nordrhein-Westfalen, die Rheinische Arbeitsgemeinschaft zur 
Rehabilitation Suchtkranker, die Westfälische Arbeitsgemeinschaft zur Rehabilitation 
Suchtkranker, die Arbeitsgemeinschaft zur Rehabilitation Suchtkranker im Lande Hessen 
sowie die Arbeitsgemeinschaft für Heimdialyse im Lande Hessen sind berechtigt, Ver
waltungsakte zu erlassen zur Erfüllung der Aufgaben, die ihnen am 1. Juli 1981 übertragen 
waren.

(1a) Träger der Sozialversicherung, Verbände von Trägern der Sozialversicherung und die 
Bundesagentur für Arbeit einschließlich der in § 19a Abs. 2 des Ersten Buches genannten 
anderen Leistungsträger können insbesondere zur gegenseitigen Unterrichtung, Abstim-
mung, Koordinierung und Förderung der engen Zusammenarbeit im Rahmen der ihnen 
gesetzlich übertragenen Aufgaben Arbeitsgemeinschaften bilden. Die Aufsichtsbehörde ist 
vor der Bildung von Arbeitsgemeinschaften und dem Beitritt zu ihnen so rechtzeitig und 
umfassend zu unterrichten, dass ihr ausreichend Zeit zur Prüfung bleibt. Die Aufsichts
behörde kann auf eine Unterrichtung verzichten.

(2) Können nach diesem Gesetzbuch Arbeitsgemeinschaften gebildet werden, unterliegen 
diese staatlicher Aufsicht, die sich auf die Beachtung von Gesetz und sonstigem Recht 
erstreckt, das für die Arbeitsgemeinschaften, die Leistungsträger und ihre Verbände maß
gebend ist; die §§ 85, 88, 90 und 90a des Vierten Buches gelten entsprechend; ist ein Spitzen-
verband der gesetzlichen Krankenkassen oder die Bundesagentur für Arbeit Mitglied einer 
Arbeitsgemeinschaft, führt das zuständige Bundesministerium in Abstimmung mit den für 
die übrigen Mitglieder zuständigen Aufsichtsbehörden die Aufsicht. Fehlt ein Zuständigkeits-
bereich im Sinne von § 90 des Vierten Buches, führen die Aufsicht die für die Sozialver
sicherung zuständigen obersten Verwaltungsbehörden oder die von der Landesregierung 
durch Rechtsverordnung bestimmten Behörden des Landes, in dem die Arbeitsgemein
schaften ihren Sitz haben; die Landesregierungen können diese Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf die obersten Landesbehörden weiter übertragen. 

(3) Soweit erforderlich, stellt eine Arbeitsgemeinschaft unter entsprechender Anwendung von 
§ 67 des Vierten Buches einen Haushaltsplan auf.

(4) § 88 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 gilt entsprechend.
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§ 95 Zusammenarbeit bei Planung und Forschung

(1) Die in § 86 genannten Stellen sollen

1.	 Planungen, die auch für die Willensbildung und Durchführung von Aufgaben der 
anderen von Bedeutung sind, im Benehmen miteinander abstimmen sowie

2.	 gemeinsame örtliche und überörtliche Pläne in ihrem Aufgabenbereich über soziale 
Dienste und Einrichtungen, insbesondere deren Bereitstellung und Inanspruchnahme, 
anstreben.

Die jeweiligen Gebietskörperschaften sowie die gemeinnützigen und freien Einrichtungen 
und Organisationen sollen insbesondere hinsichtlich der Bedarfsermittlung beteiligt werden.

(2) Die in § 86 genannten Stellen sollen Forschungsvorhaben über den gleichen Gegenstand 
aufeinander abstimmen.

§ 96 Ärztliche Untersuchungen, psychologische Eignungsuntersuchungen

(1) Veranlasst ein Leistungsträger eine ärztliche Untersuchungsmaßnahme oder eine 
psychologische Eignungsuntersuchungsmaßnahme, um festzustellen, ob die Voraus
setzungen für eine Sozialleistung vorliegen, sollen die Untersuchungen in der Art und Weise 
vorgenommen und deren Ergebnisse so festgehalten werden, dass sie auch bei der Prüfung 
der Voraussetzungen anderer Sozialleistungen verwendet werden können. Der Umfang der 
Untersuchungsmaßnahme richtet sich nach der Aufgabe, die der Leistungsträger, der die 
Untersuchung veranlasst hat, zu erfüllen hat. Die Untersuchungsbefunde sollen bei der 
Feststellung, ob die Voraussetzungen einer anderen Sozialleistung vorliegen, verwertet 
werden.

(2) Durch Vereinbarungen haben die Leistungsträger sicherzustellen, dass Untersuchungen 
unterbleiben, soweit bereits verwertbare Untersuchungsergebnisse vorliegen. Für den 
Einzelfall sowie nach Möglichkeit für eine Vielzahl von Fällen haben die Leistungsträger zu 
vereinbaren, dass bei der Begutachtung der Voraussetzungen von Sozialleistungen die 
Untersuchungen nach einheitlichen und vergleichbaren Grundlagen, Maßstäben und 
Verfahren vorgenommen und die Ergebnisse der Untersuchungen festgehalten werden. Sie 
können darüber hinaus vereinbaren, dass sich der Umfang der Untersuchungsmaßnahme 
nach den Aufgaben der beteiligten Leistungsträger richtet; soweit die Untersuchungsmaß-
nahme hierdurch erweitert ist, ist die Zustimmung des Betroffenen erforderlich.

(3) Die Bildung einer Zentraldatei mehrerer Leistungsträger für Daten der ärztlich unter
suchten Leistungsempfänger ist nicht zulässig.
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§ 97 Durchführung von Aufgaben durch Dritte

(1) Kann ein Leistungsträger, ein Verband von Leistungsträgern oder eine Arbeitsgemein-
schaft von einem Dritten Aufgaben wahrnehmen lassen, muss sichergestellt sein, dass der 
Dritte die Gewähr für eine sachgerechte, die Rechte und Interessen des Betroffenen wahrende 
Erfüllung der Aufgaben bietet. Soweit Aufgaben aus dem Bereich der Sozialversicherung von 
einem Dritten, an dem ein Leistungsträger, ein Verband oder eine Arbeitsgemeinschaft 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, wahrgenommen werden sollen, hat der Leistungs-
träger, der Verband oder die Arbeitsgemeinschaft den Dritten zu verpflichten, dem Auftrag
geber auf Verlangen alle Unterlagen vorzulegen und über alle Tatsachen Auskunft zu erteilen, 
die zur Ausübung des Aufsichtsrechts über die Auftraggeber auf Grund pflichtgemäßer 
Prüfung der Aufsichtsbehörde des Auftraggebers erforderlich sind. Die Aufsichtsbehörde ist 
durch den Leistungsträger, den Verband oder die Arbeitsgemeinschaft so rechtzeitig und 
umfassend zu unterrichten, dass ihr vor der Aufgabenübertragung oder einer Änderung 
ausreichend Zeit zur Prüfung bleibt. Die Aufsichtsbehörde kann auf eine Unterrichtung 
verzichten. Die Sätze 3 und 4 gelten nicht für die Bundesagentur für Arbeit.

(2) § 89 Abs. 3 bis 5, § 91 Abs. 1 bis 3 sowie § 92 gelten entsprechend.

§ 98 Auskunftspflicht des Arbeitgebers

(1) Soweit es in der Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung im 
Einzelfall für die Erbringung von Sozialleistungen erforderlich ist, hat der Arbeitgeber auf 
Verlangen dem Leistungsträger oder der zuständigen Einzugsstelle Auskunft über die Art und 
Dauer der Beschäftigung, den Beschäftigungsort und das Arbeitsentgelt zu erteilen. Wegen 
der Entrichtung von Beiträgen hat der Arbeitgeber auf Verlangen über alle Tatsachen 
Auskunft zu erteilen, die für die Erhebung der Beiträge notwendig sind. Der Arbeitgeber hat 
auf Verlangen die Geschäftsbücher, Listen oder andere Unterlagen, aus denen die Angaben 
über die Beschäftigung hervorgehen, während der Betriebszeit nach seiner Wahl den in Satz 1 
bezeichneten Stellen entweder in deren oder in seinen eigenen Geschäftsräumen zur Einsicht 
vorzulegen. Das Wahlrecht nach Satz 3 entfällt, wenn besondere Gründe eine Prüfung in den 
Geschäftsräumen des Arbeitgebers gerechtfertigt erscheinen lassen. Satz 4 gilt nicht gegen-
über Arbeitgebern des öffentlichen Dienstes. Die Sätze 2 bis 5 gelten auch für Stellen im Sinne 
des § 28p Abs. 6 des Vierten Buches.

(1a) Soweit die Träger der Rentenversicherung nach § 28p des Vierten Buches prüfberechtigt 
sind, bestehen die Verpflichtungen nach Absatz 1 Satz 3 bis 6 gegenüber den Einzugsstellen 
wegen der Entrichtung des Gesamtsozialversicherungsbeitrags nicht; die Verpflichtung nach 
Absatz 1 Satz 2 besteht gegenüber den Einzugsstellen nur im Einzelfall.

(2) Wird die Auskunft wegen der Erbringung von Sozialleistungen verlangt, gilt § 65 Abs. 1 des 
Ersten Buches entsprechend. Auskünfte auf Fragen, deren Beantwortung dem Arbeitgeber 
selbst oder einer ihm nahe stehenden Person (§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung) 
die Gefahr zuziehen würde, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu 
werden, können verweigert werden; dem Arbeitgeber stehen die in Absatz 1 Satz 6 genannten 
Stellen gleich.
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(3) Hinsichtlich des Absatzes 1 Satz 2 und 3 sowie des Absatzes 2 stehen einem Arbeitgeber die 
Personen gleich, die wie ein Arbeitgeber Beiträge für eine kraft Gesetzes versicherte Person zu 
entrichten haben.

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere über die Durchführung der in Absatz 1 genannten 
Mitwirkung bestimmen.

(5) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig

1.	 entgegen Absatz 1 Satz 1 oder

2.	 entgegen Absatz 1 Satz 2 oder Satz 3, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 1 Satz 6 oder 
Absatz 3,

3.	 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder eine 
Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt. Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet werden. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die Leistungsträger, wenn sie wie ein Arbeitgeber 
Beiträge für eine kraft Gesetzes versicherte Person zu entrichten haben.

§ 99 �Auskunftspflicht von Angehörigen, Unterhaltspflichtigen oder 
sonstigen Personen

Ist nach dem Recht der Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung oder 
dem sozialen Entschädigungsrecht

1.	 das Einkommen oder das Vermögen von Angehörigen des Leistungsempfängers oder 
sonstiger Personen bei einer Sozialleistung oder ihrer Erstattung zu berücksichtigen oder

2.	 die Sozialleistung oder ihre Erstattung von der Höhe eines Unterhaltsanspruchs abhängig, 
der dem Leistungsempfänger gegen einen Unterhaltspflichtigen zusteht,

gelten für diese Personen § 60 Abs. 1 Nr. 1 und 3 sowie § 65 Abs. 1 des Ersten Buches ent
sprechend. Das Gleiche gilt für den in Satz 1 genannten Anwendungsbereich in den Fällen, 
in denen Unterhaltspflichtige, Angehörige, der frühere Ehegatte oder Erben zum Ersatz der 
Aufwendungen des Leistungsträgers herangezogen werden. Auskünfte auf Fragen, deren 
Beantwortung einem nach Satz 1 oder Satz 2 Auskunftspflichtigen oder einer ihm nahe 
stehenden Person (§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung) die Gefahr zuziehen 
würde, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden, können 
verweigert werden.
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§ 100 Auskunftspflicht des Arztes oder Angehörigen eines anderen Heilberufs

(1) Der Arzt oder Angehörige eines anderen Heilberufs ist verpflichtet, dem Leistungsträger im 
Einzelfall auf Verlangen Auskunft zu erteilen, soweit es für die Durchführung von dessen 
Aufgaben nach diesem Gesetzbuch erforderlich und

1.	 es gesetzlich zugelassen ist oder

2.	 der Betroffene im Einzelfall eingewilligt hat.

Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine 
andere Form angemessen ist. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Krankenhäuser sowie 
für Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen.

(2) Auskünfte auf Fragen, deren Beantwortung dem Arzt, dem Angehörigen eines anderen 
Heilberufs oder ihnen nahe stehenden Personen (§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozess
ordnung) die Gefahr zuziehen würde, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit 
verfolgt zu werden, können verweigert werden.

§ 101 Auskunftspflicht der Leistungsträger

Die Leistungsträger haben auf Verlangen eines behandelnden Arztes Untersuchungsbefunde, 
die für die Behandlung von Bedeutung sein können, mitzuteilen, sofern der Betroffene im 
Einzelfall in die Mitteilung eingewilligt hat. § 100 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 105 Anspruch des unzuständigen Leistungsträgers

(1) Hat ein unzuständiger Leistungsträger Sozialleistungen erbracht, ohne dass die Vorausset-
zungen von § 102 Abs. 1 vorliegen, ist der zuständige oder zuständig gewesene Leistungsträger 
erstattungspflichtig, soweit dieser nicht bereits selbst geleistet hat, bevor er von der Leistung 
des anderen Leistungsträgers Kenntnis erlangt hat. § 104 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Der Umfang des Erstattungsanspruchs richtet sich nach den für den zuständigen Leis-
tungsträger geltenden Rechtsvorschriften.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten gegenüber den Trägern der Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge 
und der Jugendhilfe nur von dem Zeitpunkt ab, von dem ihnen bekannt war, dass die 
Voraussetzungen für ihre Leistungspflicht vorlagen.
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Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) 
- Sozialhilfe -

Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022, 3023) 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (BGBL. I S. 3733)

Drittes Kapitel 
Hilfe zum Lebensunterhalt

Erster Abschnitt 
Leistungsberechtigte, notwendiger Lebensunterhalt, 
Regelbedarfe und Regelsätze

§ 27 Leistungsberechtigte

(1) Hilfe zum Lebensunterhalt ist Personen zu leisten, die ihren notwendigen Lebensunterhalt 
nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln bestreiten können.

(2) Eigene Mittel sind insbesondere das eigene Einkommen und Vermögen. Bei nicht getrennt 
lebenden Ehegatten oder Lebenspartnern sind das Einkommen und Vermögen beider 
Ehegatten oder Lebenspartner gemeinsam zu berücksichtigen. Gehören minderjährige unver-
heiratete Kinder dem Haushalt ihrer Eltern oder eines Elternteils an und können sie den 
notwendigen Lebensunterhalt aus ihrem Einkommen und Vermögen nicht bestreiten, sind 
vorbehaltlich des § 39 Satz 3 Nummer 1 auch das Einkommen und das Vermögen der Eltern 
oder des Elternteils gemeinsam zu berücksichtigen.

(3) Hilfe zum Lebensunterhalt kann auch Personen geleistet werden, die ihren notwendigen 
Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln und Kräften bestreiten können, jedoch einzelne 
erforderliche Tätigkeiten nicht verrichten können. Von den Leistungsberechtigten kann ein 
angemessener Kostenbeitrag verlangt werden.

§ 27a Notwendiger Lebensunterhalt, Regelbedarfe und Regelsätze

(1) Der für die Gewährleistung des Existenzminimums notwendige Lebensunterhalt umfasst 
insbesondere Ernährung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf 
Heizung und Erzeugung von Warmwasser entfallenden Anteile, persönliche Bedürfnisse des 
täglichen Lebens sowie Unterkunft und Heizung. Zu den persönlichen Bedürfnissen des 
täglichen Lebens gehört in vertretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen und kulturellen 
Leben in der Gemeinschaft; dies gilt in besonderem Maß für Kinder und Jugendliche. Für 
Schülerinnen und Schüler umfasst der notwendige Lebensunterhalt auch die erforderlichen 
Hilfen für den Schulbesuch.
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(2) Der gesamte notwendige Lebensunterhalt nach Absatz 1 mit Ausnahme der Bedarfe nach 
dem Zweiten bis Vierten Abschnitt ergibt den monatlichen Regelbedarf. Dieser ist in 
Regelbedarfsstufen unterteilt, die bei Kindern und Jugendlichen altersbedingte Unterschiede 
und bei erwachsenen Personen deren Anzahl im Haushalt sowie die Führung eines Haushalts 
berücksichtigen.

(3) Zur Deckung der Regelbedarfe, die sich nach den Regelbedarfsstufen der Anlage zu § 28 
ergeben, sind monatliche Regelsätze als Bedarf anzuerkennen. Der Regelsatz stellt einen 
monatlichen Pauschalbetrag zur Bestreitung des Regelbedarfs dar, über dessen Verwendung 
die Leistungsberechtigten eigenverantwortlich entscheiden; dabei haben sie das Eintreten 
unregelmäßig anfallender Bedarfe zu berücksichtigen.

(4) Im Einzelfall wird der individuelle Bedarf abweichend vom Regelsatz festgelegt, wenn ein 
Bedarf ganz oder teilweise anderweitig gedeckt ist oder unabweisbar seiner Höhe nach 
erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf abweicht. Besteht die Leistungsberechtigung 
für weniger als einen Monat, ist der Regelsatz anteilig als Bedarf anzuerkennen. Sind 
Leistungsberechtigte in einer anderen Familie, insbesondere in einer Pflegefamilie, oder bei 
anderen Personen als bei ihren Eltern oder einem Elternteil untergebracht, so wird in der 
Regel der individuelle Bedarf abweichend von den Regelsätzen in Höhe der tatsächlichen 
Kosten der Unterbringung bemessen, sofern die Kosten einen angemessenen Umfang nicht 
übersteigen.

§ 27b Notwendiger Lebensunterhalt in Einrichtungen

(1) Der notwendige Lebensunterhalt in Einrichtungen umfasst den darin erbrachten sowie in 
stationären Einrichtungen zusätzlich den weiteren notwendigen Lebensunterhalt. Der 
notwendige Lebensunterhalt in stationären Einrichtungen entspricht dem Umfang der 
Leistungen der Grundsicherung nach § 42 Nummer 1, 2 und 4. 

(2) Der weitere notwendige Lebensunterhalt umfasst insbesondere Kleidung und einen 
angemessenen Barbetrag zur persönlichen Verfügung; § 31 Absatz 2 Satz 2 ist nicht anzu
wenden. Leistungsberechtigte, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, erhalten einen 
Barbetrag in Höhe von mindestens 27 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage 
zu § 28. Für Leistungsberechtigte, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, setzen 
die zuständigen Landesbehörden oder die von ihnen bestimmten Stellen für die in ihrem 
Bereich bestehenden Einrichtungen die Höhe des Barbetrages fest. Der Barbetrag wird 
gemindert, soweit dessen bestimmungsgemäße Verwendung durch oder für die Leistungs
berechtigten nicht möglich ist.

§ 28 Ermittlung der Regelbedarfe2

(1) Liegen die Ergebnisse einer bundesweiten neuen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
vor, wird die Höhe der Regelbedarfe in einem Bundesgesetz neu ermittelt.

2	 Die Anlage zu § 28 finden Sie am Ende des Kapitels Sozialgesetzbuch SGB XII.
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(2) Bei der Ermittlung der bundesdurchschnittlichen Regelbedarfsstufen nach § 27a Absatz 2 
sind Stand und Entwicklung von Nettoeinkommen, Verbraucherverhalten und Lebens
haltungskosten zu berücksichtigen. Grundlage hierfür sind die durch die Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe nachgewiesenen tatsächlichen Verbrauchsausgaben unterer Ein
kommensgruppen.

(3) Für die Ermittlung der Regelbedarfsstufen beauftragt das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales das Statistische Bundesamt mit Sonderauswertungen, die auf der Grundlage 
einer neuen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe vorzunehmen sind. Sonderaus
wertungen zu den Verbrauchsausgaben von Haushalten unterer Einkommensgruppen sind 
zumindest für Haushalte (Referenzhaushalte) vorzunehmen, in denen nur eine erwachsene 
Person lebt (Einpersonenhaushalte), sowie für Haushalte, in denen Paare mit einem Kind 
leben (Familienhaushalte). Dabei ist festzulegen, welche Haushalte, die Leistungen nach 
diesem Buch und dem Zweiten Buch beziehen, nicht als Referenzhaushalte zu berück
sichtigen sind. Für die Bestimmung des Anteils der Referenzhaushalte an den jeweiligen 
Haushalten der Sonderauswertungen ist ein für statistische Zwecke hinreichend großer 
Stichprobenumfang zu gewährleisten.

(4) Die in Sonderauswertungen nach Absatz 3 ausgewiesenen Verbrauchsausgaben der 
Referenzhaushalte sind für die Ermittlung der Regelbedarfsstufen als regelbedarfsrelevant zu 
berücksichtigen, soweit sie zur Sicherung des Existenzminimums notwendig sind und eine 
einfache Lebensweise ermöglichen, wie sie einkommensschwache Haushalte aufweisen, die 
ihren Lebensunterhalt nicht ausschließlich aus Leistungen nach diesem oder dem Zweiten 
Buch bestreiten. Nicht als regelbedarfsrelevant zu berücksichtigen sind Verbrauchsausgaben 
der Referenzhaushalte, wenn sie bei Leistungsberechtigten nach diesem Buch oder dem 
Zweiten Buch

1.	 durch bundes- oder landesgesetzliche Leistungsansprüche, die der Finanzierung einzelner 
Verbrauchspositionen der Sonderauswertungen dienen, abgedeckt sind und diese 
Leistungsansprüche kein anrechenbares Einkommen nach § 82 oder § 11 des Zweiten 
Buches darstellen oder

2.	 nicht anfallen, weil bundesweit in einheitlicher Höhe Vergünstigungen gelten.

Die Summen der sich nach den Sätzen 1 und 2 ergebenden regelbedarfsrelevanten Ver-
brauchsausgaben der Referenzhaushalte sind Grundlage für die Prüfung der Regelbedarfs
stufen, insbesondere für die Altersabgrenzungen bei Kindern und Jugendlichen. Die für die 
Ermittlung der Regelbedarfsstufen zugrunde zu legenden Summen regelbedarfsrelevanter 
Verbrauchsausgaben sind mit der sich nach § 28a Absatz 2 ergebenden Veränderungsrate 
entsprechend fortzuschreiben. Die Höhe der nach Satz 3 fortgeschriebenen Summen der 
regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben sind jeweils bis unter 0,50 Euro abzurunden 
sowie von 0,50 Euro an aufzurunden und ergeben die Regelbedarfsstufen (Anlage Ende 
SGB XII).
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§ 28a Fortschreibung der Regelbedarfsstufen

(1) In Jahren, in denen keine Neuermittlung nach § 28 erfolgt, werden die Regelbedarfsstufen 
jeweils zum 1. Januar mit der sich nach Absatz 2 ergebenden Veränderungsrate fortge
schrieben. § 28 Absatz 4 Satz 5 gilt entsprechend.

(2) Die Fortschreibung der Regelbedarfsstufen erfolgt aufgrund der bundesdurchschnittlichen 
Entwicklung der Preise für regelbedarfsrelevante Güter und Dienstleistungen sowie der 
bundesdurchschnittlichen Entwicklung der Nettolöhne und -gehälter je beschäftigten 
Arbeitnehmer nach der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (Mischindex). Maßgeblich ist 
jeweils die Veränderungsrate, die sich aus der Veränderung in dem Zwölfmonatszeitraum, der 
mit dem 1. Juli des Vorvorjahres beginnt und mit dem 30. Juni des Vorjahres endet, gegenüber 
dem davorliegenden Zwölfmonatszeitraum ergibt. Für die Ermittlung der jährlichen 
Veränderungsrate des Mischindexes wird die sich aus der Entwicklung der Preise aller 
regelbedarfsrelevanten Güter und Dienstleistungen ergebende Veränderungsrate mit einem 
Anteil von 70 vom Hundert und die sich aus der Entwicklung der Nettolöhne und -gehälter je 
beschäftigten Arbeitnehmer ergebende Veränderungsrate mit einem Anteil von 30 vom 
Hundert berücksichtigt.

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales beauftragt das Statistische Bundesamt mit 
der Ermittlung der jährlichen Veränderungsrate für den Zeitraum nach Absatz 2 Satz 2 für

1.	 die Preise aller regelbedarfsrelevanten Güter und Dienstleistungen und

2.	 die durchschnittliche Nettolohn- und -gehaltssumme je durchschnittlich beschäftigten 
Arbeitnehmer.

§ 29 Festsetzung und Fortschreibung der Regelsätze

(1) Werden die Regelbedarfsstufen nach § 28 neu ermittelt, gelten diese als neu festgesetzte 
Regelsätze (Neufestsetzung), solange die Länder keine abweichende Neufestsetzung vor
nehmen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Regelbedarfe nach § 28a fortgeschrieben werden.

(2) Nehmen die Länder eine abweichende Neufestsetzung vor, haben sie die Höhe der 
monatlichen Regelsätze entsprechend der Abstufung der Regelbedarfe nach der Anlage zu 
§ 28 durch Rechtsverordnung neu festzusetzen. Sie können die Ermächtigung für die 
Neufestsetzung nach Satz 1 auf die zuständigen Landesministerien übertragen. Für die 
abweichende Neufestsetzung sind anstelle der bundesdurchschnittlichen Regelbedarfsstufen, 
die sich nach § 28 aus der bundesweiten Auswertung der Einkommens- und Verbrauchs
stichprobe ergeben, entsprechend aus regionalen Auswertungen der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe ermittelte Regelbedarfsstufen zugrunde legen. Die Länder können bei 
der Neufestsetzung der Regelsätze auch auf ihr Land bezogene besondere Umstände, die die 
Deckung des Regelbedarfs betreffen, berücksichtigen. Regelsätze, die nach Absatz 1 oder nach 
den Sätzen 1 bis 4 festgesetzt worden sind, können von den Ländern als Mindestregelsätze 
festgesetzt werden. § 28 Absatz 4 Satz 4 und 5 gilt für die Festsetzung der Regelsätze nach den 
Sätzen 1 bis 4 entsprechend.
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(3) Die Länder können die Träger der Sozialhilfe ermächtigen, auf der Grundlage von nach 
Absatz 2 Satz 5 bestimmten Mindestregelsätzen regionale Regelsätze festzusetzen; bei der 
Festsetzung können die Träger der Sozialhilfe regionale Besonderheiten sowie statistisch 
nachweisbare Abweichungen in den Verbrauchsausgaben berücksichtigen. § 28 Absatz 4 Satz 
4 und 5 gilt für die Festsetzung der Regelsätze nach Satz 1 entsprechend.

(4) Werden die Regelsätze nach den Absätzen 2 und 3 abweichend von den Regelbedarfsstufen 
nach § 28 festgesetzt, sind diese in den Jahren, in denen keine Neuermittlung der Regel
bedarfe nach § 28 erfolgt, jeweils zum 1. Januar durch Rechtsverordnung der Länder mit der 
Veränderungsrate der Regelbedarfe fortzuschreiben, die sich nach der Rechtsverordnung 
nach § 40 ergibt. 

(5) Die nach den Absätzen 2 und 3 festgesetzten und nach Absatz 4 fortgeschriebenen 
Regelsätze gelten als Regelbedarfsstufen nach der Anlage zu § 28.

Zweiter Abschnitt 
Zusätzliche Bedarfe

§ 30 Mehrbedarf

(1) Für Personen, die

1.	 die Altersgrenze nach § 41 Abs. 2 erreicht haben oder

2.	 die Altersgrenze nach § 41 Abs. 2 noch nicht erreicht haben und voll erwerbsgemindert 
nach dem Sechsten Buch sind, und durch einen Bescheid der nach § 69 Abs. 4 des 
Neunten Buches zuständigen Behörde oder einen Ausweis nach § 69 Abs. 5 des Neunten 
Buches die Feststellung des Merkzeichens G nachweisen, wird ein Mehrbedarf von 17 vom 
Hundert der maßgebenden Regelbedarfsstufe anerkannt, soweit nicht im Einzelfall ein 
abweichender Bedarf besteht.

(2) Für werdende Mütter nach der 12. Schwangerschaftswoche wird ein Mehrbedarf von 17 
vom Hundert der maßgebenden Regelbedarfsstufe anerkannt, soweit nicht im Einzelfall ein 
abweichender Bedarf besteht.

(3) Für Personen, die mit einem oder mehreren minderjährigen Kindern zusammenleben und 
allein für deren Pflege und Erziehung sorgen, ist, soweit kein abweichender Bedarf besteht, 
ein Mehrbedarf anzuerkennen

1.	 in Höhe von 36 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 für ein Kind 
unter sieben Jahren oder für zwei oder drei Kinder unter sechzehn Jahren, oder

2.	 in Höhe von 12 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 für jedes 
Kind, wenn die

Voraussetzungen nach Nummer 1 nicht vorliegen, höchstens jedoch in Höhe von 60 vom 
Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28.
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(4) Für behinderte Menschen, die das 15. Lebensjahr vollendet haben und denen Ein
gliederungshilfe nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 geleistet wird, wird ein Mehrbedarf von 35 
vom Hundert der maßgebenden Regelbedarfsstufe anerkannt, soweit nicht im Einzelfall ein 
abweichender Bedarf besteht. Satz 1 kann auch nach Beendigung der in § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 genannten Leistungen während einer angemessenen Übergangszeit, insbesondere einer 
Einarbeitungszeit, angewendet werden. Absatz 1 Nr. 2 ist daneben nicht anzuwenden.

(5) Für Kranke, Genesende, behinderte Menschen oder von einer Krankheit oder von einer 
Behinderung bedrohte Menschen, die einer kostenaufwändigen Ernährung bedürfen, wird 
ein Mehrbedarf in angemessener Höhe anerkannt.

(6) Die Summe des nach den Absätzen 1 bis 5 insgesamt anzuerkennenden Mehrbedarfs darf 
die Höhe der maßgebenden Regelbedarfsstufe nicht übersteigen.

(7) Für Leistungsberechtigte wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit Warmwasser durch in der 
Unterkunft installierte Vorrichtungen erzeugt wird (dezentrale Warmwassererzeugung) und 
denen deshalb keine Leistungen für Warmwasser nach § 35 Absatz 4 erbracht werden. Der 
Mehrbedarf beträgt für jede im Haushalt lebende leistungsberechtigte Person entsprechend 
ihrer Regelbedarfsstufe nach der Anlage zu § 28 jeweils

1.	 2,3 vom Hundert der Regelbedarfsstufen 1 bis 3,

2.	 1,4 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 4,

3.	 1,2 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 5 oder

4.	 0,8 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 6,

soweit nicht im Einzelfall ein abweichender Bedarf besteht oder ein Teil des angemessenen 
Warmwasserbedarfs durch Leistungen nach § 35 Absatz 4 gedeckt wird.

§ 31 Einmalige Bedarfe

(1) Leistungen zur Deckung von Bedarfen für

1.	 Erstausstattungen für die Wohnung einschließlich Haushaltsgeräten,

2.	 Erstausstattungen für Bekleidung und Erstausstattungen bei Schwangerschaft und 
Geburt sowie

3.	 Anschaffung und Reparaturen von orthopädischen Schuhen, Reparaturen von thera
peutischen Geräten und Ausrüstungen sowie die Miete von therapeutischen Geräten.

werden gesondert erbracht.

(2) Einer Person, die Sozialhilfe beansprucht (nachfragende Person), werden, auch wenn keine 
Regelsätze zu gewähren sind, für einmalige Bedarfe nach Absatz 1 Leistungen erbracht, wenn 
sie diese nicht aus eigenen Kräften und Mitteln vollständig decken kann. In diesem Falle kann 
das Einkommen berücksichtigt werden, das sie innerhalb eines Zeitraums von bis zu sechs 
Monaten nach Ablauf des Monats erwerben, in dem über die Leistung entschieden worden ist.
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(3) Die Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 können als Pauschalbeträge erbracht werden. Bei 
der Bemessung der Pauschalbeträge sind geeignete Angaben über die erforderlichen 
Aufwendungen und nachvollziehbare Erfahrungswerte zu berücksichtigen.

§ 32 Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung 

(1) Für Pflichtversicherte im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 13 des Fünften Buches, des § 2 Abs. 1 Nr. 7 
des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte, für Weiterversicherte im 
Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 1 des Fünften Buches und des § 6 Abs. 1 Nr. 1 des Zweiten Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte sowie für Rentenantragsteller, die nach § 189 
des Fünften Buches als Mitglied einer Krankenkasse gelten, werden die Krankenver
sicherungsbeiträge übernommen, soweit die genannten Personen die Voraussetzungen des 
§ 27 Abs. 1 und 2 erfüllen. § 82 Abs. 2 Nr. 2 und 3 ist insoweit nicht anzuwenden. Bei Pflicht-
versicherten im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 13 des Fünften Buches und des § 2 Abs. 1 Nr. 7 des 
Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte, die die Voraussetzungen des 
§ 27 Abs. 1 und 2 nur wegen der Zahlung der Beiträge erfüllen, sind die Beiträge auf Anfor
derung der zuständigen Krankenkasse unmittelbar und in voller Höhe an diese zu zahlen; die  
Leistungsberechtigten sind hiervon sowie von einer Verpflichtung nach § 19 Abs. 5 schriftlich 
zu unterrichten. Die Anforderung der Krankenkasse nach Satz 4 hat einen Nachweis darüber 
zu enthalten, dass eine  zweckentsprechende Verwendung der Leistungen für Beiträge durch 
den Leistungsberechtigten nicht gesichert ist.

(2) Für freiwillig Versicherte im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 2 bis 8 des Fünften Buches oder des § 6 
Abs. 1 Nr. 2 des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte können 
Krankenversicherungsbeiträge übernommen werden, soweit die Voraussetzungen des § 27 
Abs. 1 und 2 erfüllt sind. Zur Aufrechterhaltung einer freiwilligen Krankenversicherung 
werden solche Beiträge übernommen, wenn Hilfe zum Lebensunterhalt voraussichtlich nur 
für kurze Dauer zu leisten ist. § 82 Abs. 2 Nr. 2 und 3 ist insoweit nicht anzuwenden.

(3) Soweit nach den Absätzen 1 und 2 Beiträge für die Krankenversicherung übernommen 
werden, werden auch die damit zusammenhängenden Beiträge zur Pflegeversicherung 
übernommen.

(4) Die Übernahme der Beiträge nach den Absätzen 1 und 2 umfasst bei Versicherten nach 
dem Fünften Buch auch den Zusatzbeitrag nach § 242 des Fünften Buches.

(5) Besteht eine Krankenversicherung bei einem Versicherungsunternehmen, werden die 
Aufwendungen übernommen, soweit sie angemessen und die Voraussetzungen des § 19 
Abs. 1 erfüllt sind. Besteht die Leistungsberechtigung voraussichtlich nur für kurze Dauer, 
können zur Aufrechterhaltung einer Krankenversicherung bei einem Versicherungsunter-
nehmen auch höhere Aufwendungen übernommen werden. § 82 Abs. 2 und 3 ist insoweit 
nicht anzuwenden. Soweit nach den Sätzen 1 und 2 Aufwendungen für die Krankenver
sicherung übernommen werden, werden auch die Aufwendungen für eine Pflegeversicherung 
übernommen.
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§ 32a Zeitliche Zuordnung von Beiträgen

Bedarfe nach § 32 sind unabhängig von der Fälligkeit des Beitrages jeweils in dem Monat zu 
berücksichtigen, für den die Versicherung besteht. In Fällen des § 32 Absatz 1 bis 4 sind 
Beiträge, 	 sofern sie von dem zuständigen Träger an eine gesetzliche Krankenkasse gezahlt 
werden, bis zum Ende des sich nach Satz 1 ergebenden Monats zu zahlen. 

§ 33 Beiträge für die Vorsorge

(1) Um die Voraussetzungen eines Anspruchs auf eine angemessene Alterssicherung zu 
erfüllen, können die erforderlichen Aufwendungen übernommen werden, insbesondere 

1.	 Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung,

2.	 Beiträge zu landwirtschaftlichen Alterskassen,

3.	 Beiträge zu berufsständischen Versorgungseinrichtungen, die den gesetzlichen Renten-
versicherungen vergleichbare Leistungen erbringen,

4.	 Beiträge für eine eigene kapitalgedeckte Altersvorsorge in Form einer lebenslangen 
Leibrente, wenn der Vertrag nur die Zahlung einer monatlichen auf das Leben des 
Steuerpflichtigen bezogenen lebenslangen Leibrente nicht vor Vollendung des 
60. Lebensjahres vorsieht, sowie

5.	 geförderte Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des Einkommensteuergesetzes, soweit sie den 
Mindesteigenbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes nicht überschreiten.

(2) Um die Voraussetzungen eines Anspruchs auf ein angemessenes Sterbegeld zu erfüllen, 
können die erforderlichen Aufwendungen übernommen werden.

Dritter Abschnitt 
Bildung und Teilhabe

§ 34 Bedarfe für Bildung und Teilhabe

(1) Bedarfe für Bildung nach den Absätzen 2 bis 6 von Schülerinnen und Schülern, die eine 
allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen, sowie Bedarfe von Kindern und Jugend
lichen für Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft nach Absatz 7 
werden neben den maßgebenden Regelbedarfsstufen gesondert berücksichtigt. Leistungen 
hierfür werden nach den Maßgaben des § 34a gesondert erbracht.

(2) Bedarfe werden bei Schülerinnen und Schülern in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen 
anerkannt für

1.	 Schulausflüge und 

2.	 mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen.

Für Kinder, die eine Kindertageseinrichtung besuchen, gilt Satz 1 entsprechend. 
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(3) Bedarfe für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf werden bei Schülerinnen und 
Schülern für den Monat, in dem der erste Schultag liegt, in Höhe von 70 Euro und für den 
Monat, in dem das zweite Schulhalbjahr beginnt, in Höhe von 30 Euro anerkannt.

(4) Für Schülerinnen und Schülern, die für den Besuch der nächstgelegenen Schule des 
gewählten Bildungsgangs auf Schülerbeförderung angewiesen sind, werden die dafür 
erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen berücksichtigt, soweit sie nicht von Dritten 
übernommen werden und es der leistungsberechtigten Person nicht zugemutet werden kann, 
sie aus dem Regelbedarf zu bestreiten.

(5) Für Schülerinnen und Schülern wird eine schulische Angebote ergänzende angemessene 
Lernförderung berücksichtigt, soweit diese geeignet und zusätzlich erforderlich ist, um die 
nach den schulrechtlichen Bestimmungen festgelegten wesentlichen Lernziele zu erreichen.

(6) Bei Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung werden die ent
sprechenden Mehraufwendungen berücksichtigt für

1.	 Schülerinnen und Schüler und

2.	 Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kindertagespflege geleistet wird.

Für Schülerinnen und Schüler gilt dies unter der Voraussetzung, dass die Mittagsverpflegung 
in schulischer Verantwortung angeboten wird. In den Fällen des Satzes 2 ist für die Ermittlung 
des monatlichen Bedarfs die Anzahl der Schultage in dem Land zu Grunde zu legen, in dem 
der Schulbesuch stattfindet.

(7) Für Leistungsberechtigte bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres wird ein Bedarf zur 
Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft in Höhe von insgesamt 
10 Euro monatlich berücksichtigt für

1. 	 Mitgliedsbeiträge in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit,

2. 	 Unterricht in künstlerischen Fächern (zum Beispiel Musikunterricht) und vergleichbare 
angeleitete Aktivitäten der kulturellen Bildung und

3. 	 die Teilnahme an Freizeiten.

§ 34a Erbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe

(1) Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 34 Absatz 2 und 4 bis 7 werden auf Antrag 
erbracht. Einer nachfragenden Person werden, auch wenn keine Regelsätze zu gewähren sind, 
für Bedarfe nach § 34 Leistungen erbracht, wenn sie diese nicht aus eigenen Kräften und 
Mitteln vollständig decken kann. Die Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 34 Absatz 7 
bleiben bei der Erbringung von Leistungen nach dem Sechsten Kapitel unberücksichtigt.

(2) Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 34 Absatz 2 und 5 bis 7 werden erbracht durch 
Sach- und Dienstleistungen, insbesondere in Form personalisierten Gutscheinen oder 
Direktzahlungen an Anbieter von Leistungen zur Deckung dieser Bedarfe (Anbieter); die 
zuständigen Träger der Sozialhilfe bestimmen, in welcher Form sie die Leistungen erbringen. 
Die Bedarfe nach § 34 Absatz 3 und 4 werden jeweils durch Geldleistungen gedeckt.
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(3) Werden die Bedarfe durch Gutscheine gedeckt, gelten die Leistungen mit Ausgabe des 
jeweiligen Gutscheins als erbracht. Die zuständigen Träger der Sozialhilfe gewährleisten, dass 
Gutscheine bei geeigneten vorhandenen Anbietern oder zur Wahrnehmung ihrer eigenen 
Angebote eingelöst werden können. Gutscheine können für den gesamten Bewilligungs
zeitraum im Voraus ausgegeben werden. Die Gültigkeit von Gutscheinen ist angemessen zu 
befristen. Im Fall des Verlustes soll ein Gutschein erneut in dem Umfang ausgestellt werden, 
in dem er noch nicht in Anspruch genommen wurde.

(4) Werden die Bedarfe durch Direktzahlungen an Anbieter gedeckt, gelten die Leistungen mit 
der Zahlung als erbracht. Eine Direktzahlung ist für den gesamten Bewilligungszeitraum im 
Voraus möglich.

(5) Im begründeten Einzelfall kann der zuständige Träger der Sozialhilfe einen Nachweis über 
eine zweckentsprechende Verwendung der Leistung verlangen. Soweit der Nachweis nicht 
geführt wird, soll die Bewilligungsentscheidung widerrufen werden.

Vierter Abschnitt 
Bedarfe für Unterkunft und Heizung

§ 35 Bedarfe für Unterkunft und Heizung

(1) Bedarfe für die Unterkunft werden in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen anerkannt. 
Bedarfe für die Unterkunft sind auf Antrag der leistungsberechtigten Person durch Direkt-
zahlung an den Vermieter oder andere Empfangsberechtigte zu decken. Direktzahlungen  
an den Vermieter oder andere Empfangsberechtigte sollen erfolgen, wenn die zweckent
sprechende Verwendung durch die leistungsberechtigte Person nicht sichergestellt ist. Das  
ist insbesondere der Fall, wenn

1.	 Mietrückstände bestehen, die zu einer außerordentlichen Kündigung des Mietverhältnis-
ses berechtigen,

2.	 Energiekostenrückstände bestehen, die zu einer Unterbrechung der Energieversorgung 
berechtigen,

3.	 konkrete Anhaltspunkte für ein krankheits- oder suchtbedingtes Unvermögen der 
leistungsberechtigten Person bestehen, die Mittel zweckentsprechend zu verwenden, oder

4.	 konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die im Schuldnerverzeichnis eingetragene 
leistungsberechtigte Person die Mittel nicht zweckentsprechend verwendet.

Werden die Bedarfe für die Unterkunft und Heizung an den Vermieter oder andere 
Empfangsberechtigte gedeckt, hat der Träger der Sozialhilfe die leistungsberechtigte Person 
darüber schriftlich zu unterrichten.
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(2) Übersteigen die Aufwendungen für die Unterkunft den der Besonderheit des Einzelfalles 
angemessenen Umfang, sind sie insoweit als Bedarf der Personen, deren Einkommen und 
Vermögen nach § 27 Absatz 2 zu berücksichtigen sind, anzuerkennen. Satz 1 gilt solange, als es 
diesen Personen nicht möglich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, 
durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch 
längstens für sechs Monate. Vor Abschluss eines Vertrages über eine neue Unterkunft haben 
Leistungsberechtigte den dort zuständigen Träger der Sozialhilfe über die nach den Sätzen 1 
und 2 maßgeblichen Umstände in Kenntnis zu setzen. Sind die Aufwendungen für die neue 
Unterkunft unangemessen hoch, ist der Träger der Sozialhilfe nur zur Übernahme ange
messener Aufwendungen verpflichtet, es sei denn, er hat den darüber hinausgehenden 
Aufwendungen vorher zugestimmt. Wohnungsbeschaffungskosten, Mietkautionen und 
Umzugskosten können bei vorheriger Zustimmung übernommen werden; Mietkautionen 
sollen als Darlehen erbracht werden. Eine Zustimmung soll erteilt werden, wenn der Umzug 
durch den Träger der Sozialhilfe veranlasst wird oder aus anderen Gründen notwendig ist und 
wenn ohne die Zustimmung eine Unterkunft in einem angemessenen Zeitraum nicht 
gefunden werden kann.

(3) Der Träger der Sozialhilfe kann für seinen Bereich die Bedarfe für die Unterkunft durch 
eine monatliche Pauschale festsetzen, wenn auf dem örtlichen Wohnungsmarkt hinreichend 
angemessener freier Wohnraum verfügbar und in Einzelfällen die Pauschalierung nicht 
unzumutbar ist. Bei der Bemessung der Pauschale sind die tatsächlichen Gegebenheiten des 
örtlichen Wohnungsmarkts, der örtliche Mietspiegel sowie die familiären Verhältnisse der 
Leistungsberechtigten zu berücksichtigen. Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend.

(4) Bedarfe für Heizung und zentrale Warmwasserversorgung werden in tatsächlicher Höhe 
anerkannt, soweit sie angemessen sind. Die Bedarfe können durch eine monatliche Pauschale 
festgesetzt werden. Bei der Bemessung der Pauschale sind die persönlichen und familiären 
Verhältnisse, die Größe und Beschaffenheit der Wohnung, die vorhandenen 
Heizmöglichkeiten und die örtlichen Gegebenheiten zu berücksichtigen.

§ 35a Satzung

Hat ein Kreis oder eine kreisfreie Stadt eine Satzung nach den §§ 22a bis 22c des Zweiten 
Buches erlassen, so gilt sie für die Höhe der anzuerkennenden Bedarfe für die Unterkunft 
nach § 35 Absatz 1 und 2 des zuständigen Trägers der Sozialhilfe entsprechend, sofern  
darin nach § 22b Absatz 3 des Zweiten Buches Sonderregelungen für Personen mit einem 
besonderen Bedarf für Unterkunft und Heizung getroffen werden und dabei zusätzlich auch 
die Bedarfe älterer Menschen berücksichtigt werden. Dies gilt auch für die Höhe der anzu
erkennenden Bedarfe  für Heizung nach § 35 Absatz 4, soweit die Satzung Bestimmungen 
nach § 22b Absatz 1 Satz 2 und 3 des Zweiten Buches enthält. In Fällen der Sätze 1 und 2 ist  
§ 35 Absatz 3 und 4 Satz 2 und 3 nicht anzuwenden.
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§ 36 Sonstige Hilfen zur Sicherung der Unterkunft

(1) Schulden können nur übernommen werden, wenn dies zur Sicherung der Unterkunft oder 
zur Behebung einer vergleichbaren Notlage gerechtfertigt ist. Sie sollen übernommen werden, 
wenn dies gerechtfertigt und notwendig ist und sonst Wohnungslosigkeit einzutreten droht. 
Geldleistungen können als Beihilfe oder als Darlehen erbracht werden.

(2) Geht bei einem Gericht eine Klage auf Räumung von Wohnraum im Falle der Kündigung 
des Mietverhältnisses nach § 543 Absatz 1, 2 Satz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 569 Absatz 
3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein, teilt das Gericht dem zuständigen örtlichen Träger der 
Sozialhilfe oder der Stelle, die von ihm zur Wahrnehmung der in Absatz 1 bestimmten 
Aufgaben beauftragt wurde, unverzüglich Folgendes mit:

1.	 den Tag des Eingangs der Klage,

2.	 die Namen und die Anschriften der Parteien,

3.	 die Höhe der monatlich zu entrichtenden Miete,

4.	 die Höhe des geltend gemachten Mietrückstandes und der geltend gemachten Ent
schädigung sowie

5.	 den Termin zur mündlichen Verhandlung, sofern dieser bereits bestimmt ist.

Außerdem kann der Tag der Rechtshängigkeit mitgeteilt werden. Die Übermittlung unter-
bleibt, wenn die Nichtzahlung der Miete nach dem Inhalt der Klageschrift offensichtlich nicht 
auf Zahlungsunfähigkeit des Mieters beruht. Die übermittelten Daten dürfen auch für 
entsprechende Zwecke der Kriegsopferfürsorge nach dem Bundesversorgungsgesetz 
verwendet werden.

Fünfter Abschnitt 
Gewährung von Darlehen

§ 37 Ergänzende Darlehen

(1) Kann im Einzelfall ein von den Regelbedarfen umfasster und nach den Umständen 
unabweisbar gebotener Bedarf auf keine andere Weise gedeckt werden, sollen auf Antrag 
hierfür notwendige Leistungen als Darlehen erbracht werden.

(2) Der Träger der Sozialhilfe übernimmt für Leistungsberechtigte nach § 27b Absatz 2 Satz 2 
die jeweils von ihnen bis zur Belastungsgrenze (§ 62 des Fünften Buches) zu leistenden 
Zuzahlungen in Form eines ergänzenden Darlehens, sofern der Leistungsberechtigte nicht 
widerspricht. Die Auszahlung der für das gesamte Kalenderjahr zu leistenden Zuzahlungen 
erfolgt unmittelbar an die zuständige Krankenkasse zum 1. Januar oder bei Aufnahme in eine 
stationäre Einrichtung. Der Träger der Sozialhilfe teilt der zuständigen Krankenkasse 
spätestens bis zum 1. November des Vorjahres die Leistungsberechtigten nach § 27b Absatz 2 
Satz 2 mit, soweit diese der Darlehensgewährung nach Satz 1 für das laufende oder ein 
vorangegangenes Kalenderjahr nicht widersprochen haben.
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(3) In den Fällen des Absatzes 2 Satz 3 erteilt die Krankenkasse über den Träger der Sozialhilfe 
die in § 62 Absatz 1 Satz 1 des Fünften Buches genannte Bescheinigung jeweils bis zum 
1. Januar oder bei Aufnahme in eine stationäre Einrichtung und teilt dem Träger der Sozial-
hilfe die Höhe der der leistungsberechtigten Person zu leistenden Zuzahlungen mit; Ver
änderungen im Laufe eines Kalenderjahres sind unverzüglich mitzuteilen.

(4) Für die Rückzahlung von Darlehen nach Absatz 1 können von den monatlichen Regel
sätzen Teilbeträge bis zur Höhe von jeweils 5 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der 
Anlage zu § 28 einbehalten werden. Die Rückzahlung von Darlehen nach Abs. 2 erfolgt in 
gleichen Teilbeträgen über das ganze Kalenderjahr.

§ 38 Darlehen bei vorübergehender Notlage

Sind Leistungen nach den §§ 28, 29, 30, 32, 33 und der Barbetrag nach § 35 Abs. 2 voraussicht-
lich nur für kurze Dauer zu erbringen, können Geldleistungen als Darlehen gewährt werden. 
Darlehen an Mitglieder von Haushaltsgemeinschaften im Sinne des § 27 Absatz 1 Satz 2 und 3 
können an einzelne Mitglieder oder an mehrere gemeinsam vergeben werden. 

Sechster Abschnitt 
Einschränkung von Leistungsberechtigung und -umfang

§ 39 Vermutung der Bedarfsdeckung

Lebt eine nachfragende Person gemeinsam mit anderen Personen in einer Wohnung oder in 
einer entsprechenden anderen Unterkunft, so wird vermutet, dass sie gemeinsam wirt
schaften (Haushaltsgemeinschaft) und dass die nachfragende Person von den anderen 
Personen Leistungen zum Lebensunterhalt erhält, soweit dies nach deren Einkommen und 
Vermögen erwartet werden kann. Soweit nicht gemeinsam gewirtschaftet wird oder die nach-
fragende Person von den Mitgliedern der Haushaltsgemeinschaft keine ausreichenden 
Leistungen zum Lebensunterhalt erhält, ist ihr Hilfe zum Lebensunterhalt zu gewähren. 
Satz 1 gilt nicht

1.	 für Schwangere oder Personen, die ihr leibliches Kind bis zur Vollendung seines sechsten 
Lebensjahres betreuen und mit ihren Eltern oder einem Elternteil zusammenleben oder

2.	 für Personen, die im Sinne des § 53 behindert oder im Sinne des § 61 pflegebedürftig sind 
und von in Satz 1 genannten Personen betreut werden; dies gilt auch, wenn die 
genannten Voraussetzungen einzutreten drohen und das gemeinsame Wohnen im 
Wesentlichen zum Zweck der Sicherstellung der Hilfe und Versorgung erfolgt.
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§ 39a Einschränkung der Leistung

(1) Lehnen Leistungsberechtigte entgegen ihrer Verpflichtung die Aufnahme einer Tätigkeit 
oder die Teilnahme an einer erforderlichen Vorbereitung ab, vermindert sich die maßgebende 
Regelbedarfsstufe in einer ersten Stufe um bis zu 25 vom Hundert, bei wiederholter Ableh-
nung in weiteren Stufen um jeweils bis zu 25 vom Hundert. Die Leistungsberechtigten sind 
vorher entsprechend zu belehren.

(2) § 26 Abs. 1 Satz 2 findet Anwendung.

Siebter Abschnitt 
Verordnungsermächtigung

§ 40 Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat im Einvernehmen mit dem Bundes
ministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1.	 den für die Fortschreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28a maßgeblichen Vom
hundertsatz zu bestimmen und

2.	 die Anlage zu § 28 um die sich durch die Fortschreibung nach Nummer 1 zum 1. Januar 
eines Jahres ergebenden Regelbedarfsstufen zu ergänzen.

Der Vomhundertsatz nach Satz 1 Nummer 1 ist auf zwei Dezimalstellen zu berechnen; die 
zweite Dezimalstelle ist um eins zu erhöhen, wenn sich in der dritten Dezimalstelle eine der 
Ziffern von 5 bis 9 ergibt. Die Bestimmungen nach Satz 1 sollen bis zum 31. Oktober des 
jeweiligen Jahres erfolgen.

Viertes Kapitel 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung

Erster Abschnitt 
Grundsätze

§ 41 Leistungsberechtigte

(1) Leistungsberechtigt nach diesem Kapitel sind ältere und dauerhaft voll erwerbsgeminderte 
Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Inland, die ihren notwendigen Lebensunterhalt 
nicht oder nicht ausreichend aus Einkommen und Vermögen nach § 43 bestreiten können.
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(2) Leistungsberechtigt wegen Alters nach Absatz 1 ist, wer die Altersgrenze erreicht hat. 
Personen, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind, erreichen die Altersgrenze mit Vollendung 
des 65. Lebensjahres. Für Personen, die nach dem 31. Dezember 1946 geboren sind, wird die 
Altersgrenze wie folgt angehoben:

für den 
Geburts- 
jahrgang

erfolgt eine 
Anhebung 

um Monate

auf Vollendung 
eines Lebensalters von

	 1947
	 1948 
	 1949 
	 1950 
	 1951 
	 1952 
	 1953 
	 1954 
	 1955 
	 1956 
	 1957 
	 1958 
	 1959 
	 1960 
	 1961 
	 1962 
	 1963
	 ab 	1964

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
14 
16 
18 
20 
22 
24

65 Jahren und 1 Monat 
65 Jahren und 2 Monaten 
65 Jahren und 3 Monaten 
65 Jahren und 4 Monaten 
65 Jahren und 5 Monaten 
65 Jahren und 6 Monaten 
65 Jahren und 7 Monaten 
65 Jahren und 8 Monaten 
65 Jahren und 9 Monaten 

65 Jahren und 10 Monaten 
65 Jahren und 11 Monaten 

66 Jahren 
66 Jahren und 2 Monaten 
66 Jahren und 4 Monaten 
66 Jahren und 6 Monaten 
66 Jahren und 8 Monaten 

66 Jahren und 10 Monaten 
67 Jahren

(3) Leistungsberechtigt wegen einer dauerhaften vollen Erwerbsminderung nach Absatz 1 ist, 
wer das 18. Lebensjahr vollendet hat, unabhängig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage voll 
erwerbsgemindert im Sinne des § 43 Abs. 2 des Sechsten Buches ist und bei dem unwahr-
scheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung behoben werden kann.

(4) Keinen Anspruch auf Leistungen nach diesem Kapitel hat, wer in den letzten zehn Jahren 
die Bedürftigkeit vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat.

§ 42 Bedarfe

Bedarfe nach diesem Kapitel umfassen:

1.	 die Regelsätze nach den Regelbedarfsstufen der Anlage zu § 28; § 27a Absatz 3 und 
Absatz 4 Satz 1 und 2 ist anzuwenden; § 29 Absatz 1 Satz 1 letzter Halbsatz und Absatz 2 
bis 5 ist nicht anzuwenden,

2.	 die zusätzlichen Bedarfe nach dem Zweiten Abschnitt des Dritten Kapitels,

3.	 die Bedarfe für Bildung und Teilhabe nach dem Dritten Abschnitt des Dritten Kapitels, 
ausgenommen die Bedarfe nach § 34 Absatz 7,
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4.	 die Bedarfe für Unterkunft und Heizung nach dem Vierten Abschnitt des Dritten Kapitels; 
bei Leistungen in einer stationären Einrichtung sind als Bedarfe für Unterkunft und 
Heizung Beträge in Höhe der durchschnittlichen angemessenen tatsächlichen Auf
wendungen für die Warmmiete eines Einpersonenhaushaltes im Bereich des nach 
§ 98 zuständigen Trägers der Sozialhilfe zugrunde zu legen,

5.	 ergänzende Darlehen nach § 37 Absatz 1.

§ 43 Einsatz von Einkommen und Vermögen, Berücksichtigung von Unterhaltsansprüchen

(1) Für den Einsatz des Einkommens sind die §§ 82 bis 84 und für den Einsatz des Vermögens 
die §§ 90 und 91 anzuwenden, soweit in den folgenden Absätzen nichts Abweichendes 
geregelt ist. Einkommen und Vermögen des nicht getrennt lebenden Ehegatten oder 
Lebenspartners sowie des Partners einer eheähnlichen oder lebenspartnerschaftsähnlichen 
Gemeinschaft, die dessen notwendigen Lebensunterhalt nach § 27a übersteigen, sind zu 
berücksichtigen.

(2) Zusätzlich zu den nach § 82 Absatz 2 vom Einkommen abzusetzenden Beträgen sind 
Einnahmen aus Kapitalvermögen abzusetzen, soweit sie einen Betrag von 26 Euro im 
Kalenderjahr nicht übersteigen.

(3) Die Verletztenrente nach dem Siebten Buch ist teilweise nicht als Einkommen zu berück-
sichtigen, wenn sie auf Grund eines in Ausübung der Wehrpflicht bei der Nationalen 
Volksarmee der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik erlittenen Gesundheits-
schadens erbracht wird. Dabei bestimmt sich die Höhe des nicht zu berücksichtigenden 
Betrages nach der Höhe der Grundrente nach § 31 des Bundesversorgungsgesetzes, die für 
den Grad der Schädigungsfolgen zu zahlen ist, der der jeweiligen Minderung der Erwerbs
fähigkeit entspricht. Bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 20 Prozent beträgt der 
nicht zu berücksichtigende Betrag zwei Drittel, bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
10 Prozent ein Drittel der Mindestgrundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz.

(4) Erhalten Leistungsberechtigte nach dem Dritten Kapitel in einem Land nach § 29 Absatz 1 
letzter Halbsatz und Absatz 2 bis 5 festgesetzte und fortgeschriebene Regelsätze und sieht  
das Landesrecht in diesem Land für Leistungsberechtigte nach diesem Kapitel eine auf
stockende Leistung vor, dann ist diese Leistung nicht als Einkommen nach § 82 Absatz 1 zu 
berücksichtigen.

(5) Unterhaltsansprüche der Leistungsberechtigten gegenüber ihren Kindern und Eltern 
bleiben unberücksichtigt, sofern deren jährliches Gesamteinkommen im Sinne des § 16  
des Vierten Buches unter einem Betrag von 100 000 Euro liegt . Es wird vermutet, dass das 
Einkommen der Unterhaltspflichtigen nach Satz 1 die dort genannte Grenze nicht über- 
schreitet . Zur Widerlegung der Vermutung nach Satz 2 kann der jeweils für die Ausführung 
des Gesetzes nach diesem Kapitel zuständige Träger von den Leistungsberechtigten Angaben 
verlangen, die Rückschlüsse auf die Einkommensverhältnisse der Unterhaltspflichtigen  
nach Satz 1 zulassen . Liegen im Einzelfall hinreichende Anhaltspunkte für ein Überschreiten 
der in Satz 1 genannten Einkommensgrenze vor, sind die Kinder oder Eltern der Leistungs
berechtigten gegenüber dem jeweils für die Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel 
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zuständigen Trägern verpflichtet, über ihre Einkommensverhältnisse Auskunft zu geben, 
soweit die Durchführung dieses Buches es erfordert . Die Pflicht zur Auskunft umfasst die 
Verpflichtung, auf Verlangen des für die Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel 
zuständigen Trägers Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen . 
Leistungsberechtigte haben keinen Anspruch auf Leistungen nach diesem Kapitel,  
wenn die nach Satz 2 geltende Vermutung nach Satz 4 und 5 widerlegt ist.

(6) § 39 Satz 1 ist nicht anzuwenden.

Zweiter Abschnitt 
Verfahrensbestimmungen

§ 44 Antragserfordernis, Erbringung von Geldleistungen, Bewilligungszeitraum

(1) Leistungen nach diesem Kapitel werden auf Antrag erbracht. Gesondert zu beantragen 
sind Leistungen zur Deckung von Bedarfen nach § 42 Nummer 2 in Verbindung mit den §§ 31 
und 33 sowie zur Deckung der Bedarfe nach § 42 Nummer 3 und 5.

(2) Ein Antrag nach Absatz 1 wirkt auf den Ersten des Kalendermonats zurück, in dem er 
gestellt wird, wenn die Voraussetzungen des § 41 innerhalb dieses Kalendermonats erfüllt 
werden. Leistungen zur Deckung von Bedarfen nach § 42 werden vorbehaltlich Absatz 4  
Satz 2 nicht für Zeiten vor dem sich nach Satz 1 ergebenden Kalendermonat erbracht.

(3) Leistungen zur Deckung von Bedarfen nach § 42 werden in der Regel für einen Bewilligungs
zeitraum von zwölf Kalendermonaten bewilligt. Bei einer Bewilligung nach dem Bezug von 
Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld nach dem Zweiten Buch, der mit Erreichen der Alters
grenze nach § 7a des Zweiten Buches endet, beginnt der Bewilligungszeitraum erst mit dem 
Ersten des Monats, der auf den sich nach § 7a des Zweiten Buches ergebenden Monat folgt.

(4) Leistungen zur Deckung von wiederkehrenden Bedarfen nach § 42 Nummer 1, 2 und 4 
werden monatlich im Voraus erbracht. Für Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 42 
Nummer 3 sind die §§ 34a und 34b anzuwenden.

§ 44a Erstattungsansprüche zwischen Trägern

Im Verhältnis der für die Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel zuständigen Träger 
untereinander sind die Vorschriften über die Erstattung nach

1.	 dem Zweiten Abschnitt des Dreizehnten Kapitels sowie

2.	 dem Zweiten Abschnitt des Dritten Kapitels des Zehnten Buches 

für Geldleistungen nach diesem Kapitel nicht anzuwenden.
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§ 45 Feststellung der dauerhaften vollen Erwerbsminderung

Der jeweils für die Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel zuständige Träger ersucht 
den nach § 109a Absatz 2 des Sechsten Buches zuständigen Träger der Rentenversicherung, 
die medizinischen Voraussetzungen des § 41 Absatz 3 zu prüfen, wenn es auf Grund der 
Angaben und Nachweise des Leistungsberechtigten als wahrscheinlich erscheint, dass diese 
erfüllt sind und das zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen nicht ausreicht, um 
den Lebensunterhalt vollständig zu decken. Die Entscheidung des Trägers der Rentenver
sicherung ist bindend für den ersuchenden Träger, der für die Ausführung des Gesetzes nach 
diesem Kapitel zuständig ist; dies gilt auch für eine Entscheidung des Trägers der Rentenver
sicherung nach § 109a Absatz 3 des Sechsten Buches. Eines Ersuchens nach Satz 1 bedarf es 
nicht, wenn

1.	 ein Träger der Rentenversicherung bereits die Voraussetzungen des § 41 Absatz 3 im 
Rahmen eines Antrags auf eine Rente wegen Erwerbsminderung festgestellt hat oder

2.	 ein Träger der Rentenversicherung bereits nach § 109a Absatz 2 und 3 des Sechsten 
Buches eine gutachterliche Stellungnahme abgeben hat oder

3.	 der Fachausschuss einer Werkstatt für behinderte Menschen über die Aufnahme in eine 
Werkstatt oder Einrichtung eine Stellungnahme nach Maßgabe der §§ 2 und 3 der 
Werkstättenverordnung abgegeben hat und der Leistungsberechtigte kraft Gesetzes nach 
§ 43 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 des Sechsten Buches als voll erwerbsgemindert gilt.

Der jeweils für die Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel zuständige Träger ersucht 
den nach § 109a Absatz 2 des Sechsten Buches zuständigen Träger der Rentenversicherung, 
die medizinischen Voraussetzungen des § 41 Absatz 3 zu prüfen, wenn es auf Grund der 
Angaben und Nachweise des Leistungsberechtigten als wahrscheinlich erscheint, dass diese 
erfüllt sind und das zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen nicht ausreicht, um 
den Lebensunterhalt vollständig zu decken. Die Entscheidung des Trägers der Rentenver
sicherung ist bindend für den ersuchenden Träger, der für die Ausführung des Gesetzes nach 
diesem Kapitel zuständig ist; dies gilt auch für eine Entscheidung des Trägers der Rentenver
sicherung nach § 109a Absatz 3 des Sechsten Buches. Eines Ersuchens nach Satz 1 bedarf es 
nicht, wenn

1.	 ein Träger der Rentenversicherung bereits die Voraussetzungen des § 41 Absatz 3 im 
Rahmen eines Antrags auf eine Rente wegen Erwerbsminderung festgestellt hat oder

2.	 ein Träger der Rentenversicherung bereits nach § 109a Absatz 2 und 3 des Sechsten 
Buches eine gutachterliche Stellungnahme abgeben hat oder

3.	 der Fachausschuss einer Werkstatt für behinderte Menschen über die Aufnahme in eine 
Werkstatt oder Einrichtung eine Stellungnahme nach Maßgabe der §§ 2 und 3 der 
Werkstättenverordnung abgegeben hat und der Leistungsberechtigte kraft Gesetzes nach 
§ 43 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 des Sechsten Buches als voll erwerbsgemindert gilt.

Die kommunalen Spitzenverbände und die Deutsche Rentenversicherung Bund können 
Vereinbarungen über das Verfahren schließen.
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§ 46 Zusammenarbeit mit den Trägern der Rentenversicherung

Der zuständige Träger der Rentenversicherung informiert und berät leistungsberechtigte 
Personen nach § 41, die rentenberechtigt sind, über die Leistungsvoraussetzungen und über 
das Verfahren nach diesem Kapitel. Personen, die nicht rentenberechtigt sind, werden auf 
Anfrage beraten und informiert. Liegt die Rente unter dem 27fachen Betrag des geltenden 
aktuellen Rentenwertes in der gesetzlichen Rentenversicherung (§§ 68, 68a, 255e des Sechsten 
Buches), ist der Information zusätzlich ein Antragsformular beizufügen. Der Träger der 
Rentenversicherung übersendet einen eingegangenen Antrag mit einer Mitteilung über die 
Höhe der monatlichen Rente und über das Vorliegen der Voraussetzungen der Leistungs
berechtigung an den jeweils für die Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel 
zuständigen Träger. Eine Verpflichtung des Trägers der Rentenversicherung nach Satz 1 
besteht nicht, wenn eine Inanspruchnahme von Leistungen nach diesem Kapitel wegen der 
Höhe der gezahlten Rente sowie der im Rentenverfahren zu ermittelnden weiteren Ein
kommen nicht in Betracht kommt.

Dritter Abschnitt 
Erstattung und Zuständigkeit

§ 46b Zuständigkeit

(1) Die für die Ausführung des Gesetzes nach diesem Kapitel zuständigen Träger werden nach 
Landesrecht bestimmt, sofern sich nach Absatz 3 nichts Abweichendes ergibt.

(2) Die §§ 3, 6 und 7 sind nicht anzuwenden.

(3) Das Zwölfte Kapitel ist nicht anzuwenden, sofern sich aus den Sätzen 2 und 3 nichts 
Abweichendes ergibt. Bei Leistungsberechtigten nach diesem Kapitel gilt der Aufenthalt in 
einer stationären Einrichtung und in Einrichtungen zum Vollzug richterlich angeordneter 
Freiheitsentziehung nicht als gewöhnlicher Aufenthalt; § 98 Absatz 2 Satz 1 bis 3 ist ent
sprechend anzuwenden. Für die Leistungen nach diesem Kapitel an Personen, die Leistungen 
nach dem Sechsten bis Achten Kapitel in Formen ambulanter betreuter Wohnmöglichkeiten 
erhalten, ist § 98 Absatz 5 entsprechend anzuwenden.

Fünftes Kapitel 
Hilfen zur Gesundheit

§ 47 Vorbeugende Gesundheitshilfe

Zur Verhütung und Früherkennung von Krankheiten werden die medizinischen Vorsorge
leistungen und Untersuchungen erbracht. Andere Leistungen werden nur erbracht, wenn 
ohne diese nach ärztlichem Urteil eine Erkrankung oder ein sonstiger Gesundheitsschaden 
einzutreten droht.
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§ 48 Hilfe bei Krankheit

Um eine Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder Krank-
heitsbeschwerden zu lindern, werden Leistungen zur Krankenbehandlung entsprechend dem 
Dritten Kapitel Fünften Abschnitt Ersten Titel des Fünften Buches erbracht. Die Regelungen 
zur Krankenbehandlung nach § 264 des Fünften Buches gehen den Leistungen der Hilfe bei 
Krankheit nach Satz 1 vor.

§ 49 Hilfe zur Familienplanung

Zur Familienplanung werden die ärztliche Beratung, die erforderliche Untersuchung und die 
Verordnung der empfängnisregelnden Mittel geleistet. Die Kosten für empfängnisverhütende 
Mittel werden übernommen, wenn diese ärztlich verordnet worden sind.

§ 50 Hilfe bei Schwangerschaft und Mutterschaft

Bei Schwangerschaft und Mutterschaft werden

1.	 ärztliche Behandlung und Betreuung sowie Hebammenhilfe,

2.	 Versorgung mit Arznei-, Verband- und Heilmitteln,

3.	 Pflege in einer stationären Einrichtung und

4.	 häusliche Pflegeleistungen nach § 65 Abs. 1

geleistet.

§ 51 Hilfe bei Sterilisation

Bei einer durch Krankheit erforderlichen Sterilisation werden die ärztliche Untersuchung, 
Beratung und Begutachtung, die ärztliche Behandlung, die Versorgung mit Arznei-, Verband- 
und Heilmitteln sowie die Krankenhauspflege geleistet.

§ 52 Leistungserbringung, Vergütung

(1) Die Hilfen nach den §§ 47 bis 51 entsprechen den Leistungen der gesetzlichen Kranken
versicherung. Soweit Krankenkassen in ihrer Satzung Umfang und Inhalt der Leistungen 
bestimmen können, entscheidet der Träger der Sozialhilfe über Umfang und Inhalt der Hilfen 
nach pflichtgemäßem Ermessen.

(2) Leistungsberechtigte haben die freie Wahl unter den Ärzten und Zahnärzten sowie den 
Krankenhäusern entsprechend den Bestimmungen der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Hilfen werden nur in dem durch Anwendung des § 65a des Fünften Buches erzielbaren 
geringsten Umfang geleistet.
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(3) Bei Erbringung von Leistungen nach den §§ 47 bis 51 sind die für die gesetzlichen 
Krankenkassen nach dem Vierten Kapitel des Fünften Buches geltenden Regelungen mit 
Ausnahme des Dritten Titels des Zweiten Abschnitts anzuwenden. Ärzte, Psychotherapeuten 
im Sinne des § 28 Abs. 3 Satz 1 des Fünften Buches und Zahnärzte haben für ihre Leistungen 
Anspruch auf die Vergütung, welche die Ortskrankenkasse, in deren Bereich der Arzt, 
Psychotherapeut oder der Zahnarzt niedergelassen ist, für ihre Mitglieder zahlt. Die sich aus 
den §§ 294, 295, 300 bis 302 des Fünften Buches für die Leistungserbringer ergebenden 
Verpflichtungen gelten auch für die Abrechnung von Leistungen nach diesem Kapitel mit 
dem Träger der Sozialhilfe. Die Vereinbarungen nach § 303 Abs. 1 sowie § 304 des Fünften 
Buches gelten für den Träger der Sozialhilfe entsprechend.

(4) Leistungsberechtigten, die nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, 
wird unter den Voraussetzungen von § 39a Satz 1 des Fünften Buches zu stationärer und 
teilstationärer Versorgung in Hospizen der von den gesetzlichen Krankenkassen ent
sprechend § 39a Satz 3 des Fünften Buches zu zahlende Zuschuss geleistet.

(5) Für Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach § 54 Abs. 1 Satz 1 gelten die 
Absätze 2 und 3 entsprechend.

Sechstes Kapitel 
Eingliederungshilfe für behinderte Menschen

§ 53 Leistungsberechtigte und Aufgabe

(1) Personen, die durch eine Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches 
wesentlich in ihrer Fähigkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt oder von einer 
solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind, erhalten Leistungen der Eingliederungs
hilfe, wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles, insbesondere nach Art oder 
Schwere der Behinderung, Aussicht besteht, dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe erfüllt 
werden kann. Personen mit einer anderen körperlichen, geistigen oder seelischen 
Behinderung können Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten.

(2) Von einer Behinderung bedroht sind Personen, bei denen der Eintritt der Behinderung 
nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Dies gilt für 
Personen, für die vorbeugende Gesundheitshilfe und Hilfe bei Krankheit nach den §§ 47 und 
48 erforderlich ist, nur, wenn auch bei Durchführung dieser Leistungen eine Behinderung 
einzutreten droht.

(3) Besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Behinderung zu verhüten 
oder eine Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern und die behinderten 
Menschen in die Gesellschaft einzugliedern. Hierzu gehört insbesondere, den behinderten 
Menschen die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern, 
ihnen die Ausübung eines angemessenen Berufs oder einer sonstigen angemessenen Tätigkeit 
zu ermöglichen oder sie so weit wie möglich unabhängig von Pflege zu machen.
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(4) Für die Leistungen zur Teilhabe gelten die Vorschriften des Neunten Buches, soweit sich 
aus diesem Buch und den auf Grund dieses Buches erlassenen Rechtsverordnungen nichts 
Abweichendes ergibt. Die Zuständigkeit und die Voraussetzungen für die Leistungen zur 
Teilhabe richten sich nach diesem Buch.

§ 54 Leistungen der Eingliederungshilfe

(1) Leistungen der Eingliederungshilfe sind neben den Leistungen nach den §§ 26, 33, 41 und 
55 des Neunten Buches insbesondere

1.	 Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung, insbesondere im Rahmen der allgemeinen 
Schulpflicht und zum Besuch weiterführender Schulen einschließlich der Vorbereitung 
hierzu; die Bestimmungen über die Ermöglichung der Schulbildung im Rahmen der 
allgemeinen Schulpflicht bleiben unberührt,

2.	 Hilfe zur schulischen Ausbildung für einen angemessenen Beruf einschließlich des 
Besuchs einer Hochschule,

3.	 Hilfe zur Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit,

4.	 Hilfe in vergleichbaren sonstigen Beschäftigungsstätten nach § 56,

5.	 nachgehende Hilfe zur Sicherung der Wirksamkeit der ärztlichen und ärztlich ver
ordneten Leistungen und zur Sicherung der Teilhabe der behinderten Menschen am 
Arbeitsleben.

Die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben ent
sprechen jeweils den Rehabilitationsleistungen der gesetzlichen Krankenversicherung oder 
der Bundesagentur für Arbeit.

(2) Erhalten behinderte oder von einer Behinderung bedrohte Menschen in einer stationären 
Einrichtung Leistungen der Eingliederungshilfe, können ihnen oder ihren Angehörigen zum 
gegenseitigen Besuch Beihilfen geleistet werden, soweit es im Einzelfall erforderlich ist.

(3) Eine Leistung der Eingliederungshilfe ist auch die Hilfe für die Betreuung in einer Pflege- 
familie, soweit eine geeignete Pflegeperson Kinder und Jugendliche über Tag und Nacht in 
ihrem Haushalt versorgt und dadurch der Aufenthalt in einer vollstationären Einrichtung der 
Behindertenhilfe vermieden oder beendet werden kann. Die Pflegeperson bedarf einer 
Erlaubnis nach § 44 des Achten Buches. Diese Regelung tritt am 31. Dezember 2018 außer 
Kraft.
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§ 55 Sonderregelung für behinderte Menschen in Einrichtungen

Werden Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen in einer vollstationären 
Einrichtung der Hilfe für behinderte Menschen im Sinne des § 43a des Elften Buches 
erbracht, umfasst die Leistung auch die Pflegeleistungen in der Einrichtung. Stellt der Träger 
der Einrichtung fest, dass der behinderte Mensch so pflegebedürftig ist, dass die Pflege in der 
Einrichtung nicht sichergestellt werden kann, vereinbaren der Träger der Sozialhilfe und die 
zuständige Pflegekasse mit dem Einrichtungsträger, dass die Leistung in einer anderen 
Einrichtung erbracht wird; dabei ist angemessenen Wünschen des behinderten Menschen 
Rechnung zu tragen.

§ 56 Hilfe in einer sonstigen Beschäftigungsstätte

Hilfe in einer den anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen nach § 41 des Neunten 
Buches vergleichbaren sonstigen Beschäftigungsstätte kann geleistet werden.

§ 57 Trägerübergreifendes Persönliches Budget

Leistungsberechtigte nach § 53 können auf Antrag Leistungen der Eingliederungshilfe auch 
als Teil eines trägerübergreifenden Persönlichen Budgets erhalten. § 17 Abs. 2 bis 4 des 
Neunten Buches in Verbindung mit der Budgetverordnung und § 159 des Neunten Buches 
sind insoweit anzuwenden.

§ 58 Gesamtplan

(1) Der Träger der Sozialhilfe stellt so frühzeitig wie möglich einen Gesamtplan zur Durch
führung der einzelnen Leistungen auf.

(2) Bei der Aufstellung des Gesamtplans und der Durchführung der Leistungen wirkt der 
Träger der Sozialhilfe mit dem behinderten Menschen und den sonst im Einzelfall Beteiligten, 
insbesondere mit dem behandelnden Arzt, dem Gesundheitsamt, dem Landesarzt, dem 
Jugendamt und den Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit, zusammen.
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§ 59 Aufgaben des Gesundheitsamtes

Das Gesundheitsamt oder die durch Landesrecht bestimmte Stelle hat die Aufgabe,

1.	 behinderte Menschen oder Personensorgeberechtigte über die nach Art und Schwere der 
Behinderung geeigneten ärztlichen und sonstigen Leistungen der Eingliederungshilfe im 
Benehmen mit dem behandelnden Arzt auch während und nach der Durchführung von 
Heilmaßnahmen und Leistungen der Eingliederungshilfe zu beraten; die Beratung ist mit 
Zustimmung des behinderten Menschen oder des Personensorgeberechtigten im 
Benehmen mit den an der Durchführung der Leistungen der Eingliederungshilfe 
beteiligten Stellen oder Personen vorzunehmen. Steht der behinderte Mensch schon in 
ärztlicher Behandlung, setzt sich das Gesundheitsamt mit dem behandelnden Arzt in 
Verbindung. Bei der Beratung ist ein amtliches Merkblatt auszuhändigen. Für die 
Beratung sind im Benehmen mit den Landesärzten die erforderlichen Sprechtage 
durchzuführen,

2.	 mit Zustimmung des behinderten Menschen oder des Personensorgeberechtigten mit der 
gemeinsamen Servicestelle nach den §§ 22 und 23 des Neunten Buches den Reha
bilitationsbedarf abzuklären und die für die Leistungen der Eingliederungshilfe 
notwendige Vorbereitung abzustimmen und

3.	 die Unterlagen auszuwerten und sie zur Planung der erforderlichen Einrichtungen und 
zur weiteren wissenschaftlichen Auswertung nach näherer Bestimmung der zuständigen 
obersten Landesbehörde weiterzuleiten. Bei der Weiterleitung der Unterlagen sind die 
Namen der behinderten Menschen und der Personensorgeberechtigten nicht anzugeben.

§ 60 Verordnungsermächtigung

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Bestimmungen über die Abgrenzung des leistungsberechtigten Personenkreises der 
behinderten Menschen, über Art und Umfang der Leistungen der Eingliederungshilfe sowie 
über das Zusammenwirken mit anderen Stellen, die den Leistungen der Eingliederungshilfe 
entsprechende Leistungen durchführen, erlassen.
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Elftes Kapitel 
Einsatz des Einkommens und des Vermögens

Erster Abschnitt 
Einkommen

§ 82 Begriff des Einkommens

(1) Zum Einkommen gehören alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme der 
Leistungen nach diesem Buch, der Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach 
den Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen 
und der Renten oder Beihilfen nach dem Bundesentschädigungsgesetz für Schaden an Leben 
sowie an Körper oder Gesundheit, bis zur Höhe der vergleichbaren Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz. Einkünfte aus Rückerstattungen, die auf Vorauszahlungen 
beruhen, die Leistungsberechtigte aus dem Regelsatz erbracht haben, sind kein Einkommen. 
Bei Minderjährigen ist das Kindergeld dem jeweiligen Kind als Einkommen zuzurechnen, 
soweit es bei diesem zur Deckung des notwendigen Lebensunterhaltes, mit Ausnahme der 
Bedarfe nach § 34, benötigt wird.

(2) Von dem Einkommen sind abzusetzen

1.	 auf das Einkommen entrichtete Steuern,

2.	 Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der Beiträge zur Arbeitsförderung,

3.	 Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen, 
soweit diese Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und Höhe angemessen 
sind, sowie geförderte Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des Einkommensteuergesetzes, 
soweit sie den Mindesteigenbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes nicht 
überschreiten,

4.	 die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben,

5.	 das Arbeitsförderungsgeld und Erhöhungsbeträge des Arbeitsentgelts im Sinne von § 43 
Satz 4 des Neunten Buches.
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(3) Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung ist ferner ein Betrag in Höhe von 30 vom Hundert des Einkommens aus selbständiger 
und nichtselbständiger Tätigkeit der Leistungsberechtigten abzusetzen, höchstens jedoch 50 
vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28. Abweichend von Satz 1 ist bei 
einer Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen von dem Entgelt ein Achtel 
der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 zuzüglich 25 vom Hundert des diesen Betrag 
übersteigenden Entgelts abzusetzen. Im Übrigen kann in begründeten Fällen ein anderer als 
in Satz 1 festgelegter Betrag vom Einkommen abgesetzt werden. Erhält eine leistungsberech-
tigte Person mindestens aus einer Tätigkeit Bezüge oder Einnahmen, die nach § 3 Nummer 12, 
26, 26a oder 26b des Einkommensteuergesetzes steuerfrei sind, ist abweichend von den Sätzen 
1 und 2 ein Betrag von bis zu 200 Euro monatlich nicht als Einkommen zu berücksichtigen.

(4) Einmalige Einnahmen, bei denen für den Monat des Zuflusses bereits Leistungen ohne 
Berücksichtigung der Einnahme erbracht worden sind, werden im Folgemonat berück
sichtigt. Entfiele der Leistungsanspruchdurch die Berücksichtigung in einem Monat, ist die 
einmalige Einnahme auf einen Zeitraum von sechs Monaten gleichmäßig zu verteilen und 
mit einem entsprechenden Teilbetrag zu berücksichtigen; in begründeten Einzelfällen ist der 
Anrechnungszeitraum angemessen zu verkürzen.

Dritter Abschnitt 
Vermögen

§ 90 Einzusetzendes Vermögen

(1) Einzusetzen ist das gesamte verwertbare Vermögen.

(2) Die Sozialhilfe darf nicht abhängig gemacht werden vom Einsatz oder von der Verwertung

1.	 eines Vermögens, das aus öffentlichen Mitteln zum Aufbau oder zur Sicherung einer 
lebensgrundlage oder zur Gründung eines Hausstandes erbracht wird,

2.	 eines Kapitals einschließlich seiner Erträge, das der zusätzlichen Altersvorsorge im Sinne 
des § 10a oder des Abschnitts XI des Einkommensteurgesetzes dient und dessen Ansamm-
lung staatlich gefördert wurde,

3.	 eines sonstigen Vermögens, solange es nachweislich zur baldigen Beschaffung oder 
Erhaltung eines Hausgrundstücks im Sinne der Nummer 8 bestimmt ist, soweit dieses 
Wohnzwecken behinderter (§ 53 Abs. 1 Satz 1 und § 72) oder pflegebedürftiger Menschen 
(§ 61) dient oder dienen soll und dieser Zweck durch den Einsatz oder die Verwertung des 
Vermögens gefährdet würde,

4.	 eines angemessenen Hausrats; dabei sind die bisherigen Lebensverhältnisse der nach
fragenden Person zu berücksichtigen,

5.	 von Gegenständen, die zur Aufnahme oder Fortsetzung der Berufsausbildung oder der 
Erwerbstätigkeit unentbehrlich sind,
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6.	 von Familien- und Erbstücken, deren Veräußerung für die nachfragende Person oder ihre 
Familie eine besondere Härte bedeuten würde,

7.	 von Gegenständen, die zur Befriedigung geistiger, insbesondere wissenschaftlicher oder 
künstlerischer Bedürfnisse dienen und deren Besitz nicht Luxus ist,

8.	 eines angemessenen Hausgrundstücks, das von der nachfragenden Person oder einer 
anderen in den § 19 Abs. 1 bis 3 genannten Person allein oder zusammen mit Angehöri-
gen ganz oder teilweise bewohnt wird und nach ihrem Tod von ihren Angehörigen 
bewohnt werden soll. Die Angemessenheit bestimmt sich nach der Zahl der Bewohner, 
dem Wohnbedarf (zum Beispiel behinderter, blinder oder pflegebedürftiger Menschen), 
der Grundstücksgröße, der Hausgröße, dem Zuschnitt und der Ausstattung des Wohn
gebäudes sowie dem Wert des Grundstücks einschließlich des Wohngebäudes,

9.	 kleinerer Barbeträge oder sonstiger Geldwerte; dabei ist eine besondere Notlage der 
nachfragenden Person zu berücksichtigen.

(3) Die Sozialhilfe darf ferner nicht vom Einsatz oder von der Verwertung eines Vermögens 
abhängig gemacht werden, soweit dies für den, der das Vermögen einzusetzen hat, und für 
seine unterhaltsberechtigten Angehörigen eine Härte bedeuten würde. Dies ist bei der 
Leistung nach dem Fünften bis Neunten Kapitel insbesondere der Fall, soweit eine ange
messene Lebensführung oder die Aufrechterhaltung einer angemessenen Alterssicherung 
wesentlich erschwert würde.
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Anlage zu § 28 
Regelbedarfsstufen nach § 28 in Euro

gültig ab
Regel- 

bedarfs- 
stufe 1

Regel- 
bedarfs- 
stufe 2

Regel- 
bedarfs- 
stufe 3

Regel- 
bedarfs- 
stufe 4

Regel- 
bedarfs- 
stufe 5

Regel- 
bedarfs- 
stufe 6

1. Januar 2016 404 364 324 306 270 237

Regelbedarfsstufe 1:

Für eine erwachsene leistungsberechtigte Person, die als alleinstehende oder alleinerziehende 
Person einen eigenen Haushalt führt; dies gilt auch dann, wenn in diesem Haushalt eine oder 
mehrere weitere erwachsene Personen leben, die der Regelbedarfsstufe 3 zuzuordnen sind. 

Regelbedarfsstufe 2:

Für jeweils zwei erwachsene Leistungsberechtigte, die als Ehegatten, Lebenspartner oder in 
eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft einen gemeinsamen 
Haushalt führen.

Regelbedarfsstufe 3:

Für eine erwachsene leistungsberechtigte Person, die weder einen eigenen Haushalt führt, 
noch als Ehegatte, Lebenspartner oder in eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher 
Gemeinschaft einen gemeinsamen Haushalt führt.

Regelbedarfsstufe 4:

Für eine leistungsberechtigte Jugendliche oder einen leistungsberechtigten Jugendlichen vom 
Beginn des 15. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres.

Regelbedarfsstufe 5:

Für ein leistungsberechtigtes Kind vom Beginn des siebten bis zur Vollendung des 14. 
Lebensjahres.

Regelbedarfsstufe 6:

Für ein leistungsberechtigtes Kind bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres.

	 Tipp: 
Ausführliche Informationen zur Sozialhilfe finden Sie in der Publikation 
Sozialhilfe und Grundsicherung, Bestellnummer A 207.
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Abschnitt 1	  
Allgemeiner Teil

§ 1 Ziel des Gesetzes

Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen 
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen.

§ 2 Anwendungsbereich

(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten Grund sind nach Maßgabe dieses Gesetzes 
unzulässig in Bezug auf:

1. 	 die Bedingungen, einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen, für den 
Zugang zu unselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von 
Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, sowie für den beruflichen Aufstieg,

2. 	 die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich Arbeitsentgelt und Entlas-
sungsbedingungen, insbesondere in individual- und kollektivrechtlichen Vereinbarungen 
und Maßnahmen bei der Durchführung und Beendigung eines Beschäftigungsverhält
nisses sowie beim beruflichen Aufstieg,

3. 	 den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der Berufsbildung 
einschließlich der Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung 
sowie der praktischen Berufserfahrung,

4. 	 die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Beschäftigten- oder Arbeitgebervereinigung 
oder einer Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, 
einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Vereinigungen,

5. 	 den Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesundheitsdienste,

6. 	 die sozialen Vergünstigungen,

7. 	 die Bildung,

8. 	 den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlich-
keit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum.

(2) Für Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch gelten § 33c des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch und § 19a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Für die betriebliche Altersvorsorge gilt 
das Betriebsrentengesetz.

(3) Die Geltung sonstiger Benachteiligungsverbote oder Gebote der Gleichbehandlung wird 
durch dieses Gesetz nicht berührt. Dies gilt auch für öffentlich-rechtliche Vorschriften, die 
dem Schutz bestimmter Personengruppen dienen.
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(4) Für Kündigungen gelten ausschließlich die Bestimmungen zum allgemeinen und 
besonderen Kündigungsschutz.

§ 3 Begriffsbestimmungen

(1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Person wegen eines in § 1 
genannten Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person in 
einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. Eine unmittelbare 
Benachteiligung wegen des Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 auch im Falle 
einer ungünstigeren Behandlung einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vor.

(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, 
Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten Grundes gegenüber anderen 
Personen in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vor
schriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt 
und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich.

(3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn unerwünschte Verhaltensweisen, die mit 
einem in § 1 genannten Grund in Zusammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die 
Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, 
Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen 
wird.

(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Benachteiligung in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, wenn 
ein unerwünschtes, sexuell bestimmtes Verhalten, wozu auch unerwünschte sexuelle 
Handlungen und Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte körperliche Berührungen, 
Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie unerwünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen von 
pornographischen Darstellungen gehören, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der 
betreffenden Person verletzt wird, insbesondere wenn ein von Einschüchterungen, Anfein-
dungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld 
geschaffen wird.

(5) Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person aus einem in § 1 genannten Grund gilt 
als Benachteiligung. Eine solche Anweisung liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 ins
besondere vor, wenn jemand eine Person zu einem Verhalten bestimmt, das einen Beschäf
tigten oder eine Beschäftigte wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt oder 
benachteiligen kann.

§ 4 Unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer Gründe

Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer der in § 1 genannten Gründe, so 
kann diese unterschiedliche Behandlung nach den §§ 8 bis 10 und 20 nur gerechtfertigt 
werden, wenn sich die Rechtfertigung auf alle diese Gründe erstreckt, derentwegen die 
unterschiedliche Behandlung erfolgt.
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§ 5 Positive Maßnahmen

Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in § 20 benannten Gründe ist eine unterschiedliche 
Behandlung auch zulässig, wenn durch geeignete und angemessene Maßnahmen bestehende 
Nachteile wegen eines in § 1 genannten Grundes verhindert oder ausgeglichen werden sollen.

Abschnitt 2	  
Schutz der Beschäftigten vor Benachteiligung

Unterabschnitt 1	 
Verbot der Benachteiligung

§ 6 Persönlicher Anwendungsbereich

(1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind

1. 	 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

2. 	 die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,

3. 	 Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche 
Personen anzusehen sind; zu diesen gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und 
die ihnen Gleichgestellten.

Als Beschäftigte gelten auch die Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsver
hältnis sowie die Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist.

(2) Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen) im Sinne dieses Abschnitts sind natür-
liche und juristische Personen sowie rechtsfähige Personengesellschaften, die Personen nach 
Absatz 1 beschäftigen. Werden Beschäftigte einem Dritten zur Arbeitsleistung überlassen, so 
gilt auch dieser als Arbeitgeber im Sinne dieses Abschnitts. Für die in Heimarbeit Beschäf
tigten und die ihnen Gleichgestellten tritt an die Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber oder 
Zwischenmeister.

(3) Soweit es die Bedingungen für den Zugang zur Erwerbstätigkeit sowie den beruflichen 
Aufstieg betrifft, gelten die Vorschriften dieses Abschnitts für Selbstständige und Organ
mitglieder, insbesondere Geschäftsführer oder Geschäftsführerinnen und Vorstände, 
entsprechend.

§ 7 Benachteiligungsverbot

(1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt werden; 
dies gilt auch, wenn die Person, die die Benachteiligung begeht, das Vorliegen eines in § 1 
genannten Grundes bei der Benachteiligung nur annimmt.
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(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen das Benachteiligungsverbot des Absatzes 1 
verstoßen, sind unwirksam.

(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch Arbeitgeber oder Beschäftigte ist eine Ver
letzung vertraglicher Pflichten.

§ 8 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen beruflicher Anforderungen

(1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen eines in § 1 genannten Grundes ist zulässig, 
wenn dieser Grund wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer 
Ausübung eine wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern der 
Zweck rechtmäßig und die Anforderung angemessen ist.

(2) Die Vereinbarung einer geringeren Vergütung für gleiche oder gleichwertige Arbeit wegen 
eines in § 1 genannten Grundes wird nicht dadurch gerechtfertigt, dass wegen eines in § 1 
genannten Grundes besondere Schutzvorschriften gelten.

§ 9 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder Weltanschauung

(1) Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder der 
Weltanschauung bei der Beschäftigung durch Religionsgemeinschaften, die ihnen zuge
ordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder durch Vereinigungen, die 
sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, 
auch zulässig, wenn eine bestimmte Religion oder Weltanschauung unter Beachtung des 
Selbstverständnisses der jeweiligen Religionsgemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick auf 
ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach der Art der Tätigkeit eine gerechtfertigte berufliche 
Anforderung darstellt.

(2) Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen der Religion oder der Weltanschauung 
berührt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten Religionsgemeinschaften, der ihnen 
zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder der Vereinigungen, die 
sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, 
von ihren Beschäftigten ein loyales und aufrichtiges Verhalten im Sinne ihres jeweiligen 
Selbstverständnisses verlangen zu können.

§ 10 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen des Alters

Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen des Alters auch zulässig, 
wenn sie objektiv und angemessen und durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist. Die Mittel 
zur Erreichung dieses Ziels müssen angemessen und erforderlich sein. Derartige unterschied-
liche Behandlungen können insbesondere Folgendes einschließen:
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1. 	 die Festlegung besonderer Bedingungen für den Zugang zur Beschäftigung und zur 
beruflichen Bildung sowie besonderer Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, 
einschließlich der Bedingungen für Entlohnung und Beendigung des Beschäftigungsver-
hältnisses, um die berufliche Eingliederung von Jugendlichen, älteren Beschäftigten und 
Personen mit Fürsorgepflichten zu fördern oder ihren Schutz sicherzustellen,

2. 	 die Festlegung von Mindestanforderungen an das Alter, die Berufserfahrung oder das 
Dienstalter für den Zugang zur Beschäftigung oder für bestimmte mit der Beschäftigung 
verbundene Vorteile,

3. 	 die Festsetzung eines Höchstalters für die Einstellung auf Grund der spezifischen 
Ausbildungsanforderungen eines bestimmten Arbeitsplatzes oder auf Grund der 
Notwendigkeit einer angemessenen Beschäftigungszeit vor dem Eintritt in den Ruhe-
stand,

4. 	 die Festsetzung von Altersgrenzen bei den betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit 
als Voraussetzung für die Mitgliedschaft oder den Bezug von Altersrente oder von 
Leistungen bei Invalidität einschließlich der Festsetzung unterschiedlicher Altersgrenzen 
im Rahmen dieser Systeme für bestimmte Beschäftigte oder Gruppen von Beschäftigten 
und die Verwendung von Alterskriterien im Rahmen dieser Systeme für versicherungs-
mathematische Berechnungen,

5. 	 eine Vereinbarung, die die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses ohne Kündigung 
zu einem Zeitpunkt vorsieht, zu dem der oder die Beschäftigte eine Rente wegen Alters 
beantragen kann; § 41 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt,

6. 	 Differenzierungen von Leistungen in Sozialplänen im Sinne des Betriebsverfassungs-
gesetzes, wenn die Parteien eine nach Alter oder Betriebszugehörigkeit gestaffelte 
Abfindungsregelung geschaffen haben, in der die wesentlich vom Alter abhängenden 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt durch eine verhältnismäßig starke Betonung des 
Lebensalters erkennbar berücksichtigt worden sind, oder Beschäftigte von den Leis
tungen des Sozialplans ausgeschlossen haben, die wirtschaftlich abgesichert sind, weil sie, 
gegebenenfalls nach Bezug von Arbeitslosengeld, rentenberechtigt sind.

Unterabschnitt 2	 
Organisationspflichten des Arbeitgebers

§ 11 Ausschreibung

Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß gegen § 7 Abs. 1 ausgeschrieben werden.
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§ 12 Maßnahmen und Pflichten des Arbeitgebers

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz vor Benach-
teiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes zu treffen. Dieser Schutz umfasst auch 
vorbeugende Maßnahmen.

(2) Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art und Weise, insbesondere im Rahmen der beruflichen 
Aus- und Fortbildung, auf die Unzulässigkeit solcher Benachteiligungen hinweisen und 
darauf hinwirken, dass diese unterbleiben. Hat der Arbeitgeber seine Beschäftigten in 
geeigneter Weise zum Zwecke der Verhinderung von Benachteiligung geschult, gilt dies als 
Erfüllung seiner Pflichten nach Absatz 1.

(3) Verstoßen Beschäftigte gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1, so hat der 
Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zur 
Unterbindung der Benachteiligung wie Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung 
zu ergreifen.

(4) Werden Beschäftigte bei der Ausübung ihrer Tätigkeit durch Dritte nach § 7 Abs. 1 
benachteiligt, so hat der Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und 
angemessenen Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten zu ergreifen.

(5) Dieses Gesetz und § 61b des Arbeitsgerichtsgesetzes sowie Informationen über die für die 
Behandlung von Beschwerden nach § 13 zuständigen Stellen sind im Betrieb oder in der 
Dienststelle bekannt zu machen. Die Bekanntmachung kann durch Aushang oder Auslegung 
an geeigneter Stelle oder den Einsatz der im Betrieb oder der Dienststelle üblichen 
Informations- und Kommunikationstechnik erfolgen.

Unterabschnitt 3	 
Rechte der Beschäftigten

§ 13 Beschwerderecht

(1) Die Beschäftigten haben das Recht, sich bei den zuständigen Stellen des Betriebs, des 
Unternehmens oder der Dienststelle zu beschweren, wenn sie sich im Zusammenhang mit 
ihrem Beschäftigungsverhältnis vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, anderen Beschäftigten 
oder Dritten wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt fühlen. Die Beschwerde ist 
zu prüfen und das Ergebnis der oder dem beschwerdeführenden Beschäftigten mitzuteilen.

(2) Die Rechte der Arbeitnehmervertretungen bleiben unberührt.
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§ 14 Leistungsverweigerungsrecht

Ergreift der Arbeitgeber keine oder offensichtlich ungeeignete Maßnahmen zur Unterbin-
dung einer Belästigung oder sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz, sind die betroffenen 
Beschäftigten berechtigt, ihre Tätigkeit ohne Verlust des Arbeitsentgelts einzustellen, soweit 
dies zu ihrem Schutz erforderlich ist. § 273 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt.

§ 15 Entschädigung und Schadensersatz

(1) Bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot ist der Arbeitgeber verpflichtet, den 
hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann der oder die Beschäftigte 
eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen. Die Entschädigung darf bei einer 
Nichteinstellung drei Monatsgehälter nicht übersteigen, wenn der oder die Beschäftigte auch 
bei benachteiligungsfreier Auswahl nicht eingestellt worden wäre.

(3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung kollektivrechtlicher Vereinbarungen nur dann zur 
Entschädigung verpflichtet, wenn er vorsätzlich oder grob fahrlässig handelt.

(4) Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten schrift-
lich geltend gemacht werden, es sei denn, die Tarifvertragsparteien haben etwas anderes 
vereinbart. Die Frist beginnt im Falle einer Bewerbung oder eines beruflichen Aufstiegs mit 
dem Zugang der Ablehnung und in den sonstigen Fällen einer Benachteiligung zu dem 
Zeitpunkt, in dem der oder die Beschäftigte von der Benachteiligung Kenntnis erlangt.

(5) Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen den Arbeitgeber, die sich aus anderen Rechts
vorschriften ergeben, unberührt.

(6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 begründet 
keinen Anspruch auf Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses, Berufsausbildungs
verhältnisses oder einen beruflichen Aufstieg, es sei denn, ein solcher ergibt sich aus einem 
anderen Rechtsgrund.

§ 16 Maßregelungsverbot

(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht wegen der Inanspruchnahme von Rechten nach 
diesem Abschnitt oder wegen der Weigerung, eine gegen diesen Abschnitt verstoßende 
Anweisung auszuführen, benachteiligen. Gleiches gilt für Personen, die den Beschäftigten 
hierbei unterstützen oder als Zeuginnen oder Zeugen aussagen.

(2) Die Zurückweisung oder Duldung benachteiligender Verhaltensweisen durch betroffene 
Beschäftigte darf nicht als Grundlage für eine Entscheidung herangezogen werden, die diese 
Beschäftigten berührt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) § 22 gilt entsprechend.
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Unterabschnitt 4	 
Ergänzende Vorschriften

§ 17 Soziale Verantwortung der Beteiligten

(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Beschäftigte und deren Vertretungen sind aufgefordert, 
im Rahmen ihrer Aufgaben und Handlungsmöglichkeiten an der Verwirklichung des in § 1 
genannten Ziels mitzuwirken.

(2) In Betrieben, in denen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsverfassungs
gesetzes vorliegen, können bei einem groben Verstoß des Arbeitgebers gegen Vorschriften aus 
diesem Abschnitt der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft unter der 
Voraussetzung des § 23 Abs. 3 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes die dort genannten 
Rechte gerichtlich geltend machen; § 23 Abs. 3 Satz 2 bis 5 des Betriebsverfassungsgesetzes gilt 
entsprechend. Mit dem Antrag dürfen nicht Ansprüche des Benachteiligten geltend gemacht 
werden.

§ 18 Mitgliedschaft in Vereinigungen

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten entsprechend für die Mitgliedschaft oder die 
Mitwirkung in einer

1. 	 Tarifvertragspartei,

2. 	 Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören oder die eine 
überragende Machtstellung im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich innehat, wenn ein 
grundlegendes Interesse am Erwerb der Mitgliedschaft besteht,

sowie deren jeweiligen Zusammenschlüssen.

(2) Wenn die Ablehnung einen Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 
darstellt, besteht ein Anspruch auf Mitgliedschaft oder Mitwirkung in den in Absatz 1 
genannten Vereinigungen.
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Abschnitt 3	  
Schutz vor Benachteiligung im Zivilrechtsverkehr

§ 19 Zivilrechtliches Benachteiligungsverbot

(1) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, wegen 
des Geschlechts, der Religion, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität bei 
der Begründung, Durchführung und Beendigung zivilrechtlicher Schuldverhältnisse, die

1. 	 typischerweise ohne Ansehen der Person zu vergleichbaren Bedingungen in einer 
Vielzahl von Fällen zustande kommen (Massengeschäfte) oder bei denen das Ansehen der 
Person nach der Art des Schuldverhältnisses eine nachrangige Bedeutung hat und die zu 
vergleichbaren Bedingungen in einer Vielzahl von Fällen zustande kommen oder

2. 	 eine privatrechtliche Versicherung zum Gegenstand haben,

ist unzulässig.

(2) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft ist 
darüber hinaus auch bei der Begründung, Durchführung und Beendigung sonstiger zivil-
rechtlicher Schuldverhältnisse im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 bis 8 unzulässig.

(3) Bei der Vermietung von Wohnraum ist eine unterschiedliche Behandlung im Hinblick auf 
die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen und ausgewogener 
Siedlungsstrukturen sowie ausgeglichener wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Verhält-
nisse zulässig.

(4) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine Anwendung auf familien- und erbrecht-
liche Schuldverhältnisse.

(5) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine Anwendung auf zivilrechtliche Schuld
verhältnisse, bei denen ein besonderes Nähe- oder Vertrauensverhältnis der Parteien oder 
ihrer Angehörigen begründet wird. Bei Mietverhältnissen kann dies insbesondere der Fall 
sein, wenn die Parteien oder ihre Angehörigen Wohnraum auf demselben Grundstück 
nutzen. Die Vermietung von Wohnraum zum nicht nur vorübergehenden Gebrauch ist in der 
Regel kein Geschäft im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1, wenn der Vermieter insgesamt nicht mehr 
als 50 Wohnungen vermietet.

§ 20 Zulässige unterschiedliche Behandlung

(1) Eine Verletzung des Benachteiligungsverbots ist nicht gegeben, wenn für eine unterschied-
liche Behandlung wegen der Religion, einer Behinderung, des Alters, der sexuellen Identität 
oder des Geschlechts ein sachlicher Grund vorliegt. Das kann insbesondere der Fall sein, wenn 
die unterschiedliche Behandlung

1. 	 der Vermeidung von Gefahren, der Verhütung von Schäden oder anderen Zwecken 
vergleichbarer Art dient,



§ 21  |  AGG

479

2. 	 dem Bedürfnis nach Schutz der Intimsphäre oder der persönlichen Sicherheit Rechnung 
trägt,

3. 	 besondere Vorteile gewährt und ein Interesse an der Durchsetzung der Gleichbehandlung 
fehlt,

4. 	 an die Religion eines Menschen anknüpft und im Hinblick auf die Ausübung der 
Religionsfreiheit oder auf das Selbstbestimmungsrecht der Religionsgemeinschaften, der 
ihnen zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform sowie der 
Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion zur Aufgabe machen, 
unter Beachtung des jeweiligen Selbstverständnisses gerechtfertigt ist.

(2) Kosten im Zusammenhang mit Schwangerschaft und Mutterschaft dürfen auf keinen Fall 
zu unterschiedlichen Prämien oder Leistungen führen. Eine unterschiedliche Behandlung 
wegen der Religion, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität ist im Falle des 
§ 19 Abs. 1 Nr. 2 nur zulässig, wenn diese auf anerkannten Prinzipien risikoadäquater 
Kalkulation beruht, insbesondere auf einer versicherungsmathematisch ermittelten Risikobe-
wertung unter Heranziehung statistischer Erhebungen.

§ 21 Ansprüche

(1) Der Benachteiligte kann bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot unbeschadet 
weiterer Ansprüche die Beseitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Beeinträch-
tigungen zu besorgen, so kann er auf Unterlassung klagen.

(2) Bei einer Verletzung des Benachteiligungsverbots ist der Benachteiligende verpflichtet, den 
hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der Benachteiligende die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden 
ist, kann der Benachteiligte eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen.

(3) Ansprüche aus unerlaubter Handlung bleiben unberührt.

(4) Auf eine Vereinbarung, die von dem Benachteiligungsverbot abweicht, kann sich der 
Benachteiligende nicht berufen.

(5) Ein Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
geltend gemacht werden. Nach Ablauf der Frist kann der Anspruch nur geltend gemacht 
werden, wenn der Benachteiligte ohne Verschulden an der Einhaltung der Frist verhindert 
war.
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Abschnitt 4	  
Rechtsschutz

§ 22 Beweislast

Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien beweist, die eine Benachteiligung wegen eines in 
§ 1 genannten Grundes vermuten lassen, trägt die andere Partei die Beweislast dafür, dass 
kein Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor Benachteiligung vorgelegen hat.

§ 23 Unterstützung durch Antidiskriminierungsverbände

(1) Antidiskriminierungsverbände sind Personenzusammenschlüsse, die nicht gewerbsmäßig 
und nicht nur vorübergehend entsprechend ihrer Satzung die besonderen Interessen von 
benachteiligten Personen oder Personengruppen nach Maßgabe von § 1 wahrnehmen. Die 
Befugnisse nach den Absätzen 2 bis 4 stehen ihnen zu, wenn sie mindestens 75 Mitglieder 
haben oder einen Zusammenschluss aus mindestens sieben Verbänden bilden.

(2) Antidiskriminierungsverbände sind befugt, im Rahmen ihres Satzungszwecks in gericht-
lichen Verfahren als Beistände Benachteiligter in der Verhandlung aufzutreten. Im Übrigen 
bleiben die Vorschriften der Verfahrensordnungen, insbesondere diejenigen, nach denen 
Beiständen weiterer Vortrag untersagt werden kann, unberührt.

(3) Antidiskriminierungsverbänden ist im Rahmen ihres Satzungszwecks die Besorgung von 
Rechtsangelegenheiten Benachteiligter gestattet.

(4) Besondere Klagerechte und Vertretungsbefugnisse von Verbänden zu Gunsten von 
behinderten Menschen bleiben unberührt.

Abschnitt 5	  
Sonderregelungen für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse

§ 24 Sonderregelung für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten unter Berücksichtigung ihrer besonderen Rechts-
stellung entsprechend für

1. 	 Beamtinnen und Beamte des Bundes, der Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände 
sowie der sonstigen der Aufsicht des Bundes oder eines Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

2. 	 Richterinnen und Richter des Bundes und der Länder,

3. 	 Zivildienstleistende sowie anerkannte Kriegsdienstverweigerer, soweit ihre Heranziehung 
zum Zivildienst betroffen ist.
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Abschnitt 6	  
Antidiskriminierungsstelle

§ 25 Antidiskriminierungsstelle des Bundes

(1) Beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend wird unbeschadet der 
Zuständigkeit der Beauftragten des Deutschen Bundestages oder der Bundesregierung die 
Stelle des Bundes zum Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes 
(Antidiskriminierungsstelle des Bundes) errichtet.

(2) Der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ist die für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
notwendige Personal- und Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Sie ist im Einzelplan des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in einem eigenen Kapitel 
auszuweisen.

§ 26 Rechtsstellung der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes

(1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
ernennt auf Vorschlag der Bundesregierung eine Person zur Leitung der Antidiskrimi
nierungsstelle des Bundes. Sie steht nach Maßgabe dieses Gesetzes in einem öffentlich-
rechtlichen Amtsverhältnis zum Bund. Sie ist in Ausübung ihres Amtes unabhängig und nur 
dem Gesetz unterworfen.

(2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aushändigung der Urkunde über die Ernennung 
durch die Bundesministerin oder den Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend.

(3) Das Amtsverhältnis endet außer durch Tod

1. 	 mit dem Zusammentreten eines neuen Bundestages,

2. 	 durch Ablauf der Amtszeit mit Erreichen der Altersgrenze nach § 51 Abs. 1 und 2 des 
Bundesbeamtengesetzes,

3. 	 mit der Entlassung.

Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
entlässt die Leiterin oder den Leiter der Antidiskriminierungsstelle des Bundes auf deren 
Verlangen oder wenn Gründe vorliegen, die bei einer Richterin oder einem Richter auf 
Lebenszeit die Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen. Im Falle der Beendigung des 
Amtsverhältnisses erhält die Leiterin oder der Leiter der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes eine von der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend vollzogene Urkunde. Die Entlassung wird mit der Aushändigung der 
Urkunde wirksam.

(4) Das Rechtsverhältnis der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes gegenüber 
dem Bund wird durch Vertrag mit dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend geregelt. Der Vertrag bedarf der Zustimmung der Bundesregierung.
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(5) Wird eine Bundesbeamtin oder ein Bundesbeamter zur Leitung der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes bestellt, scheidet er oder sie mit Beginn des Amtsverhältnisses aus dem 
bisherigen Amt aus. Für die Dauer des Amtsverhältnisses ruhen die aus dem Beamtenver
hältnis begründeten Rechte und Pflichten mit Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwiegen-
heit und des Verbots der Annahme von Belohnungen oder Geschenken. Bei unfallverletzten 
Beamtinnen oder Beamten bleiben die gesetzlichen Ansprüche auf das Heilverfahren und 
einen Unfallausgleich unberührt.

§ 27 Aufgaben

(1) Wer der Ansicht ist, wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt worden zu sein, 
kann sich an die Antidiskriminierungsstelle des Bundes wenden.

(2) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unterstützt auf unabhängige Weise Personen, 
die sich nach Absatz 1 an sie wenden, bei der Durchsetzung ihrer Rechte zum Schutz vor 
Benachteiligungen. Hierbei kann sie insbesondere

1. 	 über Ansprüche und die Möglichkeiten des rechtlichen Vorgehens im Rahmen gesetz-
licher Regelungen zum Schutz vor Benachteiligungen informieren,

2. 	 Beratung durch andere Stellen vermitteln,

3. 	 eine gütliche Beilegung zwischen den Beteiligten anstreben.

Soweit Beauftragte des Deutschen Bundestages oder der Bundesregierung zuständig sind, 
leitet die Antidiskriminierungsstelle des Bundes die Anliegen der in Absatz 1 genannten 
Personen mit deren Einverständnis unverzüglich an diese weiter.

(3) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes nimmt auf unabhängige Weise folgende 
Aufgaben wahr, soweit nicht die Zuständigkeit der Beauftragten der Bundesregierung oder 
des Deutschen Bundestages berührt ist:

1. 	 Öffentlichkeitsarbeit,

2. 	 Maßnahmen zur Verhinderung von Benachteiligungen aus den in § 1 genannten 
Gründen,

3. 	 Durchführung wissenschaftlicher Untersuchungen zu diesen Benachteiligungen.

(4) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem Zuständigkeitsbereich 
betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages legen 
gemeinsam dem Deutschen Bundestag alle vier Jahre Berichte über Benachteiligungen aus 
den in § 1 genannten Gründen vor und geben Empfehlungen zur Beseitigung und Ver
meidung dieser Benachteiligungen. Sie können gemeinsam wissenschaftliche Unter
suchungen zu Benachteiligungen durchführen.

(5) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem Zuständigkeitsbereich 
betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages sollen bei 
Benachteiligungen aus mehreren der in § 1 genannten Gründe zusammenarbeiten.
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§ 28 Befugnisse

(1) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes kann in Fällen des § 27 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 
Beteiligte um Stellungnahmen ersuchen, soweit die Person, die sich nach § 27 Abs. 1 an sie 
gewandt hat, hierzu ihr Einverständnis erklärt.

(2) Alle Bundesbehörden und sonstigen öffentlichen Stellen im Bereich des Bundes sind 
verpflichtet, die Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu 
unterstützen, insbesondere die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Bestimmungen zum 
Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt.

§ 29 Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen und  
anderen Einrichtungen

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes soll bei ihrer Tätigkeit Nichtregierungsorgani
sationen sowie Einrichtungen, die auf europäischer, Bundes-, Landes- oder regionaler Ebene 
zum Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes tätig sind, in 
geeigneter Form einbeziehen.

§ 30 Beirat

(1) Zur Förderung des Dialogs mit gesellschaftlichen Gruppen und Organisationen, die sich 
den Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes zum Ziel gesetzt 
haben, wird der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ein Beirat beigeordnet. Der Beirat 
berät die Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei der Vorlage von Berichten und Empfeh-
lungen an den Deutschen Bundestag nach § 27 Abs. 4 und kann hierzu sowie zu wissenschaft-
lichen Untersuchungen nach § 27 Abs. 3 Nr. 3 eigene Vorschläge unterbreiten.

(2) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend beruft im Einver
nehmen mit der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes sowie den entsprechend 
zuständigen Beauftragten der Bundesregierung oder des Deutschen Bundestages die 
Mitglieder dieses Beirats und für jedes Mitglied eine Stellvertretung. In den Beirat sollen 
Vertreterinnen und Vertreter gesellschaftlicher Gruppen und Organisationen sowie Exper
tinnen und Experten in Benachteiligungsfragen berufen werden. Die Gesamtzahl der 
Mitglieder des Beirats soll 16 Personen nicht überschreiten. Der Beirat soll zu gleichen Teilen 
mit Frauen und Männern besetzt sein.

(3) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend bedarf.

(4) Die Mitglieder des Beirats üben die Tätigkeit nach diesem Gesetz ehrenamtlich aus. Sie 
haben Anspruch auf Aufwandsentschädigung sowie Reisekostenvergütung, Tagegelder und 
Übernachtungsgelder. Näheres regelt die Geschäftsordnung.
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Abschnitt 7	  
Schlussvorschriften

§ 31 Unabdingbarkeit

Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zu Ungunsten der geschützten Personen 
abgewichen werden.

§ 32 Schlussbestimmungen

Soweit in diesem Gesetz nicht Abweichendes bestimmt ist, gelten die allgemeinen 
Bestimmungen.

§ 33 Übergangsbestimmungen

(1) Bei Benachteiligungen nach den §§ 611a, 611b und 612 Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs oder sexuellen Belästigungen nach dem Beschäftigtenschutzgesetz ist das vor dem 
18. August 2006 maßgebliche Recht anzuwenden.

(2) Bei Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft sind 
die §§ 19 bis 21 nicht auf Schuldverhältnisse anzuwenden, die vor dem 18. August 2006 
begründet worden sind. Satz 1 gilt nicht für spätere Änderungen von Dauerschuldverhält
nissen.

(3) Bei Benachteiligungen wegen des Geschlechts, der Religion, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität sind die §§ 19 bis 21 nicht auf Schuldverhältnisse anzuwenden, 
die vor dem 1. Dezember 2006 begründet worden sind. Satz 1 gilt nicht für spätere 
Änderungen von Dauerschuldverhältnissen.

(4) Auf Schuldverhältnisse, die eine privatrechtliche Versicherung zum Gegenstand haben, ist 
§ 19 Abs. 1 nicht anzuwenden, wenn diese vor dem 22. Dezember 2007 begründet worden 
sind. Satz 1 gilt nicht für spätere Änderungen solcher Schuldverhältnisse.

(5) Bei Versicherungsverhältnissen, die vor dem 21. Dezember 2012 begründet werden, ist eine 
unterschiedliche Behandlung wegen des Geschlechts im Falle des § 19 Absatz 1 Nummer 2  
bei den Prämien oder Leistungen nur zulässig, wenn dessen Berücksichtigung bei einer auf 
relevanten und genauen versicherungsmathematischen und statistischen Daten beruhenden 
Risikobewertung ein bestimmender Faktor ist. Kosten im Zusammenhang mit Schwanger-
schaft und Mutterschaft dürfen auf keinen Fall zu unterschiedlichen Prämien oder Leis
tungen führen.
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Abschnitt 1 	  
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Gesetzesziel

Ziel dieses Gesetzes ist es, die Benachteiligung von behinderten Menschen zu beseitigen und 
zu verhindern sowie die gleichberechtigte Teilhabe von behinderten Menschen am Leben in 
der Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu 
ermöglichen. Dabei wird besonderen Bedürfnissen Rechnung getragen.

§ 2 Behinderte Frauen

Zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern sind die besonderen 
Belange behinderter Frauen zu berücksichtigen und bestehende Benachteiligungen zu 
beseitigen. Dabei sind besondere Maßnahmen zur Förderung der tatsächlichen Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von behinderten Frauen und zur Beseitigung bestehender Benach
teiligungen zulässig.

§ 3 Behinderung 

Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische 
Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das Lebens-
alter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
beeinträchtigt ist.

§ 4 Barrierefreiheit

Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegen-
stände, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquellen 
und Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für 
behinderte Menschen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und 
grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind.

§ 5 Zielvereinbarungen

(1) soweit nicht besondere gesetzliche oder verordnungsrechtliche Vorschriften entgegen
stehen, sollen zur Herstellung der Barrierefreiheit Zielvereinbarungen zwischen Verbänden, 
die nach § 13 Abs. 3 anerkannt sind, und Unternehmen oder Unternehmensverbänden der 
verschiedenen Wirtschaftsbranchen für ihren jeweiligen sachlichen und räumlichen 
Organisations- oder Tätigkeitsbereich getroffen werden. Die anerkannten Verbände können 
die Aufnahme von Verhandlungen über Zielvereinbarungen verlangen.
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(2) Zielvereinbarungen zur Herstellung von Barrierefreiheit enthalten insbesondere

1.	 die Bestimmung der Vereinbarungspartner und sonstige Regelungen zum Geltungs-
bereich und zur Geltungsdauer,

2.	 die Festlegung von Mindestbedingungen darüber, wie gestaltete Lebensbereiche im Sinne 
von § 4 künftig zu verändern sind, um dem Anspruch behinderter Menschen auf Zugang 
und Nutzung zu genügen,

3.	 den Zeitpunkt oder einen Zeitplan zur Erfüllung der festgelegten Mindestbedingungen.

Sie können ferner eine Vertragsstrafenabrede für den Fall der Nichterfüllung oder des Verzugs 
enthalten.

(3) Ein Verband nach Absatz 1, der die Aufnahme von Verhandlungen verlangt, hat dies 
gegenüber dem Zielvereinbarungsregister (Absatz 5) unter Benennung von Verhandlungs
parteien und Verhandlungsgegenstand anzuzeigen. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales gibt diese Anzeige auf seiner Internetseite bekannt. Innerhalb von vier Wochen nach 
der Bekanntgabe haben andere Verbände im Sinne des Absatzes 1 das Recht, den Ver
handlungen durch Erklärung gegenüber den bisherigen Verhandlungsparteien beizutreten. 
Nachdem die beteiligten Verbände behinderter Menschen eine gemeinsame Verhandlungs-
kommission gebildet haben oder feststeht, dass nur ein Verband verhandelt, sind die 
Verhandlungen innerhalb von vier Wochen aufzunehmen. 

(4) Ein Anspruch auf Verhandlungen nach Absatz 1 Satz 3 besteht nicht,

1.	 während laufender Verhandlungen im Sinne des Absatzes 3 für die nicht beigetretenen 
Verbände behinderter Menschen,

2.	 in Bezug auf diejenigen Unternehmen, die ankündigen, einer Zielvereinbarung beizu-
treten, über die von einem Unternehmensverband Verhandlungen geführt werden, 

3.	 für den Geltungsbereich und die Geltungsdauer einer zustande gekommenen Ziel
vereinbarung, 

4.	 in Bezug auf diejenigen Unternehmen, die einer zustande gekommenen Zielvereinbarung 
unter einschränkungsloser Übernahme aller Rechte und Pflichten beigetreten sind.

(5) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales führt ein Zielvereinbarungsregister, in das 
der Abschluss, die Änderung und die Aufhebung von Zielvereinbarungen nach den Absätzen 1 
und 2 eingetragen werden. Der die Zielvereinbarung abschließende Verband behinderter 
Menschen ist verpflichtet, innerhalb eines Monats nach Abschluss einer Zielvereinbarung 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales diese als beglaubigte Abschrift und in 
informationstechnisch erfassbarer Form zu übersenden sowie eine Änderung oder Auf
hebung innerhalb eines Monats mitzuteilen.



BGG  |   § 6 

488

§ 6 Gebärdensprache und andere Kommunikationshilfen

(1) Die Deutsche Gebärdensprache ist als eigenständige Sprache anerkannt.

(2) Lautsprachbegleitende Gebärden sind als Kommunikationsform der deutschen Sprache 
anerkannt.

(3) Hörbehinderte Menschen (Gehörlose, Ertaubte und Schwerhörige) und sprachbehinderte 
Menschen haben nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze das Recht, die Deutsche Gebärden-
sprache oder lautsprachbegleitende Gebärden zu verwenden. Soweit sie sich nicht in 
Deutscher Gebärdensprache oder mit lautsprachbegleitenden Gebärden verständigen, haben 
sie nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze das Recht, andere geeignete Kommunikations-
hilfen zu verwenden.

Abschnitt 2 	  
Verpflichtung zur Gleichstellung und Barrierefreiheit

§ 7 Benachteiligungsverbot für Träger öffentlicher Gewalt

(1) Die Dienststellen und sonstigen Einrichtungen der Bundesverwaltung, einschließlich der 
bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
sollen im Rahmen ihres jeweiligen Aufgabenbereichs die in § 1 genannten Ziele aktiv fördern 
und bei der Planung von Maßnahmen beachten. Das Gleiche gilt für Landesverwaltungen, 
einschließlich der landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, soweit sie Bundesrecht ausführen. In Bereichen bestehender Benach
teiligungen behinderter Menschen gegenüber nicht behinderten Menschen sind besondere 
Maßnahmen zum Abbau und zur Beseitigung dieser Benachteiligung zulässig. Bei der 
Anwendung von Gesetzen zur tatsächlichen Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern ist den besonderen Belangen behinderter Frauen Rechnung zu tragen.

(2) Ein Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des Absatzes 1 darf behinderte Menschen nicht 
benachteiligen. Eine Benachteiligung liegt vor, wenn behinderte und nicht behinderte 
Menschen ohne zwingenden Grund unterschiedlich behandelt werden und dadurch 
behinderte Menschen in der gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt werden.

(3) Besondere Benachteiligungsverbote zu Gunsten von behinderten Menschen in anderen 
Rechtsvorschriften, insbesondere im Neunten Buch Sozialgesetzbuch, bleiben unberührt.

§ 8 Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und Verkehr

(1) Zivile Neubauten sowie große zivile Um- oder Erweiterungsbauten des Bundes einschließ-
lich der bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts sollen entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik barrierefrei 
gestaltet werden. Von diesen Anforderungen kann abgewichen werden, wenn mit einer 
anderen Lösung in gleichem Maße die Anforderungen an die Barrierefreiheit erfüllt werden. 
Die landesrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die Bauordnungen, bleiben unberührt. 
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(2) Sonstige bauliche oder andere Anlagen, öffentliche Wege, Plätze und Straßen sowie 
öffentlich zugängliche Verkehrsanlagen und Beförderungsmittel im öffentlichen Personen-
verkehr sind nach Maßgabe der einschlägigen Rechtsvorschriften des Bundes barrierefrei zu 
gestalten. Weitergehende landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt.

§ 9 Recht auf Verwendung von Gebärdensprache und anderen Kommunikationshilfen 

(1) Hör- oder sprachbehinderte Menschen haben nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach 
Absatz 2 das Recht, mit Trägern öffentlicher Gewalt im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 in Deutscher 
Gebärdensprache, mit lautsprachbegleitenden Gebärden oder über andere geeignete 
Kommunikationshilfen zu kommunizieren, soweit dies zur Wahrnehmung eigener Rechte im 
Verwaltungsverfahren erforderlich ist. Die Träger öffentlicher Gewalt haben dafür auf 
Wunsch der Berechtigten im notwendigen Umfang die Übersetzung durch Gebärdensprach-
dolmetscher oder die Verständigung mit anderen geeigneten Kommunikationshilfen 
sicherzustellen und die notwendigen Aufwendungen zu tragen. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 

1.	 Anlass und Umfang des Anspruchs auf Bereitstellung eines Gebärdensprachdolmetschers 
oder anderer geeigneter Kommunikationshilfen, 

2.	 Art und Weise der Bereitstellung von Gebärdensprachdolmetschern oder anderen 
geeigneten Hilfen für die Kommunikation zwischen hör- oder sprachbehinderten 
Menschen und den Trägern öffentlicher Gewalt, 

3.	 die Grundsätze für eine angemessene Vergütung oder eine Erstattung von notwendigen 
Aufwendungen für die Dolmetscherdienste oder den Einsatz anderer geeigneter 
Kommunikationshilfen und 

4.	 welche Kommunikationsformen als andere geeignete Kommunikationshilfen im Sinne 
des Absatzes 1 anzusehen sind.

§ 10 Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken

(1) Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 haben bei der Gestaltung von 
schriftlichen Bescheiden, Allgemeinverfügungen, öffentlich-rechtlichen Verträgen und 
Vordrucken eine Behinderung von Menschen zu berücksichtigen. Blinde und sehbehinderte 
Menschen können nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Absatz 2 insbesondere 
verlangen, dass ihnen Bescheide, öffentlich-rechtliche Verträge und Vordrucke ohne 
zusätzliche Kosten auch in einer für sie wahrnehmbaren Form zugänglich gemacht werden, 
soweit dies zur Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfahren erforderlich ist. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, bei welchen Anlässen und in welcher Art und 
Weise die in Absatz 1 genannten Dokumente blinden und sehbehinderten Menschen 
zugänglich gemacht werden.
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§ 11 Barrierefreie Informationstechnik

(1) Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 gestalten ihre Internetauftritte 
und -angebote sowie die von ihnen zur Verfügung gestellten grafischen Programmoberflä-
chen, die mit Mitteln der Informationstechnik dargestellt werden, nach Maßgabe der nach 
Satz 2 zu erlassenden Verordnung schrittweise technisch so, dass sie von behinderten 
Menschen grundsätzlich uneingeschränkt genutzt werden können. Das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales bestimmt durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, nach Maßgabe der technischen, finanziellen und verwaltungsorgani
satorischen Möglichkeiten 

1.	 die in den Geltungsbereich der Verordnung einzubeziehenden Gruppen behinderter 
Menschen, 

2.	 die anzuwendenden technischen Standards sowie den Zeitpunkt ihrer verbindlichen 
Anwendung, 

3.	 die zu gestaltenden Bereiche und Arten amtlicher Informationen. 

(2) Die Bundesregierung wirkt darauf hin, dass auch gewerbsmäßige Anbieter von Internet
seiten sowie von grafischen Programmoberflächen, die mit Mitteln der Informationstechnik 
dargestellt werden, durch Zielvereinbarungen nach § 5 ihre Produkte entsprechend den 
technischen Standards nach Absatz 1 gestalten.

Abschnitt 3 	  
Rechtsbehelfe

§ 12 Vertretungsbefugnisse in verwaltungs- oder sozialrechtlichen Verfahren 

Werden behinderte Menschen in ihren Rechten aus § 7 Abs. 2, §§ 8, 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1 Satz 2 
oder § 11 Abs. 1 verletzt, können an ihrer Stelle und mit ihrem Einverständnis Verbände nach 
§ 13 Abs. 3, die nicht selbst am Verfahren beteiligt sind, Rechtsschutz beantragen; Gleiches 
gilt bei Verstößen gegen Vorschriften des Bundesrechts, die einen Anspruch auf Herstellung 
von Barrierefreiheit im Sinne des § 4 oder auf Verwendung von Gebärden oder anderen 
Kommunikationshilfen im Sinne des § 6 Abs. 3 vorsehen. In diesen Fällen müssen alle 
Verfahrensvoraussetzungen wie bei einem Rechtsschutzersuchen durch den behinderten 
Menschen selbst vorliegen.
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§ 13 Verbandsklagerecht

(1) Ein nach Absatz 3 anerkannter Verband kann, ohne in seinen Rechten verletzt zu sein, 
Klage nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsordnung oder des Sozialgerichtsgesetzes 
erheben auf Feststellung eines Verstoßes gegen 

1.	 das Benachteiligungsverbot für Träger der öffentlichen Gewalt nach § 7 Abs. 2 und die 
Verpflichtung des Bundes zur Herstellung der Barrierefreiheit in § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1, § 10 
Abs. 1 Satz 2, § 11 Abs. 1,

2.	 die Vorschriften des Bundesrechts zur Herstellung der Barrierefreiheit in § 46 Abs. 1 Satz 3 
und 4 Bundeswahlordnung, § 39 Abs. 1 Satz 3 und 4 Europawahlordnung, § 54 Satz 2 
Wahlordnung für die Sozialversicherung, § 17 Abs. 1 Nr. 4 des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch, § 4 Abs. 1 Nr. 2a Gaststättengesetz, § 3 Nr. 1 Buchstabe d Gemeindeverkehrs
finanzierungsgesetz, § 3 Abs. 1 Satz 2 und § 8 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz, § 8 Abs. 3 
Satz 3 und 4 sowie § 13 Abs. 2a Personenbeförderungsgesetz, § 2 Abs. 3 Eisenbahn-Bau- 
und Betriebsordnung, § 3 Abs. 5 Satz 1 Straßenbahn-Bau- und Betriebsordnung, §§ 19d 
und 20b des Luftverkehrsgesetzes oder 

3.	 die Vorschriften des Bundesrechts zur Verwendung von Gebärdensprache oder anderer 
geeigneter Kommunikationshilfen in § 17 Abs. 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, § 57 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und § 19 Abs. 1 Satz 2 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch.

Satz 1 gilt nicht, wenn eine Maßnahme aufgrund einer Entscheidung in einem verwaltungs- 
oder sozialgerichtlichen Streitverfahren erlassen worden ist.

(2) Eine Klage ist nur zulässig, wenn der Verband durch die Maßnahme in seinem satzungs
gemäßen Aufgabenbereich berührt wird. Soweit ein behinderter Mensch selbst seine Rechte 
durch eine Gestaltungs- oder Leistungsklage verfolgen kann oder hätte verfolgen können, 
kann die Klage nach Absatz 1 nur erhoben werden, wenn der Verband geltend macht, dass es 
sich bei der Maßnahme um einen Fall von allgemeiner Bedeutung handelt. Dies ist ins
besondere der Fall, wenn eine Vielzahl gleich gelagerter Fälle vorliegt. Für Klagen nach 
Absatz 1 Satz 1 gelten die Vorschriften des 8. Abschnitts der Verwaltungsgerichtsordnung 
entsprechend mit der Maßgabe, dass es eines Vorverfahrens auch dann bedarf, wenn die 
angegriffene Maßnahme von einer obersten Bundes- oder einer obersten Landesbehörde 
erlassen worden ist.

(3) Auf Vorschlag der Mitglieder des Beirates für die Teilhabe behinderter Menschen, die nach 
§ 64 Abs. 2 Satz 2, 1., 3. oder 12. Aufzählungspunkt des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
berufen sind, kann das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Anerkennung erteilen. 
Es soll die Anerkennung erteilen, wenn der vorgeschlagene Verband

1.	 nach seiner Satzung ideell und nicht nur vorübergehend die Belange behinderter 
Menschen fördert,

2.	 nach der Zusammensetzung seiner Mitglieder oder Mitgliedsverbände dazu berufen ist, 
Interessen behinderter Menschen auf Bundesebene zu vertreten,
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3.	 zum Zeitpunkt der Anerkennung mindestens drei Jahre besteht und in diesem Zeitraum 
im Sinne der Nummer 1 tätig gewesen ist, 

4.	 die Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung bietet; dabei sind Art und Umfang 
seiner bisherigen Tätigkeit, der Mitgliederkreis sowie die Leistungsfähigkeit des Vereines 
zu berücksichtigen und 

5.	 wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuer
gesetzes von der Körperschaftsteuer befreit ist.

Abschnitt 4	   
Beauftragte oder Beauftragter der Bundesregierung  
für die Belange behinderter Menschen 

§ 14 Amt der oder des Beauftragten für die Belange behinderter Menschen

(1) Die Bundesregierung bestellt eine Beauftragte oder einen Beauftragten für die Belange 
behinderter Menschen. 

(2) Der beauftragten Person ist die für die Erfüllung ihrer Aufgabe notwendige Personal- und 
Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. 

(3) Das Amt endet, außer im Fall der Entlassung, mit dem Zusammentreten eines neuen 
Bundestages.

§ 15 Aufgabe und Befugnisse 

(1) Aufgabe der beauftragten Person ist es, darauf hinzuwirken, dass die Verantwortung des 
Bundes, für gleichwertige Lebensbedingungen für Menschen mit und ohne Behinderungen 
zu sorgen, in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens erfüllt wird. Sie setzt sich bei der 
Wahrnehmung dieser Aufgabe dafür ein, dass unterschiedliche Lebensbedingungen von 
behinderten Frauen und Männern berücksichtigt und geschlechtsspezifische Benachteiligun-
gen beseitigt werden. 

(2) Zur Wahrnehmung der Aufgabe nach Absatz 1 beteiligen die Bundesministerien die 
beauftragte Person bei allen Gesetzes-, Verordnungs- und sonstigen wichtigen Vorhaben, 
soweit sie Fragen der Integration von behinderten Menschen behandeln oder berühren. 

(3) Alle Bundesbehörden und sonstigen öffentlichen Stellen im Bereich des Bundes sind 
verpflichtet, die beauftragte Person bei der Erfüllung der Aufgabe zu unterstützen, insbe-
sondere die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Akteneinsicht zu gewähren. Die 
Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt.
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Verordnung zur Verwendung von Gebärdensprache 
und anderen Kommunikationshilfen im Verwaltungsverfahren 
nach dem Behindertengleichstellungsgesetz

(Kommunikationshilfenverordnung - KHV) vom 17. Juli 2002 
zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 19. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3024)

Auf Grund des § 9 Abs. 2 des Behindertengleichstellungsgesetzes vom 27. April 2002 (BGBl. I 
S. 1467) verordnet das Bundesministerium des Innern im Einvernehmen mit dem Bundes
ministerium für Arbeit und Sozialordnung:

§ 1 Anwendungsbereich und Anlass

(1) Die Verordnung gilt für alle natürlichen Personen, die als Beteiligte eines Verwaltungsver-
fahrens wegen einer Hör- oder Sprachbehinderung nach Maßgabe von § 3 des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes zur Wahrnehmung eigener Rechte für die mündliche Kommu
nikation im Verwaltungsverfahren einen Anspruch auf Bereitstellung einer Dolmetscherin 
oder eines Dolmetschers für die Deutsche Gebärdensprache, für lautsprachbegleitende 
Gebärden oder anderer geeigneter Kommunikationshilfen haben (Berechtigte).

(2) Die Berechtigten können ihren Anspruch nach § 9 Abs. 1 des Behindertengleichstellungs-
gesetzes gegenüber jeder Behörde der Bundesverwaltung geltend machen.

§ 2 Umfang des Anspruchs

(1) Der Anspruch auf Bereitstellung einer Dolmetscherin oder eines Dolmetschers für die 
Deutsche Gebärdensprache oder für lautsprachbegleitende Gebärden (Gebärdensprach
dolmetscher) oder einer anderen geeigneten Kommunikationshilfe besteht, soweit eine 
solche Kommunikationshilfe zur Wahrnehmung eigener Rechte in einem Verwaltungsver-
fahren erforderlich ist, in dem dafür notwendigen Umfang. Der notwendige Umfang 
bestimmt sich insbesondere nach dem individuellen Bedarf der Berechtigten. 

(2) Die Berechtigten haben nach Maßgabe des Absatzes 1 ein Wahlrecht hinsichtlich der zu 
benutzenden Kommunikationshilfe. Dies umfasst auch das Recht, einen Gebärdensprach-
dolmetscher oder eine andere geeignete Kommunikationshilfe selbst bereitzustellen. Die 
Berechtigten haben der Behörde rechtzeitig mitzuteilen, inwieweit sie von ihrem Wahlrecht 
nach Satz 1 und 2 Gebrauch machen. Die Behörde kann den ausgewählten Gebärdensprach-
dolmetscher oder die ausgewählte andere Kommunikationshilfe zurückweisen, wenn sie 
ungeeignet sind oder in sonstiger Weise den Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht ent
sprechen. Die Hör- oder Sprachbehinderung sowie die Wahlentscheidung nach Satz 1 sind 
aktenkundig zu machen und im weiteren Verwaltungsverfahren von Amts wegen zu 
berücksichtigen.
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(3) Erhält die Behörde Kenntnis von der Hör- oder Sprachbehinderung von Berechtigten im 
Verwaltungsverfahren, hat sie diese auf ihr Recht auf barrierefreie Kommunikation und auf 
ihr Wahlrecht nach Absatz 2 hinzuweisen.

(4) Zur Abwehr von unmittelbar bevorstehenden Gefahren für bedeutsame Rechtsgüter, wie 
etwa Leben, Gesundheit, Freiheit oder nicht unwesentliche Vermögenswerte, kann im 
Einzelfall von dem Einsatz von Gebärdensprachdolmetschern oder anderer Kommu
nikationshilfen abgesehen werden.

§ 3 Kommunikationshilfen

(1) Die Kommunikation mittels eines Gebärdensprachdolmetschers oder einer anderen 
Kommunikationshilfe ist als geeignete Kommunikationsform anzusehen, wenn sie im 
konkreten Fall eine für die Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfahren erforder-
liche Verständigung sicherstellt. 

(2) Als andere Kommunikationshilfen kommen Kommunikationshelferinnen und Kommu
nikationshelfer, Kommunikationsmethoden und Kommunikationsmittel in Betracht:

1.	 Kommunikationshelferinnen und Kommunikationshelfer sind insbesondere

a)	 Schriftdolmetscherinnen und Schriftdolmetscher;

b)	 Simultanschriftdolmetscherinnen und Simultanschriftdolmetscher;

c)	 Oraldolmetscherinnen und Oraldolmetscher oder

d)	 Kommunikationsassistentinnen und Kommunikationsassistenten.

2.	 Kommunikationsmethoden sind insbesondere 

a)	 Lormen und taktil wahrnehmbare Gebärden oder

b)	 gestützte Kommunikation für Menschen mit autistischer Störung.

3.	 Kommunikationsmittel sind insbesondere 

a)	 akustisch-technische Hilfen oder

b)	 grafische Symbol-Systeme.

§ 4 Art und Weise der Bereitstellung von geeigneten Kommunikationshilfen

(1) Gebärdensprachdolmetscher und andere geeignete Kommunikationshilfen werden von 
der Behörde bereitgestellt, es sei denn, die Berechtigten machen von ihrem Wahlrecht nach 
§ 2 Abs. 2 Satz 2 Gebrauch.

(2) Das Bundesverwaltungsamt berät und unterstützt die Behörde bei ihrer Aufgabe nach 
Absatz 1.
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§ 5 Grundsätze für eine angemessene Vergütung oder Erstattung

(1) Die Behörde entschädigt Gebärdensprachdolmetscher und Kommunikationshelfer in 
entsprechender Anwendung des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes. Für den 
Einsatz sonstiger Kommunikationshilfen trägt sie die entstandenen Aufwendungen.

(2) Die Behörde vergütet die Leistungen unmittelbar denjenigen, die sie erbracht haben.
Stellen die Berechtigten den Gebärdensprachdolmetscher oder die sonstige Kommu
nikationshilfe selbst bereit, trägt die Behörde die Kosten nach Absatz 1 nur, soweit sie nach 
Maßgabe des § 2 Abs. 1 erforderlich sind. In diesem Fall dürfen die Berechtigten nicht auf eine 
Erstattung verwiesen werden, es sei denn, sie wünschen dies oder es liegt ein sonstiger 
besonderer Grund vor.

§ 6 Folgenabschätzung

Diese Verordnung wird spätestens nach Ablauf von drei Jahren nach ihrem Inkrafttreten auf 
ihre Wirkung überprüft.

§ 7 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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VBD 

Verordnung zur Zugänglichmachung von Dokumenten für blinde  
und sehbehinderte Menschen im Verwaltungsverfahren nach dem 
Behindertengleichstellungsgesetz

(Verordnung über barrierefreie Dokumente in der Bundesverwaltung – VBD) 
vom 17. Juli 2002

Auf Grund des § 10 Abs. 2 des Behindertengleichstellungsgesetzes vom 27. April 2002 
(BGBl. I S. 1467) verordnet das Bundesministerium des Innern im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales:

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Die Verordnung gilt für alle natürlichen Personen, die als Beteiligte eines Verwaltungs
verfahrens wegen Blindheit oder einer anderen Sehbehinderung nach Maßgabe von § 3 des 
Behindertengleichstellungsgesetzes zur Wahrnehmung eigener Rechte einen Anspruch 
darauf haben, dass ihnen Dokumente in einer für sie wahrnehmbaren Form zugänglich 
gemacht werden (Berechtigte).

(2)  Die Berechtigten können ihren Anspruch nach § 10 Abs. 1 Satz 2 des Behinderten
gleichstellungsgesetzes gegenüber jeder Behörde der Bundesverwaltung geltend machen.

§ 2 Gegenstand der Zugänglichmachung

Der Anspruch nach § 10 Abs. 1 Satz 2 des Behindertengleichstellungsgesetzes umfasst 
Bescheide, öffentlich-rechtliche Verträge und Vordrucke (Dokumente), einschließlich der 
Anlagen, die die Dokumente in Bezug nehmen.

§ 3 Formen der Zugänglichmachung

(1) Die Dokumente können den Berechtigten schriftlich, elektronisch, akustisch, mündlich 
oder in sonstiger Weise zugänglich gemacht werden.

(2) Werden Dokumente in schriftlicher Form zugänglich gemacht, erfolgt dies in Blinden-
schrift oder in Großdruck. Bei Großdruck sind ein Schriftbild, eine Kontrastierung und eine 
Papierqualität zu wählen, die die individuelle Wahrnehmungsfähigkeit der Berechtigten 
ausreichend berücksichtigen. 

(3) Werden Dokumente auf elektronischem Wege zugänglich gemacht, sind die Standards der 
Barrierefreie Informationstechnik-Verordnung maßgebend.
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§ 4 Bekanntgabe

Die Dokumente sollen den Berechtigten, soweit möglich, gleichzeitig mit der Bekanntgabe 
auch in der für sie wahrnehmbaren Form zugänglich gemacht werden.

§ 5 Umfang des Anspruchs

(1) Der Anspruch der Berechtigten, dass ihnen Dokumente in einer für sie wahrnehmbaren 
Form zugänglich gemacht werden, besteht, soweit dies zur Wahrnehmung eigener Rechte im 
Verwaltungsverfahren erforderlich ist. Dabei ist insbesondere der individuelle Bedarf der 
Berechtigten zu berücksichtigen. 

(2) Die Berechtigten haben nach Maßgabe des Absatzes 1 ein Wahlrecht zwischen den in § 3 
genannten Formen, in denen Dokumente zugänglich gemacht werden können. Die Berech-
tigten haben dazu der Behörde rechtzeitig mitzuteilen, in welcher Form und mit welchen 
Maßgaben die Dokumente zugänglich gemacht werden sollen. Die Behörde kann die 
ausgewählte Form, in der Dokumente zugänglich gemacht werden sollen, zurückweisen, 
wenn sie ungeeignet ist oder in sonstiger Weise den Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht 
entspricht. Die Blindheit oder die Sehbehinderung sowie die Wahlentscheidung nach Satz 1 
sind aktenkundig zu machen und im weiteren Verwaltungsverfahren von Amts wegen zu 
berücksichtigen. 

(3) Erhält die Behörde Kenntnis von der Blindheit oder einer anderen Sehbehinderung von 
Berechtigten im Verwaltungsverfahren, hat sie diese auf ihr Recht, dass ihnen Dokumente in 
einer für sie wahrnehmbaren Form zugänglich gemacht werden, und auf ihr Wahlrecht nach 
Absatz 2 Satz 1 hinzuweisen.

§ 6 Organisation und Kosten

(1) Die Dokumente können den Berechtigten durch die Behörde selbst, durch eine andere 
Behörde oder durch eine Beauftragung Dritter in einer für sie wahrnehmbaren Form 
zugänglich gemacht werden.

(2) Das Bundesverwaltungsamt berät und unterstützt die Behörde bei ihrer Aufgabe, blinden 
und sehbehinderten Menschen nach Maßgabe dieser Rechtsverordnung Dokumente 
zugänglich zu machen. 

(3) Die Vorschriften über die Kosten (Gebühren und Auslagen) öffentlich-rechtlicher 
Verwaltungstätigkeit bleiben unberührt. Auslagen für besondere Aufwendungen, die dadurch 
entstehen, dass den Berechtigten Dokumente in einer für sie wahrnehmbaren Form zugäng-
lich gemacht werden, werden nicht erhoben.
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§ 7 Folgenabschätzung

Diese Verordnung wird spätestens nach Ablauf von drei Jahren nach ihrem Inkrafttreten auf 
ihre Wirkung überprüft.

§ 8 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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BITV II

Verordnung zur Schaffung barrierefreier Informationstechnik nach dem Behin-
dertengleichstellungsgesetz

(Barrierefreie-InformationstechnikVerordnung - BITV 2.0)

Eingangsformel

Auf Grund des § 11 Absatz 1 Satz 2 des Behindertengleichstellungsgesetzes, das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom 19. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3024) geändert worden ist, 
verordnet das Bundesministerium für Arbeit und Soziales:

§ 1 Sachlicher Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für folgende Angebote der Behörden der Bundesverwaltung:

1.	 Internetauftritte und -angebote,

2.	 Intranetauftritte und -angebote, die öffentlich zugänglich sind, und

3.	 mittels Informationstechnik realisierte grafische Programmoberflächen, die öffentlich 
zugänglich sind.

§ 2 Einzubeziehende Gruppen behinderter Menschen

Die Gestaltung der in § 1 genannten Angebote der Informationstechnik ist dazu bestimmt, 
behinderten Menschen im Sinne des § 3 des Behindertengleichstellungsgesetzes, denen ohne 
die Erfüllung zusätzlicher Bedingungen die Nutzung der Informationstechnik nur ein
geschränkt möglich ist, den Zugang dazu zu eröffnen.

§ 3 Anzuwendende Standards

(1) Die in § 1 genannten Angebote der Informationstechnik sind nach der Anlage 1 so zu 
gestalten, dass alle Angebote die unter Priorität I aufgeführten Anforderungen und 
Bedingungen erfüllen. Weiterhin sollen zentrale Navigations- und Einstiegsangebote 
zusätzlich die unter Priorität II aufgeführten Anforderungen und Bedingungen berück
sichtigen.

(2) Auf der Startseite des Internet- oder Intranetangebotes (§ 1 Nummer 1 und 2) einer 
Behörde im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 1 des Behindertengleichstellungsgesetzes sind gemäß 
Anlage 2 folgende Erläuterungen in Deutscher Gebärdensprache und in Leichter Sprache 
bereitzustellen:

1.	 Informationen zum Inhalt,

2.	 Hinweise zur Navigation sowie
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3.	 Hinweise auf weitere in diesem Auftritt vorhandene Informationen in Deutscher 
Gebärdensprache oder in Leichter Sprache.

Die Anforderungen und Bedingungen der Anlage 1 bleiben unberührt.

§ 4 Umsetzungsfristen für die Standards

(1) Die in § 1 genannten Angebote, die bis zum 22. März 2012 neu gestaltet oder in wesent
lichen Bestandteilen oder größerem Umfang verändert oder angepasst werden, sind nach § 3 
zu erstellen. Mindestens ein Zugangspfad zu den genannten Angeboten soll mit der Frei
schaltung dieser Angebote die Anforderungen und Bedingungen der Priorität I der Anlage 1 
erfüllen.

(2) Angebote nach § 1 Nummer 1 und 2, die vor dem in Absatz 1 Satz 1 genannten Stichtag 
veröffentlicht wurden, sind spätestens bis zum 22. September 2012 nach § 3 Absatz 1 zu 
gestalten. Sie sind zusätzlich spätestens bis zum 22. März 2014 nach § 3 Absatz 2 zu gestalten.

(3) Für Angebote nach Absatz 2 gilt bis zur Umsetzung im Sinne der Absätze 1 und 2 die 
Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung vom 17. Juli 2002 (BGBl. I S. 2654) fort.

§ 5 Folgenabschätzung

(1) Die Verordnung ist unter Berücksichtigung der technischen Entwicklung regelmäßig zu 
überprüfen. Sie wird spätestens drei Jahre nach ihrem Inkrafttreten auf ihre Wirkung hin 
überprüft.

(2) Wirkung und Notwendigkeit der in § 3 Absatz 2 genannten Angebote werden spätestens 
drei Jahre nach ihrem Inkrafttreten überprüft.

§ 6 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Barriere-
freie Informationstechnik-Verordnung vom 17. Juli 2002 (BGBl. I S. 2654) außer Kraft.



501

BITV II-Anlage 1

Anlage 1

Priorität I

Prinzip 1 Wahrnehmbarkeit – Die Informationen und Komponenten der 
Benutzerschnittstelle sind so darzustellen, dass sie von den 
Nutzerinnen und Nutzern wahrgenommen werden können.

Anforderung 1.1 Für jeden Nicht-Text-Inhalt sind Alternativen in Textform 
bereitzustellen, die an die Bedürfnisse der Nutzerinnen und 
Nutzer angepasst werden können.

Bedingung 1.1.1 Für jeden Nicht-Text-Inhalt, der dem Nutzer oder der Nutzerin 
präsentiert wird, ist eine Text-Alternative bereitzustellen, die den 
Zweck dieses Inhalts erfüllt. Text-Alternativen müssen in den 
folgenden Fällen nicht bereitgestellt werden:

ff Es handelt sich um ein Kontrollelement oder um ein Element, 
das Eingaben der Nutzerin oder des Nutzers akzeptiert, und es 
ist ein Bezeichner vorhanden, der seinen Zweck beschreibt.

ff Es handelt sich um zeitgesteuerte Medien und Text-Alter
nativen, die bereits mindestens eine beschreibende Erklärung 
des Nicht-Text-Inhalts enthalten.

ff Es handelt sich um Tests oder Übungen, die im Nicht-Text-
Format präsentiert werden müssen, und Text-Alternativen, die 
bereits mindestens eine beschreibende Erklärung des 
Nicht-Text-Inhalts enthalten, stehen zur Verfügung.

ff Es sollen bestimmte sensorische Erfahrungen bewirkt 
werden und Text-Alternativen, die bereits mindestens eine 
beschreibende Erklärung des Nicht-Text-Inhalts enthalten, 
stehen zur Verfügung.

ff Es soll erreicht werden, dass kein Computer, sondern eine 
Person auf den Inhalt zugreift und der Nicht-TextInhalt durch 
Text-Alternativen erklärt und beschrieben wird und alter
native CAPTCHAs mit unterschiedlichem Ausgabemodus für 
verschiedene Arten der sensorischen Wahrnehmung bereit
gestellt werden.

ff Es handelt sich um rein dekorative Elemente oder um 
Elemente, die nur der visuellen Gestaltung dienen, oder der 
Nicht-Text-Inhalt ist für die Nutzerin oder den Nutzer nicht 
sichtbar und diese Elemente sind so eingerichtet, dass sie von 
assistiven Technologien ignoriert werden können.
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Anforderung 1.2 Für zeitgesteuerte Medien sind Alternativen bereitzustellen.
Bedingung 1.2.1 Für aufgezeichnete reine Audio- und reine Video-Dateien, die 

nicht bereits selbst eine Medien-Alternative für Text sind und als 
solche klar gekennzeichnet sind, muss Folgendes bereitgestellt 
werden:

ff Für Inhalte der aufgezeichneten Audio-Dateien: Text-Alter
nativen mit gleichwertigen Informationen,

ff für Inhalte der aufgezeichneten Video-Dateien: Text-Alter
nativen oder eine Tonspur mit gleichwertigen Informationen.

1.2.2 Für aufgezeichnete Audio-Inhalte von synchronisierten Medien 
sind erweiterte Untertitel (Captions) bereitzustellen. Dies gilt 
nicht für Medien-Alternativen für Text, die klar als solche 
gekennzeichnet sind.

1.2.3 Für aufgezeichnete synchronisierte Medien ist eine Volltext-
Alternative einschließlich aller Interaktionen oder eine Audio-
Deskription bereitzustellen. Dies gilt nicht für Medien-Alter
nativen für Text, die klar als solche gekennzeichnet sind.

1.2.4 Bei Live-Übertragungen synchronisierter Medien sind alle 
Audio-Inhalte als erweiterte Untertitel (Captions) bereitzustellen.

1.2.5 Für alle vorab aufgezeichneten Video-Inhalte synchronisierter 
Medien ist eine Audio-Deskription bereitzustellen. Dies gilt 
nicht für Medien-Alternativen für Text, die klar als solche 
gekennzeichnet sind.

Anforderung 1.3 Inhalte sind so zu gestalten, dass sie ohne Informations- oder 
Strukturverlust in unterschiedlicher Weise präsentiert werden 
können.

Bedingung 1.3.1 Alle Informationen, Strukturen und Beziehungen, die durch 
Layout und Präsentation vermittelt werden, sind durch 
Programme erkennbar oder im Text verfügbar.

1.3.2 Wenn die Reihenfolge, in der der Inhalt präsentiert wird, 
Auswirkungen auf dessen Bedeutung hat, ist die richtige 
Lese-Reihenfolge durch Programme erkennbar.

1.3.3 Anweisungen zum Verständnis und zur Nutzung des Inhalts 
stützen sich nicht ausschließlich auf sensorische Merkmale 
der Elemente wie z. B. Form, Größe, visuelle Platzierung, 
Orientierung oder Ton.
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Anforderung 1.4 Nutzerinnen und Nutzern ist die Wahrnehmung des Inhalts und 
die Unterscheidung zwischen Vorder- und Hintergrund so weit 
wie möglich zu erleichtern.

Bedingung 1.4.1 Farbe ist nicht als einziges Mittel zu verwenden, um Infor
mationen zu übermitteln, eine Aktion anzuzeigen, eine Reaktion 
zu veranlassen oder ein visuelles Element zu kennzeichnen.

1.4.2 Bei Tonelementen, die auf einer Webseite automatisch länger als 
drei Sekunden abgespielt werden, gibt es

ff entweder einen Mechanismus zum Unterbrechen oder 
Beenden des Tons oder

ff einen Mechanismus zur Regelung der Lautstärke unabhängig 
von der Systemlautstärke.

1.4.3 Bei der visuellen Präsentation von Text und Schriftgrafiken ist 
das Kontrastverhältnis zwischen Vordergrund- und Hinter-
grundfarbe mindestens 4,5:1. Für Großschrift und Schriftgrafiken 
mit Großschrift gilt ein Kontrastverhältnis von mindestens 3:1. 
Kein Mindestkontrast ist erforderlich für nebensächliche Texte 
und Schriftgrafiken,

ff die Teil einer inaktiven Komponente der Benutzerschnittstelle 
sind,

ff die rein dekorativ sind,

ff bei denen es sich um nebensächlichen Text in einem Bild 
handelt oder

ff die für den Nutzer oder die Nutzerin nicht sichtbar sind.

Für Text, der Bestandteil eines Logos oder eines Markennamens 
ist, gelten ebenfalls keine Anforderungen an den Mindest
kontrast.

1.4.4 Der Text lässt sich ohne assistive Technologie bis auf 200 % 
vergrößern, ohne dass es zu einem Verlust von Inhalt oder 
Funktionalität kommt.

1.4.5 Für die Vermittlung von Informationen sind keine Schrift
grafiken zu verwenden, es sei denn,

ff diese lassen sich individuell an die visuellen Bedürfnisse der 
Nutzerin oder des Nutzers anpassen oder

ff eine bestimmte Präsentation ist für die Vermittlung der 
Informationen des Textes wesentlich.
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Prinzip 2 Bedienbarkeit – Die Komponenten der Benutzerschnittstelle und 
die Navigation müssen bedient werden können.

Anforderung 2.1 Für die gesamte Funktionalität ist Zugänglichkeit über die 
Tastatur sicherzustellen.

Bedingung 2.1.1 Die gesamte Funktionalität des Inhalts muss über eine Tastatur-
schnittstelle bedient werden können, ohne dass bestimmte 
Zeitvorgaben für die einzelnen Tastenanschläge einzuhalten sind. 
Dies gilt nicht, wenn die zugrunde liegende Funktion Eingaben 
verlangt, die nicht nur von den Endpunkten, sondern auch vom 
Verlauf der Benutzerbewegung abhängen.

2.1.2 Kann der Tastaturfokus durch Verwendung einer Tastaturschnitt-
stelle auf ein Element der Seite bewegt werden, muss der Fokus 
über die Tastaturschnittstelle auch von diesem Element weg
bewegt werden können. Sind hierfür mehr als die Standard-, 
Pfeil- oder Tab-Tasten erforderlich, sind die Nutzerinnen und 
Nutzer darüber zu informieren, mit welcher Methode der Fokus 
wegbewegt werden kann.

Anforderung 2.2 Den Nutzerinnen und Nutzern ist ausreichend Zeit zu geben, um 
Inhalte zu lesen und zu verwenden.

Bedingung 2.2.1 Für jede Zeitbegrenzung, die durch Inhalte vorgegeben ist, muss 
mindestens eine der folgenden Möglichkeiten gegeben sein:

ff Die Zeitbegrenzung muss ausschaltbar sein, bevor die Zeit 
abläuft.

ff Die Zeitbegrenzung kann innerhalb eines Zeitrahmens, der 
mindestens das Zehnfache der Standardeinstellung beträgt, 
verändert werden.

ff Die Nutzerin oder der Nutzer wird vorgewarnt, dass die Zeit 
abläuft, und hat dann mindestens 20 Sekunden Zeit, die Dauer 
durch eine einfache Aktion (z. B. durch Drücken der Leertaste) 
zu verlängern. Diese Möglichkeit erhält die Nutzerin oder der 
Nutzer mindestens zehnmal.

Es ist nicht erforderlich, die Zeitbegrenzung anzupassen, wenn

ff die Zeitbegrenzung ein notwendiger Bestandteil eines 
Echtzeit-Ereignisses (z. B. einer Auktion) ist und es keine 
Alternative zur vorgesehenen Zeitbegrenzung gibt,

ff die Zeitbegrenzung notwendig ist und durch Verlängerung die 
Aktivität ungültig werden würde oder

ff der zeitliche Rahmen mehr als 20 Stunden beträgt.
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2.2.2 Informationen, die sich bewegen, blinken oder scrollen und die

ff automatisch einsetzen,

ff länger als fünf Sekunden andauern und

ff gleichzeitig mit anderen Inhalten präsentiert werden,

müssen angehalten, beendet oder ausgeblendet werden können, 
es sei denn, diese Bewegung ist wesentlich für eine Aktivität.

Informationen, die sich automatisch aktualisieren und die

ff automatisch einsetzen und

ff gleichzeitig mit anderen Inhalten präsentiert werden,

müssen angehalten, beendet, ausgeblendet oder in ihrer 
Aktualisierungsfrequenz kontrolliert werden können, es sei denn, 
diese automatische Aktualisierung ist wesentlich für eine 
Aktivität.

Anforderung 2.3 Inhalte sind so zu gestalten, dass keine epileptischen Anfälle 
ausgelöst werden.

Bedingung 2.3.1 Webseiten enthalten keine Elemente, die in einem Zeitraum 
von einer Sekunde häufiger als dreimal aufblitzen, es sei denn, 
das Aufblitzen liegt unterhalb der „general flash“- oder 
„red flash“-Schwelle.

Anforderung 2.4 Der Nutzerin oder dem Nutzer sind Orientierungs- und 
Navigationshilfen sowie Hilfen zum Auffinden von Inhalten zur 
Verfügung zu stellen.

Bedingung 2.4.1 Für Gruppen von Elementen, die auf mehreren Webseiten 
wiederholt werden, sind Mechanismen verfügbar, um diese zu 
umgehen.

2.4.2 Webseiten enthalten Titel, die das Thema oder den Zweck der 
Seite beschreiben.

2.4.3 Wenn die Navigationssequenz Einfluss auf Bedeutung oder 
Bedienung der Webseite hat, erhalten fokussierbare 
Komponenten den Fokus in der Reihenfolge, die sicherstellt, 
dass Bedeutung und Bedienbarkeit erhalten bleiben.

2.4.4 Ziel und Zweck eines Links sind aus dem Linktext selbst 
ersichtlich oder aus dem Linktext in Verbindung mit dem durch 
Programme bestimmten Link-Kontext.

2.4.5 Es werden alternative Möglichkeiten angeboten, um Inhalte und 
Webseiten innerhalb verbundener Webangebote zu finden. Dies 
gilt nicht für Seiten, die nur über eine bestimmte Prozedur 
erreicht werden können.
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2.4.6 Überschriften und Label (Beschriftungen) kennzeichnen das 
Thema oder den Zweck.

2.4.7 Bei Tastaturbedienung ist immer ein Tastaturfokus sichtbar.
2.4.8 Es sind Informationen über den Standort der Nutzerin oder des 

Nutzers innerhalb der Webseite sowie innerhalb verbundener 
Webangebote verfügbar.

Prinzip 3 Verständlichkeit – Die Informationen und die Bedienung der 
Benutzerschnittstelle müssen verständlich sein.

Anforderung 3.1 Texte sind lesbar und verständlich zu gestalten.
Bedingung 3.1.1 Die vorherrschend verwendete natürliche Sprache jeder Webseite 

ist durch Programme erkennbar.
3.1.2 Die natürliche Sprache aller verwendeten Textpassagen oder 

Ausdrücke ist durch Programme erkennbar.
Anforderung 3.2 Webseiten sind so zu gestalten, dass Aufbau und Benutzung 

vorhersehbar sind.
Bedingung 3.2.1 Erhält eine Komponente den Fokus, wird dadurch keine 

Änderung des Kontextes ausgelöst.
3.2.2 Wird die Einstellung eines Elements der Benutzerschnittstelle 

geändert, führt dies nicht automatisch zu einer Änderung des 
Kontextes, es sei denn, die Nutzerin oder der Nutzer wurde vor 
Benutzung des Elements über dieses Verhalten informiert.

3.2.3 Navigationsmechanismen, die innerhalb eines Webangebots 
wiederholt werden, treten bei jeder Wiederholung in der gleichen 
Reihenfolge auf, es sei denn, die Nutzerin oder der Nutzer 
veranlasst eine Änderung.

3.2.4 In einem Webangebot und innerhalb verbundener Webseiten 
werden Elemente mit gleicher Funktionalität einheitlich 
bezeichnet.

Anforderung 3.3 Zur Fehlervermeidung und -korrektur sind unterstützende 
Funktionen für die Eingabe bereitzustellen.

Bedingung 3.3.1 Wird ein Eingabefehler automatisch festgestellt, wird das 
fehlerhafte Element aufgezeigt und der Fehler wird den 
Nutzerinnen und Nutzern in Textform beschrieben.

3.3.2 Für notwendige Eingaben der Nutzerinnen und Nutzer sind 
Hinweise oder Label (Beschriftungen) zur Verfügung zu stellen.

3.3.3 Wird ein Eingabefehler automatisch festgestellt und sind 
Korrekturvorschläge bekannt, sind diese der Nutzerin oder dem 
Nutzer zur Verfügung zu stellen, sofern sie nicht Sicherheit oder 
Zweck des Inhalts gefährden.
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3.3.4 Bei Webseiten, die rechtliche Verpflichtungen begründen oder zu 
finanziellen Transaktionen der Nutzerinnen und Nutzer führen 
oder von Nutzerinnen und Nutzern kontrollierbare Daten in 
Datenspeichersystemen ändern bzw. löschen oder Testantworten 
der Nutzerinnen und Nutzer absenden, haben Nutzerinnen und 
Nutzer mindestens eine der folgenden Möglichkeiten:

ff Die Ausführung kann rückgängig gemacht werden.

ff Die eingegebenen Daten werden auf Eingabefehler überprüft 
und es besteht die Möglichkeit, diese gegebenenfalls zu 
korrigieren.

ff Die Informationen können durchgesehen, korrigiert und 
bestätigt werden, bevor sie endgültig abgeschickt werden.

Prinzip 4 Robustheit – Inhalte müssen so robust sein, dass sie von 
möglichst allen Benutzeragenten, einschließlich assistiver 
Technologien, zuverlässig interpretiert werden können.

Anforderung 4.1 Die Kompatibilität mit Benutzeragenten, einschließlich assistiver 
Technologien, ist sicherzustellen.

Bedingung 4.1.1 Inhalte, die mit Markup-Sprachen erstellt werden, bestehen aus 
Elementen, für die folgende Eigenschaften gelten:

ff Sie verfügen über vollständige Start- und End-Tags,

ff sie werden entsprechend ihren Spezifikationen verschachtelt,

ff sie enthalten keine doppelten Attribute und

ff alle ihre IDs sind eindeutig,

es sei denn, ihre Spezifikationen erlauben diese Besonderheit.
4.1.2 Für alle Komponenten der Benutzerschnittstelle sind Name und 

Rolle durch Programme erkennbar. Zustände, Eigenschaften und 
Werte, die von Nutzerinnen und Nutzern eingestellt werden 
können, können auch durch ein Programm gesetzt werden. Bei 
Änderungen dieser Zustände, Eigenschaften und Werte erhalten 
Benutzeragenten, einschließlich assistiver Technologien, eine 
Mitteilung.
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Priorität II

Prinzip 1 Wahrnehmbarkeit – Die Informationen und Komponenten der 
Benutzerschnittstelle sind so darzustellen, dass sie von den 
Nutzerinnen und Nutzer wahrgenommen werden können.

Anforderung 1.2 Für zeitgesteuerte Medien sind Alternativen bereitzustellen.
Bedingung 1.2.6 Für vorab aufgezeichnete Audio-Inhalte in synchronisierten 

Medien sind Übersetzungen in Deutscher Gebärdensprache 
bereitzustellen.

1.2.7 Für vorab aufgezeichnete Video-Inhalte in synchronisierten 
Medien ist eine erweiterte Audio-Deskription bereitzustellen.

1.2.8 Für aufgezeichnete synchronisierte Medien ist eine Volltext-
Alternative einschließlich aller Interaktionen bereitzustellen. Für 
aufgezeichnete Video-Dateien ist eine Text-Alternative mit 
gleichwertigen Informationen bereitzustellen.

1.2.9 Bei Live-Übertragungen von Audio-Inhalten ist eine Text-Alter-
native mit gleichwertigen Informationen bereitzustellen.

Anforderung 1.4 Nutzerinnen und Nutzern ist die Wahrnehmung des Inhalts und 
die Unterscheidung zwischen Vorder- und Hintergrund so weit 
wie möglich zu erleichtern.

Bedingung 1.4.6 Bei der visuellen Präsentation von Text und Schriftgrafiken ist 
das Kontrastverhältnis zwischen Vordergrund- und Hinter-
grundfarbe mindestens 7:1. Für Großschrift und Schriftgrafiken 
mit Großschrift gilt ein Kontrastverhältnis von mindestens 4,5:1. 
Kein Mindestkontrast ist erforderlich für nebensächliche Texte 
und Schriftgrafiken,

ff die Teil einer inaktiven Komponente der Benutzerschnittstelle 
sind,

ff die rein dekorativ sind,

ff bei denen es sich um nebensächlichen Text in einem Bild 
handelt oder

ff die für die Nutzerin oder den Nutzer nicht sichtbar sind.

ff Für Text, der Bestandteil eines Logos oder eines Marken
namens ist, gelten ebenfalls keine Anforderungen an den 
Mindestkontrast.
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1.4.7 Aufgezeichnete Audio-Inhalte, die im Vordergrund Sprache 
enthalten, haben keine oder abschaltbare Hintergrundgeräusche. 
Hintergrundgeräusche sind mindestens 20 Dezibel leiser als die 
sprachlichen Inhalte im Vordergrund, sofern es sich nicht um 
nur gelegentliche Toneffekte handelt, die ein oder zwei Sekunden 
dauern. AudioInhalte, die ein Audio-CAPTCHA oder Audio-Logo 
sind, sowie Audio-Inhalte, bei denen es vorrangig um den 
musikalischen Ausdruck geht, sind hiervon ausgenommen.

1.4.8 Bei der visuellen Präsentation von Textblöcken sind Mechanis-
men verfügbar, die Folgendes ermöglichen:

ff Vordergrund- und Hintergrundfarben sind von den Nutzerin-
nen und Nutzern auswählbar,

ff die Zeilenbreite beträgt nicht mehr als 80 Zeichen,

ff der Text ist nicht im Blocksatz ausgerichtet,

ff der Zeilenabstand beträgt mindestens 1,5 Zeilen innerhalb der 
Absätze,

ff der Abstand zwischen den Absätzen ist größer als der Zeilen
abstand und

ff der Text kann im Vollbildmodus ohne assistive Technologie bis 
auf 200 % vergrößert werden, ohne dass die Nutzerinnen oder 
Nutzer eine Textzeile horizontal scrollen müssen.

1.4.9 Schriftgrafiken werden ausschließlich zur Dekoration verwendet 
oder in Fällen, in denen eine bestimmte Textpräsentation eine 
wesentliche Voraussetzung für die Vermittlung der Infor
mationen ist.

Prinzip 2 Bedienbarkeit – Die Komponenten der Benutzerschnittstelle und 
die Navigation müssen bedient werden können.

Anforderung 2.1 Für die gesamte Funktionalität ist Zugänglichkeit über die 
Tastatur sicherzustellen.

Bedingung 2.1.3 Die gesamte Funktionalität des Inhalts muss über eine Tastatur-
schnittstelle bedient werden können, ohne dass bestimmte 
Zeitvorgaben für die einzelnen Tastenanschläge einzuhalten sind.

Anforderung 2.2 Den Nutzerinnen und Nutzern ist ausreichend Zeit zu geben, um 
Inhalte zu lesen und zu verwenden.

Bedingung 2.2.3 Zeitbegrenzungen sind bei dem Ereignis oder der Aktivität, die 
durch den Inhalt präsentiert werden, nicht zugelassen. Dies gilt 
nicht bei nicht-interaktiven, synchronisierten Medien und 
Echtzeit-Ereignissen.
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2.2.4 Unterbrechungen können aufgeschoben oder unterdrückt 
werden, es sei denn, es handelt sich um Unterbrechungen in 
Notfällen.

2.2.5 Bei Ablauf einer authentifizierten Sitzung muss nach der 
Wiederanmeldung gewährleistet sein, dass die Aktivität ohne 
Datenverlust weitergeführt werden kann.

Anforderung 2.3 Inhalte sind so zu gestalten, dass keine epileptischen Anfälle 
ausgelöst werden.

Bedingung 2.3.2 Webseiten enthalten keine Elemente, die in einem Zeitraum von 
einer Sekunde häufiger als dreimal aufblitzen.

Anforderung 2.4 Der Nutzerin oder dem Nutzer sind Orientierungs- und 
Navigationshilfen sowie Hilfen zum Auffinden von Inhalten zur 
Verfügung zu stellen.

Bedingung 2.4.9 Ziel und Zweck eines Links sind aus dem Linktext selbst 
ersichtlich.

2.4.10 Es sind Abschnittsüberschriften zu verwenden, die den Inhalt 
weiter strukturieren.

Prinzip 3 Verständlichkeit – Die Informationen und die Bedienung der 
Benutzerschnittstelle müssen verständlich sein.

Anforderung 3.1 Texte sind lesbar und verständlich zu gestalten.
Bedingung 3.1.3 Für Wörter oder Ausdrücke, die in einem ungebräuchlichen oder 

eingeschränkten Sinn – einschließlich Dialekte und Fachjargon 
– verwendet werden, gibt es Mechanismen zur Erläuterung.

3.1.4 Für Abkürzungen gibt es einen Mechanismus, der ihre aus
geschriebene Form bereitstellt oder ihre Bedeutung beschreibt.

3.1.5 Für alle Inhalte ist die klarste und einfachste Sprache zu 
verwenden, die angemessen ist. Bei schwierigen Texten werden 
zusätzliche erklärende Inhalte oder grafische oder Audio-Präsen-
tationen zur Verfügung gestellt.

3.1.6 Für Wörter, deren Sinn ohne die richtige Aussprache nicht 
eindeutig ist, gibt es einen Mechanismus, der die korrekte 
Aussprache aufzeigt.

Anforderung 3.2 Webseiten sind so zu gestalten, dass Aufbau und Benutzung 
vorhersehbar sind.

Bedingung 3.2.5 Änderungen des Kontextes werden nur auf Anforderung durch 
die Nutzerin oder den Nutzer veranlasst oder es gibt einen 
Mechanismus, um diese Änderungen abzuschalten.

Anforderung 3.3 Zur Fehlervermeidung und -korrektur sind Unterstützungen zur 
Eingabe bereitzustellen.

Bedingung 3.3.5 Es sind kontextabhängige Hilfen zur Verfügung zu stellen.
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3.3.6 Bei Webseiten, die verlangen, dass Nutzerinnen und Nutzer 
Informationen übermitteln, haben sie mindestens eine der 
folgenden Möglichkeiten:

ff Die Ausführung kann rückgängig gemacht werden.

ff Die eingegebenen Daten werden auf Eingabefehler überprüft 
und es besteht die Möglichkeit, diese gegebenenfalls zu 
korrigieren.

ff Die Informationen können durchgesehen, korrigiert und 
bestätigt werden, bevor sie endgültig abgeschickt werden.
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Glossar

Abkürzung Gekürzte Form eines Wortes, eines Satzes oder eines Namens, die 
sich auf die Schriftsprache beschränkt; die Kurzform wird also 
nicht als solche gesprochen. Zu den Abkürzungen zählen auch 
Kurzwörter, die aus den Anfangsbuchstaben oder -silben einer 
Wortgruppe oder -zusammensetzung gebildet werden und als 
ein Wort ausgesprochen werden können (Akronyme oder 
Initialwörter).

Alternative für 
zeitgesteuerte Medien

Dokument, das eine korrekt entschlüsselte textliche 
Beschreibung von zeitgesteuerten visuellen und akustischen 
Informationen enthält und ein Mittel bereitstellt, um die 
Ergebnisse aller zeitgesteuerten Wechselbeziehungen zu 
erreichen. Ein Drehbuch, das für den inhaltlichen Entwurf von 
synchronisierten Medien geschrieben wird, entspricht dieser 
Definition nur, wenn es der veröffentlichten Fassung des 
synchronisierten Mediums entsprechend nachbearbeitet wurde.

Assistive Technologien Software oder Hardware, die speziell entwickelt wurde, um 
behinderte Menschen bei der Nutzung des Computers zu 
unterstützen, wobei die Grenze zwischen Benutzeragenten und 
assistiver Technologie fließend ist. Folgende assistive Techno
logien sind im Zusammenhang mit dieser Verordnung wichtig:

ff Bildschirmlupen und andere visuelle Hilfsmittel zur Unter-
stützung blinder und sehbehinderter Menschen beim Lesen, 
welche sowohl die Schrift, die Größe, den Zeichenabstand und 
die Farbe verändern als auch mit Sprache synchronisieren, um 
die Lesbarkeit und Erkennbarkeit von Texten und Bildern zu 
verbessern oder zu ermöglichen;

ff Screenreader, die von blinden Menschen benutzt werden, um 
textliche Informationen in Sprache oder Braille auszugeben;

ff Vorlesesoftware für blinde und sehbehinderte Menschen bzw. 
Menschen mit Lern- oder geistiger Behinderung;

ff Spracherkennungssoftware, die z. B. von körperbehinderten 
Menschen benutzt wird;

ff alternative Tastaturen z. B. für seh- und körperbehinderte 
Menschen;

ff alternative Zeigegeräte, die von körperbehinderten Menschen 
benutzt werden, um eine Maus- oder Schaltflächenaktivierung 
zu simulieren.
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Audio Technik zur Tonwiedergabe. Mit ihr können Töne synthetisch 
erzeugt oder von realen Quellen aufgenommen werden. Auch 
eine Kombination beider Verfahren ist möglich.

Audio-Deskription Der Tonspur hinzugefügte Beschreibung wichtiger visueller 
Einzelheiten, deren Verständnis sich nicht allein aus der 
Haupttonspur ergibt. Sie wird auch „Video-Beschreibung“ und 
„Beschreibende Schilderung“ genannt. Eine Audio-Deskription 
von Videoinhalten stellt Informationen über Handlungen, 
Figuren oder Akteure, Szenenwechsel, Texte auf dem Bildschirm 
und über andere visuelle Inhalte bereit. In standardmäßigen 
Audio-Deskriptionen wird die Schilderung in Pausen zwischen 
den Dialogen hinzugefügt (siehe auch „erweiterte Audio- 
Deskription“). Wenn sämtliche Informationen des Videos bereits 
in der vorhandenen Tonspur enthalten sind, ist keine zusätzliche 
Audio-Deskription notwendig.

Änderung des 
Kontextes

Bedeutende inhaltliche Änderungen einer Webseite, die – falls sie 
ohne Kenntnis oder Absicht der Nutzerin oder des Nutzers 
vorgenommen werden – insbesondere die Nutzerinnen und 
Nutzer verwirren könnten, die eine ganze Seite nicht auf einmal 
überblicken können.

Änderungen des Kontextes beinhalten Änderungen

ff des Benutzeragenten,

ff des Darstellungsfelds (derjenige Anzeigebereich im Fenster des 
Webbrowsers, der für die Darstellung des Webinhalts tatsäch-
lich zur Verfügung steht),

ff des Fokus und

ff des Inhalts, wenn dadurch die Bedeutung der Webseite 
beeinflusst wird.

Anmerkungen:
Änderungen des Inhalts stellen nicht immer eine Änderung des 
Kontextes dar. Dies gilt beispielsweise, wenn eine erweiterte 
Gliederung oder ein dynamisches Menü eingefügt werden, es sei 
denn, sie ändern einen der oben genannten Punkte.

Benutzeragent Software zum Zugriff der Nutzerin oder des Nutzers auf 
Webinhalte. Dies umfasst Webbrowser, MultimediaPlayer, 
Plug-ins und andere Programme – einschließlich assistiver 
Technologien –, die Nutzerinnen und Nutzer beim Zugriff auf 
Webinhalte unterstützen.

Benutzerschnittstelle Ermöglicht Eingaben der Nutzerinnen und Nutzer und legt die 
Darstellung dieser Eingaben fest.
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Bestimmte sensorische 
Erfahrung

Eine sensorische Erfahrung, die nicht rein dekorativ ist und nicht 
in erster Linie wichtige Informationen ausdrückt oder eine 
Funktion ausführt.

Bezeichner Text, durch den die Software eine Komponente im Webinhalt für 
Anwenderinnen und Anwender aufzeigen kann. Bezeichner 
können versteckt sein und nur assistiven Technologien gegen-
über freigestellt werden. Im Gegensatz zum Bezeichner wird ein 
Label (Beschriftung) allen Nutzerinnen und Nutzern präsentiert. 
In vielen Fällen sind Beschriftung und Bezeichner gleich.

Blinken Wechsel zwischen zwei visuellen Zuständen in einer Art und 
Weise, die Aufmerksamkeit erregen soll.

CAPTCHA Abkürzung für „Completely Automated Public Turing test to tell 
Computers and Humans Apart“, benannt nach dem britischen 
Mathematiker A. M. Turing. CAPTCHA bedeutet wörtlich 
übersetzt „Vollautomatischer öffentlicher Turing-Test, um 
Computer und Menschen zu unterscheiden“. Ein Turing-Test 
besteht aus einem System von Tests, um einen Menschen von 
einem Computer zu unterscheiden. CAPTCHAs werden 
Nutzerinnen und Nutzer oft aufgefordert, einen Text einzugeben, 
der in einem unklaren Bild oder in einer Audio-Datei mit 
Hintergrundrauschen dargestellt ist.

Durch Programme 
erkennbar

Inhalte sind durch Programme erkennbar, wenn durch eine 
Software die von der Autorin oder vom Autor gelieferten Daten 
in einer solchen Art und Weise bereitgestellt werden, dass 
Benutzeragenten, einschließlich assistiver Technologien,
diese Inhalte erkennen und für Nutzerinnen und Nutzer in 
verschiedenen Modalitäten auswählen und präsentieren können.

Durch Programme 
bestimmter 
Link-Kontext

Zusätzliche Informationen, die durch Beziehungen mit einem 
Hyperlink durch Programme erkennbar sind, mit dem Linktext 
kombiniert und den Nutzerinnen und Nutzern in verschiedenen 
Modalitäten präsentiert werden. Da Screenreader Zeichensetzung 
interpretieren, können sie den Kontext bereitstellen, wenn der 
Fokus sich auf einem Link befindet.

Durch Programme 
gesetzt

Programme sind setzbar, wenn die Software Methoden 
gebraucht, welche von Benutzeragenten, einschließlich assistiver 
Technologien, unterstützt werden.

Echtzeit-Ereignis Ein Ereignis, das zum Zeitpunkt des Sehens geschieht und nicht 
vollständig vom Inhalt erzeugt wird. Bei EchtzeitEreignissen 
handelt es sich z. B. um Online-Auktionen, bei denen Gebote 
abgegeben werden können und die Auktion zeitgleich verfolgt 
werden kann.

Eingabefehler Von Nutzerinnen und Nutzern eingegebene Informationen, die 
vom System nicht akzeptiert werden.
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Erklärender Inhalt Zusätzlicher Inhalt, der vorhandene Inhalte illustriert oder 
verdeutlicht.

Erweiterte 
Audio-Deskription

Eine erweiterte Audio-Deskription unterbricht ein Video in 
seinem Verlauf und ergänzt es durch eine zusätzliche Audio-
Beschreibung. Erweiterte Audio-Deskriptionen werden nur 
eingefügt, wenn der Sinn des Videos ohne diese verloren ginge 
und die Pausen zwischen Dialog und Audio-Deskription zu kurz 
sind.

Erweiterte Untertitel 
(Captions)

Synchronisierte visuelle Alternative und/oder Text-Alternative 
für sprachliche und nichtsprachliche Audio-Informationen, die 
zum Verständnis des Medieninhalts benötigt werden. Erweiterte 
Untertitel ähneln grundsätzlich Untertiteln, die gesprochene 
Dialoge wiedergeben. Darüber hinaus beinhalten sie jedoch auch 
nichtsprachliche Audioinformationen (wie u. a. Toneffekte, 
Musik, Gelächter), die zum Verständnis des Programminhalts 
erforderlich sind. Erweiterte Untertitel sollten relevante 
Informationen im Video nicht beeinträchtigen. Audio- 
Deskriptionen müssen nicht mit erweiterten Untertiteln 
versehen werden, da es sich um Beschreibungen von Infor
mationen handelt, die bereits visuell präsentiert wurden. Man 
unterscheidet zwischen „Closed Captions“ und „Open Captions“: 
„Closed Captions“ können, wenn das Abspielgerät es zulässt, 
an- oder abgeschaltet werden. „Open Captions“ können nicht 
abgeschaltet werden.

Funktionalität Das Zusammenwirken mehrerer Funktionen, um bestimmte 
Aufgaben zu lösen. Es kann durch Aktionen der Nutzerinnen und 
Nutzer veranlasst werden.

Gebärdensprache Als Gebärdensprache bezeichnet man eine eigenständige, visuell 
wahrnehmbare natürliche Sprache, die insbesondere von 
gehörlosen und schwerhörigen Menschen zur Kommunikation 
genutzt wird. Gebärdensprache besteht aus kombinierten 
Zeichen (Gebärden), die vor allem mit den Händen, in Ver
bindung mit Mimik und Mundbild (lautlos gesprochene Wörter 
oder Silben) und zudem im Kontext mit der Körperhaltung 
gebildet werden.
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„general flash“- oder 
„red flash“-Schwelle

Grenzwert für ein Aufblitzen oder eine schnell wechselnde 
Bildabfolge. Ein Aufblitzen oder eine schnell wechselnde 
Bildabfolge liegt unter diesem Grenzwert, wenn einer der beiden 
folgenden Punkte zutrifft:

ff Es gibt nicht mehr als drei allgemeine Blitze („general flash“) 
und/oder nicht mehr als drei rote Blitze („red flash“) innerhalb 
einer Sekunde.

ff Der zusammenhängende Bereich von gleichzeitig auf
tauchenden Blitzen belegt nicht mehr als die Gesamtsumme 
von 0,006 Steradianten innerhalb eines Gesichtsfeldes von 10 
Grad auf dem Bildschirm (25 % beliebiger 10-Grad-Sichtfelder 
auf dem Bildschirm) bei einem für die Betrachtung eines 
Bildschirms typischen Abstand.

Dabei gelten folgende Definitionen:

Allgemeiner Blitz („general flash“):
Ein Paar von entgegengesetzten Änderungen der relativen 
Luminanz um 10 % oder mehr als die maximale relative 
Luminanz, wobei die relative Luminanz der dunkleren Bilder 
unter 0,80 liegt und wobei „ein Paar von entgegenwirkenden 
Änderungen“ ein Anstieg gefolgt von einem Rückgang bzw. ein 
Rückgang gefolgt von einem Anstieg ist.

Roter Blitz („red flash“):
Ein beliebiges Paar von entgegengesetzten Übergängen, die ein 
gesättigtes Rot mit sich bringen.

Ausnahme:
Ein Aufblitzen, welches ein feines ausgewogenes Muster darstellt 
(wie z. B. ein weißes Rauschen oder ein wechselndes Schachbrett-
muster, bei dem die Quadrate auf einer Seite kleiner als 0,1 Grad 
sind) überschreitet die Schwellenwerte nicht.

Anmerkungen:
Für allgemeine Software oder Webinhalte liefert der Gebrauch 
eines auf dem angezeigten Bildschirmbereich beliebig platzierten 
341 x 256 Pixel großen Rechtecks bei einer Bildschirmauflösung 
von 1024 x 768 Pixel einen guten Schätzwert eines 10-Grad-
Sichtfeldes für Standard-Bildschirmgrößen und Standard- 
Entfernungen der Augen zum Bildschirm (z. B. 15- bis 17-Zoll-
Bildschirm bei 59 bis 66 cm Entfernung). Da höher auflösende 
Bildschirme den Inhalt in gleicher Weise mit kleineren und 
schärferen Bildern wiedergeben, wird die geringere Auflösung für 
die Definition der Grenzwerte verwendet.
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Ein „Übergang“ ist der Wechsel in der relativen Leuchtdichte 
(oder relativen Farbsättigung bei roten Blitzen) zwischen 
angrenzenden Höchst- und Tiefstwerten im Kurvenverlauf der 
relativen Leuchtdichtemessung (oder der relativen Farb
sättigungsmessung bei roten Blitzen) in Abhängigkeit zur Zeit. 
Ein Blitz besteht aus zwei entgegengesetzten Übergängen.

Die gegenwärtige Arbeitsdefinition für „ein beliebiges Paar von 
entgegengesetzten Übergängen, die ein gesättigtes Rot mit sich 
bringen“, lautet:

ff wenn für entweder einen oder beide Zustände eines jeden 
Überganges gilt: R / (R + G + B) >= 0,8,

ff und wenn für beide Zustände eines jeden Überganges der 
Wechsel in den Werten von (R – G – B) x 320 >20 [negative 
Werte von (R – G – B) x 320 werden auf 0 gesetzt] ist.

ff R-, G- und B-Werte reichen – wie in der Definition für die 
„relative Luminanz“ angegeben – von 0 bis 1.

Es sind Hilfsmittel verfügbar, die eine Analyse von Video-
Bildschirmaufnahmen durchführen. Es ist jedoch kein Hilfs
mittel zur Bewertung dieser Bedingung notwendig, wenn ein 
Aufblitzen mit drei oder weniger Blitzen pro Sekunde erfolgt. Der 
Inhalt erfüllt dann die Anforderungen.

ID Kurzform für Identifikator, wobei ein eindeutiger Bezeichner in 
HTML- und XMLDokumenten gemeint ist.

Inhalt Umfasst die Information und sensorische Erfahrung, die den 
Nutzerinnen und Nutzern durch Benutzeragenten vermittelt 
wird. Hierzu gehören auch Code oder Markup, welche Struktur, 
Präsentation und Interaktionen des Webinhalts definieren.

Komponenten der 
Benutzerschnittstelle

Sind Teile des Inhalts und werden von Nutzerinnen und Nutzern 
als einzelnes Kontrollelement für eine eindeutige Funktion 
wahrgenommen. Komponenten der Benutzerschnittstelle 
schließen sowohl Formularelemente und Links als auch durch 
Skripte erzeugte Komponenten ein.

Mehrere Komponenten der Benutzerschnittstelle können als 
einzelnes programmtechnisches Element implementiert werden. 
Komponenten sind hier nicht ausschließlich an Programmier-
techniken gebunden, vielmehr auch an die Wahrnehmung als 
einzelnes Kontrollelement durch Nutzerinnen und Nutzer.



518

Kontext Kontext im Zusammenhang mit dieser Verordnung beinhaltet 
folgende Elemente:

ff Benutzeragent,

ff Darstellungsfeld (Anzeigebereich im Fenster des Webbrowsers, 
der für die Darstellung des Webinhalts tatsächlich zur 
Verfügung steht),

ff Fokus und

ff Inhalt, der Einfluss auf die Bedeutung der Webseite hat.
Kontextabhängige Hilfe Hilfetext, der Informationen zur gegenwärtig ausgeführten 

Funktion bereitstellt.

Kontrastverhältnis
Das Kontrastverhältnis berechnet sich aus: (L1 + 0,05) / (L2 + 0,05), 
wobei

ff L1 die relative Luminanz der Ausleuchtung der Vorder- oder 
Hintergrundfarben ist und

ff L2 die relative Luminanz der dunkleren Vorder- oder Hinter-
grundfarben ist.

Anmerkungen:
Kontrastverhältnisse können zwischen 1 und 21 liegen (1:1 bis 
21:1). Das Kontrastverhältnis zwischen Vorder- und Hintergrund 
kann bei ausgeschaltetem Konturenausgleich evaluiert werden.

Im Hinblick auf die Bedingungen 1.4.3 und 1.4.6 wird der 
Kontrast ausgehend vom festgelegten Hintergrund erfasst, vor 
dem der Text präsentiert wird. Wenn keine Hintergrundfarbe 
festgelegt ist, wird von einem weißen Hintergrund ausgegangen.

Hintergrundfarbe ist die festgelegte Farbe, auf der der Text 
dargestellt wird. Ein Fehler liegt vor, wenn die Farbe des Textes 
festgelegt ist, die Hintergrundfarbe jedoch nicht; für Nutzerinnen 
und Nutzer ist die Standard-Hintergrundfarbe unbekannt und 
kann daher nicht als ausreichend kontrastiert bewertet werden. 
Gleiches gilt für farblich nicht festgelegte Texte in Kombination 
mit einem farblich festgelegten Hintergrund.

Buchstabenumrandungen können den Kontrast verändern und 
werden bei der Bestimmung des Kontrasts zwischen Buchstabe 
und Hintergrund einbezogen. Eine schmale Umrandung wird 
dann als Teil des Buchstabens behandelt, eine breite Umrandung, 
die die inneren Bestandteile von Buchstaben füllt, als Hinter-
grund.
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Die Erfüllung der Anforderungen und Bedingungen sollte für 
Farbpaare evaluiert werden, die inhaltlich typischerweise so 
vorgegeben sind, dass eine Autorin oder ein Autor sie neben
einanderliegend erwartet. Autorinnen und Autoren müssen 
keine unüblichen Präsentationen (wie z. B. von der Nutzerin oder 
vom Nutzer veranlasste Farbwechsel) bedenken, außer wenn 
diese von ihnen selbst verursacht wurden.

Kontrollierbare Daten Daten, die so gestaltet sind, dass Nutzerinnen und Nutzer auf sie 
zugreifen können (z. B. E-Mail-Kontodaten).

Label (Beschriftung) Text oder andere Komponente mit einer Text-Alternative, die 
den Nutzerinnen und Nutzern präsentiert wird, um eine 
Komponente im Webinhalt aufzuzeigen. Ein Label (Beschriftung) 
wird allen Nutzerinnen und Nutzern präsentiert, während ein 
Bezeichner versteckt sein kann und nur assistiven Technologien 
gegenüber freigestellt wird. In vielen Fällen sind Label und 
Bezeichner gleich. Der Begriff ist nicht nur beschränkt auf das 
Label-Element in HTML.

Link (Hyperlink) Verweis in einem elektronischen Dokument auf ein beliebiges 
Verweisziel. Das Verweisziel kann sich in jeder Quelle befinden, 
die über den elektronischen Datenaustausch erreichbar ist.

Live Live sind Informationen, die von einem realen Ereignis erfasst 
werden und dem Empfänger ohne eine über die Aussendungs-
verzögerung hinausgehende Verzögerung übermittelt werden. 
Die Aussendungsverzögerung ist eine nur kurze technisch 
bedingte Verzögerung und reicht nicht für eine wesentliche 
inhaltliche Aufbereitung aus. Vollständig computergenerierte 
Informationen sind nicht live. Untertitel und Text-Alternativen 
können zum Beispiel durch die zeitgleiche Eingabe oder 
Aufbereitung vorbereiteter Texte als Live-Untertitel und 
Live-Text-Alternativen bereitgestellt werden.

Markup-Sprache Auch „Auszeichnungssprache“ genannt. Markup-Sprache ist eine 
Kategorie von Programmiersprachen, die zum Beispiel HTML 
(Hypertext Markup Language) oder XML (Extensible Markup 
Language) umfasst. Auszeichnungssprachen basieren auf der in 
der ISO-Norm 8879 festgelegten SGML (Standard Generalized 
Markup Language). Sie dienen in ihren spezifischen Anwen-
dungsgebieten der logischen Beschreibung von Inhalten, dem 
Datenaustausch oder der Definition weiterer Auszeichnungs
sprachen.
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Mechanismus Prozess oder Technik, der oder die dazu dient, ein bestimmtes 
Resultat zu erreichen. Ein Mechanismus kann ausdrücklich im 
Inhalt oder aber von der Plattform oder dem Benutzeragenten, 
einschließlich assistiver Technologien, bereitgestellt werden. Der 
Mechanismus muss alle an ihn gestellten Anforderungen und 
Bedingungen erfüllen.

Medien-Alternative 
für Text

Medien, die nicht mehr Informationen liefern als die, die bereits 
direkt im Text oder mittels Text-Alternativen dargestellt sind. 
Eine Medien-Alternative zur Darstellung von Text wird für 
diejenigen Nutzerinnen und Nutzer bereitgestellt, die von 
alternativen Präsentationen des Textes profitieren. Medien- 
Alternativen zur Darstellung von Text können reine Audio-, reine 
Video- (einschließlich Gebärdensprachvideos) oder gemischte 
Audio-Video-Darstellungen sein.

Natürliche Sprache Gesprochene, geschriebene oder durch Zeichen dargestellte 
Sprache, die sich historisch entwickelt hat und der zwischen-
menschlichen Kommunikation dient.

Navigation Mensch-Computer-Interaktionsmöglichkeit zur Auswahl von 
Programmen und Dateien. Diese Art der Navigation bezieht sich 
auf die grafische Benutzeroberfläche eines Computers und 
dessen Bildschirmdarstellung. Über dargestellte, anwählbare 
Schaltflächen und Piktogramme können Nutzerinnen und 
Nutzer Programme aufrufen, Dateien auswählen und mit 
Inhalten füllen.

Navigationssequenz Die Navigationssequenz ist die Reihenfolge des von Element zu 
Element fortschreitenden Fokuswechsels, wenn zur Navigation 
eine Tastaturschnittstelle verwendet wird.

Nicht-Text-Inhalt Inhalt, der keine Abfolge von Buchstaben darstellt, der durch 
Programme erkennbar ist oder dessen Abfolge keine natürliche 
Sprache darstellt. Nicht-Text-Inhalte sind auch ASCII-Zeich
nungen (Muster aus Buchstaben), Emoticons (Zeichenfolgen aus 
Satzzeichen, die ein Smiley nachbilden), Leetspeak (Ersetzen von 
Buchstaben durch ähnlich aussehende Ziffern und Sonder
zeichen) oder Bilder, die Text abbilden.

Präsentation Inhalt, der in einer für die Nutzerin oder den Nutzer wahr
nehmbaren Form dargestellt wird.

Rechtliche 
Verpflichtungen

Transaktionen, bei denen die Nutzerin oder der Nutzer eine 
Vereinbarung eingeht, aus denen sich gesetzlich bindende Rechte 
und Pflichten ergeben.

Rein dekorative 
Elemente

Dienen nur einem ästhetischen Zweck, liefern keine Infor
mationen und haben keine weiteren Funktionen. Ein Text ist rein 
dekorativ, wenn die Wörter umgeordnet oder ersetzt werden 
können und ausschließlich der ästhetische Zweck erfüllt bleibt.
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Reines Audio Eine zeitabhängige Darstellung, die ausschließlich aus Audio-
Inhalten besteht (kein Video und keine Interaktionen).

Reines Video Eine zeitabhängige Darstellung, die ausschließlich Video-Inhalte 
enthält (kein Audio und keine Interaktionen).

Relative Luminanz Die relative Helligkeit eines beliebigen Punktes im Farbraum, 
normalisiert zu 0 für den dunkelsten schwarzen Punkt und 
normalisiert zu 1 für den hellsten weißen Punkt.

Anmerkungen:
Im standardmäßigen Rot-Grün-Blau-Farbraum (sRGB-Farbraum) 
ist die relative Luminanz definiert als L = 0,2126 * R + 0,7152 * G + 
0,0722 * B

Dabei sind R, G und B wie folgt definiert:

ff wenn RsRGB <= 0,03928 dann R = RsRGB / 12,92 sonst R = 
[(RsRGB + 0,055) / 1,055]2.4

ff wenn GsRGB <= 0,03928 dann G = GsRGB / 12,92 sonst G = 
[(GsRGB + 0,055) / 1,055]2.4

ff wenn BsRGB <= 0,03928 dann B = BsRGB / 12,92 sonst B = 
[(BsRGB + 0,055) / 1,055]2.4

und dabei RsRGB , GsRGB , und BsRGB definiert sind als:

ff RsRGB = R8bit / 255

ff GsRGB = G8bit / 255

ff BsRGB = B8bit / 255.

Fast alle Systeme, die heutzutage verwendet werden, um 
Webinhalte zu betrachten, setzen eine sRGB-Verschlüsselung 
voraus. Sofern nicht bekannt ist, dass ein anderer Farbraum zur 
Anzeige und Verarbeitung des Inhalts verwendet wird, sollten 
Autorinnen und Autoren diesen beliebigen Punkt durch 
Verwendung des sRGB-Farbraums bewerten. Wenn ein anderer 
Farbraum verwendet wird, gilt das Mindestkontrastverhältnis der 
Bedingung 1.4.3.

Wenn nach der Ausgabe Fehlerdiffusion (Dithering) auftritt, dann 
wird der Wert der Quellfarbe verwendet. Für Farben, die am 
Ursprung schwanken, sollten die Durchschnittswerte der Farben 
verwendet werden (durchschnittlich R, durchschnittlich G, 
durchschnittlich B).
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Es sind Hilfsmittel verfügbar, welche die Berechnung zum Testen 
des Kontrastes und des Blitzens automatisch ausführen. Eine 
Mathematical-Markup-Language (MathML)-Version der 
Definition zur relativen Luminanz ist verfügbar.

Rolle Text oder Zahl, an der eine Software die Funktion einer Kompo-
nente innerhalb eines Webinhalts erkennen kann.

Schriftgrafik Text, der in nicht-textlicher Form (zum Beispiel als Bild oder in 
einem Bild) dargestellt wird, um einen bestimmten visuellen 
Effekt zu erzielen. Dies gilt nicht für einen Text, der Teil eines 
Bildes ist, das einen anderen wesentlichen visuellen Inhalt hat.

Struktur Bezeichnet die Art, wie Teile einer Webseite im Verhältnis zu 
anderen Teilen organisiert sind, sowie die Organisation einer 
Sammlung von Webseiten.

Synchronisierte Medien Synchronisierte Medien sind Audio- und Video-Inhalte, die mit 
anderen Formaten zur Darstellung von Informationen und/oder 
mit zeitabhängigen interaktiven Komponenten synchronisiert 
werden. Dies gilt nicht für Medien, die als Medien-Alternative für 
Text klar gekennzeichnet sind.

Tag Auszeichnung eines Datenbestandes mit Zusatzinformationen, 
die je nach Verwendungsgebiet unterschiedlichen Zwecken 
dienen.

Tastaturschnittstelle Software-Schnittstelle für Eingaben über die Tastatur. Eine 
Tastaturschnittstelle ermöglicht es Nutzerinnen und Nutzern, 
Programme über die Tastatur zu bedienen, obwohl die ursprüng-
liche Technologie keine Tastatur aufweist.

Text Abfolge von Buchstaben, die durch Programme erkennbar ist 
und etwas in natürlicher Sprache ausdrückt.

Text-Alternative Durch Programme erkennbarer Text, der anstelle eines Nicht-
Text-Inhalts verwendet wird, oder Text, der zusätzlich zu einem 
Nicht-Text-Inhalt verwendet wird und auf den der programm-
technisch bestimmte Text verweist.

Ungebräuchliche 
Wörter

Wörter, bei deren Verwendung es notwendig ist, den 
Nutzerinnen und Nutzern die Bedeutung zu erläutern, damit 
diese den Inhalt richtig verstehen.

Verbundene 
Webangebote

Sammlung von Webseiten, die einen gemeinsamen Zweck haben 
und die von der gleichen Autorin oder vom gleichen Autor, der 
gleichen Gruppe oder Organisation stammen. Unterschiedliche 
Sprachversionen werden als verschiedene Reihen von Webseiten 
behandelt.

Video Die Technik von sich bewegenden oder aufeinanderfolgenden 
Fotos oder Bildern. Video kann aus animierten oder foto
grafischen Bildern oder aus beidem bestehen.
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Vollbildmodus Darstellungsfeld, das bei standardmäßigen Laptops und 
Computern der Bildschirmgröße entspricht.

Volltext-Alternative für 
synchronisierte Medien 
einschließlich jeglicher 
Interaktion

Dokument mit schriftlicher Beschreibung aller visuellen 
Schauplätze, Handlungen, Sprecher und nichtsprachlichen 
Geräusche sowie den Niederschriften aller Dialoge in richtiger 
Reihenfolge; in Kombination mit der Möglichkeit, zu Ergebnissen 
zu kommen, die durch Interaktion (sofern vorhanden) im Verlauf 
der synchronisierten Medien erreicht werden.

Ein Drehbuch, das für die Erstellung synchronisierter Medien 
verwendet wird, ist von dieser Definition nur dann umfasst, 
wenn es entsprechend dem endgültigen synchronisierten 
Medium nach Bearbeitung korrigiert wurde.

Webseite Eine nicht eingebettete Quelle einer einzelnen Adresse (URL), 
welche HTTP gebraucht, sowie alle weiteren Quellen, die für das 
Rendern durch einen Benutzeragenten benötigt werden oder die 
zum Rendern durch einen Benutzeragenten mit dem Inhalt 
angedacht sind. Obwohl jede andere Quelle zusammen mit der 
ursprünglichen Quelle gerendert würde, würden sie nicht 
zwangsläufig zeitgleich miteinander gerendert werden. Zum 
Zweck der Konformität mit diesen Richtlinien muss eine Quelle 
„nicht eingebettet“ innerhalb des Geltungsbereichs der 
Konformität sein, um als Webseite zu gelten.

Wesentlich Informationen sind wesentlich, wenn sich bei ihrem Fehlen 
Information oder Funktionalität des Inhalts grundlegend ändern. 
Außerdem können Information und Funktionalität nicht auf 
andere Weise erreicht werden.

Zeitgesteuerte Medien Kombination verschiedener Medien (z. B. Text, Bild, Animation, 
Audio, Video) mit interaktiven zeitabhängigen Komponenten. 
Ziel zeitgesteuerter Medien ist es, Informationen steuerbar zu 
machen und damit das Verständnis bei den Nutzerinnen und 
Nutzern zu erhöhen.

Zweck eines Links Ergebnis, das durch Aktivierung eines Hyperlinks erreicht wird.
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BITV II-Anlage 2 

Teil 1

Für die Bereitstellung von Informationen in Deutscher Gebärdensprache im Internet oder 
Intranet gelten die folgenden Vorgaben:

1.	 Schatten auf dem Körper der Darstellerin oder des Darstellers sind zu vermeiden. Die 
Mimik und das Mundbild müssen gut sichtbar sein.

2.	 Der Hintergrund ist statisch zu gestalten. Ein schwarzer oder weißer Hintergrund ist zu 
vermeiden.

3.	 Der Hintergrund sowie die Kleidung und die Hände der Darstellerin oder des Darstellers 
stehen im Kontrast zueinander. Dabei soll die Kleidung dunkel und einfarbig sein.

4.	 Das Video ist durch das Logo für die Deutsche Gebärdensprache gekennzeichnet. Die 
farbliche Gestaltung des Logos kann dem jeweiligen Design des Auftritts angepasst 
werden. 
PDF-Dokument wird in eigenem Fenster angezeigt 
Symbol für Deutsche Gebärdensprache 1 
Quelle: 
http://www.dgs-filme.de/GWHomepage/dgslogo_ls.htm 
bzw. 
http://www.dgs-filme.de/GWHomepage/images/dgs_symbol_57.png

5.	 Die Auflösung beträgt mindestens 320 x 240 Pixel.

6.	 Die Bildfolge beträgt mindestens 25 Bilder je Sekunde.

7.	 Der Gebärdensprach-Film ist darüber hinaus als Datei zum Herunterladen verfügbar. Es 
sind Angaben zur Größe der Datei sowie zur Abspieldauer verfügbar.

Teil 2

Für die Bereitstellung von Informationen in Leichter Sprache im Internet oder Intranet 
gelten die folgenden Vorgaben:

1.	 Abkürzungen, Silbentrennung am Zeilenende, Verneinungen sowie Konjunktiv-, 
Passiv- und Genitiv-Konstruktionen sind zu vermeiden.

2.	 Die Leserinnen oder Leser sollten, soweit inhaltlich sinnvoll, persönlich angesprochen 
werden.

3.	 Begriffe sind durchgängig in gleicher Weise zu verwenden.

4.	 Es sind kurze, gebräuchliche Begriffe und Redewendungen zu verwenden. Abstrakte 
Begriffe und Fremdwörter sind zu vermeiden oder mit Hilfe konkreter Beispiele zu 
erläutern. Zusammengesetzte Substantive sind durch Bindestrich zu trennen.

5.	 Es sind kurze Sätze mit klarer Satzgliederung zu bilden.
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6.	 Sonderzeichen und Einschübe in Klammern sind zu vermeiden.

7.	 Inhalte sind durch Absätze und Überschriften logisch zu strukturieren. Aufzählungen mit 
mehr als drei Punkten sind durch Listen zu gliedern.

8.	 Wichtige Inhalte sind voranzustellen.

9.	 Es sind klare Schriftarten mit deutlichem Kontrast und mit einer Schriftgröße von 
mindestens 1.2 em (120 Prozent) zu verwenden. Wichtige Informationen und Über
schriften sind hervorzuheben. Es sind maximal zwei verschiedene Schriftarten zu 
verwenden.

10.	 Texte werden linksbündig ausgerichtet. Jeder Satz beginnt mit einer neuen Zeile. Der 
Hintergrund ist hell und einfarbig.

11.	 Es sind aussagekräftige Symbole und Bilder zu verwenden.

12.	 Anschriften sind nicht als Fließtext zu schreiben.

13.	 Tabellen sind übersichtlich zu gestalten.
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ZMV 

Verordnung zur barrierefreien Zugänglichmachung von Dokumenten 
für blinde und sehbehinderte Personen im gerichtlichen Verfahren 
(Zugänglichmachungsverordnung - ZMV)

Zugänglichmachungsverordnung vom 26. Februar 2007 (BGBl. I S. 215) ), die durch Artikel 20 
des Gesetzes vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3786) geändert worden ist. 

Eingangsformel

Auf Grund des § 191a Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fassung der Bekannt
machung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), der durch Artikel 20 Nr. 5 des Gesetzes vom  
23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850) eingefügt und durch Artikel 15c Nr. 2 des Gesetzes vom  
22. März 2005 (BGBl. I S. 837) geändert worden ist, auch in Verbindung mit § 46 Abs. 8 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom  
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), der durch Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2002  
(BGBl. I S. 2864, 3516) eingefügt worden ist, verordnet das Bundesministerium der Justiz:

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Anforderungen und das Verfahren für die Zugänglich
machung von Dokumenten im gerichtlichen Verfahren an eine blinde oder sehbehinderte 
Person (berechtigte Person) in einer für sie wahrnehmbaren Form.

(2) Die Verordnung gilt für das staatsanwaltschaftliche Ermittlungs- und Vollstreckungs
verfahren sowie für das behördliche Bußgeldverfahren entsprechend, wenn blinde oder 
sehbehinderte Personen beteiligt sind.

(3) Der Anspruch auf Zugänglichmachung besteht nach Maßgabe dieser Verordnung im 
gerichtlichen Verfahren gegenüber dem Gericht, im staatsanwaltschaftlichen Ermittlungs
verfahren gegenüber der Staatsanwaltschaft, im behördlichen Bußgeldverfahren gegenüber 
der Verfolgungsbehörde und in den mit diesen Verfahren in Zusammenhang stehenden 
Vollstreckungsverfahren gegenüber der jeweils zuständigen Vollstreckungsbehörde.

§ 2 Gegenstand der Zugänglichmachung

(1) Der Anspruch auf Zugänglichmachung nach § 191a Absatz 1 Satz 2 und Abs. 2 des Gerichts-
verfassungsgesetzes, auch in Verbindung mit § 46 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten, umfasst Dokumente, die einer berechtigten Person zuzustellen oder formlos bekannt 
zu geben sind. Diesen Dokumenten als Anlagen beigefügte Zeichnungen und andere 
Darstellungen, die nicht in Schriftzeichen wiedergegeben werden können, sowie von einer 
Behörde vorgelegte Akten werden von der Verordnung nicht erfasst.

(2) Die Vorschriften über die Zustellung oder formlose Mitteilung von Dokumenten bleiben 
unberührt.

(3) Weitergehende Ansprüche auf Zugänglichmachung, die sich für berechtigte Personen aus 
anderen Rechtsvorschriften ergeben, bleiben unberührt.
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§ 3 Formen der Zugänglichmachung

(1) Die Dokumente können der berechtigten Person schriftlich, elektronisch, akustisch, 
mündlich, fernmündlich oder in anderer geeigneter Weise zugänglich gemacht werden.

(2) Die schriftliche Zugänglichmachung erfolgt in Blindenschrift oder in Großdruck. Bei 
Großdruck sind ein Schriftbild, eine Kontrastierung und eine Papierqualität zu wählen,  
die die individuelle Wahrnehmungsfähigkeit der berechtigten Person ausreichend berück-
sichtigen.

(3) Die elektronische Zugänglichmachung erfolgt durch Übermittlung eines elektronischen 
Dokuments. Dabei sind die Standards von § 3 der Barrierefreie-Informationstechnik- 
Verordnung vom 12. September 2011 (BGBl. I S. 1843) in der jeweils geltenden Fassung 
maßgebend. Das Dokument ist gegen unbefugte Kenntnisnahme zu schützen.

§ 4 Umfang des Anspruchs

(1) Der Anspruch auf Zugänglichmachung besteht, soweit der berechtigten Person dadurch 
der Zugang zu den ihr zugestellten oder formlos mitgeteilten Dokumenten erleichtert und sie 
in die Lage versetzt wird, eigene Rechte im Verfahren wahrzunehmen.

(2) Die Zugänglichmachung erfolgt auf Verlangen der berechtigten Person. Die nach § 1 Abs. 3 
verpflichtete Stelle hat die berechtigte Person auf ihren Anspruch hinzuweisen.

(3) Das Verlangen auf Zugänglichmachung kann in jedem Abschnitt des Verfahrens geltend 
gemacht werden. Es ist aktenkundig zu machen und im weiteren Verfahren von Amts wegen 
zu berücksichtigen.

§ 5 Mitwirkung der berechtigten Person

Die berechtigte Person ist verpflichtet, bei der Wahrnehmung ihres Anspruchs auf Zugäng-
lichmachung im Rahmen ihrer individuellen Fähigkeiten und ihrer technischen Möglich
keiten mitzuwirken. Sie soll die nach § 1 Abs. 3 verpflichtete Stelle unverzüglich über ihre 
Blindheit oder Sehbehinderung in Kenntnis setzen und mitteilen, in welcher Form ihr die 
Dokumente zugänglich gemacht werden können.

§ 6 Ausführung der Zugänglichmachung

Die berechtigte Person hat ein Wahlrecht zwischen den in § 3 genannten Formen der 
Zugänglichmachung. Die nach § 1 Abs. 3 verpflichtete Stelle hat die Zugänglichmachung in 
der von der berechtigten Person gewählten Form auszuführen.
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§ 7 Zeitpunkt der Zugänglichmachung

Die Zugänglichmachung soll im zeitlichen Zusammenhang mit der Zustellung oder form
losen Mitteilung der für die berechtigte Person bestimmten Dokumente erfolgen, es sei denn, 
die damit verbundene Verzögerung ist unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen 
der übrigen Verfahrensbeteiligten oder des Verfahrenszwecks nicht hinnehmbar.

§ 8 Organisation

Die nach § 1 Abs. 3 verpflichtete Stelle kann die Übertragung der Dokumente in eine Form, 
die die berechtigte Person wahrnehmen kann, und die Übermittlung der Dokumente an diese 
Person einer anderen Stelle übertragen.

§ 9 Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am ersten Tag des dritten auf die Verkündung folgenden Kalender
monats in Kraft.

Schlussformel

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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FrühV 

Verordnung zur Früherkennung und Frühförderung behinderter und von 
Behinderung bedrohter Kinder (Frühförderungsverordnung - FrühV)

Vom 24. Juni 2003

Auf Grund des § 32 Nr. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen – (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001, BGBl. I S. 1046, 1047), der 
zuletzt durch Artikel 1 Nr. 3 des Gesetzes vom 3. April 2003 (BGBl. I S. 462) geändert worden 
ist, verordnet das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung:

§ 1 Anwendungsbereich

Die Abgrenzung der durch interdisziplinäre Frühförderstellen und sozialpädiatrische Zentren 
ausgeführten Leistungen nach § 30 Abs. 1 und 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zur 
Früherkennung und Frühförderung noch nicht eingeschulter behinderter und von 
Behinderung bedrohter Kinder, die Übernahme und die Teilung der Kosten zwischen den 
beteiligten Rehabilitationsträgern sowie die Vereinbarung der Entgelte richtet sich nach den 
folgenden Vorschriften.

§ 2 Früherkennung und Frühförderung

Leistungen nach § 1 umfassen 

1.	 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (§ 5) und

2.	 heilpädagogische Leistungen (§ 6).

Die erforderlichen Leistungen werden unter Inanspruchnahme von fachlich geeigneten 
interdisziplinären Frühförderstellen und sozialpädiatrischen Zentren unter Einbeziehung des 
sozialen Umfelds der Kinder ausgeführt. Näheres zu den Anforderungen an interdisziplinäre 
Frühförderstellen und sozialpädiatrische Zentren kann durch Landesrahmenempfehlungen 
geregelt werden.

§ 3 Interdisziplinäre Frühförderstellen

Interdisziplinäre Frühförderstellen im Sinne dieser Verordnung sind familien- und wohnort-
nahe Dienste und Einrichtungen, die der Früherkennung, Behandlung und Förderung von 
Kindern dienen, um in interdisziplinärer Zusammenarbeit von qualifizierten medizinisch
therapeutischen und pädagogischen Fachkräften eine drohende oder bereits eingetretene 
Behinderung zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erkennen und die Behinderung durch 
gezielte Förder- und Behandlungsmaßnahmen auszugleichen oder zu mildern. Leistungen 
durch interdisziplinäre Frühförderstellen werden in der Regel in ambulanter, einschließlich 
mobiler Form erbracht.
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§ 4 Sozialpädiatrische Zentren

Sozialpädiatrische Zentren im Sinne dieser Verordnung sind die nach § 119 Abs. 1 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch zur ambulanten sozialpädiatrischen Behandlung von Kindern 
ermächtigten Einrichtungen. Die frühzeitige Erkennung, Diagnostik und Behandlung durch 
sozialpädiatrische Zentren ist auf Kinder ausgerichtet, die wegen Art, Schwere oder Dauer 
ihrer Behinderung oder einer drohenden Behinderung nicht von geeigneten Ärzten oder 
geeigneten interdisziplinären Frühförderstellen (§ 3) behandelt werden können.

§ 5 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation

(1) Die im Rahmen von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach § 30 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch zur Früherkennung und Frühförderung zu erbringenden medizi
nischen Leistungen umfassen insbesondere 

1. 	 ärztliche Behandlung einschließlich der zur Früherkennung und Diagnostik erforder-
lichen ärztlichen Tätigkeiten,

2.	 nichtärztliche sozialpädiatrische Leistungen, psychologische, heilpädagogische und 
psychosoziale Leistungen, soweit und solange sie unter ärztlicher Verantwortung erbracht 
werden und erforderlich sind, um eine drohende oder bereits eingetretene Behinderung 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erkennen und einen individuellen Förder- und 
Behandlungsplan aufzustellen,

3.	 Heilmittel, insbesondere physikalische Therapie, Physiotherapie, Stimm-, Sprech- und 
Sprachtherapie sowie Beschäftigungstherapie, soweit sie auf Grund des Förder- und 
Behandlungsplans nach § 7 Abs. 1 erforderlich sind.

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 umfassen auch die Beratung der Erziehungsberechtigten,  
insbesondere

1.	 das Erstgespräch,

2.	 anamnestische Gespräche mit Eltern und anderen Bezugspersonen,

3.	 die Vermittlung der Diagnose,

4.	 Erörterung und Beratung des Förder- und Behandlungsplans,

5.	 Austausch über den Entwicklungs- und Förderprozess des Kindes einschließlich 
Verhaltens- und Beziehungsfragen,

6.	 Anleitung und Hilfe bei der Gestaltung des Alltags,

7.	 Anleitung zur Einbeziehung in Förderung und Behandlung,

8.	 Hilfen zur Unterstützung der Bezugspersonen bei der Krankheits- und Behinderungsver-
arbeitung,

9.	 Vermittlung von weiteren Hilfs- und Beratungsangeboten.

(3) Weiter gehende Vereinbarungen auf Landesebene bleiben unberührt.
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§ 6 Heilpädagogische Leistungen

Heilpädagogische Leistungen nach § 56 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch umfassen alle 
Maßnahmen, die die Entwicklung des Kindes und die Entfaltung seiner Persönlichkeit mit 
pädagogischen Mitteln anregen, einschließlich der jeweils erforderlichen sozial- und 
sonderpädagogischen, psychologischen und psychosozialen Hilfen sowie die Beratung der 
Erziehungsberechtigten; § 5 Abs. 2 und 3 gilt  entsprechend.

§ 7 Förder- und Behandlungsplan

(1) Die interdisziplinären Frühförderstellen und die sozialpädiatrischen Zentren stellen die 
nach dem individuellen Bedarf zur Förderung und Behandlung voraussichtlich erforderli-
chen Leistungen nach §§ 5 und 6 in Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten in 
einem interdisziplinär entwickelten Förder- und Behandlungsplan schriftlich zusammen und 
legen diesen den beteiligten Rehabilitationsträgern nach Maßgabe des § 14 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch zur Entscheidung vor. Der Förder- und Behandlungsplan wird 
entsprechend dem Verlauf der Förderung und Behandlung angepasst, spätestens nach Ablauf 
von zwölf Monaten. Dabei sichern die Rehabilitationsträger durchgehend das Verfahren 
entsprechend dem jeweiligen Bedarf. Der Förder- und Behandlungsplan wird von dem für die 
Durchführung der diagnostischen Leistungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 verantwortlichen Arzt und 
der verantwortlichen pädagogischen Fachkraft unterzeichnet. Die Erziehungsberechtigten 
erhalten eine Ausfertigung des Förder- und Behandlungsplans.

(2) Der Förder- und Behandlungsplan kann auch die Förderung und Behandlung in einer 
anderen Einrichtung, durch einen Kinderarzt oder die Erbringung von Heilmitteln 
empfehlen. 

§ 8 Erbringung der Komplexleistung

(1) Die zur Förderung und Behandlung nach §§ 5 und 6 erforderlichen Leistungen werden von 
den beteiligten Rehabilitationsträgern auf der Grundlage des Förder- und Behandlungsplans 
zuständigkeitsübergreifend als ganzheitliche Komplexleistung erbracht. Ein Antrag auf die 
erforderlichen Leistungen kann bei allen beteiligten Rehabilitationsträgern gestellt werden. 
Der Rehabilitationsträger, bei dem der Antrag gestellt wird, unterrichtet unverzüglich die an 
der Komplexleistung beteiligten Rehabilitationsträger. Die beteiligten Rehabilitationsträger 
stimmen sich untereinander ab und entscheiden innerhalb von zwei Wochen nach Vorliegen 
des Förder- und Behandlungsplans über die Leistung.

(2) Sofern die beteiligten Rehabilitationsträger nichts anderes vereinbaren, entscheidet der für 
die Leistungen nach § 6 jeweils zuständige Rehabilitationsträger über Komplexleistungen  
interdisziplinärer Frühförderstellen  und der für die Leistungen nach § 5 jeweils zuständige 
Rehabilitationsträger über Komplexleistungen sozialpädiatrischer Zentren. 

(3) Erbringt ein Rehabilitationsträger im Rahmen der Komplexleistung Leistungen, für die 
ein anderer Rehabilitationsträger zuständig ist, ist der zuständige Rehabilitationsträger 
erstattungspflichtig. Vereinbarungen über pauschalierte Erstattungen sind zulässig. 
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(4) Interdisziplinäre Frühförderstellen und sozialpädiatrische Zentren arbeiten zusammen. 
Darüber hinaus arbeiten sie mit Ärzten, Leistungserbringern von Heilmitteln und anderen an 
der Früherkennung und Frühförderung beteiligten Stellen wie dem Öffentlichen Gesund-
heitsdienst zusammen. Soweit nach Landesrecht an der Komplexleistung weitere Stellen 
einzubeziehen sind, sollen diese an Arbeitsgemeinschaften der an der Früherkennung und 
Frühförderung beteiligten Stellen beteiligt werden.

§ 9 Teilung der Kosten der Komplexleistung

(1) Die an den Leistungen der interdisziplinären Frühförderstelle oder des sozialpädiatrischen 
Zentrums jeweils beteiligten Rehabilitationsträger vereinbaren gemeinsam mit diesen die 
Entgelte für die zur Förderung und Behandlung nach §§ 5 und 6 zu erbringenden Leistungen.  
Dabei werden Zuwendungen Dritter, insbesondere der Länder, für Leistungen nach dieser 
Verordnung berücksichtigt. 

(2) Über die Aufteilung der Entgelte für Komplexleistungen schließen die Rehabilitations
träger auf der Grundlage der Leistungszuständigkeit nach Spezialisierung und Leistungsprofil 
des Dienstes oder der Einrichtung, insbesondere den vertretenen Fachdisziplinen und dem 
Diagnosespektrum der leistungsberechtigten Kinder, Vereinbarungen; regionale Gegeben
heiten werden berücksichtigt. 

(3) Die Aufteilung der Entgelte kann pauschaliert werden. Der auf die für die Leistungen nach 
§ 6 jeweils zuständige Träger entfallende Anteil der Entgelte darf für Leistungen in inter
disziplinären Frühförderstellen 80 vom Hundert und in sozialpädiatrischen Zentren 20 vom 
Hundert nicht übersteigen.

§ 10 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in 
Kraft.
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BudgetV 

Verordnung zur Durchführung des § 17 Abs. 2 bis 4 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch – (Budgetverordnung - BudgetV)

Vom 27. Mai 2004

Auf Grund des § 21a des Neunten Buches Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen - (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001, BGBI. I S. 1046, 1047), der 
durch Artikel 8 Nr. 4 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 (BGBI. I S. 3022) eingefügt worden 
ist, verordnet das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung:

§ 1 Anwendungsbereich

Die Ausführung von Leistungen in Form Persönlicher Budgets nach § 17 Abs. 2 bis 4 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch, der Inhalt Persönlicher Budgets sowie das Verfahren und 
die Zuständigkeit der beteiligten Leistungsträger richten sich nach den folgenden Vor
schriften.

§ 2 Beteiligte Leistungsträger

Leistungen in Form Persönlicher Budgets werden von den Rehabilitationsträgern, den 
Pflegekassen und den Integrationsämtern erbracht, von den Krankenkassen auch Leistungen, 
die nicht Leistungen zur Teilhabe nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch sind, von den 
Trägern der Sozialhilfe auch Leistungen der Hilfe zur Pflege. Sind an einem Persönlichen 
Budget mehrere Leistungsträger beteiligt, wird es als trägerübergreifende Komplexleistung 
erbracht.

§ 3 Verfahren

(1) Der nach § 17 Abs. 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zuständige Leistungsträger 
(Beauftragter) unterrichtet unverzüglich die an der Komplexleistung beteiligten Leistungs
träger und holt von diesen Stellungnahmen ein, insbesondere zu

1. 	 dem Bedarf, der durch budgetfähige Leistungen gedeckt werden kann, unter Berück
sichtigung des Wunsch- und Wahlrechts nach § 9 Abs. 1 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch, 

2.	 der Höhe des Persönlichen Budgets als Geldleistung oder durch Gutscheine,

3.	 dem Inhalt der Zielvereinbarung nach § 4,

4.	 einem Beratungs- und Unterstützungsbedarf.

Die beteiligten Leistungsträger sollen ihre Stellungnahmen innerhalb von zwei Wochen 
abgeben.
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(2) Wird ein Antrag auf Leistung in Form eines Persönlichen Budgets bei einer gemeinsamen 
Servicestelle gestellt, ist Beauftragter im Sinne des Absatzes 1 der Rehabilitationsträger, dem 
die gemeinsame Servicestelle zugeordnet ist.

(3) Der Beauftragte und, soweit erforderlich, die beteiligten Leistungsträger beraten gemein-
sam mit der Antrag stellenden Person in einem trägerübergreifenden Bedarfsfeststellungs
verfahren die Ergebnisse der von ihnen getroffenen Feststellungen sowie die gemäß § 4 
abzuschließende Zielvereinbarung. An dem Verfahren wird auf Verlangen der Antrag 
stellenden Person eine Person ihrer Wahl beteiligt.

(4) Die beteiligten Leistungsträger stellen nach dem für sie geltenden Leistungsgesetz auf der 
Grundlage der Ergebnisse des Bedarfsfeststellungsverfahrens das auf sie entfallende Teil
budget innerhalb einer Woche nach Abschluss des Verfahrens fest.

(5) Der Beauftragte erlässt den Verwaltungsakt, wenn eine Zielvereinbarung nach § 4 
abgeschlossen ist, und erbringt die Leistung. Widerspruch und Klage richten sich gegen den 
Beauftragten. Laufende Geldleistungen werden monatlich im Voraus ausgezahlt; die 
beteiligten Leistungsträger stellen dem Beauftragten das auf sie entfallende Teilbudget 
rechtzeitig zur Verfügung. Mit der Auszahlung oder der Ausgabe von Gutscheinen an die 
Antrag stellende Person gilt deren Anspruch gegen die beteiligten Leistungsträger insoweit als 
erfüllt.

(6) Das Bedarfsfeststellungsverfahren für laufende Leistungen wird in der Regel im Abstand 
von zwei Jahren wiederholt. In begründeten Fällen kann davon abgewichen werden.

§ 4 Zielvereinbarung

(1) Die Zielvereinbarung wird zwischen der Antrag stellenden Person und dem Beauftragten 
abgeschlossen. Sie enthält mindestens Regelungen über

1.	 die Ausrichtung der individuellen Förder- und Leistungsziele,

2. 	 die Erforderlichkeit eines Nachweises für die Deckung des festgestellten individuellen 
Bedarfs sowie

3.	 die Qualitätssicherung.

(2) Die Antrag stellende Person und der Beauftragte können die Zielvereinbarung aus 
wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung kündigen, wenn ihnen die Fortsetzung nicht 
zumutbar ist. Ein wichtiger Grund kann für die Antrag stellende Person insbesondere in der 
persönlichen Lebenssituation liegen. Für den Beauftragten kann ein wichtiger Grund dann 
vorliegen, wenn die Antrag stellende Person die Vereinbarung, insbesondere hinsichtlich des 
Nachweises zur Bedarfsdeckung und der Qualitätssicherung nicht einhält. Im Falle der 
Kündigung wird der Verwaltungsakt aufgehoben.
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(3) Die Zielvereinbarung wird im Rahmen des Bedarfsfeststellungsverfahrens für die Dauer 
des Bewilligungszeitraumes der Leistungen des Persönlichen Budgets abgeschlossen, soweit 
sich aus ihr nichts Abweichendes ergibt.

§ 5 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2004 in Kraft.
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Eingliederungshilfe-Verordnung 

Verordnung nach § 60 Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch 
Eingliederungshilfe-Verordnung

In der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 1975 (BGBl. I S. 433) 
zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003

Abschnitt I 
Personenkreis

§ 1 Körperlich wesentlich behinderte Menschen

Durch körperliche Gebrechen wesentlich in ihrer Teilhabefähigkeit eingeschränkt im Sinne 
des § 53 Abs. 1 Satz 1 aus Zwölftem Buch Sozialgesetzbuch sind

1.	 Personen, deren Bewegungsfähigkeit durch eine Beeinträchtigung des Stütz- oder 
Bewegungssystems in erheblichem Umfange eingeschränkt ist,

2.	 Personen mit erheblichen Spaltbildungen des Gesichts oder des Rumpfes oder mit 
abstoßend wirkenden Entstellungen vor allem des Gesichts,

3.	 Personen, deren körperliches Leistungsvermögen infolge Erkrankung, Schädigung oder 
Fehlfunktion eines inneren Organs oder der Haut in erheblichem Umfange eingeschränkt 
ist,

4.	 Blinden oder solchen Sehbehinderten, bei denen mit Gläserkorrektion ohne besondere 
optische Hilfsmittel

a)	 auf dem besseren Auge oder beidäugig im Nahbereich bei einem Abstand von 
mindestens 30 cm oder im Fernbereich eine Sehschärfe von nicht mehr als 0,3 besteht 
oder

b)	 durch Buchstabe a nicht erfasste Störungen der Sehfunktion von entsprechendem 
Schweregrad vorliegen,

5.	 Personen, die gehörlos sind oder denen eine sprachliche Verständigung über das Gehör 
nur mit Hörhilfen möglich ist,

6.	 Personen, die nicht sprechen können, Seelentauben und Hörstummen, Personen mit 
erheblichen Stimmstörungen sowie Personen, die stark stammeln, stark stottern oder 
deren Sprache stark unartikuliert ist.

§ 2 Geistig wesentlich behinderte Menschen

Geistig wesentlich behindert im Sinne des § 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch sind Personen, die infolge einer Schwäche ihrer geistigen Kräfte in erheblichem 
Umfange in ihrer Fähigkeit zur Teilhabe am Leben in der Gesellschaft eingeschränkt sind.



§ 3  |  Eingliederungshilfe-Verordnung

537

§ 3 Seelisch wesentlich behinderte Menschen

Seelische Störungen, die eine wesentliche Einschränkung der Teilhabefähigkeit im Sinne des 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch zur Folge haben können, sind

1.	 körperlich nicht begründbare Psychosen,

2.	 seelische Störungen als Folge von Krankheiten oder Verletzungen des Gehirns, von 
Anfallsleiden oder von anderen Krankheiten oder körperlichen Beeinträchtigungen,

3.	 Suchtkrankheiten,

4.	 Neurosen und Persönlichkeitsstörungen.

§ 4 (weggefallen)

§ 5 (weggefallen)

Abschnitt II 
Leistungen der Eingliederungshilfe

§ 6 Rehabilitationssport

Zu den Leistungen der medizinischen Rehabilitation im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit dem § 26 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch gehört auch ärztlich verordneter Rehabilitationssport in Gruppen unter 
ärztlicher Betreuung und Überwachung.

§ 8 Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges

(1) Die Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges gilt als Hilfe im Sinne der Leistung zur 
Teilhabe am Arbeitsleben und zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft im Sinne des § 54 
Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit den §§ 33 und 55 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch. Sie wird in angemessenem Umfang gewährt, wenn der 
behinderte Mensch wegen Art oder Schwere seiner Behinderung insbesondere zur Teilhabe 
am Arbeitsleben auf die Benutzung eines Kraftfahrzeuges angewiesen ist; bei Teilhabe am 
Arbeitsleben findet die Kraftfahrzeughilfe-Verordnung Anwendung.

(2) Die Hilfe nach Absatz 1 kann auch als Darlehen gewährt werden.

(3) Die Hilfe nach Absatz 1 ist in der Regel davon abhängig, dass der Behinderte das Kraft
fahrzeug selbst bedienen kann.

(4) Eine erneute Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges soll in der Regel nicht vor Ablauf 
von 5 Jahren nach Gewährung der letzten Hilfe gewährt werden.
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§ 9 Andere Hilfsmittel

(1) Andere Hilfsmittel im Sinne des § 54 Abs. 1 Nr. 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in 
Verbindung mit den §§ 26, 33 und 55 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind nur solche 
Hilfsmittel, die dazu bestimmt sind, zum Ausgleich der durch die Behinderung bedingten 
Mängel beizutragen.

(2) Zu den anderen Hilfsmitteln im Sinne des Absatzes 1 gehören auch

1.	 Schreibmaschinen für Blinde, Ohnhänder und solche behinderte Menschen, die wegen 
Art und Schwere ihrer Behinderung auf eine Schreibmaschine angewiesen sind,

2.	 Verständigungsgeräte für Taubblinde,

3.	 Blindenschrift-Bogenmaschinen,

4.	 Blindenuhren mit Zubehör, Blindenweckuhren,

5.	 Tonbandgeräte mit Zubehör für Blinde,

6.	 Blindenführhunde mit Zubehör,

7.	 besondere optische Hilfsmittel, vor allem Fernrohrlupenbrillen,

8.	 Hörgeräte, Hörtrainer,

9.	 Weckuhren für hörbehinderte Menschen,

10.	 Sprachübungsgeräte für sprachbehinderte Menschen,

11.	 besondere Bedienungseinrichtungen und Zusatzgeräte für Kraftfahrzeuge, wenn der 
behinderte Mensch wegen Art und Schwere seiner Behinderung auf ein Kraftfahrzeug 
angewiesen ist,

12.	 Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens und zur nichtberuflichen Verwendung 
bestimmte Hilfsgeräte für behinderte Menschen, wenn der behinderte Mensch wegen Art 
und Schwere seiner Behinderung auf diese Gegenstände angewiesen ist.

(3) Die Versorgung mit einem anderen Hilfsmittel im Sinne des § 54 Abs. 1 Nr. 1 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit den §§ 26, 33 und 55 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch wird nur gewährt, wenn das Hilfsmittel im Einzelfall erforderlich und 
geeignet ist, zu dem in Absatz 1 genannten Ausgleich beizutragen, und wenn der behinderte 
Mensch das Hilfsmittel bedienen kann.

§ 10 �Umfang der Versorgung mit Körperersatzstücken, orthopädischen oder 
anderen Hilfsmitteln

(1) Zu der Versorgung mit Körperersatzstücken sowie mit orthopädischen oder anderen 
Hilfsmitteln im Sinne des § 54 Abs. 1 Nr. 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbin-
dung mit den §§ 26, 33 und 55 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch gehört auch eine 
notwendige Unterweisung in ihrem Gebrauch.
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(2) Soweit im Einzelfall erforderlich, wird eine Doppelausstattung mit Körperersatzstücken, 
orthopädischen oder anderen Hilfsmitteln gewährt.

(3) Zu der Versorgung mit Körperersatzstücken sowie mit orthopädischen oder anderen 
Hilfsmitteln gehört auch deren notwendige Instandhaltung oder Änderung. Die Versorgung 
mit einem anderen Hilfsmittel umfasst auch ein Futtergeld für einen Blindenführhund in 
Höhe des Betrages, den blinde Beschädigte nach dem Bundesversorgungsgesetz zum 
Unterhalt eines Führhundes erhalten, sowie die Kosten für die notwendige tierärztliche 
Behandlung des Führhundes und für eine angemessene Haftpflichtversicherung, soweit die 
Beiträge hierfür nicht nach § 82 Abs. 2 Nr. 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 
Einkommen abzusetzen sind.

(4) Eine erneute Versorgung wird gewährt, wenn sie infolge der körperlichen Entwicklung des 
Behinderten notwendig oder wenn aus anderen Gründen das Körperersatzstück oder 
Hilfsmittel ungeeignet oder unbrauchbar geworden ist.

(5) (weggefallen)

(6) Als Versorgung kann Hilfe in angemessenem Umfange auch zur Erlangung der Fahr
erlaubnis, zur Instandhaltung sowie durch Übernahme von Betriebskosten eines Kraft
fahrzeuges gewährt werden, wenn der behinderte Mensch wegen seiner Behinderung auf die 
regelmäßige Benutzung eines Kraftfahrzeuges angewiesen ist oder angewiesen sein wird.

§ 11 (weggefallen)

§ 12 Schulbildung

Die Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch umfasst auch

1.	 heilpädagogische sowie sonstige Maßnahmen zugunsten körperlich und geistig 
behinderter Kinder und Jugendlicher, wenn die Maßnahmen erforderlich und geeignet 
sind, dem behinderten Menschen den Schulbesuch im Rahmen der allgemeinen 
Schulpflicht zu ermöglichen oder zu erleichtern,

2.	 Maßnahmen der Schulbildung zugunsten körperlich und geistig behinderter Kinder und 
Jugendlicher, wenn die Maßnahmen erforderlich und geeignet sind, dem behinderten 
Menschen eine im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht üblicherweise erreichbare 
Bildung zu ermöglichen,

3.	 Hilfe zum Besuch einer Realschule, eines Gymnasiums, einer Fachoberschule oder einer 
Ausbildungsstätte, deren Ausbildungsabschluss dem einer der oben genannten Schulen 
gleich gestellt ist, oder, soweit im Einzelfalle der Besuch einer solchen Schule oder 
Ausbildungsstätte nicht zumutbar ist, sonstige Hilfe zur Vermittlung einer ent
sprechenden Schulbildung; die Hilfe wird nur gewährt, wenn nach den Fähigkeiten und 
den Leistungen des behinderten Menschen zu erwarten ist, dass er das Bildungsziel 
erreichen wird.
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§ 13 Schulische Ausbildung für einen Beruf

(1) Die Hilfe zur schulischen Ausbildung für einen angemessenen Beruf im Sinne des § 54 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch umfasst vor allem Hilfe

1.	 (weggefallen)

2.	 zur Ausbildung an einer Berufsfachschule,

3.	 zur Ausbildung an einer Berufsaufbauschule,

4.	 zur Ausbildung an einer Fachschule oder höheren Fachschule,

5.	 zur Ausbildung an einer Hochschule oder einer Akademie,

6.	 zum Besuch sonstiger öffentlicher, staatlich anerkannter oder staatlich genehmigter 
schulischer Ausbildungsstätten,

7.	 zur Ableistung eines Praktikums, das Voraussetzung für den Besuch einer Fachschule oder 
einer Hochschule oder für die Berufszulassung ist,

8.	 zur Teilnahme am Fernunterricht; § 86 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gilt ent
sprechend,

9.	 zur Teilnahme an Maßnahmen, die geboten sind, um die schulische Ausbildung für einen 
angemessenen Beruf vorzubereiten.

(2) Die Hilfe nach Absatz 1 wird gewährt, wenn

1.	 zu erwarten ist, dass das Ziel der Ausbildung oder der Vorbereitungsmaßnahmen erreicht 
wird,

2.	 der beabsichtigte Ausbildungsweg erforderlich ist,

3.	 der Beruf oder die Tätigkeit voraussichtlich eine ausreichende Lebensgrundlage bieten 
oder, falls dies wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht möglich ist, zur Lebens-
grundlage in angemessenem Umfang beitragen wird.

(3) (weggefallen)

§ 13a Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit

Hilfe zur Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit den §§ 33 und 41 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch sowie der Hilfe im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch wird insbesondere gewährt, wenn die Ausbildung für einen Beruf 
aus besonderen Gründen, vor allem wegen Art und Schwere der Behinderung, unterbleibt. 
§13 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 14 (weggefallen)
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§ 15 (weggefallen)

§ 16 Allgemeine Ausbildung

Zu den Maßnahmen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen gehören auch

1.	 die blindentechnische Grundausbildung,

2.	 Kurse und ähnliche Maßnahmen zugunsten der in § 1 Nr. 5 und 6 genannten Personen, 
wenn die Maßnahmen erforderlich und geeignet sind, die Verständigung mit anderen 
Personen zu ermöglichen oder zu erleichtern,

3.	 hauswirtschaftliche Lehrgänge, die erforderlich und geeignet sind, dem behinderten 
Menschen die Besorgung des Haushalts ganz oder teilweise zu ermöglichen,

4.	 Lehrgänge und ähnliche Maßnahmen, die erforderlich und geeignet sind, den 
behinderten Menschen zu befähigen, sich ohne fremde Hilfe sicher im Verkehr zu 
bewegen.

§ 17 Eingliederung in das Arbeitsleben

(1) Zu der Hilfe im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in 
Verbindung mit den §§ 33 und 41 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sowie der Hilfe im 
Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch gehören auch die Hilfe 
zur Beschaffung von Gegenständen sowie andere Leistungen, wenn sie wegen der Behin
derung zur Aufnahme oder Fortsetzung einer angemessenen Beschäftigung im Arbeitsleben 
erforderlich sind; für die Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges ist § 8, für die Hilfe zur 
Beschaffung von Gegenständen, die zugleich Gegenstände im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 12 sind, 
ist § 9 maßgebend. Die Hilfe nach Satz 1 kann auch als Darlehen gewährt werden.

(2) Hilfe in einer sonstigen Beschäftigungsstätte nach § 56 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch können behinderte Menschen erhalten, die mindestens die Voraussetzungen zur 
Aufnahme in einer Werkstatt für behinderte Menschen (§ 137 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch) erfüllen.

§ 18 (weggefallen)

§ 19 (weggefallen)

§ 20 Anleitung von Betreuungspersonen

Bedarf ein behinderter Mensch wegen der Schwere der Behinderung in erheblichem 
Umfange der Betreuung, so gehört zu den Maßnahmen der Eingliederungshilfe auch, 
Personen, denen die Betreuung obliegt, mit den durch Art und Schwere der Behinderung 
bedingten Besonderheiten der Betreuung vertraut zu machen.
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§ 21 (weggefallen)

§ 22 Kosten der Begleitperson

Erfordern die Maßnahmen der Eingliederungshilfe die Begleitung des behinderten 
Menschen, so gehören zu seinem Bedarf auch

1.	 die notwendigen Fahrtkosten und die sonstigen mit der Fahrt verbundenen notwendigen 
Auslagen der Begleitperson,

2.	 weitere Kosten der Begleitperson, soweit sie nach den Besonderheiten des Einzelfalles 
notwendig sind.

§ 23 Eingliederungsmaßnahmen im Ausland

Maßnahmen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen können auch im Ausland 
durchgeführt werden, wenn dies im Interesse der Eingliederung des behinderten Menschen 
geboten ist, die Dauer der Eingliederungsmaßnahmen durch den Auslandsaufenthalt nicht 
wesentlich verlängert wird und keine unvertretbaren Mehrkosten entstehen.

§ 24 Anhörung von Sachverständigen

Bei der Prüfung von Art und Umfang der in Betracht kommenden Maßnahmen der Ein
gliederungshilfe sollen, soweit nach den Besonderheiten des Einzelfalles geboten, ein Arzt, ein 
Pädagoge, jeweils der entsprechenden Fachrichtung, ein Psychologe oder sonstige sach
verständige Personen gehört werden.
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Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Altersversicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890, 1891) 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2474)

Zweites Kapitel 
Leistungen

Erster Abschnitt 
Leistungen zur Teilhabe

Erster Unterabschnitt 
Voraussetzungen für die Leistungen

§ 7 Aufgabe der Leistungen zur Teilhabe

(1) Die Alterssicherung der Landwirte erbringt Leistungen zur medizinischen Rehabilitation 
sowie sonstige und ergänzende Leistungen, um

1.	 den Auswirkungen einer Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen 
Behinderung auf die Erwerbsfähigkeit der Versicherten entgegenzuwirken oder sie zu 
überwinden und

2.	 dadurch Beeinträchtigungen der Erwerbsfähigkeit der Versicherten oder ihr vorzeitiges 
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben zu verhindern oder sie möglichst dauerhaft in das 
Erwerbsleben wiedereinzugliedern.

Die Leistungen zur Teilhabe haben Vorrang vor Rentenleistungen, die bei erfolgreichen 
Leistungen zur Teilhabe nicht oder voraussichtlich erst zu einem späteren Zeitpunkt zu 
erbringen sind.

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 können erbracht werden, wenn die persönlichen und 
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen dafür erfüllt sind.

§ 8 Persönliche und versicherungsrechtliche Voraussetzungen

(1) Die persönlichen Voraussetzungen für Leistungen zu medizinischen Rehabilitation haben 
Versicherte erfüllt, bei denen die Voraussetzungen des § 10 des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch vorliegen.

(2) Für die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen für Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation gilt § 11 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend; § 17 Abs. 1 Satz 2 
ist hierbei nicht anzuwenden.
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§ 9 Ausschluss von Leistungen

Für den Ausschluss von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach diesem Abschnitt 
gilt § 12 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.

Zweiter Unterabschnitt 
Umfang und Ort der Leistungen

§ 10 Umfang und Ort der Leistungen

(1) Für Umfang und Ort der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation sowie der sonstigen 
und ergänzenden Leistungen gelten vorbehaltlich von §§ 13 und 15, § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 
bis 5, § 31 Abs. 1 Satz 2, § 31 Abs. 2 Satz 1 und § 32 Abs. 1, 2, 4 und 5 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch sowie §§ 18, 44 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 und § 53 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch entsprechend. Als ergänzende Leistung kann auch Betriebs- oder Haushaltshilfe 
erbracht werden. Die landwirtschaftliche Alterskasse betreibt keine eigenen Rehabilitations-
einrichtungen. Leistungen nach den Absätzen 1 bis 3 müssen wirksam und wirtschaftlich 
sein, sie dürfen das Maß des Notwendigen nicht übersteigen. Das Nähere über die Durch
führung der Leistungen nach den Absätzen 1 bis 3 wird in der Satzung der landwirtschaftli-
chen Alterskasse geregelt.

(2) Betriebshilfe kann erbracht werden, wenn 

1.	 dem Landwirt wegen einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation, einer sonstigen 
Leistung oder während der Dauer einer ärztlich verordneten Schonungszeit die Weiter-
führung des Betriebs nicht möglich ist,

2.	 die Leistung zur Aufrechterhaltung des Unternehmens der Landwirtschaft erforderlich ist 
und

3.	 in dem Unternehmen keine Arbeitnehmer oder mitarbeitenden Familienangehörigen 
ständig beschäftigt werden. 

Haushaltshilfe kann erbracht werden, wenn dem Landwirt wegen einer Leistung zur 
medizinischen Rehabilitation, einer sonstigen Leistung oder während der Dauer einer ärztlich 
verordneten Schonungszeit die Weiterführung des Haushalts nicht möglich und diese auf 
andere Weise nicht sicherzustellen ist und 

1.	 die Leistung zur Aufrechterhaltung des Haushalts erforderlich ist und

2.	 im Haushalt keine Arbeitnehmer oder mitarbeitenden Familienangehörigen ständig 
beschäftigt werden.
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Betriebs- oder Haushaltshilfe kann auch erbracht werden, wenn im übrigen Leistungen zur 
medizinischen Rehabilitation

1.	 wegen § 9 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch ausgeschlossen sind oder

2.	 von einem Träger der gesetzlichen Rentenversicherung erbracht werden.

Betriebs- oder Haushaltshilfe wird grundsätzlich bis zu einer Dauer von höchstens drei 
Monaten erbracht.

(3) Als Betriebs- oder Haushaltshilfe wird eine Ersatzkraft gestellt. Kann eine Ersatzkraft nicht 
gestellt werden oder besteht Grund, davon abzusehen, werden die Kosten für eine selbst-
beschaffte betriebsfremde Ersatzkraft in angemessener Höhe erstattet. Für Verwandte und 
Verschwägerte bis zum zweiten Grade werden Kosten nicht erstattet; die erforderlichen 
Fahrkosten und der Verdienstausfall können jedoch erstattet werden, wenn die Erstattung in 
einem angemessenen Verhältnis zu den sonst für eine Ersatzkraft entstehenden Kosten steht.

(4) Das Nähere zur Durchführung der Leistungen nach den Absätzen 1 bis 3 wird im 
Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales in Richtlinien geregelt, die 
von der Vertreterversammlung des Spitzenverbandes der landwirtschaftlichen Sozialver
sicherung beschlossen werden. In den Richtlinien ist Näheres zu bestimmen zu den Maß
stäben und Grundsätzen für eine wirtschaftliche Erbringung der Leistungen sowie zu den 
Verfahrens- und Prüfungsgrundsätzen für die notwendigen Wirtschaftlichkeitsprüfungen.

Dritter Abschnitt 
Betriebs- und Haushaltshilfe oder sonstige Leistungen 
zur Aufrechterhaltung des Unternehmens der Landwirtschaft

§ 36 Betriebs- und Haushaltshilfe bei Arbeitsunfähigkeit, Schwangerschaft und Kuren

(1) Betriebshilfe kann bei Arbeitsunfähigkeit des Versicherten erbracht werden, wenn die 
Leistung zur Aufrechterhaltung des Unternehmens der Landwirtschaft erforderlich ist. 
Haushaltshilfe kann bei Arbeitsunfähigkeit des Versicherten erbracht werden, wenn die 
Weiter-führung des Haushalts nicht möglich und diese auf andere Weise nicht sicherzustellen 
ist. Eine Leistung nach den Sätzen 1 und 2 ist ausgeschlossen, wenn sie durch eine landwirt-
schaftliche Krankenkasse oder eine landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft erbracht oder 
nur deshalb nicht erbracht wird, weil diese Träger in ihrer Satzung die Möglichkeiten zur 
Ausweitung der Leistungsansprüche nicht ausgeschöpft haben. Eine Leistung nach Satz 1 und 
2 ist auch ausgeschlossen, wenn sie von einem Träger der Sozialversicherung nur deshalb 
nicht erbracht wird, weil der Anspruch auf Leistungen nach § 8 Abs. 2a des Zweiten Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte oder nach § 16 Abs. 3a des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch ruht. Eine Leistung nach Satz 2 ist ferner ausgeschlossen, soweit sie von 
anderen als den in Satz 3 genannten Trägern der Sozialversicherung kraft Gesetzes oder 
infolge satzungsmäßiger Ausweitung der Leistungsverpflichtung erbracht wird.
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend bei

1.	 Vorliegen einer Schwangerschaft und bis zum Ablauf von acht Wochen oder nach 
Mehrlings- und Frühgeburten bis zum Ablauf von zwölf Wochen nach der Entbindung, 
bei Frühgeburten und sonstigen vorzeitigen Entbindungen ist § 6 Abs. 1 Satz 2 des 
Mutterschutzgesetzes entsprechend anzuwenden,

2.	 Vorsorgekuren nach den §§ 23 und 24 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch und

3.	 Rehabilitationskuren nach den §§ 40 und 41 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch.

(3) § 10 Abs. 3 gilt.

(4) Leistungen nach den Absätzen 1 bis 3 müssen wirksam und wirtschaftlich sein, sie dürfen 
das Maß des Notwendigen nicht übersteigen. Das Nähere über die Durchführung der 
Leistungen nach den Absätzen 1 bis 3 wird in der Satzung der landwirtschaftlichen Alters
kasse geregelt.

(5) Versicherter ist, wer im Zeitpunkt der Antragstellung oder, wenn ein Antrag nicht gestellt 
ist, im Zeitpunkt des Leistungsbeginns als Landwirt versicherungspflichtig ist.

§ 37 Betriebs- und Haushaltshilfe bei Tod des Landwirts

(1) Betriebshilfe kann für den überlebenden Ehegatten eines Landwirts erbracht werden, 
wenn er das Unternehmen des Verstorbenen als versicherungspflichtiger Landwirt weiter-
führt und  

1.	 die Leistung zur Aufrechterhaltung des Unternehmens der Landwirtschaft erforderlich ist 
und

2.	 in dem Unternehmen keine Arbeitnehmer oder mitarbeitenden Familienangehörigen 
ständig beschäftigt werden.

Haushaltshilfe kann in entsprechender Anwendung des Satzes 1 erbracht werden, wenn die 
Weiterführung des Haushalts nicht möglich ist und diese auf andere Weise nicht sicher
zustellen ist.

(2) Betriebs- oder Haushaltshilfe kann innerhalb von zwei Jahren nach dem Tode des 
Landwirts für insgesamt zwölf Monate erbracht werden. § 10 Abs. 3 gilt.

(3) Der Leistungsberechtigte beteiligt sich angemessen an den entstehenden Aufwendungen 
unter Berücksichtigung seines Einkommens (Selbstbeteiligung); die Selbstbeteiligung beträgt 
höchstens 50 vom Hundert der entstehenden Aufwendungen.

(4) Leistungen nach den Absätzen 1 bis 3 müssen wirksam und wirtschaftlich sein, sie dürfen 
das Maß des Notwendigen nicht übersteigen. Das Nähere über die Durchführung der 
Leistungen nach den Absätzen 1 bis 3 wird in der Satzung der landwirtschaftlichen Alters
kasse geregelt.
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§ 38 Überbrückungsgeld

(1) Nach dem Tode versicherter Landwirte erhalten Witwen oder Witwer Überbrückungsgeld, 
wenn

1.	 sie das Unternehmen der Landwirtschaft als versicherungspflichtiger Landwirt weiter-
führen,

2.	 im Haushalt des Leistungsberechtigten mindestens ein waisenrentenberechtigtes Kind 
lebt, das das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder das wegen körperlicher, 
geistiger oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst zu unterhalten,

3.	 der verstorbene Unternehmer zum Zeitpunkt seines Todes Anspruch auf einen Zuschuss 
zum Beitrag hatte,

4.	 der Leistungsberechtigte die Regelaltersgrenze nicht erreicht hat und

5.	 der verstorbene Unternehmer zum Zeitpunkt seines Todes die Voraussetzungen nach § 13 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 erfüllt hat.

(2) Für die Berechnung des Überbrückungsgeldes gelten die Vorschriften über die Berechnung 
einer Regelaltersrente entsprechend unter Berücksichtigung der bis zum Tode des Unter
nehmers von diesem gezahlten Beiträge.

(3) Das Überbrückungsgeld wird längstens für die Dauer der auf den Sterbemonat des 
Unternehmers folgenden drei Jahre gezahlt. Es gelten die Vorschriften über Beginn, 
Änderung, Ende, Ausschluß und Minderung von Renten entsprechend.

(4) Der Anspruch ruht während der Zeit, in der Betriebs- oder Haushaltshilfe bei Tod des 
Landwirts gestellt wird.

§ 39 Betriebs- und Haushaltshilfe in anderen Fällen

(1) Betriebshilfe kann für den versicherten Landwirt erbracht werden, wenn 

1.	 eine Person, die die Aufgaben eines versicherten Landwirts oder seines Ehegatten 
außerhalb eines rentenversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses ständig 
wahr-genommen hat, gestorben ist,

2.	 die Leistung zur Aufrechterhaltung des Unternehmens der Landwirtschaft erforderlich ist 
und

3.	 in dem Unternehmen keine Arbeitnehmer oder mitarbeitenden Familienangehörigen 
ständig beschäftigt werden.

Haushaltshilfe kann in entsprechender Anwendung des Satzes 1 erbracht werden, wenn die 
Weiterführung des Haushalts nicht möglich und diese auf andere Weise nicht sicherzustellen 
ist.
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(2) Betriebs- und Haushaltshilfe kann in entsprechender Anwendung von Absatz 1 auch 
erbracht werden, wenn

1.	 ein allein stehender versicherter Landwirt gestorben ist oder

2.	 der versicherte Landwirt und sein Ehegatte gestorben sind. 

(3) § 36 Abs. 5 und § 37 Abs. 2 bis 4 gelten entsprechend.
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Kraftfahrzeughilfe-Verordnung 

Verordnung über Kraftfahrzeughilfe zur beruflichen Rehabilitation 
– Kraftfahrzeughilfe-Verordnung (KfzHV) –

Die Kraftfahrzeughilfe-Verordnung vom 28. September 1987 (BGBl. I S. 2251) 
zuletzt geändert durch Artikel 117 des Gesetzes vom 23. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2848)

Auf Grund des § 9 Abs. 2 des Gesetzes über die Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation 
vom 7. August 1974 (BGBl. I S. 1881), der durch Artikel 16 des Gesetzes vom 1. Dezember 1981 
(BGBl. I S. 1205) geändert worden ist, auf Grund des § 27f in Verbindung mit § 26 Abs. 6 Satz 1 
des Bundesversorgungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 
(BGBl. I S. 21) und auf Grund des § 11 Abs. 3 Satz 3 des Schwerbehindertengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. August 1986 (BGBl. I S. 1421) verordnet die Bundes-
regierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§ 1 Grundsatz

Kraftfahrzeughilfe zur Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben richtet sich bei den 
Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung, der gesetzlichen Rentenversicherung, der 
Kriegsopferfürsorge und der Bundesagentur für Arbeit sowie den Trägern der begleitenden 
Hilfe im Arbeits- und Berufsleben nach dieser Verordnung.

§ 2 Leistungen

(1) Die Kraftfahrzeughilfe umfasst Leistungen

1.	 zur Beschaffung eines Kraftfahrzeugs,

2.	 für eine behinderungsbedingte Zusatzausstattung,

3.	 zur Erlangung einer Fahrerlaubnis.

(2) Die Leistungen werden als Zuschüsse und nach Maßgabe des § 9 als Darlehen erbracht.

§ 3 Persönliche Voraussetzungen

(1) Die Leistungen setzen voraus, dass

1.	 der behinderte Mensch infolge seiner Behinderung nicht nur vorübergehend auf die 
Benutzung eines Kraftfahrzeugs angewiesen ist, um seinen Arbeits- oder Ausbildungsort 
oder den Ort einer sonstigen Leistung der beruflichen Bildung zu erreichen, und

2.	 der behinderte Mensch ein Kraftfahrzeug führen kann oder gewährleistet ist, dass ein 
Dritter das Kraftfahrzeug für ihn führt.
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(2) Absatz 1 gilt auch für in Heimarbeit Beschäftigte im Sinne des § 12 Abs. 2 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch, wenn das Kraftfahrzeug wegen Art oder Schwere der Behinderung 
notwendig ist, um beim Auftraggeber die Ware abzuholen oder die Arbeitsergebnisse 
abzuliefern.

(3) Ist der behinderte Mensch zur Berufsausübung im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses 
nicht nur vorübergehend auf ein Kraftfahrzeug angewiesen, wird Kraftfahrzeughilfe geleistet, 
wenn infolge seiner Behinderung nur auf diese Weise die Teilhabe am Arbeitsleben dauerhaft 
gesichert werden kann und die Übernahme der Kosten durch den Arbeitgeber nicht üblich 
oder nicht zumutbar ist.

(4) Sofern nach den für den Träger geltenden besonderen Vorschriften Kraftfahrzeughilfe für 
behinderte Menschen, die nicht Arbeitnehmer sind, in Betracht kommt, sind die Absätze 1 
und 3 entsprechend anzuwenden.

§ 4 Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeugs

(1) Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeugs setzt voraus, dass der behinderte Mensch nicht 
über ein Kraftfahrzeug verfügt, dass die Voraussetzungen nach Absatz 2 erfüllt und dessen 
weitere Benutzung ihm zumutbar ist.

(2) Das Kraftfahrzeug muss nach Größe und Ausstattung den Anforderungen entsprechen, die 
sich im Einzelfall aus der Behinderung ergeben und, soweit erforderlich, eine behinderungs-
bedingte Zusatzausstattung ohne unverhältnismäßigen Mehraufwand ermöglichen.

(3) Die Beschaffung eines Gebrauchtwagens kann gefördert werden, wenn er die Voraus
setzungen nach Absatz 2 erfüllt und sein Verkehrswert mindestens 50 vom Hundert des 
seinerzeitigen Neuwagenpreises beträgt.

§ 5 Bemessungsbetrag

(1) Die Beschaffung eines Kraftfahrzeugs wird bis zu einem Betrag in Höhe des Kaufpreises, 
höchstens jedoch bis zu einem Betrag von 9500 Euro gefördert. Die Kosten einer behinde-
rungsbedingten Zusatzausstattung bleiben bei der Ermittlung unberücksichtigt.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 wird im Einzelfall ein höherer Betrag zugrundegelegt, 
wenn Art oder Schwere der Behinderung ein Kraftfahrzeug mit höherem Kaufpreis zwingend 
erfordert.

(3) Zuschüsse öffentlich-rechtlicher Stellen zu dem Kraftfahrzeug, auf die ein vorrangiger 
Anspruch besteht oder die vorrangig nach pflichtgemäßem Ermessen zu leisten sind, und der 
Verkehrswert eines Altwagens sind von dem Betrag nach Absatz 1 oder 2 abzusetzen.
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§ 6 Art und Höhe der Förderung

(1) Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeugs wird in der Regel als Zuschuss geleistet. Der 
Zuschuss richtet sich nach dem Einkommen des behinderten Menschen nach Maßgabe der 
folgenden Tabelle:

Einkommen bis zu v.H. der monatlichen 
Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch

Zuschuss in v.H des Bemessungs- 
betrags nach § 5

40 
45 
50 
55 
60 
65 
70 
75

100 
88 
76 
64 
52 
40 
28 
16

Die Beträge nach Satz 2 sind jeweils auf volle 5 Euro aufzurunden.

(2) Von dem Einkommen des behinderten Menschen ist für jeden von ihm unterhaltenen 
Familienangehörigen ein Betrag von 12 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nach 
§ 18 Abs.1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch abzusetzen; Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Einkommen im Sinne der Absätze 1 und 2 sind das monatliche Netto-Arbeitsentgelt, 
Netto-Arbeitseinkommen und vergleichbare Lohnersatzleistungen des behinderten 
Menschen. Die Ermittlung des Einkommens richtet sich nach den für den zuständigen 
Träger maßgeblichen Regelungen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für die Hilfe zur erneuten Beschaffung eines Kraft
fahrzeugs. Die Hilfe soll nicht vor Ablauf von fünf Jahren seit der Beschaffung des zuletzt 
geförderten Fahrzeugs geleistet werden.

§ 7 Behinderungsbedingte Zusatzausstattung

Für eine Zusatzausstattung, die wegen der Behinderung erforderlich ist, ihren Einbau, ihre 
technische Überprüfung und die Wiederherstellung ihrer technischen Funktionsfähigkeit 
werden die Kosten in vollem Umfang übernommen. Dies gilt auch für eine Zusatzausstattung, 
die wegen der Behinderung eines Dritten erforderlich ist, der für den behinderten Menschen 
das Kraftfahrzeug führt (§ 3 Abs. 1 Nr. 2). Zuschüsse öffentlich-rechtlicher Stellen, auf die ein 
vorrangiger Anspruch besteht oder die vorrangig nach pflichtgemäßem Ermessen zu leisten 
sind, sind anzurechnen.
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§ 8 Fahrerlaubnis

(1) Zu den Kosten, die für die Erlangung einer Fahrerlaubnis notwendig sind, wird ein 
Zuschuss geleistet. Er beläuft sich bei behinderten Menschen mit einem Einkommen 
(§ 6 Abs. 3)

1.	 bis 40 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch (monatliche Bezugsgröße) auf die volle Höhe,

2.	 bis zu 55 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße auf zwei Drittel,

3.	 bis zu 75 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße auf ein Drittel

der entstehenden notwendigen Kosten; § 6 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 gilt entsprechend. 
Zuschüsse öffentlich-rechtlicher Stellen für den Erwerb der Fahrerlaubnis, auf die ein 
vorrangiger Anspruch besteht oder die vorrangig nach pflichtgemäßem Ermessen zu leisten 
sind, sind anzurechnen.

(2) Kosten für behinderungsbedingte Untersuchungen, Ergänzungsprüfungen und Ein
tragungen in vorhandene Führerscheine werden in vollem Umfang übernommen.

§ 9 Leistungen in besonderen Härtefällen

(1) Zur Vermeidung besonderer Härten können Leistungen auch abweichend von § 2 Abs. 1, 
§§ 6 und 8 Abs. 1 erbracht werden, soweit dies

1.	 notwendig ist, um Leistungen der Kraftfahrzeughilfe von seiten eines anderen Leistungs-
trägers nicht erforderlich werden zu lassen, oder

2.	 unter den Voraussetzungen des § 3 zur Aufnahme oder Fortsetzung einer beruflichen 
Tätigkeit unumgänglich ist.

Im Rahmen von Satz 1 Nr. 2 kann auch ein Zuschuss für die Beförderung des behinderten 
Menschen, insbesondere durch Beförderungsdienste, geleistet werden, wenn

1.	 der behinderte Mensch ein Kraftfahrzeug nicht selbst führen kann und auch nicht 
gewährleistet ist, dass ein Dritter das Kraftfahrzeug für ihn führt (§ 3 Abs. 1 Nr. 2), oder

2.	 die Übernahme der Beförderungskosten anstelle von Kraftfahrzeughilfen wirtschaftlicher 
und für den behinderten Menschen zumutbar ist;

dabei ist zu berücksichtigen, was der behinderte Mensch als Kraftfahrzeughalter bei 
Anwendung des § 6 für die Anschaffung und die berufliche Nutzung des Kraftfahrzeugs aus 
eigenen Mitteln aufzubringen hätte.

(2) Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 können als Darlehen erbracht werden, wenn die dort 
genannten Ziele auch durch ein Darlehen erreicht werden können; das Darlehen darf 
zusammen mit einem Zuschuss nach § 6 den nach § 5 maßgebenden Bemessungsbetrag nicht 
übersteigen. Das Darlehen ist unverzinslich und spätestens innerhalb von fünf Jahren zu 
tilgen; es können bis zu zwei tilgungsfreie Jahre eingeräumt werden. Auf die Rückzahlung des 
Darlehens kann unter den in Absatz 1 Satz 1 genannten Voraussetzungen verzichtet werden.
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§ 10 Antragstellung

Leistungen sollen vor dem Abschluss eines Kaufvertrages über das Kraftfahrzeug und die 
behinderungsbedingte Zusatzausstattung sowie vor Beginn einer nach § 8 zu fördernden 
Leistung beantragt werden. Leistungen zur technischen Überprüfung und Wiederherstellung 
der technischen Funktionsfähigkeit einer behinderungsbedingten Zusatzausstattung sind 
spätestens innerhalb eines Monats nach Rechnungsstellung zu beantragen.

§ 13 Übergangsvorschriften

(1) Auf Beschädigte im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes und der Gesetze, die das 
Bundesversorgungsgesetz für entsprechend anwendbar erklären, die vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeugs im Rahmen der Teilhabe am 
Arbeitsleben erhalten haben, sind die bisher geltenden Bestimmungen weiterhin anzu
wenden, wenn sie günstiger sind und der Beschädigte es beantragt.

(2) Über Leistungen, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung bereits beantragt sind, ist nach 
den bisher geltenden Bestimmungen zu entscheiden, wenn sie für den behinderten 
Menschen günstiger sind.

§ 14 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1987 in Kraft.
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Kraftfahrzeugsteuergesetz (KraftStG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Mai 1994 (BGBl. I S. 1102) 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mai 2009 (BGBl. I S. 1170)

§ 3a Vergünstigungen für Schwerbehinderte

(1) Von der Steuer befreit ist das Halten von Kraftfahrzeugen, solange die Fahrzeuge für 
schwerbehinderte Personen zugelassen sind, die durch einen Ausweis im Sinne des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch oder des Artikels 3 des Gesetzes über die unentgeltliche Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr vom 9. Juli 1979 (BGBl. I S. 989) mit dem 
Merkzeichen „H“, „BI“ oder „aG“ nachweisen, dass sie hilflos, blind oder außergewöhnlich 
gehbehindert sind.

(2) Die Steuer ermäßigt sich um 50 vom Hundert für Kraftfahrzeuge, solange die Fahrzeuge 
für schwerbehinderte Personen zugelassen sind, die durch einen Ausweis im Sinne des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch oder des Artikels 3 des Gesetzes über die unentgeltliche 
Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr mit orangefarbenem 
Flächenaufdruck nachweisen, dass sie die Voraussetzungen des § 145 Abs. 1 Satz 1 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch erfüllen. Die Steuerermäßigung wird nicht gewährt, 
solange die schwerbehinderte Person das Recht zur unentgeltlichen Beförderung nach § 145 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch in Anspruch nimmt. Die Inanspruchnahme der 
Steuerermäßigung ist von der für die Ausübung der Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer 
zuständigen Behörde auf dem Schwerbehindertenausweis zu vermerken. Der Vermerk ist von 
der für die Ausübung der Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer zuständigen Behörde zu 
löschen, wenn die Steuerermäßigung entfällt.

(3) Die Steuervergünstigung der Absätze 1 und 2 steht der behinderten Person nur für ein 
Fahrzeug und nur auf Antrag zu. Sie entfällt, wenn das Fahrzeug zur Beförderung von Gütern 
– ausgenommen Handgepäck –, zur entgeltlichen Beförderung von Personen – ausge
nommen die gelegentliche Mitbeförderung – oder durch andere Personen zu Fahrten benutzt 
wird, die nicht im Zusammenhang mit der Fortbewegung oder der Haushaltsführung der 
behinderten Personen stehen.

§ 17 Sonderregelung für bestimmte Behinderte

Behinderte, denen die Kraftfahrzeugsteuer im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes zur 
Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 22. Dezember 1978 (BGBl. I S. 2063) nach § 3 
Abs. 1 Nr. 1 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Dezember 1972 (BGBl. I S. 2209) erlassen war, gelten im Sinne des § 3a Abs. 1 dieses Gesetzes 
ohne weiteren Nachweis als außergewöhnlich gehbehindert, solange nicht nur vorüber
gehend ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 vom Hundert vorliegt.
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SchwbVWO 

Wahlordnung Schwerbehindertenvertretung (SchwbVWO)

Die Wahlordnung vom 23. April 1990 (BGBl. I S. 811) 
zuletzt geändert durch Artikel 54 des Gesetzes vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046)
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Erster Teil	  
Wahl der Schwerbehindertenvertretung in Betrieben und Dienststellen

Erster Abschnitt	  
Vorbereitung der Wahl

§ 1 Bestellung des Wahlvorstandes

(1) Spätestens acht Wochen vor Ablauf ihrer Amtszeit bestellt die Schwerbehinderten
vertretung einen Wahlvorstand aus drei volljährigen in dem Betrieb oder der Dienststelle 
Beschäftigten und einen oder eine von ihnen als Vorsitzenden oder Vorsitzende.

(2) Ist in dem Betrieb oder der Dienststelle eine Schwerbehindertenvertretung nicht vor
handen, werden der Wahlvorstand und dessen Vorsitzender oder Vorsitzende in einer 
Versammlung der schwerbehinderten und diesen gleich gestellten behinderten Menschen 
(Wahlberechtigte) gewählt. Zu dieser Versammlung können drei Wahlberechtigte oder der 
Betriebs- oder Personalrat einladen. Das Recht des Integrationsamtes, zu einer solchen 
Versammlung einzuladen (§ 94 Abs. 6 Satz 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch), bleibt 
unberührt.

§ 2 Aufgaben des Wahlvorstandes

(1) Der Wahlvorstand bereitet die Wahl vor und führt sie durch. Er kann volljährige in dem 
Betrieb oder der Dienststelle Beschäftigte als Wahlhelfer oder Wahlhelferin zu seiner 
Unterstützung bei der Durchführung der Stimmabgabe und bei der Stimmenzählung 
bestellen.

(2) Die Beschlüsse des Wahlvorstandes werden mit einfacher Stimmenmehrheit seiner 
Mitglieder gefasst. Über jede Sitzung des Wahlvorstandes ist eine Niederschrift aufzunehmen, 
die mindestens den Wortlaut der gefassten Beschlüsse enthält. Die Niederschrift ist von dem 
Vorsitzenden oder der Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied des Wahlvorstandes zu 
unterzeichnen.

(3) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich einzuleiten; sie soll innerhalb von sechs 
Wochen, spätestens jedoch eine Woche vor dem Tage stattfinden, an dem die Amtszeit der 
Schwerbehindertenvertretung abläuft.

(4) Der Wahlvorstand beschließt nach Erörterung mit der Schwerbehindertenvertretung, dem 
Betriebs- oder Personalrat und dem Arbeitgeber, wie viele stellvertretende Mitglieder der 
Schwerbehindertenvertretung in dem Betrieb oder der Dienststelle zu wählen sind.

(5) Der Wahlvorstand soll dafür sorgen, dass ausländische Wahlberechtigte rechtzeitig über 
das Wahlverfahren, die Aufstellung der Liste der Wahlberechtigten, die Wahlvorschläge, den 
Wahlvorgang und die Stimmabgabe in geeigneter Weise unterrichtet werden.



§ 3  |  SchwbVWO

557

(6) Der Arbeitgeber unterstützt den Wahlvorstand bei der Erfüllung seiner Aufgaben. Er gibt 
ihm insbesondere alle für die Anfertigung der Liste der Wahlberechtigten erforderlichen 
Auskünfte und stellt die notwendigen Unterlagen zur Verfügung.

§ 3 Liste der Wahlberechtigten

(1) Der Wahlvorstand stellt eine Liste der Wahlberechtigten auf. Die Wahlberechtigten sollen 
mit Familienname, Vorname, erforderlichenfalls Geburtsdatum sowie Betrieb oder Dienst-
stelle in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt werden.

(2) Die Liste der Wahlberechtigten oder eine Abschrift ist unverzüglich nach Einleitung der 
Wahl bis zum Abschluss der Stimmabgabe an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen.

§ 4 Einspruch gegen die Liste der Wahlberechtigten

(1) Wer wahlberechtigt oder in dem Betrieb oder der Dienststelle beschäftigt ist und ein 
berechtigtes Interesse an einer ordnungsgemäßen Wahl glaubhaft macht, kann innerhalb von 
zwei Wochen nach Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand schriftlich Einspruch 
gegen die Richtigkeit der Liste der Wahlberechtigten einlegen.

(2) Über Einsprüche nach Absatz 1 entscheidet der Wahlvorstand unverzüglich. Hält er den 
Einspruch für begründet, berichtigt er die Liste der Wahlberechtigten. Der Person, die den 
Einspruch eingelegt hat, wird die Entscheidung des Wahlvorstandes unverzüglich mitgeteilt; 
die Entscheidung muss ihr spätestens am Tag vor dem Beginn der Stimmabgabe zugehen.

(3) Nach Ablauf der Einspruchsfrist soll der Wahlvorstand die Liste der Wahlberechtigten 
nochmals auf ihre Vollständigkeit hin überprüfen. Im übrigen kann nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist die Liste der Wahlberechtigten nur bei Schreibfehlern, offenbaren Unrichtig
keiten, in Erledigung rechtzeitig eingelegter Einsprüche oder bei Eintritt oder Ausscheiden 
eines Wahlberechtigten bis zum Tage vor dem Beginn der Stimmabgabe berichtigt oder 
ergänzt werden.

§ 5 Wahlausschreiben

(1) Spätestens sechs Wochen vor dem Wahltage erlässt der Wahlvorstand ein Wahlaus
schreiben, das von dem oder der Vorsitzenden und mindestens einem weiteren Mitglied des 
Wahlvorstandes zu unterschreiben ist. Es muss enthalten:

1.	 das Datum seines Erlasses,

2.	 die Namen der Mitglieder des Wahlvorstandes,

3.	 die Voraussetzungen der Wählbarkeit zur Schwerbehindertenvertretung

4.	 den Hinweis, wo und wann die Liste der Wahlberechtigten und diese Verordnung zur 
Einsicht ausliegen,
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5.	 den Hinweis, dass nur wählen kann, wer in die Liste der Wahlberechtigten eingetragen ist 
und dass Einsprüche gegen die Richtigkeit der Liste der Wahlberechtigten nur vor Ablauf 
von zwei Wochen seit dem Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand schriftlich 
eingelegt werden können; der letzte Tag der Frist ist anzugeben,

6.	 die Zahl der zu wählenden stellvertretenden Mitglieder,

7.	 den Hinweis, dass Schwerbehindertenvertretung und stellvertretende Mitglieder in zwei 
getrennten Wahlgängen gewählt werden und dass sich aus den Wahlvorschlägen ergeben 
muss, wer als Schwerbehindertenvertretung und wer als stellvertretende Mitglieder 
vorgeschlagen wird,

8.	 den Hinweis, dass Wahlberechtigte sowohl einen Wahlvorschlag für die Wahl der 
Schwerbehindertenvertretung als auch für die Wahl des stellvertretenden Mitglieds 
unterzeichnen können und dass ein Bewerber oder eine Bewerberin sowohl als Schwer-
behindertenvertretung als auch als stellvertretendes Mitglied vorgeschlagen werden 
kann,

9.	 die Aufforderung, Wahlvorschläge innerhalb von zwei Wochen nach Erlass des Wahlaus-
schreibens beim Wahlvorstand einzureichen; der letzte Tag der Frist ist anzugeben,

10.	 die Mindestzahl von Wahlberechtigten, von denen ein Wahlvorschlag unterzeichnet sein 
muss (§ 6 Abs. 2 Satz 1),

11.	 den Hinweis, dass die Stimmabgabe an die Wahlvorschläge gebunden ist und dass nur 
solche Wahlvorschläge berücksichtigt werden dürfen, die fristgerecht (Nummer 9) 
eingereicht sind,

12.	 die Bestimmung des Ortes, an dem die Wahlvorschläge bis zum Abschluss der Stimm-
abgabe durch Aushang oder in sonst geeigneter Weise bekanntgegeben werden,

13.	 Ort, Tag und Zeit der Stimmabgabe,

14.	 den Hinweis auf die Möglichkeit der schriftlichen Stimmabgabe (§ 11 Abs. 1), falls der 
Wahlvorstand nicht die schriftliche Stimmabgabe beschlossen hat (§ 11 Abs. 2),

15.	 den Ort und die Zeit der Stimmauszählung und der Sitzung des Wahlvorstandes, in der 
das Wahlergebnis abschließend festgestellt wird,

16.	 den Ort, an dem Einsprüche, Wahlvorschläge und sonstige Erklärungen gegenüber dem 
Wahlvorstand abzugeben sind (Anschrift des Wahlvorstandes).

(2) Eine Abschrift oder ein Abdruck des Wahlausschreibens ist vom Tage seines Erlasses bis 
zum Wahltag an einer oder mehreren geeigneten, den Wahlberechtigten zugänglichen Stellen 
vom Wahlvorstand auszuhängen und in gut lesbarem Zustand zu erhalten.
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§ 6 Wahlvorschläge

(1) Die Wahlberechtigten können innerhalb von zwei Wochen seit Erlass des Wahlaus
schreibens schriftliche Vorschläge beim Wahlvorstand einreichen. Es können ein Bewerber als 
Schwerbehindertenvertretung und ein Bewerber oder eine Bewerberin als Stellvertreter 
vorgeschlagen werden. Hat der Wahlvorstand die Wahl mehrerer stellvertretender Mitglieder 
beschlossen, können entsprechend viele Bewerber oder Bewerberinnen dafür benannt 
werden. Ein Bewerber oder eine Bewerberin kann sowohl als Schwerbehindertenvertretung 
als auch als stellvertretendes Mitglied vorgeschlagen werden.

(2) Jeder Wahlvorschlag muss von einem Zwanzigstel der Wahlberechtigten, mindestens 
jedoch von drei Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Familienname, Vorname, Geburts
datum, Art der Beschäftigung sowie erforderlichenfalls Betrieb oder Dienststelle der Bewerber 
oder Bewerberinnen sind anzugeben. Dem Wahlvorschlag ist die schriftliche Zustimmung der 
Bewerber oder Bewerberinnen beizufügen.

(3) Eine Person, die sich bewirbt, kann nur auf einem Wahlvorschlag benannt werden, es sei 
denn, sie ist in einem Wahlvorschlag als Schwerbehindertenvertretung und in einem anderen 
Wahlvorschlag als stellvertretendes Mitglied benannt. Der Wahlvorstand fordert eine Person, 
die mit ihrer schriftlichen Zustimmung auf mehreren Wahlvorschlägen für dasselbe Amt 
benannt ist, auf, innerhalb von drei Arbeitstagen zu erklären, auf welchem der Wahlvor
schläge sie benannt bleiben will. Wird diese Erklärung nicht fristgerecht abgegeben, wird der 
Bewerber oder die Bewerberin von sämtlichen Wahlvorschlägen gestrichen.

(4) Die Unterschrift eines Wahlberechtigten zählt nur auf einem Wahlvorschlag. Der Wahl
vorstand hat einen Wahlberechtigten, der mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet hat, 
schriftlich gegen Empfangsbestätigung aufzufordern, binnen drei Arbeitstagen seit dem 
Zugang der Aufforderung zu erklären, welche Unterschrift er aufrechterhält. Gibt der 
Wahlberechtigte diese Erklärung nicht fristgerecht ab, zählt seine Unterschrift auf keinem 
Wahlvorschlag.

§ 7 Nachfrist für Wahlvorschläge

(1) Ist nach Ablauf der in § 6 Abs. 1 genannten Frist kein gültiger Wahlvorschlag für die Wahl 
der Schwerbehindertenvertretung eingegangen, hat dies der Wahlvorstand sofort in der 
gleichen Weise bekannt zu machen wie das Wahlausschreiben und eine Nachfrist von einer 
Woche für die Einreichung von Wahlvorschlägen zu setzen. In der Bekanntmachung ist 
darauf hinzuweisen, dass die Wahl nur stattfinden kann, wenn innerhalb der Nachfrist 
mindestens ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht wird.

(2) Gehen innerhalb der Nachfrist gültige Wahlvorschläge für die Wahl der Schwerbehin
dertenvertretung nicht ein, hat der Wahlvorstand sofort bekannt zu machen, dass die Wahl 
nicht stattfindet.

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend, wenn für die Wahl der stellvertretenden Mitglieder kein 
gültiger Wahlvorschlag eingeht oder wenn die Zahl der für dieses Amt gültig vorgeschlagenen 
Bewerber oder Bewerberinnen nicht der vom Wahlvorstand beschlossenen Zahl der stell
vertretenden Mitglieder entspricht.
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§ 8 Bekanntmachung der Bewerber und Bewerberinnen

Der Wahlvorstand macht spätestens eine Woche vor Beginn der Stimmabgabe die Namen der 
Bewerber und Bewerberinnen aus gültigen Wahlvorschlägen in alphabetischer Reihenfolge, 
getrennt nach Bewerbungen für die Schwerbehindertenvertretung und als stellvertretendes 
Mitglied, bis zum Abschluss der Stimmabgabe in gleicher Weise bekannt wie das Wahlaus-
schreiben

Zweiter Abschnitt	  
Durchführung der Wahl

§ 9 Stimmabgabe

(1) Wer wahlberechtigt ist, kann seine Stimme nur für eine Person abgeben, die rechtswirksam 
als Bewerber oder Bewerberin vorgeschlagen ist.

(2) Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels in einem Wahlumschlag ausgeübt. 
Auf dem Stimmzettel sind die Personen, die sich für das Amt der Schwerbehinderten
vertretung und als stellvertretendes Mitglied bewerben, getrennt in alphabetischer Reihen
folge unter Angabe von Familienname, Vorname, Geburtsdatum und Art der Beschäftigung 
aufgeführt. Die Stimmzettel müssen sämtlich die gleiche Größe, Farbe, Beschaffenheit und 
Beschriftung haben. Das gleiche gilt für die Wahlumschläge.

(3) Werden mehrere stellvertretende Mitglieder gewählt, soll der Stimmzettel einen Hinweis 
darauf enthalten, wie viele Bewerber oder Bewerberinnen im Höchstfall angekreuzt werden 
dürfen.

(4) Bei der Stimmabgabe wird durch Ankreuzen an der im Stimmzettel jeweils vorgesehenen 
Stelle die von dem Wählenden gewählte Person für das Amt der Schwerbehindertenver
tretung und der Stellvertretung gekennzeichnet. Werden mehrere stellvertretende Mitglieder 
gewählt, können Bewerber oder Bewerberinnen in entsprechender Anzahl angekreuzt 
werden.

(5) Stimmzettel, auf denen mehr als die zulässige Anzahl der Bewerber oder Bewerberinnen 
angekreuzt oder die mit einem besonderen Merkmal versehen sind oder aus denen sich der 
Wille des Wählers oder der Wählerin nicht zweifelsfrei ergibt, sind ungültig.

§ 10 Wahlvorgang

(1) Der Wahlvorstand hat geeignete Vorkehrungen für die unbeobachtete Kennzeichnung der 
Stimmzettel im Wahlraum zu treffen und für die Bereitstellung einer Wahlurne oder 
mehrerer Wahlurnen zu sorgen. Die Wahlurne muss vom Wahlvorstand verschlossen und so 
eingerichtet sein, dass die eingeworfenen Wahlumschläge nicht herausgenommen werden 
können, ohne dass die Urne geöffnet wird.
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(2) Während der Wahl müssen immer mindestens zwei Mitglieder des Wahlvorstandes im 
Wahlraum anwesend sein; sind Wahlhelfer oder Wahlhelferinnen bestellt (§ 2 Abs. 1 Satz 2), 
genügt die Anwesenheit eines Mitgliedes des Wahlvorstandes und eines Wahlhelfers oder 
einer Wahlhelferin.

(3) Der Wähler oder die Wählerin händigt den Wahlumschlag, in den der Stimmzettel 
eingelegt ist, dem mit der Entgegennahme der Wahlumschläge betrauten Mitglied des 
Wahlvorstandes aus, wobei der Name des Wählers oder der Wählerin angegeben wird. Der 
Wahlumschlag ist in Gegenwart des Wählers oder der Wählerin in die Wahlurne einzuwerfen, 
nachdem die Stimmabgabe in der Liste der Wahlberechtigten vermerkt worden ist.

(4) Wer infolge seiner Behinderung bei der Stimmabgabe beeinträchtigt ist, bestimmt eine 
Person, die ihm bei der Stimmabgabe behilflich sein soll, und teilt dies dem Wahlvorstand mit. 
Personen, die sich bei der Wahl bewerben, Mitglieder des Wahlvorstandes sowie Wahlhelfer 
und Wahlhelferinnen dürfen nicht als Person nach Satz 1 bestimmt werden. Die Hilfeleistung 
beschränkt sich auf die Erfüllung der Wünsche des Wählers oder der Wählerin zur Stimm
abgabe; die nach Satz 1 bestimmte Person darf gemeinsam mit dem Wähler oder der Wählerin 
die Wahlzelle aufsuchen. Die nach Satz 1 bestimmte Person ist zur Geheimhaltung der 
Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person 
erlangt hat. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für des Lesens unkundig Wähler und 
Wählerinnen.

(5) Nach Abschluss der Wahl ist die Wahlurne zu versiegeln, wenn die Stimmenzählung nicht 
unmittelbar nach Beendigung der Wahl durchgeführt wird.

§ 11 Schriftliche Stimmabgabe

(1) Der Wahlvorstand übergibt oder übersendet den Wahlberechtigten, die an der persön
lichen Stimmabgabe verhindert sind, auf deren Verlangen

1.	 das Wahlausschreiben,

2.	 den Stimmzettel und den Wahlumschlag,

3.	 eine vorgedruckte Erklärung, die der Wähler oder die Wählerin abgibt,

4.	 einen größeren Freiumschlag, der die Anschrift des Wahlvorstandes und als Absender 
Namen und Anschrift der wahlberechtigten Person sowie den Vermerk „Schriftliche 
Stimmabgabe“ trägt.

In der Erklärung nach Nummer 3 versichert der Wähler oder die Wählerin gegenüber dem 
Wahlvorstand, dass er oder sie den Stimmzettel persönlich gekennzeichnet hat oder unter 
den Voraussetzungen des § 10 Abs. 4 durch eine andere Person hat kennzeichnen lassen. Der 
Wahlvorstand soll zusätzlich zu den Unterlagen nach den Nummern 1 bis 4 ein Merkblatt 
über die schriftliche Stimmabgabe übersenden oder übergeben. Er vermerkt die Übergabe 
oder Übersendung der Unterlagen in der Liste der Wahlberechtigten.
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(2) Der Wahlvorstand kann die schriftliche Stimmabgabe beschließen. Für diesen Fall sind die 
in Absatz 1 bezeichneten Unterlagen den Wahlberechtigten unaufgefordert zu übersenden.

(3) Die Stimmgabe erfolgt in der Weise, dass der Wähler oder die Wählerin

1.	 den Stimmzettel unbeobachtet persönlich kennzeichnet und in den Wahlumschlag 
einlegt,

2.	 die vorgedruckte Erklärung unter Angabe des Ortes und des Datums unterschreibt und

3.	 den Wahlumschlag und die unterschriebene, vorgedruckte Erklärung in dem Frei
umschlag verschließt und diesen so rechtzeitig an den Wahlvorstand absendet oder 
übergibt, dass er vor Abschluss der Wahl vorliegt.

Der Wähler oder die Wählerin kann unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 4 die in den 
Nummern 1 bis 3 bezeichneten Tätigkeiten durch eine andere Person verrichten lassen.

§ 12 Behandlung der schriftlich abgegebenen Stimmen

(1) Unmittelbar vor Abschluss der Wahl öffnet der Wahlvorstand in öffentlicher Sitzung die 
bis zu diesem Zeitpunkt eingegangenen Freiumschläge und entnimmt ihnen die Wahl
umschläge sowie die vorgedruckten Erklärungen. Ist die schriftliche Stimmabgabe ordnungs-
gemäß erfolgt (§ 11), legt der Wahlvorstand die Wahlumschläge nach Vermerk der Stimm
abgabe in der Liste der Wahlberechtigten ungeöffnet in die Wahlurne.

(2) Verspätet eingehende Freiumschläge hat der Wahlvorstand mit einem Vermerk über den 
Zeitpunkt des Eingangs ungeöffnet zu den Wahlunterlagen zu nehmen. Sie sind einen Monat 
nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses ungeöffnet zu vernichten, wenn die Wahl nicht 
angefochten ist.

§ 13 Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl nimmt der Wahlvorstand öffentlich die Aus
zählung der Stimmen vor und stellt das Ergebnis fest.

(2) Gewählt für das Amt der Schwerbehindertenvertretung oder als stellvertretendes Mitglied 
ist der Bewerber oder die Bewerberin, der oder die jeweils die meisten Stimmen erhalten hat. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(3) Werden mehrere stellvertretende Mitglieder gewählt, ist als zweites stellvertretendes 
Mitglied der Bewerber oder die Bewerberin mit der zweithöchsten Stimmenzahl gewählt. 
Entsprechendes gilt für die Wahl weiterer stellvertretender Mitglieder. Für die Wahl und die 
Reihenfolge stellvertretender Mitglieder gilt Absatz 2 Satz 2 entsprechend.

(4) Der Wahlvorstand fertigt eine Niederschrift des Wahlergebnisses, die von dem oder der 
Vorsitzenden sowie mindestens einem weiteren Mitglied des Wahlvorstandes unterschrieben 
wird. Die Niederschrift muss die Zahl der abgegebenen gültigen und ungültigen Stimmzettel, 
die auf jeden Bewerber und jede Bewerberin entfallenen Stimmenzahlen sowie die Namen 
der gewählten Bewerber oder Bewerberinnen enthalten.



§ 15  |  SchwbVWO

563

§ 15 Bekanntmachung der Gewählten

Sobald die Namen der Personen, die das Amt der Schwerbehindertenvertretung oder des 
stellvertretenden Mitglieds innehaben, endgültig feststehen, hat der Wahlvorstand sie durch 
zweiwöchigen Aushang in gleicher Weise wie das Wahlausschreiben bekannt zu machen 
(§ 5 Abs. 2) sowie unverzüglich dem Arbeitgeber und dem Betriebs- oder Personalrat 
mitzuteilen.

§ 16 Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Die Wahlunterlagen, insbesondere die Niederschriften, Bekanntmachungen und Stimmzettel, 
werden von der Schwerbehindertenvertretung mindestens bis zur Beendigung der Wahl
periode aufbewahrt.

§ 17 Nachwahl des stellvertretenden Mitglieds

Scheidet das einzige stellvertretende Mitglied aus oder ist ein stellvertretendes Mitglied noch 
nicht gewählt, bestellt die Schwerbehindertenvertretung unverzüglich einen Wahlvorstand. 
Der Wahlvorstand hat die Wahl eines oder mehrerer Stellvertreter für den Rest der Amtszeit 
der Schwerbehindertenvertretung unverzüglich einzuleiten. Im übrigen gelten die §§ 1 bis 16 
entsprechend.

Dritter Abschnitt	 
Vereinfachtes Wahlverfahren

§ 18 Voraussetzungen

Besteht der Betrieb oder die Dienststelle nicht aus räumlich weiter auseinander liegenden 
Teilen und sind dort weniger als fünfzig Wahlberechtigte beschäftigt, ist die Schwerbehin
dertenvertretung in einem vereinfachten Wahlverfahren nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften zu wählen.

§ 19 Vorbereitung der Wahl

(1) Spätestens drei Wochen vor Ablauf ihrer Amtszeit lädt die Schwerbehindertenvertretung 
die Wahlberechtigten durch Aushang oder sonst in geeigneter Weise zur Wahlversammlung 
ein.

(2) Ist in dem Betrieb oder der Dienststelle eine Schwerbehindertenvertretung nicht vor
handen, können drei Wahlberechtigte, der Betriebs- oder Personalrat oder das Integrations-
amt zur Wahlversammlung einladen.
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§ 20 Durchführung der Wahl

(1) Die Wahlversammlung wird von einer Person geleitet, die mit einfacher Stimmenmehrheit 
gewählt wird (Wahlleitung). Die Wahlversammlung kann zur Unterstützung der Wahlleitung 
Wahlhelfer oder Wahlhelferinnen bestimmen.

(2) Die Wahlversammlung beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit, wie viele stellver
tretende Mitglieder zu wählen sind. Die Schwerbehindertenvertretung und ein oder mehrere 
stellvertretende Mitglieder werden in getrennten Wahlgängen gewählt; mehrere stellver
tretende Mitglieder werden in einem gemeinsamen Wahlgang gewählt. Jede Person, die 
wahlberechtigt ist, kann Personen zur Wahl der Schwerbehindertenvertretung und ihrer 
stellvertretenden Mitglieder vorschlagen.

(3) Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels in einem Wahlumschlag ausgeübt. 
Auf dem Stimmzettel sind von der Wahlleitung die vorgeschlagenen Personen in alpha
betischer Reihenfolge unter Angabe von Familienname und Vorname aufzuführen; die 
Stimmzettel und Wahlumschläge müssen sämtlich die gleiche Größe, Farbe, Beschaffenheit 
und Beschriftung haben. Die Wahlleitung verteilt die Stimmzettel und trifft Vorkehrungen, 
dass die Wähler oder Wählerinnen ihre Stimme unbeobachtet abgeben können; § 9 Abs. 4 gilt 
entsprechend. Der Wähler oder die Wählerin übergibt den Wahlumschlag, in den der 
Stimmzettel eingelegt ist, der Wahlleitung. Diese legt den Wahlumschlag in Gegenwart des 
Wählers oder der Wählerin ungeöffnet in einen dafür bestimmten Behälter und hält den 
Namen des Wählers oder der Wählerin in einer Liste fest. Unverzüglich nach Beendigung der 
Wahlhandlung zählt er öffentlich die Stimmen aus und stellt das Ergebnis fest.

(4) § 13 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 14 bis 16 gelten entsprechend.

§ 21 Nachwahl des stellvertretenden Mitglieds

Scheidet das einzige stellvertretende Mitglied aus oder ist ein stellvertretendes Mitglied noch 
nicht gewählt, lädt die Schwerbehindertenvertretung die Wahlberechtigten unverzüglich zur 
Wahlversammlung zur Wahl eines oder mehrerer stellvertretender Mitglieder ein. Im übrigen 
gelten die §§ 18 bis 20 entsprechend.
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Zweiter Teil	  
Wahl der Konzern-, Gesamt-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung 
in Betrieben und Dienststellen

§ 22 Wahlverfahren

(1) Konzern-, Gesamt-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung werden durch 
schriftliche Stimmabgabe gewählt (§§ 11, 12). Im übrigen sind § 1 Abs. 1, §§ 2 bis 5, 7 bis 10 und 
13 bis 17 sinngemäß anzuwenden. § 1 Abs. 2 findet sinngemäß mit der Maßgabe Anwendung, 
dass sich die Wahlberechtigten auch in sonst geeigneter Weise über die Bestellung eines 
Wahlvorstandes einigen können. § 6 findet sinngemäß mit der Maßgabe Anwendung, dass bei 
weniger als fünf Wahlberechtigten die Unterzeichnung eines Wahlvorschlages durch einen 
Wahlberechtigten ausreicht.

(2) Bei nur zwei Wahlberechtigten bestimmen diese im beiderseitigen Einvernehmen 
abweichend von Absatz 1 die Konzern-, Gesamt-, Bezirks- oder Hauptschwerbehinderten
vertretung. Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet das Los.

(3) Sofern rechtzeitig vor Ablauf der Amtszeit der Konzern-, Gesamt-, Bezirks- oder Haupt-
schwerbehindertenvertretung eine Versammlung nach § 97 Abs. 8 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch stattfindet, kann die Wahl abweichend von Absatz 1 im Rahmen dieser 
Versammlung durchgeführt werden. § 20 findet entsprechende Anwendung.

Dritter Teil	  
Wahl der Schwerbehindertenvertretung, Bezirks- und  
Hauptschwerbehindertenvertretung der schwerbehinderten 
Staatsanwälte und Staatsanwältinnen

§ 23 Wahlverfahren

Für die Wahl der Schwerbehindertenvertretung, der Bezirks- und Hauptschwerbehinderten-
vertretung der schwerbehinderten Staatsanwälte und Staatsanwältinnen in den Fällen des 
§ 94 Abs. 1 Satz 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch gelten die Vorschriften des Ersten und 
Zweiten Teils entsprechend.
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Vierter Teil	  
Wahl der Schwerbehindertenvertretung, Bezirks- und  
Hauptschwerbehindertenvertretung der schwerbehinderten 
Richter und Richterinnen

§ 24 Vorbereitung der Wahl der Schwerbehindertenvertretung der Richter und Richterinnen

(1) Spätestens acht Wochen vor Ablauf ihrer Amtszeit lädt die Schwerbehindertenvertretung 
der schwerbehinderten Richter und Richterinnen die Wahlberechtigten schriftlich oder durch 
Aushang zu einer Wahlversammlung ein. Die Einladung muss folgende Angaben enthalten:

1.	 die Voraussetzungen der Wählbarkeit zur Schwerbehindertenvertretung

2.	 den Hinweis über eine für Zwecke der Wahl erfolgte Zusammenfassung von Gerichten,

3.	 den Hinweis, wo und wann die Liste der Wahlberechtigten und diese Verordnung zur 
Einsicht ausliegen,

4.	 Ort, Tag und Zeit der Wahlversammlung.

(2) Ist in dem Gericht eine Schwerbehindertenvertretung der schwerbehinderten Richter und 
Richterinnen nicht vorhanden, laden drei wahlberechtigte Richter, der Richterrat oder der 
Präsidialrat zu der Wahlversammlung ein. Das Recht des Integrationsamtes, zu einer solchen 
Versammlung einzuladen (§ 94 Abs. 6 Satz 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch), bleibt 
unberührt.

§ 25 Durchführung der Wahl

(1) Die Wahlversammlung beschließt unter dem Vorsitz des oder der lebensältesten Wahl-
berechtigten das Wahlverfahren und die Anzahl der stellvertretenden Mitglieder der 
Schwerbehindertenvertretung.

(2) Die Leitung der Wahlversammlung hat die Gewählten unverzüglich von ihrer Wahl zu 
benachrichtigen. § 14 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 sowie die §§ 15 und 16 gelten entsprechend.

§ 26 Nachwahl des stellvertretenden Mitglieds

Scheidet das einzige stellvertretende Mitglied vorzeitig aus dem Amt aus oder ist ein 
stellvertretendes Mitglied noch nicht gewählt, lädt die Schwerbehindertenvertretung der 
schwerbehinderten Richter und Richterinnen unverzüglich zur Wahlversammlung zur Wahl 
eines oder mehrerer stellvertretender Mitglieder für den Rest ihrer Amtszeit ein. Im übrigen 
gelten die §§ 24 und 25 entsprechend.
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§ 27 �Wahl der Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung 
der schwerbehinderten Richter und Richterinnen

Für die Wahl der Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung der schwerbehinderten 
Richter und Richterinnen gelten die §§ 24 bis 26 entsprechend.



568

SchwbAV 

Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabeverordnung (SchwbAV)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 28. März 1988 (BGBl. I S. 484) 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I, S. 2959)

Inhaltverzeichnis

Erster Abschnitt	 (weggefallen) .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 569

Zweiter Abschnitt	� Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen 
am Arbeitsleben aus Mitteln der Ausgleichsabgabe durch 
die Integrationsämter .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 569

1. Unterabschnitt	� Leistungen zur Förderung des Arbeits- und 
Ausbildungsplatzangebots für schwerbehinderte Menschen .  .  .  .  .  .  .  .  	 570

2. Unterabschnitt	 Leistungen zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 571

	 I. Leistungen an schwerbehinderte Menschen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 573

	 II. Leistungen an Arbeitgeber .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 575

	 III. Sonstige Leistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 	 577

3. Unterabschnitt	� Leistungen für Einrichtungen zur Teilhabe 
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 579

Dritter Abschnitt	 Ausgleichsfonds .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 583

1. Unterabschnitt	 Gestaltung des Ausgleichsfonds  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 583

2. Unterabschnitt	� Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen 
am Arbeitsleben aus Mitteln des Ausgleichsfonds . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 585

3. Unterabschnitt	 Verfahren zur Vergabe der Mittel des Ausgleichsfonds .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 586

Vierter Abschnitt	 Schlussvorschriften .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 587



§ 1  |  SchwbAV

569

Erster Abschnitt	  
(weggefallen)

§§ 1 bis 13 (weggefallen)

Zweiter Abschnitt	  
Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben aus 
Mitteln der Ausgleichsabgabe durch die Integrationsämter

§ 14 Verwendungszwecke

(1) Die Integrationsämter haben die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel der Ausgleichs
abgabe einschließlich der Zinsen, der Tilgungsbeträge aus Darlehen, der zurückgezahlten 
Zuschüsse sowie der unverbrauchten Mittel des Vorjahres zu verwenden für folgende 
Leistungen:

1. 	 Leistungen zur Förderung des Arbeits- und Ausbildungsplatzangebots für schwer
behinderte Menschen,

2. 	 Leistungen zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben, einschließlich der Durchführung von 
Aufklärungs-, Schulungs- und Bildungsmaßnahmen,

3.	 Leistungen für Einrichtungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeits-
leben und

4.	 Leistungen zur Durchführung von Forschungs- und Modellvorhaben auf dem Gebiet der 
Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben, sofern ihnen ausschließlich oder 
überwiegend regionale Bedeutung zukommt oder beim Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales beantragte Mittel aus dem Ausgleichsfonds nicht erbracht werden konnten.

(2) Die Mittel der Ausgleichsabgabe sind vorrangig für die Förderung nach Absatz 1 Nr. 1 und 
2 zu verwenden.

(3) Die Integrationsämter können sich an der Förderung von Vorhaben nach § 41 Abs. 1 Nr. 3 
bis 6 durch den Ausgleichsfonds beteiligen.
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1. Unterabschnitt	  
Leistungen zur Förderung des Arbeits- und Ausbildungsplatzangebots für 
schwerbehinderte Menschen

§ 15 �Leistungen an Arbeitgeber zur Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen für 
schwerbehinderte Menschen

(1) Arbeitgeber können Darlehen oder Zuschüsse bis zur vollen Höhe der entstehenden 
notwendigen Kosten zu den Aufwendungen für folgende Maßnahmen erhalten:

1. 	 die Schaffung neuer geeigneter, erforderlichenfalls behinderungsgerecht ausgestatteter 
Arbeitsplätze in Betrieben oder Dienststellen für schwerbehinderte Menschen,

a)	 die ohne Beschäftigungspflicht oder über die Beschäftigungspflicht hinaus (§ 71 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch) eingestellt werden sollen,

b)	 die im Rahmen der Erfüllung der besonderen Beschäftigungspflicht gegenüber im 
Arbeits- und Berufsleben besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen (§ 71 
Abs. 1 Satz 2 und § 72 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) eingestellt werden 
sollen,

c)	 die nach einer längerfristigen Arbeitslosigkeit von mehr als 12 Monaten eingestellt 
werden sollen,

d)	 die im Anschluss an eine Beschäftigung in einer anerkannten Werkstatt für 
behinderte Menschen eingestellt werden sollen oder

e)	 die zur Durchführung von Maßnahmen der besonderen Fürsorge und Förderung 
nach § 81 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Satz 1 Nr. 1, 4 und 5 und Abs. 5 Satz 1 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch auf einen neu zu schaffenden Arbeitsplatz umgesetzt 
werden sollen oder deren Beschäftigungsverhältnis ohne Umsetzung auf einen neu 
zu schaffenden Arbeitsplatz enden würde,

2.	 die Schaffung neuer geeigneter, erforderlichenfalls behinderungsgerecht ausgestatteter 
Ausbildungsplätze und Plätze zur sonstigen beruflichen Bildung für schwerbehinderte 
Menschen, insbesondere zur Teilnahme an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach 
§ 33 Abs. 3 Nr. 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, in Betrieben oder Dienststellen,

wenn gewährleistet wird, dass die geförderten Plätze für einen nach Lage des Einzelfalles zu 
bestimmenden langfristigen Zeitraum schwerbehinderten Menschen vorbehalten bleiben. 
Leistungen können auch zu den Aufwendungen erbracht werden, die durch die Ausbildung 
schwerbehinderter Menschen im Gebrauch der nach Satz 1 geförderten Gegenstände 
entstehen.
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(2) Leistungen sollen nur erbracht werden, wenn sich der Arbeitgeber in einem angemessenen 
Verhältnis an den Gesamtkosten beteiligt. Sie können nur erbracht werden, soweit Mittel für 
denselben Zweck nicht von anderer Seite zu erbringen sind oder erbracht werden. Art und 
Höhe der Leistung bestimmen sich nach den Umständen des Einzelfalles. Darlehen sollen mit 
jährlich 10 vom Hundert getilgt werden; von der Tilgung kann im Jahr der Auszahlung und 
dem darauf folgenden Kalenderjahr abgesehen werden. Auch von der Verzinsung kann 
abgesehen werden.

(3) Die behinderungsgerechte Ausstattung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen und die 
Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen können, wenn Leistungen nach Absatz 1 nicht erbracht 
werden, nach den Vorschriften über die begleitende Hilfe im Arbeitsleben (§ 26) gefördert 
werden.

§ 16 Arbeitsmarktprogramme für schwerbehinderte Menschen

Die Integrationsämter können der Bundesagentur für Arbeit Mittel der Ausgleichsabgabe zur 
Durchführung befristeter regionaler Arbeitsmarktprogramme gemäß § 104 Abs. 3 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch zuweisen.

2. Unterabschnitt	  
Leistungen zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben

§ 17 Leistungsarten

(1) Leistungen zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben können erbracht werden

1.	 an schwerbehinderte Menschen

a)	 für technische Arbeitshilfen (§ 19),

b)	 zum Erreichen des Arbeitsplatzes (§ 20),

c)	 zur Gründung und Erhaltung einer selbständigen beruflichen Existenz (§ 21),

d)	 zur Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung einer behinderungsgerechten Wohnung 
(§ 22),

e)	 (weggefallen)

f)	 zur Teilnahme an Maßnahmen zur Erhaltung und Erweiterung beruflicher 
Kenntnisse und Fertigkeiten (§ 24) und

g)	 in besonderen Lebenslagen (§ 25),
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2.	 an Arbeitgeber

a)	 zur behinderungsgerechten Einrichtung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen für 
schwerbehinderte Menschen (§ 26),

b)	 für Zuschüsse zu den Gebühren bei der Berufsausbildung besonders betroffener 
schwerbehinderter Jugendlicher und junger Erwachsener (§ 26a),

c)	 für Prämien und Zuschüsse zu den Kosten der Berufsausbildung behinderter 
Jugendlicher und junger Erwachsener (§ 26 b),

d)	 für Prämien zur Einführung eines betrieblichen Eingliederungsmanagements (§ 26c) 
und

e)	 bei außergewöhnlichen Belastungen (§ 27),

3.	 an Träger von Integrationsfachdiensten zu den Kosten ihrer Inanspruchnahme (§ 27a) 
einschließlich freier gemeinnütziger Einrichtungen und Organisationen zu den Kosten 
einer psychosozialen Betreuung schwerbehinderter Menschen (§ 28) sowie an Träger von 
Integrationsprojekten (§ 28a),

4. 	 zur Durchführung von Aufklärungs-, Schulungs- und Bildungsmaßnahmen (§ 29).

Daneben können solche Leistungen unter besonderen Umständen an Träger sonstiger 
Maßnahmen erbracht werden, die dazu dienen und geeignet sind, die Teilhabe schwerbehin-
derter Menschen am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt (Aufnahme, Ausübung 
oder Sicherung einer möglichst dauerhaften Beschäftigung) zu ermöglichen, zu erleichtern 
oder zu sichern.

(1a) Schwerbehinderte Menschen haben im Rahmen der Zuständigkeit des Integrationsamtes 
für die begleitende Hilfe im Arbeitsleben aus den ihm aus der Ausgleichsabgabe zur 
Verfügung stehenden Mitteln Anspruch auf Übernahme der Kosten einer notwendigen 
Arbeitsassistenz.

(1b) Schwerbehinderte Menschen haben im Rahmen der Zuständigkeit des Integrationsamtes 
aus den ihm aus der Ausgleichsabgabe zur Verfügung stehenden Mitteln Anspruch auf 
Übernahme der Kosten einer Berufsbegleitung nach § 38a Abs. 3 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch.

(2) Andere als die in Abs. 1 bis 1b genannten Leistungen, die der Teilhabe schwerbehinderter 
Menschen am Arbeitsleben nicht oder nur mittelbar dienen, können nicht erbracht werden. 
Insbesondere können medizinische Maßnahmen sowie Urlaubs- und Freizeitmaßnahmen 
nicht gefördert werden.
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§ 18 Leistungsvoraussetzungen

(1) Leistungen nach § 17 Abs. 1 bis 1b dürfen nur erbracht werden, soweit Leistungen für 
denselben Zweck nicht von einem Rehabilitationsträger, vom Arbeitgeber oder von anderer 
Seite zu erbringen sind oder, auch wenn auf sie ein Rechtsanspruch nicht besteht, erbracht 
werden. Der Nachrang der Träger der Sozialhilfe gemäß § 2 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch und das Verbot der Aufstockung von Leistungen der Rehabilitationsträger durch 
Leistungen der Integrationsämter (§ 102 Abs. 5 Satz 2 letzter Halbsatz des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch) und die Möglichkeit der Integrationsämter, Leistungen der begleitenden 
Hilfe im Arbeitsleben vorläufig zu erbringen (§ 102 Abs. 6 Satz 3 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch), bleiben unberührt.

(2) Leistungen an schwerbehinderte Menschen zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben 
können erbracht werden,

1.	 wenn die Teilhabe am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter Berücksich-
tigung von Art oder Schwere der Behinderung auf besondere Schwierigkeiten stößt und 
durch die Leistungen ermöglicht, erleichtert oder gesichert werden kann und

2.	  wenn es dem schwerbehinderten Menschen wegen des behinderungsbedingten Bedarfs 
nicht zuzumuten ist, die erforderlichen Mittel selbst aufzubringen. In den übrigen Fällen 
sind seine Einkommensverhältnisse zu berücksichtigen.

(3) Die Leistungen können als einmalige oder laufende Leistungen erbracht werden. Laufende 
Leistungen können in der Regel nur befristet erbracht werden. Leistungen können wiederholt 
erbracht werden.

I. Leistungen an schwerbehinderte Menschen

§ 19 Technische Arbeitshilfen

Für die Beschaffung technischer Arbeitshilfen, ihre Wartung, Instandsetzung und die 
Ausbildung des schwerbehinderten Menschen im Gebrauch können die Kosten bis zur vollen 
Höhe übernommen werden. Gleiches gilt für die Ersatzbeschaffung und die Beschaffung zur 
Anpassung an die technische Weiterentwicklung.

§ 20 Hilfen zum Erreichen des Arbeitsplatzes

Schwerbehinderte Menschen können Leistungen zum Erreichen des Arbeitsplatzes nach 
Maßgabe der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung vom 28. September 1987 (BGBl. I S. 2251) 
erhalten.
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§ 21 Hilfen zur Gründung und Erhaltung einer selbständigen beruflichen Existenz

(1) Schwerbehinderte Menschen können Darlehen oder Zinszuschüsse zur Gründung und zur 
Erhaltung einer selbständigen beruflichen Existenz erhalten, wenn

1.	 sie die erforderlichen persönlichen und fachlichen Voraussetzungen für die Ausübung der 
Tätigkeit erfüllen,

2.	 sie ihren Lebensunterhalt durch die Tätigkeit voraussichtlich auf Dauer im Wesentlichen 
sicherstellen können und

3.	 die Tätigkeit unter Berücksichtigung von Lage und Entwicklung des Arbeitsmarkts 
zweckmäßig ist.

(2) Darlehen sollen mit jährlich 10 vom Hundert getilgt werden. Von der Tilgung kann im Jahr 
der Auszahlung und dem darauffolgenden Kalenderjahr abgesehen werden. Satz 2 gilt, wenn 
Darlehen verzinslich gegeben werden, für die Verzinsung.

(3) Sonstige Leistungen zur Deckung von Kosten des laufenden Betriebs können nicht 
erbracht werden.

(4) Die §§ 17 bis 20 und die §§ 22 bis § 27 sind zugunsten von schwerbehinderten Menschen, 
die eine selbständige Tätigkeit ausüben oder aufzunehmen beabsichtigen, entsprechend 
anzuwenden.

§ 22 �Hilfen zur Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung einer  
behinderungsgerechten Wohnung

(1) Schwerbehinderte Menschen können Leistungen erhalten

1.	 zur Beschaffung von behinderungsgerechtem Wohnraum im Sinne des § 16 des Wohn-
raumförderungsgesetzes,

2.	 zur Anpassung von Wohnraum und seiner Ausstattung an die besonderen behinderungs-
bedingten Bedürfnisse und

3.	 zum Umzug in eine behinderungsgerechte oder erheblich verkehrsgünstiger zum 
Arbeitsplatz gelegene Wohnung.

(2) Leistungen können als Zuschüsse, Zinszuschüsse oder Darlehen erbracht werden. Höhe, 
Tilgung und Verzinsung bestimmen sich nach den Umständen des Einzelfalls.

(3) Leistungen von anderer Seite sind nur insoweit anzurechnen, als sie schwerbehinderten 
Menschen für denselben Zweck wegen der Behinderung zu erbringen sind oder erbracht 
werden.

§ 23 (weggefallen)



§ 24  |  SchwbAV

575

§ 24 �Hilfen zur Teilnahme an Maßnahmen zur Erhaltung und Erweiterung beruflicher 
Kenntnisse und Fertigkeiten

Schwerbehinderte Menschen, die an inner- oder außerbetrieblichen Maßnahmen der 
beruflichen Bildung zur Erhaltung und Erweiterung ihrer beruflichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten oder zur Anpassung an die technische Entwicklung teilnehmen, vor allem an 
besonderen Fortbildungs- und Anpassungsmaßnahmen, die nach Art, Umfang und Dauer den 
Bedürfnissen dieser schwerbehinderten Menschen entsprechen, können Zuschüsse bis zur 
Höhe der ihnen durch die Teilnahme an diesen Maßnahmen entstehenden Aufwendungen 
erhalten. Hilfen können auch zum beruflichen Aufstieg erbracht werden.

§ 25 Hilfen in besonderen Lebenslagen

Andere Leistungen zur begleitenden Hilfe im Arbeitsleben als die in den §§ 19 bis 24 
geregelten Leistungen können an schwerbehinderte Menschen erbracht werden, wenn und 
soweit sie unter Berücksichtigung von Art oder Schwere der Behinderung erforderlich sind, 
um die Teilhabe am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu ermöglichen, zu 
erleichtern oder zu sichern.

II. Leistungen an Arbeitgeber

§ 26 �Leistungen zur behinderungsgerechten Einrichtung von Arbeits- und  
Ausbildungsplätzen für schwerbehinderte Menschen

(1) Arbeitgeber können Darlehen oder Zuschüsse bis zur vollen Höhe der entstehenden 
notwendigen Kosten für folgende Maßnahmen erhalten:

1.	 die behinderungsgerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstätten ein
schließlich der Betriebsanlagen, Maschinen und Geräte,

2. 	 die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen für schwerbehinderte Menschen, insbesondere 
wenn eine Teilzeitbeschäftigung mit einer Dauer auch von weniger als 18 Stunden, 
wenigstens aber 15 Stunden, wöchentlich wegen Art oder Schwere der Behinderung 
notwendig ist,

3.	 die Ausstattung von Arbeits- oder Ausbildungsplätzen mit notwendigen technischen 
Arbeitshilfen, deren Wartung und Instandsetzung sowie die Ausbildung des schwer
behinderten Menschen im Gebrauch der nach den Nummern 1 bis 3 geförderten 
Gegenstände,

4.	 sonstige Maßnahmen, durch die eine möglichst dauerhafte behinderungsgerechte 
Beschäftigung schwerbehinderter Menschen in Betrieben oder Dienststellen ermöglicht, 
erleichtert oder gesichert werden kann.
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Gleiches gilt für Ersatzbeschaffungen oder Beschaffungen zur Anpassung an die technische 
Weiterentwicklung.

(2) Art und Höhe der Leistung bestimmen sich nach den Umständen des Einzelfalls, ins
besondere unter Berücksichtigung, ob eine Verpflichtung des Arbeitgebers zur Durchführung 
von Maßnahmen nach Absatz 1 gemäß § 81 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 und 5 und Abs. 5 
Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch besteht und erfüllt wird sowie ob schwer
behinderte Menschen ohne Beschäftigungspflicht oder über die Beschäftigungspflicht hinaus 
(§ 71 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) oder im Rahmen der Erfüllung der besonderen 
Beschäftigungspflicht gegenüber bei der Teilhabe am Arbeitsleben besonders betroffenen 
schwerbehinderten Menschen (§ 71 Abs. 1 Satz 2 und § 72 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch) beschäftigt werden.

(3) § 15 Abs. 2 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.

§ 26a �Zuschüsse zu den Gebühren bei der Berufsausbildung besonders betroffener 
schwerbehinderter Jugendlicher und junger Erwachsener

Arbeitgeber, die ohne Beschäftigungspflicht (§ 71 Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch) besonders betroffene schwerbehinderte Menschen zur Berufsausbildung einstellen, 
können Zuschüsse zu den Gebühren, insbesondere Prüfungsgebühren bei der Berufsaus
bildung, erhalten.

§ 26b �Prämien und Zuschüsse zu den Kosten der Berufsausbildung behinderter Jugendlicher 
und junger Erwachsener

Arbeitgeber können Prämien und Zuschüsse zu den Kosten der Berufsausbildung behinderter 
Jugendlicher und junger Erwachsener erhalten, die für die Zeit der Berufsausbildung 
schwerbehinderten Menschen nach § 68 Abs. 4 gleichgestellt sind.

§ 26c Prämien zur Einführung eines betrieblichen Eingliederungsmanagements

Arbeitgeber können zur Einführung eines betrieblichen Eingliederungsmanagements 
Prämien erhalten.
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§ 27 Leistungen bei außergewöhnlichen Belastungen

(1) Arbeitgeber können Zuschüsse zur Abgeltung außergewöhnlicher Belastungen erhalten, 
die mit der Beschäftigung eines schwerbehinderten Menschen verbunden sind, der nach Art 
oder Schwere seiner Behinderung im Arbeits- und Berufsleben besonders betroffen ist 
(§ 72 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a bis d des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) oder im Anschluss 
an eine Beschäftigung in einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen oder in 
Teilzeit (§ 75 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) beschäftigt wird, vor allem, wenn 
ohne diese Leistungen das Beschäftigungsverhältnis gefährdet würde. Leistungen nach Satz 1 
können auch in Probebeschäftigungen und Praktika erbracht werden, die ein in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen beschäftigter schwerbehinderter Mensch im Rahmen von 
Maßnahmen zur Förderung des Übergangs auf den allgemeinen Arbeitsmarkt (§ 5 Abs. 4 der 
Werkstättenverordnung) absolviert, wenn die dem Arbeitgeber entstehenden außergewöhn
lichen Belastungen nicht durch die in dieser Zeit erbrachten Leistungen der Rehabilitations-
träger abgedeckt werden.

(2) Außergewöhnliche Belastungen sind überdurchschnittlich hohe finanzielle Aufwen
dungen oder sonstige Belastungen, die einem Arbeitgeber bei der Beschäftigung eines 
schwerbehinderten Menschen auch nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten entstehen und 
für die die Kosten zu tragen für den Arbeitgeber nach Art oder Höhe unzumutbar ist.

(3) Für die Zuschüsse zu notwendigen Kosten nach Absatz 2 gilt § 26 Abs. 2 entsprechend.

(4) Die Dauer des Zuschusses bestimmt sich nach den Umständen des Einzelfalls.

III. Sonstige Leistungen

§ 27a Leistungen an Integrationsfachdienste

Träger von Integrationsfachdiensten im Sinne des Kapitels 7 des Teils 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch können Leistungen nach § 113 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zu 
den durch ihre Inanspruchnahme entstehenden notwendigen Kosten erhalten.

§ 28 �Leistungen zur Durchführung der psychosozialen Betreuung  
schwerbehinderter Menschen

(1) Freie gemeinnützige Träger psychosozialer Dienste, die das Integrationsamt an der 
Durchführung der ihr obliegenden Aufgabe der im Einzelfall erforderlichen psychosozialen 
Betreuung schwerbehinderter Menschen unter Fortbestand ihrer Verantwortlichkeit beteiligt, 
können Leistungen zu den daraus entstehenden notwendigen Kosten erhalten.
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(2) Leistungen nach Absatz 1 setzen voraus, dass

1.	 der psychosoziale Dienst nach seiner personellen, räumlichen und sächlichen Aus
stattung zur Durchführung von Maßnahmen der psychosozialen Betreuung geeignet ist, 
insbesondere mit Fachkräften ausgestattet ist, die über eine geeignete Berufsqualifikation, 
eine psychosoziale Zusatzqualifikation und ausreichende Berufserfahrung verfügen, und

2.	 die Maßnahmen

a)	 nach Art, Umfang und Dauer auf die Aufnahme, Ausübung oder Sicherung einer 
möglichst dauerhaften Beschäftigung schwerbehinderter Menschen auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt ausgerichtet und dafür geeignet sind,

b)	 nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit durchgeführt werden, 
insbesondere die Kosten angemessen sind, und

c)	 aufgrund einer Vereinbarung zwischen dem Integrationsamt und dem Träger des 
psychosozialen Dienstes durchgeführt werden.

Leistungen können gleichermaßen für Maßnahmen für schwerbehinderte Menschen 
erbracht werden, die diesen Dienst unter bestimmten, in der Vereinbarung näher zu 
regelnden Voraussetzungen im Einvernehmen mit dem Integrationsamt unmittelbar in 
Anspruch nehmen.

(3) Leistungen sollen in der Regel bis zur vollen Höhe der notwendigen Kosten erbracht 
werden, die aus der Beteiligung an den im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen entstehen. 
Das Nähere über die Höhe der übernehmenden Kosten, ihre Erfassung, Darstellung und 
Abrechnung bestimmt sich nach der Vereinbarung zwischen dem Integrationsamt und dem 
Träger des psychosozialen Dienstes gemäß Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c.

§ 28a Leistungen an Integrationsprojekte

Integrationsprojekte im Sinne des Kapitels 11 des Teils 2 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch, können Leistungen für Aufbau, Erweiterung, Modernisierung und Ausstattung 
einschließlich einer betriebswirtschaftlichen Beratung und besonderen Aufwand erhalten.

§ 29 Leistungen zur Durchführung von Aufklärungs-, Schulungs- und Bildungsmaßnahmen

(1) Die Durchführung von Schulungs- und Bildungsmaßnahmen für Vertrauenspersonen 
schwerbehinderter Menschen, Beauftragte der Arbeitgeber, Betriebs-, Personal-, Richter-, 
Staatsanwalts- und Präsidialräte sowie die Mitglieder der Stufenvertretungen wird gefördert, 
wenn es sich um Veranstaltungen der Integrationsämter im Sinne des § 102 Abs. 2 Satz 6 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch handelt. Die Durchführung von Maßnahmen im Sinne des 
Satzes 1 durch andere Träger kann gefördert werden, wenn die Maßnahmen erforderlich und 
die Integrationsämter an ihrer inhaltlichen Gestaltung maßgeblich beteiligt sind.
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(2) Aufklärungsmaßnahmen sowie Schulungs- und Bildungsmaßnahmen für andere als in 
Absatz 1 genannte Personen, die die Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben 
zum Gegenstand haben, können gefördert werden. Dies gilt auch für die Qualifizierung des 
nach § 102 Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch einzusetzenden Personals sowie für 
notwendige Informationsschriften und -veranstaltungen über Rechte, Pflichten, Leistungen 
und sonstige Eingliederungshilfen sowie Nachteilsausgleiche nach dem Neunten Buch 
Sozialgesetzbuch und anderen Vorschriften.

3. Unterabschnitt	  
Leistungen für Einrichtungen zur Teilhabe schwerbehinderter  
Menschen am Arbeitsleben

§ 30 Förderungsfähige Einrichtungen

(1) Leistungen können für die Schaffung, Erweiterung, Ausstattung und Modernisierung  
folgender Einrichtungen erbracht werden:

1.	 betriebliche, überbetriebliche und außerbetriebliche Einrichtungen zur Vorbereitung von 
behinderten Menschen auf eine berufliche Bildung oder die Teilhabe am Arbeitsleben,

2.	 betriebliche, überbetriebliche und außerbetriebliche Einrichtungen zur beruflichen 
Bildung behinderter Menschen,

3.	 Einrichtungen, soweit sie während der Durchführung von Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation behinderte Menschen auf eine berufliche Bildung oder die Teilhabe am 
Arbeitsleben vorbereiten,

4.	 Werkstätten für behinderte Menschen im Sinne des § 136 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch,

5.	 Blindenwerkstätten mit einer Anerkennung auf Grund des Blindenwarenvertriebs
gesetzes vom 9. April 1965 (BGBl. I S. 311), in der bis zum 13. September 2007 geltenden 
Fassung,

6.	 Wohnstätten für behinderte Menschen, die auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, in 
Werkstätten für behinderte Menschen oder in Blindenwerkstätten tätig sind.

7.	 (weggefallen)

Zur länderübergreifenden Bedarfsbeurteilung wird das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales bei der Planung neuer oder Erweiterung bestehender Einrichtungen nach Satz 1 Nr. 4 
bis 6 beteiligt.
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(2) Öffentliche oder gemeinnützige Träger eines besonderen Beförderungsdienstes für 
behinderte Menschen können Leistungen zur Beschaffung und behinderungsgerechten 
Ausstattung von Kraftfahrzeugen erhalten. Die Höhe der Leistung bestimmt sich nach dem 
Umfang, in dem der besondere Beförderungsdienst für Fahrten schwerbehinderter Menschen 
von und zur Arbeitsstätte benutzt wird.

(3) Leistungen zur Deckung von Kosten des laufenden Betriebs dürfen nur ausnahmsweise 
erbracht werden, wenn hierdurch der Verlust bestehender Beschäftigungsmöglichkeiten für 
behinderte Menschen abgewendet werden kann. Für Einrichtungen nach Absatz 1 Nr. 4 bis 6 
sind auch Leistungen zur Deckung eines Miet- oder Pachtzinses zulässig.

§ 31 Förderungsvoraussetzungen

(1) Die Einrichtungen im Sinne des § 30 Abs. 1 können gefördert werden, wenn sie

1.	 ausschließlich oder überwiegend behinderte Menschen aufnehmen, die Leistungen eines 
Rehabilitationsträgers in Anspruch nehmen,

2.	 behinderten Menschen unabhängig von der Ursache der Behinderung und unabhängig 
von der Mitgliedschaft in der Organisation des Trägers der Einrichtung offen stehen und

3.	 nach ihrer personellen, räumlichen und sächlichen Ausstattung die Gewähr dafür bieten, 
dass die Rehabilitationsmaßnahmen nach zeitgemäßen Erkenntnissen durchgeführt 
werden und einer dauerhaften Teilhabe am Arbeitsleben dienen.

(2) Darüber hinaus setzt die Förderung voraus bei

1.	 Einrichtungen im Sinne des § 30 Abs. 1 Nr. 1:

	 Die in diesen Einrichtungen durchzuführenden Maßnahmen sollen den individuellen 
Belangen der behinderten Menschen Rechnung tragen und sowohl eine werkspraktische 
wie fachtheoretische Unterweisung umfassen. Eine begleitende Betreuung entsprechend 
den Bedürfnissen der behinderten Menschen muss sichergestellt sein. Maßnahmen zur 
Vorbereitung auf eine berufliche Bildung sollen sich auf mehrere Berufsfelder erstrecken 
und Aufschluss über Neigung und Eignung der behinderten Menschen geben.

2.	  Einrichtungen im Sinne des § 30 Abs. 1 Nr. 2:

a)	 Die Eignungsvoraussetzungen nach den §§ 27 bis 30 des Berufsbildungsgesetzes oder 
nach den §§ 21 bis 22b der Handwerksordnung zur Ausbildung in anerkannten 
Ausbildungsberufen müssen erfüllt sein. Dies gilt auch für Ausbildungsgänge, die 
nach § 66 des Berufsbildungsgesetzes oder nach § 42m der Handwerksordnung 
durchgeführt werden.
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b)	 Außer- oder überbetriebliche Einrichtungen sollen unter Einbeziehung von Plätzen 
für berufsvorbereitende Maßnahmen über in der Regel mindestens 200 Plätze für die 
berufliche Bildung in mehreren Berufsfeldern verfügen. Sie müssen in der Lage sein, 
behinderte Menschen mit besonderer Art oder Schwere der Behinderung beruflich zu 
bilden. Sie müssen über die erforderliche Zahl von Ausbildern und die personellen 
und sächlichen Voraussetzungen für eine begleitende ärztliche, psychologische und 
soziale Betreuung entsprechend den Bedürfnissen der behinderten Menschen 
verfügen. Bei Unterbringung im Internat muss die behinderungsgerechte Betreuung 
sichergestellt sein. Die Einrichtungen sind zur vertrauensvollen Zusammenarbeit 
insbesondere untereinander und mit den für die Rehabilitation zuständigen 
Behörden verpflichtet.

3.	 Einrichtungen im Sinne des § 30 Abs. 1 Nr. 3:

	 Die in diesen Einrichtungen in einem ineinandergreifenden Verfahren durchzuführenden 
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben müssen 
entsprechend den individuellen Gegebenheiten so ausgerichtet sein, dass nach Abschluss 
dieser Maßnahmen ein möglichst nahtloser Übergang in eine berufliche Bildungsmaß-
nahme oder in das Arbeitsleben gewährleistet ist. Für die Durchführung der Maßnahmen 
müssen besondere Fachdienste zur Verfügung stehen.

4.	 Werkstätten für behinderte Menschen im Sinne des § 30 Abs. 1 Nr. 4:

	 Sie müssen gemäß § 142 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch anerkannt sein oder 
voraussichtlich anerkannt werden.

5.	 Blindenwerkstätten im Sinne des § 30 Abs. 1 Nr. 5:

	 Sie müssen auf Grund des Blindenwarenvertriebsgesetzes anerkannt sein.

6.	 Wohnstätten im Sinne des § 30 Abs. 1 Nr. 6:

	 Sie müssen hinsichtlich ihrer baulichen Gestaltung, Wohnflächenbemessung und 
Ausstattung den besonderen Bedürfnissen der behinderten Menschen entsprechen. Die 
Aufnahme auch von behinderten Menschen, die nicht im Arbeitsleben stehen, schließt 
eine Förderung entsprechend dem Anteil der im Arbeitsleben stehenden schwerbe
hinderten Menschen nicht aus. Der Verbleib von schwerbehinderten Menschen, die nicht 
mehr im Arbeitsleben stehen, insbesondere von schwerbehinderten Menschen nach dem 
Ausscheiden aus einer Werkstatt für behinderte Menschen, beeinträchtigt nicht die 
zweckentsprechende Verwendung der eingesetzten Mittel.

7.	 (weggefallen)

§ 32 Förderungsgrundsätze

(1) Leistungen sollen nur erbracht werden, wenn sich der Träger der Einrichtung in einem 
angemessenen Verhältnis an den Gesamtkosten beteiligt und alle anderen Finanzierungs-
möglichkeiten aus Mitteln der öffentlichen Hände und aus privaten Mitteln in zumutbarer 
Weise in Anspruch genommen worden sind.
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(2) Leistungen dürfen nur erbracht werden, soweit Leistungen für denselben Zweck nicht von 
anderer Seite zu erbringen sind oder erbracht werden. Werden Einrichtungen aus Haus-
haltmitteln des Bundes oder anderer öffentlicher Hände gefördert, ist eine Förderung aus 
Mitteln der Ausgleichsabgabe nur zulässig, wenn der Förderungszweck sonst nicht erreicht 
werden kann.

(3) Leistungen können nur erbracht werden, wenn ein Bedarf an entsprechenden Ein
richtungen festgestellt und die Deckung der Kosten des laufenden Betriebs gesichert ist.

(4) Eine Nachfinanzierung aus Mitteln der Ausgleichsabgabe ist nur zulässig, wenn eine 
Förderung durch die gleiche Stelle vorangegangen ist.

§ 33 Art und Höhe der Leistungen

(1) Leistungen können als Zuschüsse oder Darlehen erbracht werden. Zuschüsse sind auch 
Zinszuschüsse zur Verbilligung von Fremdmitteln.

(2) Art und Höhe der Leistung bestimmen sich nach den Umständen des Einzelfalls, ins
besondere nach dem Anteil der schwerbehinderten Menschen an der Gesamtzahl des 
aufzunehmenden Personenkreises, nach der wirtschaftlichen Situation der Einrichtung und 
ihres Trägers sowie nach Bedeutung und Dringlichkeit der beabsichtigten Rehabilitations-
maßnahmen.

§ 34 Tilgung und Verzinsung von Darlehen

(1) Darlehen nach § 33 sollen jährlich mit 2 vom Hundert getilgt und mit 2 vom Hundert 
verzinst werden; bei Ausstattungsinvestitionen beträgt die Tilgung 10 vom Hundert. Die 
durch die fortschreitende Tilgung ersparten Zinsen wachsen den Tilgungsbeträgen zu.

(2) Von der Tilgung und Verzinsung von Darlehen kann bis zum Ablauf von zwei Jahren nach 
Inbetriebnahme abgesehen werden.
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Dritter Abschnitt	 
Ausgleichsfonds

1. Unterabschnitt	  
Gestaltung des Ausgleichsfonds

§ 35 Rechtsform

Der Ausgleichsfonds für überregionale Vorhaben zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen 
am Arbeitsleben (Ausgleichsfonds) ist ein nicht rechtsfähiges Sondervermögen des Bundes 
mit eigener Wirtschafts- und Rechnungsführung. Er ist von den übrigen Vermögen des 
Bundes, seinen Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu halten. Für Verbindlichkeiten, die 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales als Verwalter des Ausgleichsfonds eingeht, 
haftet nur der Ausgleichsfonds; der Ausgleichsfonds haftet nicht für die sonstigen Verbind-
lichkeiten des Bundes.

§ 36 Weiterleitung der Mittel an den Ausgleichsfonds

Die Integrationsämter leiten zum 30. Juni eines jeden Jahres 20 vom Hundert des im Zeitraum 
vom 1. Juni des vergangenen Jahres bis zum 31. Mai des Jahres eingegangenen Aufkommens 
an Ausgleichsabgabe an den Ausgleichsfonds weiter. Sie teilen dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales zum 30. Juni eines jeden Jahres das Aufkommen an Ausgleichsabgabe für 
das vorangegangene Kalenderjahr auf der Grundlage des bis zum 31. Mai des Jahres tatsäch-
lich an die Integrationsämter gezahlten Aufkommens mit. Sie teilen zum 31. Januar eines 
jeden Jahres das Aufkommen an Ausgleichsabgabe für das vorvergangene Kalenderjahr dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit.

§ 37 Anwendung der Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung

Für den Ausgleichsfonds gelten die Bundeshaushaltsordnung sowie die zur ihrer Ergänzung 
und Durchführung erlassenen Vorschriften entsprechend, soweit die Vorschriften dieser 
Verordnung nichts anderes bestimmen.

§ 38 Aufstellung eines Wirtschaftsplans

(1) Für jedes Kalenderjahr (Wirtschaftsjahr) ist ein Wirtschaftsplan aufzustellen.

(2) Der Wirtschaftsplan enthält alle im Wirtschaftsjahr

1.	 zu erwartenden Einnahmen

2.	 voraussichtlich zu leistenden Ausgaben und

3.	 voraussichtlich benötigten Verpflichtungsermächtigungen.
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Zinsen, Tilgungsbeträge aus Darlehen, zurückgezahlte Zuschüsse sowie unverbrauchte Mittel 
des Vorjahres fließen dem Ausgleichsfonds als Einnahmen zu.

(3) Der Wirtschaftsplan ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen.

(4) Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig.

(5) Die Ausgaben sind übertragbar.

§ 39 Feststellung des Wirtschaftsplans

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales stellt im Benehmen mit dem Bundes
ministerium der Finanzen und im Einvernehmen mit dem Beirat für die Teilhabe behinderter 
Menschen (Beirat) den Wirtschaftsplan fest. § 1 der Bundeshaushaltsordnung findet keine 
Anwendung.

§ 40 Ausführung des Wirtschaftsplans

(1) Bei der Vergabe der Mittel des Ausgleichsfonds sind die jeweils gültigen Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen des Bundes zugrunde zu legen. Von ihnen kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen abgewichen werden.

(2) Verpflichtungen, die in Folgejahren zu Ausgaben führen, dürfen nur eingegangen werden, 
wenn die Finanzierung der Ausgaben durch das Aufkommen an Ausgleichsabgabe gesichert 
ist.

(3) Überschreitungen der Ausgabeansätze sind nur zulässig, wenn

1.	 hierfür ein unvorhergesehenes und unabweisbares Bedürfnis besteht und

2.	 entsprechende Einnahmeerhöhungen vorliegen. 

Außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn

1.	 hierfür ein unvorhergesehenes und unabweisbares Bedürfnis besteht und

2.	 Beträge in gleicher Höhe bei anderen Ausgabeansätzen eingespart werden oder ent
sprechende Einnahmeerhöhungen vorliegen.

Die Entscheidung hierüber trifft das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im 
Benehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und im Einvernehmen mit dem Beirat.

(4) Bis zur bestimmungsmäßigen Verwendung sind die Ausgabemittel verzinslich anzulegen.
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2. Unterabschnitt	  
Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben aus 
Mitteln des Ausgleichsfonds

§ 41 Verwendungszwecke

(1) Die Mittel aus dem Ausgleichsfonds sind zu verwenden für

1.	 Zuweisungen an die Bundesagentur für Arbeit zur besonderen Förderung der Teilhabe 
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben, insbesondere durch Eingliederungs
zuschüsse und Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung nach dem Dritten Buch Sozial
gesetzbuch, und zwar ab 2009 jährlich in Höhe von 16 vom Hundert des Aufkommens an 
Ausgleichsabgabe,

2.	 befristete überregionale Programme zum Abbau der Arbeitslosigkeit schwerbehinderter 
Menschen, besonderer Gruppen von schwerbehinderten Menschen (§ 72 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch) oder schwerbehinderter Frauen sowie zur Förderung des 
Ausbildungsplatzangebots für schwerbehinderte Menschen,

3.	 Einrichtungen nach § 30 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, soweit sie den Interessen mehrerer Länder 
dienen; Einrichtungen dienen den Interessen mehrerer Länder auch dann, wenn sie 
Bestandteil eines abgestimmten Plans sind, der ein länderübergreifendes Netz derartiger 
Einrichtungen zum Gegenstand hat,

4.	 überregionale Modellvorhaben zur Weiterentwicklung der Förderung der Teilhabe 
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben, insbesondere durch betriebliches 
Eingliederungsmanagement, und der Förderung der Ausbildung schwerbehinderter 
Jugendlicher,

5.	 die Entwicklung technischer Arbeitshilfen und

6.	 Aufklärungs-, Fortbildungs- und Forschungsmaßnahmen auf dem Gebiet der Teilhabe 
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben, sofern diesen Maßnahmen überregionale 
Bedeutung zukommt.

(2) Die Mittel des Ausgleichsfonds sind vorrangig für die Eingliederung schwerbehinderter 
Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu verwenden.

(3) Der Ausgleichsfonds kann sich an der Förderung von Forschungs- und Modellvorhaben 
durch die Integrationsämter nach § 14 Abs. 1 Nr. 4 beteiligen, sofern diese Vorhaben auch für 
andere Länder oder den Bund von Bedeutung sein können.

(4) Die §§ 31 bis 34 gelten entsprechend.
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3. Unterabschnitt	  
Verfahren zur Vergabe der Mittel des Ausgleichsfonds

§ 42 Anmeldeverfahren und Anträge

Leistungen aus dem Ausgleichsfonds sind vom Träger der Maßnahme schriftlich beim 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu beantragen, in den Fällen des § 41 Abs. 1 Nr. 3 
nach vorheriger Abstimmung mit dem Land, in dem der Integrationsbetrieb oder die 
Integrationsabteilung oder die Einrichtung ihren Sitz hat oder haben soll. Das Bundes
ministerium für Arbeit und Soziales leitet die Anträge mit seiner Stellungnahme dem Beirat 
zu.

§ 43 Vorschlagsrecht des Beirats

(1) Der Beirat nimmt zu den Anträgen Stellung. Die Stellungnahme hat einen Vorschlag zu 
enthalten, ob, in welcher Art und Höhe sowie unter welchen Bedingungen und Auflagen 
Mittel des Ausgleichsfonds vergeben werden sollen.

(2) Der Beirat kann unabhängig vom Vorliegen oder in Abwandlung eines schriftlichen 
Antrags Vorhaben zur Förderung vorschlagen.

§ 44 Entscheidung

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales entscheidet über die Anträge aufgrund der 
Vorschläge des Beirats durch schriftlichen Bescheid.

(2) Der Beirat ist über die getroffene Entscheidung zu unterrichten.

§ 45 Vorhaben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales

Für Vorhaben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, die dem Beirat zur Stellung-
nahme zuzuleiten sind, gelten die §§ 43 und 44 entsprechend.
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Vierter Abschnitt	 
Schlussvorschriften

§ 46 Übergangsregelungen

(1) Abweichend von § 36 leiten die Integrationsämter

1.	 zum 30. Juni 2005 30 vom Hundert des im Zeitraum vom 1. Januar 2005 bis zum 31. Mai 
2005 eingegangenen Ausgleichsabgabeaufkommens und 45 vom Hundert des Ausgleichs-
abgabeaufkommens für das Kalenderjahr 2003 an den Ausgleichsfonds weiter; dabei 
werden die nach § 36 Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 2004 geltenden Fassung 
geleisteten Abschlagszahlungen berücksichtigt,

2.	 bis zum Ablauf des Jahres, in dem die Förderung durch Investitionskostenzuschüsse der 
vom Beirat für die Teilhabe behinderter Menschen vorgeschlagenen und von den Ländern 
bis zum 30. Juni 2006 bewilligten Projekte für Werk- und Wohnstätten für behinderte 
Menschen sowie Blindenwerkstätten durch den Ausgleichsfonds endet, im Jahr 2005 
zusätzlich zu Nummer 1 und ab dem Jahr 2006 zusätzlich bis zu 4 vom Hundert des 
Ausgleichsabgabeaufkommens an den Ausgleichsfonds weiter, verringert um den Betrag, 
den die Träger der Integrationsämter in Abstimmung mit dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales für die Förderung der genannten Projekte bewilligen.

(2) Abweichend von § 41 werden

1.	 im Jahr 2004 Zuweisungen an die Bundesagentur für Arbeit für die Förderung von 
Integrationsfachdiensten vorgenommen und

2.	 mindestens die nach Absatz 1 Nr. 2 an den Ausgleichsfonds weitergeleiteten Mittel für die 
Förderung von Einrichtungen nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 bis 6 verwendet.

(3) Abweichend von § 41 können Mittel des Ausgleichsfonds verwendet werden zur Förderung 
von Integrationsbetrieben und -abteilungen nach dem Kapitel 11 des Teils 2 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch, die nicht von öffentlichen Arbeitgebern im Sinne des § 71 Abs. 3 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch geführt werden, soweit die Förderung bis zum 31. 
Dezember 2003 bewilligt worden ist, sowie für die Förderung von Einrichtungen nach § 30 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 bis 6, soweit Leistungen als Zinszuschüsse oder Zuschüsse zur Deckung 
eines Miet- oder Pachtzinses für bis zum 31. Dezember 2004 bewilligte Projekte erbracht 
werden.

§ 47 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Erster Abschnitt	  
Fachliche Anforderungen an die Werkstatt für behinderte Menschen

§ 1 Grundsatz der einheitlichen Werkstatt

(1) Die Werkstatt für behinderte Menschen (Werkstatt) hat zur Erfüllung ihrer gesetzlichen 
Aufgaben die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass sie die behinderten Menschen im 
Sinne des § 136 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch aus ihrem Einzugsgebiet 
aufnehmen kann. 

(2) Der unterschiedlichen Art der Behinderung und ihren Auswirkungen soll innerhalb der 
Werkstatt durch geeignete Maßnahmen, insbesondere durch Bildung besonderer Gruppen im 
Berufsbildungs- und Arbeitsbereich, Rechnung getragen werden.

§ 2 Fachausschuss

(1) Bei jeder Werkstatt ist ein Fachausschuss zu bilden. Ihm gehören in gleicher Zahl an 

1.	 Vertreter der Werkstatt, 

2.	 Vertreter der Bundesagentur für Arbeit, 	

3.	 Vertreter des überörtlichen Trägers der Sozialhilfe oder des nach Landesrecht bestimmten 
örtlichen Trägers der Sozialhilfe. 

Kommt die Zuständigkeit eines anderen Rehabilitationsträgers zur Erbringung von 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und ergänzende Leistungen in Betracht, soll der 
Fachausschuss zur Mitwirkung an der Stellungnahme auch Vertreter dieses Trägers hinzu
ziehen. Er kann auch andere Personen zur Beratung hinzuziehen und soll, soweit erforderlich, 
Sachverständige hören.

(2) Der Fachausschuss gibt vor der Aufnahme des behinderten Menschen in die Werkstatt 
gegenüber dem im Falle einer Aufnahme zuständigen Rehabilitationsträger eine Stellung
nahme ab, ob der behinderte Mensch für seine Teilhabe am Arbeitsleben und zu seiner 
Eingliederung in das Arbeitsleben Leistungen einer Werkstatt für behinderte Menschen 
benötigt oder ob andere Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in Betracht kommen, 
insbesondere Leistungen der Unterstützten Beschäftigung nach § 38a des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch.

§ 3 Eingangsverfahren

(1) Die Werkstatt führt im Benehmen mit dem zuständigen Rehabilitationsträger Eingangs-
verfahren durch. Aufgabe des Eingangsverfahrens ist es festzustellen, ob die Werkstatt die 
geeignete Einrichtung zur Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben und zur Ein
gliederung in das Arbeitsleben im Sinne des § 136 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch ist, 
sowie welche Bereiche der Werkstatt und welche Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
und ergänzende Leistungen oder Leistungen zur Eingliederung in das Arbeitsleben in 
Betracht kommen und einen Eingliederungsplan zu erstellen.
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(2) Das Eingangsverfahren dauert drei Monate. Es kann auf eine Dauer von bis zu vier Wochen 
verkürzt werden, wenn während des Eingangsverfahrens im Einzelfall festgestellt wird, dass 
eine kürzere Dauer ausreichend ist.

(3) Zum Abschluss des Eingangsverfahrens gibt der Fachausschuss auf Vorschlag des Trägers 
der Werkstatt und nach Anhörung des behinderten Menschen, gegebenenfalls auch seines 
gesetzlichen Vertreters, unter Würdigung aller Umstände des Einzelfalles, insbesondere der 
Persönlichkeit des behinderten Menschen und seines Verhaltens während des Eingangs
verfahrens, eine Stellungnahme gemäß Absatz 1 gegenüber dem zuständigen Rehabilitations-
träger ab.

(4) Kommt der Fachausschuss zu dem Ergebnis, dass die Werkstatt für behinderte Menschen 
nicht geeignet ist, soll er zugleich eine Empfehlung aussprechen, welche andere Einrichtung 
oder sonstige Maßnahmen für den behinderten Menschen in Betracht kommen. Er soll sich 
auch dazu äußern, nach welcher Zeit eine Wiederholung des Eingangsverfahrens zweckmäßig 
ist und welche Maßnahmen und welche anderen Leistungen zur Teilhabe in der Zwischenzeit 
durchgeführt werden sollen.

§ 4 Berufsbildungsbereich

(1) Die Werkstatt führt im Benehmen mit dem im Berufsbildungsbereich und dem im 
Arbeitsbereich zuständigen Rehabilitationsträger Maßnahmen im Berufsbildungsbereich 
(Einzelmaßnahmen und Lehrgänge) zur Verbesserung der Teilhabe am Arbeitsleben unter 
Einschluss angemessener Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit des 
behinderten Menschen durch. Sie fördert die behinderten Menschen so, dass sie spätestens 
nach Teilnahme an Maßnahmen des Berufsbildungsbereichs in der Lage sind, wenigstens ein 
Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung im Sinne des § 136 Abs. 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch zu erbringen.

(2) Das Angebot an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben soll möglichst breit sein, um Art 
und Schwere der Behinderung, der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit, Entwicklungs
möglichkeit sowie Eignung und Neigung der behinderten Menschen soweit wie möglich 
Rechnung zu tragen. 

(3) Die Lehrgänge sind in einen Grund- und einen Aufbaukurs von in der Regel je zwölf
monatiger Dauer zu gliedern. 

(4) Im Grundkurs sollen Fertigkeiten und Grundkenntnisse verschiedener Arbeitsabläufe 
vermittelt werden, darunter manuelle Fertigkeiten im Umgang mit verschiedenen Werk
stoffen und Werkzeugen und Grundkenntnisse über Werkstoffe und Werkzeuge. Zugleich 
sollen das Selbstwertgefühl des behinderten Menschen und die Entwicklung des Sozial- und 
Arbeitsverhaltens gefördert sowie Schwerpunkte der Eignung und Neigung festgestellt 
werden. 

(5) Im Aufbaukurs sollen Fertigkeiten mit höherem Schwierigkeitsgrad, insbesondere im 
Umgang mit Maschinen, und vertiefte Kenntnis über Werkstoffe und Werkzeuge vermittelt 
sowie die Fähigkeit zu größerer Ausdauer und Belastung und zur Umstellung auf unter-
schiedliche Beschäftigungen im Arbeitsbereich geübt werden. 
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(6) Rechtzeitig vor Beendigung einer Maßnahme im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 hat der 
Fachausschuss gegenüber dem zuständigen Rehabilitationsträger eine Stellungnahme dazu 
abzugeben, ob

1.	 die Teilnahme an einer anderen oder weiterführenden beruflichen Bildungsmaßnahme 
oder

2.	 eine Wiederholung der Maßnahme im Berufsbildungsbereich oder

3.	 eine Beschäftigung im Arbeitsbereich der Werkstatt oder auf dem allgemeinen Arbeits-
markt einschließlich einem Integrationsprojekt (§ 132 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch)

zweckmäßig erscheint. Das Gleiche gilt im Falle des vorzeitigen Abbruchs oder Wechsels der 
Maßnahme im Berufsbildungsbereich sowie des Ausscheidens aus der Werkstatt. Hat der 
zuständige Rehabilitationsträger die Leistungen für ein Jahr bewilligt (§ 40 Abs. 3 Satz 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch), gibt der Fachausschuss ihm gegenüber rechtzeitig vor 
Ablauf dieses Jahres auch eine fachliche Stellungnahme dazu ab, ob die Leistungen für ein 
weiteres Jahr bewilligt werden sollen (§ 40 Abs. 3 Satz 3 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch). Im übrigen gilt § 3 Abs. 3 entsprechend.

§ 5 Arbeitsbereich

(1) Die Werkstatt soll über ein möglichst breites Angebot an Arbeitsplätzen verfügen, um Art 
und Schwere der Behinderung, der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit, Entwicklungs
möglichkeit sowie Eignung und Neigung der behinderten Menschen soweit wie möglich 
Rechnung zu tragen. 

(2) Die Arbeitsplätze sollen in ihrer Ausstattung soweit wie möglich denjenigen auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt entsprechen. Bei der Gestaltung der Plätze und der Arbeitsabläufe 
sind die besonderen Bedürfnisse der behinderten Menschen soweit wie möglich zu berück-
sichtigen, um sie in die Lage zu versetzen, wirtschaftlich verwertbare Arbeitsleistungen zu 
erbringen. Die Erfordernisse zur Vorbereitung für eine Vermittlung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt sind zu beachten. 

(3) Zur Erhaltung und Erhöhung der im Berufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfähig-
keit und zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit des behinderten Menschen sind arbeits
begleitend geeignete Maßnahmen durchzuführen. 
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(4) Der Übergang von behinderten Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt ist durch 
geeignete Maßnahmen zu fördern, insbesondere auch durch die Einrichtung einer Über-
gangsgruppe mit besonderen Förderangeboten, Entwicklung individueller Förderpläne sowie 
Ermöglichung von Trainingsmaßnahmen, Betriebspraktika und durch eine zeitweise 
Beschäftigung auf ausgelagerten Arbeitsplätzen. Dabei hat die Werkstatt die notwendige 
arbeitsbegleitende Betreuung in der Übergangsphase sicherzustellen und darauf hinzuwirken, 
dass der zuständige Rehabilitationsträger seine Leistungen und nach dem Ausscheiden des 
behinderten Menschen aus der Werkstatt das Integrationsamt, gegebenenfalls unter 
Beteiligung eines Integrationsfachdienstes, die begleitende Hilfe im Arbeits- und Berufsleben 
erbringen. Die Werkstatt hat die Bundesagentur für Arbeit bei der Durchführung der 
vorbereitenden Maßnahmen in die Bemühungen zur Vermittlung auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt einzubeziehen. 

(5) Der Fachausschuss wird bei der Planung und Durchführung von Maßnahmen nach den 
Absätzen 3 und 4 beteiligt. Er gibt auf Vorschlag des Trägers der Werkstatt oder des zustän
digen Rehabilitationsträgers in regelmäßigen Abständen, wenigstens einmal jährlich, 
gegenüber dem zuständigen Rehabilitationsträger eine Stellungnahme dazu ab, welche 
behinderten Menschen für einen Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt in Betracht 
kommen und welche übergangsfördernden Maßnahmen dazu erforderlich sind. Im Übrigen 
gilt § 3 Abs. 3 entsprechend.

§ 6 Beschäftigungszeit

(1) Die Werkstatt hat sicherzustellen, dass die behinderten Menschen im Berufsbildungs- und 
Arbeitsbereich wenigstens 35 und höchstens 40 Stunden wöchentlich beschäftigt werden 
können. Die Stundenzahlen umfassen Erholungspausen und Zeiten der Teilnahme an 
Maßnahmen im Sinne des § 5 Abs. 3.

(2) Einzelnen behinderten Menschen ist eine kürzere Beschäftigungszeit zu ermöglichen, 
wenn es wegen Art oder Schwere der Behinderung oder zur Erfüllung der Erziehungs
auftrages notwendig erscheint.

§ 7 Größe der Werkstatt

(1) Die Werkstatt soll in der Regel über mindestens 120 Plätze verfügen. 

(2) Die Mindestzahl nach Absatz 1 gilt als erfüllt, wenn der Werkstattverbund im Sinne des 
§ 15, dem die Werkstatt angehört, über diese Zahl von Plätzen verfügt.
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§ 8 Bauliche Gestaltung, Ausstattung, Standort

(1) Die bauliche Gestaltung und die Ausstattung der Werkstatt müssen der Aufgabenstellung 
der Werkstatt als einer Einrichtung zur Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben und 
zur Eingliederung in das Arbeitsleben und den in § 136 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
und im Ersten Abschnitt dieser Verordnung gestellten Anforderungen Rechnung tragen. Die 
Erfordernisse des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung sowie zur Vermeidung baulicher 
und technischer Hindernisse sind zu beachten. 

(2) Bei der Wahl des Standorts ist auf die Einbindung in die regionale Wirtschafts- und 
Beschäftigungsstruktur Rücksicht zu nehmen. 

(3) Das Einzugsgebiet muss so bemessen sein, dass die Werkstatt für die behinderten 
Menschen mit öffentlichen oder sonstigen Verkehrsmitteln in zumutbarer Zeit erreichbar ist. 

(4) Die Werkstatt hat im Benehmen mit den zuständigen Rehabilitationsträgern, soweit 
erforderlich, einen Fahrdienst zu organisieren.

§ 9 Werkstattleiter, Fachpersonal zur Arbeits- und Berufsförderung

(1) Die Werkstatt muss über die Fachkräfte verfügen, die erforderlich sind, um ihre Aufgaben 
entsprechend den jeweiligen Bedürfnissen der behinderten Menschen, insbesondere unter 
Berücksichtigung der Notwendigkeit einer individuellen Förderung von behinderten 
Menschen, erfüllen zu können. 

(2) Der Werkstattleiter soll in der Regel über einen Fachhochschulabschluss im kauf
männischen oder technischen Bereich oder einen gleichwertigen Bildungsstand, über 
ausreichende Berufserfahrung und eine sonderpädagogische Zusatz-Qualifikation verfügen. 
Entsprechende Berufsqualifikationen aus dem sozialen Bereich reichen aus, wenn die zur 
Leitung einer Werkstatt erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten im kaufmännischen und 
technischen Bereich anderweitig erworben worden sind. Die sonderpädagogische Zusatz
qualifikation kann in angemessener Zeit durch Teilnahme geeigneter Fortbildungsmaß
nahmen nachgeholt werden.

(3) Die Zahl der Fachkräfte zur Arbeits- und Berufsförderung im Berufsbildungs- und 
Arbeitsbereich richtet sich nach der Zahl und der Zusammensetzung der behinderten 
Menschen sowie der Art der Beschäftigung und der technischen Ausstattung des Arbeits
bereichs. Das Zahlenverhältnis von Fachkräften zu behinderten Menschen soll im Berufs
bildungsbereich 1:6, im Arbeitsbereich 1:12 betragen. Die Fachkräfte sollen in der Regel 
Facharbeiter, Gesellen oder Meister mit einer mindestens zweijährigen Berufserfahrung in 
Industrie oder Handwerk sein; sie müssen pädagogisch geeignet sein und über eine sonder
pädagogische Zusatzqualifikation verfügen. Entsprechende Berufsqualifikationen aus dem 
pädagogischen oder sozialen Bereich reichen aus, wenn die für eine Tätigkeit als Fachkraft 
erforderlichen sonstigen Kenntnisse und Fähigkeiten für den Berufsbildungs- und Arbeits
bereich anderweitig erworben worden sind. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 
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(4) Zur Durchführung des Eingangsverfahrens sollen Fachkräfte des Berufsbildungsbereichs 
und der begleitenden Dienste eingesetzt werden, sofern der zuständige Rehabilitationsträger 
keine höheren Anforderungen stellt.

§ 10 Begleitende Dienste

(1) Die Werkstatt muss zur pädagogischen, sozialen und medizinischen Betreuung der 
behinderten Menschen über begleitende Dienste verfügen, die den Bedürfnissen der 
behinderten Menschen gerecht werden. Eine erforderliche psychologische Betreuung ist 
sicherzustellen. § 9 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(2) Für je 120 behinderte Menschen sollen in der Regel ein Sozialpädagoge oder ein Sozial-
arbeiter zur Verfügung stehen, darüber hinaus im Einvernehmen mit den zuständigen 
Rehabilitationsträgern pflegerische, therapeutische und nach Art und Schwere der Behin
derung sonst erforderliche Fachkräfte. 

(3) Die besondere ärztliche Betreuung der behinderten Menschen in der Werkstatt und die 
medizinische Beratung des Fachpersonals der Werkstatt durch einen Arzt, der möglichst auch 
die an einen Betriebsarzt zu stellenden Anforderungen erfüllen soll, müssen vertraglich 
sichergestellt sein.

§ 11 Fortbildung

Die Werkstatt hat dem Fachpersonal nach den §§ 9 und 10 Gelegenheit zur Teilnahme an 
Fortbildungsmaßnahmen zu geben.

§ 12 Wirtschaftsführung

(1) Die Werkstatt muss nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen organisiert sein. Sie hat 
nach kaufmännischen Grundsätzen Bücher zu führen und eine Betriebsabrechnung in Form 
einer Kostenstellenrechnung zu erstellen. Sie soll einen Jahresabschluss erstellen. Zusätzlich 
sind das Arbeitsergebnis, seine Zusammensetzung im Einzelnen gemäß Absatz 4 und seine 
Verwendung auszuweisen. Die Buchführung, die Betriebsabrechnung und der Jahresabschluss 
einschließlich der Ermittlung des Arbeitsergebnisses, seine Zusammensetzung im Einzelnen 
gemäß Absatz 4 und seiner Verwendung sind in angemessenen Zeitabständen in der Regel 
von einer Person zu prüfen, die als Prüfer bei durch Bundesgesetz vorgeschriebenen 
Prüfungen des Jahresabschlusses (Abschlussprüfer) juristischer Personen zugelassen ist. 
Weitergehende handelsrechtliche und abweichende haushaltsrechtliche Vorschriften über 
Rechnungs-, Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten sowie Prüfungspflichten bleiben 
unberührt. Über den zu verwendenden Kontenrahmen, die Gliederung des Jahresabschlusses, 
die Kostenstellenrechnung und die Zeit-Abstände zwischen den Prüfungen der Rechnungs
legung ist mit den zuständigen Rehabilitationsträgern Einvernehmen herzustellen.

(2) Die Werkstatt muss über einen Organisations- und Stellenplan mit einer Funktions
beschreibung des Personals verfügen. 
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(3) Die Werkstatt muss wirtschaftliche Arbeitsergebnisse anstreben, um an die im Arbeits-
bereich beschäftigten behinderten Menschen ein ihrer Leistung angemessenes Arbeitsentgelt 
im Sinne des § 136 Abs. 1 Satz 2 und § 138 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zahlen zu 
können. 

(4) Arbeitsergebnis im Sinne des § 138 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und der 
Vorschriften dieser Verordnung ist die Differenz aus den Erträgen und den notwendigen 
Kosten des laufenden Betriebs im Arbeitsbereich der Werkstatt. Die Erträge setzen sich 
zusammen aus den Umsatzerlösen, Zins- und sonstigen Erträgen aus der wirtschaftlichen 
Tätigkeit und den von den Rehabilitationsträgern erbrachten Kostensätzen. Notwendige 
Kosten des laufenden Betriebs sind die Kosten nach § 41 Abs. 3 Satz 3 und 4 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch im Rahmen der getroffenen Vereinbarungen sowie die mit der 
wirtschaftlichen Betätigung der Werkstatt in Zusammenhang stehenden notwendigen 
Kosten, die auch in einem Wirtschaftsunternehmen üblicherweise entstehen und infolge
dessen nach § 41 Abs. 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch von den Rehabilitationsträgern 
nicht übernommen werden, nicht hingegen die Kosten für die Arbeitsentgelte nach § 138 
Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und das Arbeitsförderungsgeld nach § 43 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch.

(5) Das Arbeitsergebnis darf nur für Zwecke der Werkstatt verwendet werden, und zwar für 

1.	 die Zahlung der Arbeitsentgelte nach § 138 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, 
in der Regel im Umfang von mindestens 70 vom Hundert des Arbeitsergebnisses, 

2.	 die Bildung einer zum Ausgleich von Ertragsschwankungen notwendigen Rücklage, 
höchstens eines Betrages, der zur Zahlung der Arbeitsentgelte nach § 138 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch für sechs Monate erforderlich ist, 

3.	 Ersatz- und Modernisierungsinvestitionen in der Werkstatt, soweit diese Kosten nicht aus 
den Rücklagen auf Grund von Abschreibung des Anlagevermögens für solche Inves
titionen, aus Leistungen der Rehabilitationsträger oder aus sonstigen Einnahmen zu 
decken sind oder gedeckt werden. Kosten für die Schaffung und Ausstattung neuer 
Werk- und Wohnstättenplätze dürfen aus dem Arbeitsergebnis nicht bestritten werden. 

Abweichende handelsrechtliche Vorschriften über die Bildung von Rücklagen bleiben 
unberührt. 

(6) Die Werkstatt legt die Ermittlung des Arbeitsergebnisses nach Absatz 4 und dessen 
Verwendung nach Absatz 5 gegenüber den beiden Anerkennungsbehörden nach § 142 Satz 2 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch auf deren Verlangen offen. Diese sind berechtigt, die 
Angaben durch Einsicht in die nach Absatz 1 zu führenden Unterlagen zu überprüfen.

§ 13 Abschluss von schriftlichen Verträgen

(1) Die Werkstätten haben mit den im Arbeitsbereich beschäftigten behinderten Menschen, 
soweit auf sie die für einen Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvorschriften oder Rechtsgrund
sätze nicht anwendbar sind, Werkstattverträge in schriftlicher Form abzuschließen, in denen 
das arbeitnehmerähnliche Rechtsverhältnis zwischen der Werkstatt und dem behinderten 
Menschen näher geregelt wird. Über die Vereinbarungen sind die zuständigen Rehabili
tationsträger zu unterrichten. 
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(2) In den Verträgen nach Absatz 1 ist auch die Zahlung des Arbeitsentgelts im Sinne des § 136 
Abs. 1 Satz 2 und § 138 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch an die im Arbeitsbereich 
beschäftigten behinderten Menschen aus dem Arbeitsergebnis näher zu regeln.

§ 14 Mitwirkung

Die Werkstatt hat den behinderten Menschen im Sinne des § 13 Abs. 1 Satz 1 eine ange
messene Mitwirkung in den ihre Interessen berührenden Angelegenheiten der Werkstatt 
nach § 139 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zu ermöglichen.

§ 15 Werkstattverbund

(1) Mehrere Werkstätten desselben Trägers oder verschiedener Träger innerhalb eines 
Einzugsgebietes im Sinne des § 8 Abs. 3 oder mit räumlich zusammenhängenden Einzugs-
gebieten können zur Erfüllung der Aufgaben einer Werkstatt und der an sie gestellten 
Anforderungen eine Zusammenarbeit vertraglich vereinbaren (Werkstattverbund). 

(2) Ein Werkstattverbund ist anzustreben, wenn im Einzugsgebiet einer Werkstatt zusätzlich 
eine besondere Werkstatt im Sinne des § 137 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch für behinderte Menschen mit einer bestimmten Art der Behinderung vorhanden 
ist.

§ 16 Formen der Werkstatt

Die Werkstatt kann eine teilstationäre Einrichtung oder ein organisatorisch selbständiger Teil 
einer stationären Einrichtung (Anstalt, Heim oder gleichartige Einrichtung) oder eines 
Unternehmens sein.

Zweiter Abschnitt	  
Verfahren zur Anerkennung als Werkstatt für behinderte Menschen

§ 17 Anerkennungsfähige Einrichtungen

(1) Als Werkstätten können nur solche Einrichtungen anerkannt werden, die die im  § 136 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und im Ersten Abschnitt dieser Verordnung gestellten 
Anforderungen erfüllen. Von Anforderungen, die nicht zwingend vorgeschrieben sind, sind 
Ausnahmen zuzulassen, wenn ein besonderer sachlicher Grund im Einzelfall eine 
Abweichung rechtfertigt. 

(2) Als Werkstätten können auch solche Einrichtungen anerkannt werden, die Teil eines 
Werkstattverbundes sind und die Anforderungen nach Absatz 1 nicht voll erfüllen, wenn der 
Werkstattverbund die Anforderungen erfüllt. 
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(3) Werkstätten im Aufbau, die die Anforderungen nach Absatz 1 noch nicht voll erfüllen, aber 
bereit und in der Lage sind die Anforderungen in einer vertretbaren Anlaufzeit zu erfüllen, 
können unter Auflagen befristet anerkannt werden. Abweichend von § 7 genügt es, wenn im 
Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag auf Anerkennung wenigstens 60 Plätze 
vorhanden sind, sofern gewährleistet ist, dass die Werkstatt im Endausbau, spätestens nach 
5 Jahren, die Voraussetzungen des § 7 erfüllt.

§ 18 Antrag

(1) Die Anerkennung ist vom Träger der Werkstatt schriftlich zu beantragen. Der Antragsteller 
hat nachzuweisen, dass die Voraussetzungen für die Anerkennung vorliegen. 

(2) Die Entscheidung über den Antrag bedarf der Schriftform. Eine Entscheidung soll 
innerhalb von 3 Monaten seit Antragstellung getroffen werden. 

(3) Die Anerkennung erfolgt mit der Auflage, im Geschäftsverkehr auf die Anerkennung als 
Werkstatt für behinderte Menschen hinzuweisen.

Dritter Abschnitt	 
Schlussvorschriften

§ 19 Vorläufige Anerkennung

Vorläufige Anerkennungen, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung von der Bundesagentur 
für Arbeit ausgesprochen worden sind, behalten ihre Wirkung bis zur Unanfechtbarkeit der 
Entscheidung über den neuen Antrag auf Anerkennung, wenn dieser Antrag innerhalb von 
3 Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung gestellt wird.

§ 20 Abweichende Regelungen für Werkstätten im Beitrittsgebiet

Für Werkstätten in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet gilt diese 
Verordnung mit folgender Abweichung: 

1.	 Die Vorschriften des § 9 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 5 gelten für die von dem Bundesland 
für die Aufgabenerfüllung in dem betreffenden Einzugsgebiet vorgesehene Werkstatt 
(Werkstatt des Einzugsgebietes) mit der Maßgabe, dass der Werkstattleiter und wenigstens 
ein Drittel der Fachkräfte zur Arbeits- und Berufsförderung bis zum 31. Dezember 1995, 
ein weiteres Drittel bis zum 31. Dezember 1998 und das letzte Drittel spätestens bis zum 
31. Dezember 2001 über die sonderpädagogische Zusatzqualifikation verfügen müssen. 

2.	 Die sonderpädagogische Zusatzqualifikation nach § 9 Abs. 2 und 3 braucht nicht nach-
geholt zu werden von Personen, die vor dem 1. Januar 1993 

a)	 das 50. Lebensjahr vollendet haben und 
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b)	 zehn Jahre in einer Werkstatt für behinderte Menschen oder einer anderen Ein
richtung für behinderte Menschen in entsprechender Funktion tätig waren. 

3.	 § 17 ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

a)	 Werkstätten, die in der Zeit vom 1. Juli 1990 bis 31. Dezember 1992 unter Auflagen 
befristet bis zum 31. Dezember 1992 anerkannt worden sind, bleiben bis zum 30. Juni 
1993 vorläufig anerkannt, wenn der Antrag auf Verlängerung der Anerkennung und 
Darlegung, inwieweit die Anforderungen und erteilten Auflagen inzwischen erfüllt 
werden, spätestens bis zum 31. Dezember 1992 gestellt wird und über diesen Antrag 
vor dem 30. Juni 1993 nicht unanfechtbar entschieden worden ist. 

b) 	 Werkstätten im Sinne des Buchstabens a können, auch wenn die Voraussetzungen 
nach Absatz 3 nicht erfüllt werden, über den 30. Juni 1993 hinaus vorübergehend 
unter Auflagen befristet anerkannt werden, bis die von dem Bundesland für die 
Aufgabenerfüllung in dem betreffenden Einzugsgebiet vorgesehene anerkannte 
Werkstatt (Werkstatt des Einzugsgebietes) die behinderten Menschen der vorüber
gehend anerkannten Werkstatt voraussichtlich aufnehmen kann, längstens aber bis 
zum 30. Juni 1995. Durch die Auflagen ist sicherzustellen, dass die in § 136 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch und im Ersten Abschnitt dieser Verordnung 
gestellten Anforderungen soweit wie in der Übergangszeit möglich und wirtschaftlich 
vertretbar erfüllt werden. 

c)	 Werkstätten im Sinne des Buchstabens a, die nach Buchstabe b vorübergehend 
anerkannt worden sind, können über den 30. Juni 1995 hinaus um jeweils ein weiteres 
Jahr vorläufig anerkannt werden, wenn die Werkstatt des Einzugsgebietes die 
behinderten Menschen der vorübergehend anerkannten Werkstatt zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht aufnehmen kann. 

d) 	 Bei der Verlängerung der Anerkennung von Werkstätten im Sinne des Buchstabens a 
nach § 17 Abs. 3 rechnet die in dem dortigen Satz 2 bestimmte Fünfjahresfrist vom 
Erlass.

§ 21 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Abschnitt 1	  
Anwendungsbereich, Errichtung, Zusammensetzung und 
Aufgaben des Werkstattrats

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Für behinderte Menschen, die wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung nicht, noch 
nicht oder noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt beschäftigt werden können 
und zu ihrer Eingliederung in das Arbeitsleben im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten 
für behinderte Menschen als Einrichtungen zur Teilhabe behinderter Menschen am Arbeits-
leben und Eingliederung in das Arbeitsleben in einem besonderen arbeitnehmerähnlichen 
Rechtsverhältnis in der Regel auf der Grundlage eines Sozialleistungsverhältnisses (§ 138 
Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) beschäftigt werden (Werkstattbeschäftigte), 
bestimmt sich die Mitwirkung durch Werkstatträte in Werkstattangelegenheiten nach § 139 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch unabhängig von der Geschäftsfähigkeit der behind
erten Menschen im Einzelnen nach den folgenden Vorschriften.

(2) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf Religionsgemeinschaften und ihre 
Einrichtungen, soweit sie eigene gleichwertige Regelungen getroffen haben.

§ 2 Errichtung von Werkstatträten

(1) Ein Werkstattrat wird in Werkstätten gewählt. 

(2) Rechte und Pflichten der Werkstatt sind solche des Trägers der Werkstatt.

§ 3 Zahl der Mitglieder des Werkstattrats

(1) Der Werkstattrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern, in Werkstätten mit in der Regel 
200 bis 400 Wahlberechtigten aus fünf Mitgliedern, in Werkstätten mit in der Regel mehr als 
400 Wahlberechtigten aus sieben Mitgliedern.

(2) Die Geschlechter sollen entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis vertreten sein.

§ 4 Allgemeine Aufgaben des Werkstattrats

(1) Der Werkstattrat hat folgende allgemeine Aufgaben:

1.	 darüber zu wachen, dass die zugunsten der Werkstattbeschäftigten geltenden Gesetze, 
Verordnungen, Unfallverhütungsvorschriften und mit der Werkstatt getroffenen 
Vereinbarungen durchgeführt werden, vor allem, dass
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a)	 die auf das besondere arbeitnehmerähnliche Rechtsverhältnis zwischen den 
Werkstattbeschäftigten und der Werkstatt anzuwendenden arbeitsrechtlichen 
Vorschriften und Grundsätze insbesondere über Beschäftigungszeit einschließlich 
Teilzeitbeschäftigung sowie der Erholungspausen und Zeiten der Teilnahme an 
Maßnahmen zur Erhaltung und Erhöhung der Leistungsfähigkeit und zur Weiter
entwicklung der Persönlichkeit des Werkstattbeschäftigten, Urlaub, Entgeltfort
zahlung im Krankheitsfall, Entgeltzahlung an Feiertagen, Mutterschutz, Elternzeit, 
Persönlichkeitsschutz und Haftungsbeschränkung, 

b) 	 die in dem besonderen arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis aufgrund der 
Fürsorgepflicht geltenden Mitwirkungs- und Beschwerderechte und

c) 	 die Werkstattverträge von der Werkstatt beachtet werden;

2.	 Maßnahmen, die dem Betrieb der Werkstatt und den Werkstattbeschäftigten dienen, bei 
der Werkstatt zu beantragen;

3.	 Anregungen und Beschwerden von Werkstattbeschäftigten entgegenzunehmen und, falls 
sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlungen mit der Werkstatt auf eine Erledigung 
hinzuwirken; er hat die betreffenden Werkstattbeschäftigten über den Stand und das 
Ergebnis der Verhandlungen zu unterrichten.

Dabei hat er vor allem die Interessen besonders betreuungs- und förderungsbedürftiger 
Werkstattbeschäftigter zu wahren und die Durchsetzung der tatsächlichen Gleichstellung von 
Frauen und Männern zu fördern.

(2) Werden in Absatz 1 Nr. 1 genannte Angelegenheiten zwischen der Werkstatt und einem 
oder einer Werkstattbeschäftigten erörtert, so nimmt auf dessen oder deren Wunsch ein 
Mitglied des Werkstattrats an der Erörterung teil. Es ist verpflichtet, über Inhalt und Gegen-
stand der Erörterung Stillschweigen zu bewahren, soweit es von dem oder der Werkstatt
beschäftigten im Einzelfall nicht von dieser Verpflichtung entbunden wird.

(3) Der Werkstattrat berücksichtigt die Interessen der im Eingangsverfahren und im Berufs-
bildungsbereich tätigen behinderten Menschen in angemessener und geeigneter Weise, 
solange für diese eine Vertretung nach § 36 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch nicht 
besteht.

§ 5 Mitwirkungsrechte des Werkstattrats

(1) Der Werkstattrat hat in folgenden Angelegenheiten der Werkstattbeschäftigten mitzu
wirken:

1.	 Fragen der Ordnung im Arbeitsbereich der Werkstatt und des Verhaltens der Werkstatt
beschäftigten einschließlich der Aufstellung und Änderung einer so genannten Werk
stattordnung zu diesen Fragen;
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2.	 Beginn und Ende der täglichen Beschäftigungszeit einschließlich der Erholungspausen 
und Zeiten der Teilnahme an Maßnahmen zur Erhaltung und Erhöhung der Leistungs-
fähigkeit und zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit des Werkstattbeschäftigten, 
Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage und die damit zusammenhän-
gende Regelung des Fahrdienstes, vorübergehende Verkürzung oder Verlängerung der 
üblichen Beschäftigungszeit;

3.	 a) Darstellung und Verwendung des Arbeitsergebnisses, insbesondere Höhe der Grund- 
und der Steigerungsbeträge, unter Darlegung der dafür maßgeblichen wirtschaftlichen 
und finanziellen Verhältnisse;

	 b) Fragen der Gestaltung der Arbeitsentgelte, insbesondere die Aufstellung von Ent
lohnungsgrundsätzen und die Einführung und Anwendung von neuen Entlohnungs
methoden sowie deren Änderung, Festsetzung der Grund- und der Steigerungsbeträge 
und vergleichbarer leistungsbezogener Entgelte, Zeit, Ort und Art der Auszahlung der 
Arbeitsentgelte sowie Gestaltung der Arbeitsentgeltbescheinigungen;

4.	 Aufstellung allgemeiner Urlaubsgrundsätze und des Urlaubsplans sowie die Festsetzung 
der zeitlichen Lage des Urlaubs für einzelne Werkstattbeschäftigte, wenn zwischen der 
Werkstatt und den beteiligten Werkstattbeschäftigten kein Einverständnis erzielt wird;

5.	 Einführung und Anwendung von technischen Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das 
Verhalten oder die Leistung der Werkstattbeschäftigten zu überwachen;

6.	 Regelungen über die Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie über 
den Gesundheitsschutz im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften oder der Unfallver
hütungsvorschriften;

7.	 Fragen der Fort- und Weiterbildung einschließlich der Maßnahmen zur Erhaltung und 
Erhöhung der Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit sowie zur 
Förderung des Übergangs auf den allgemeinen Arbeitsmarkt;

8.	 Fragen der Verpflegung;

9.	 Planung von Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie von neuen technischen Anlagen, 
Einschränkung, Stilllegung und Verlegung der Werkstatt oder wesentlicher Teile der 
Werkstatt, grundlegende Änderungen der Werkstattorganisation und des Werkstatt-
zwecks;

10.	 Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung sowie von Sanitär- 
und Aufenthaltsräumen, Einführung von neuen technischen Arbeitsverfahren;

11.	 Mitgestaltung sozialer Aktivitäten für die Werkstattbeschäftigten.

(2) Soweit Angelegenheiten im Sinne des Absatzes 1 nur einheitlich für Arbeitnehmer und 
Werkstattbeschäftigte geregelt werden können und soweit sie Gegenstand einer Vereinbarung 
mit dem Betriebs- oder Personalrat oder einer sonstigen Mitarbeitervertretung sind oder sein 
sollen, haben die Beteiligten auf eine einvernehmliche Regelung hinzuwirken. Die ergän
zende Vereinbarung besonderer behindertenspezifischer Regelungen zwischen Werkstattrat 
und Werkstatt bleibt unberührt.
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(3) Die Werkstatt hat den Werkstattrat in den Angelegenheiten, in denen er ein Mitwirkungs-
recht hat, rechtzeitig, umfassend und in angemessener Weise zu unterrichten und ihn vor 
Durchführung einer Maßnahme anzuhören. Beide Seiten haben darauf hinzuwirken, dass 
Einvernehmen erreicht wird. Lässt sich Einvernehmen nicht herstellen, so kann jede Seite die 
Vermittlungsstelle anrufen.

(4) Weitergehende, einvernehmlich vereinbarte Formen der Beteiligung in den Angelegen
heiten des Absatzes 1 bleiben unberührt.

§ 6 Vermittlungsstelle

(1) Die Vermittlungsstelle besteht aus einem oder einer unparteiischen, in Werkstattange-
legenheiten erfahrenen Vorsitzenden, auf den oder die sich Werkstatt und Werkstattrat 
einigen müssen, und aus je einem von der Werkstatt und vom Werkstattrat benannten 
Beisitzer oder einer Beisitzerin. Kommt eine Einigung nicht zustande, so schlagen die 
Werkstatt und der Werkstattrat je eine Person als Vorsitzenden oder Vorsitzende vor; durch 
Los wird entschieden, wer als Vorsitzender oder Vorsitzende tätig wird.

(2) Die Vermittlungsstelle fasst ihren Beschluss für einen Einigungsvorschlag innerhalb von 
zwölf Tagen. Sie entscheidet nach mündlicher Beratung mit Stimmenmehrheit. Die 
Beschlüsse der Vermittlungsstelle sind schriftlich niederzulegen und von dem Vorsitzenden 
oder der Vorsitzenden zu unterschreiben. Werkstatt und Werkstattrat können weitere 
Einzelheiten des Verfahrens vor der Vermittlungsstelle vereinbaren.

(3) Der Einigungsvorschlag der Vermittlungsstelle ersetzt nicht die Entscheidung der 
Werkstatt. Die Werkstatt hat unter Berücksichtigung des Einigungsvorschlages endgültig zu 
entscheiden. Bis dahin ist die Durchführung der Maßnahme auszusetzen. Fasst die Vermitt-
lungsstelle innerhalb der in Absatz 2 genannten Frist keinen Beschluss für einen Einigungs-
vorschlag, gilt die Entscheidung der Werkstatt.

§ 7 Unterrichtungsrechte des Werkstattrats

(1) Der Werkstattrat ist in folgenden Angelegenheiten zu unterrichten:

1.	 Beendigung des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses zur Werkstatt, Versetzungen 
und Umsetzungen,

2.	 Verlauf und Ergebnis der Eltern- und Betreuerversammlung,

3.	 Einstellung, Versetzung und Umsetzung des Fachpersonals (Angehörige der begleitenden 
Dienste und die Fachkräfte zur Arbeits- und Berufsförderung) und des sonstigen 
Personals der Werkstatt.

(2) Die Werkstatt hat den Werkstattrat in den Angelegenheiten, in denen er ein Unter
richtungsrecht hat, rechtzeitig und umfassend unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen 
zu unterrichten. Die in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 einzuholende Stellungnahme des 
Fachausschusses und die in diesem Rahmen erfolgende Anhörung des oder der Werkstatt-
beschäftigten bleiben unberührt.
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§ 8 Zusammenarbeit

(1) Die Werkstatt, ihr Betriebs- oder Personalrat oder ihre sonstige Mitarbeitervertretung, die 
Schwerbehindertenvertretung, die Vertretung der Teilnehmer an Maßnahmen im Eingangs-
verfahren und im Berufsbildungsbereich nach § 36 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, 
ein nach § 139 Abs. 4 Satz 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch errichteter Eltern- und 
Betreuerbeirat und der Werkstattrat arbeiten im Interesse der Werkstattbeschäftigten 
vertrauensvoll zusammen. Die Werkstatt und der Werkstattrat können hierbei die Unter
stützung der in der Werkstatt vertretenen Behindertenverbände und Gewerkschaften sowie 
der Verbände, denen die Werkstatt angehört, in Anspruch nehmen.

(2) Werkstatt und Werkstattrat sollen in der Regel einmal im Monat zu einer Besprechung 
zusammentreten. Sie haben über strittige Fragen mit dem ernsten Willen zur Einigung zu 
verhandeln und Vorschläge für die Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zu machen.

§ 9 Werkstattversammlung

Der Werkstattrat führt mindestens einmal im Kalenderjahr eine Versammlung der Werkstatt-
beschäftigten durch. Die in der Werkstatt für Versammlungen der Arbeitnehmer geltenden 
Vorschriften finden entsprechende Anwendung; Teil- sowie Abteilungsversammlungen sind 
zulässig. Der Werkstattrat kann im Einvernehmen mit der Werkstatt in Werkstattangelegen-
heiten erfahrene Personen sowie behinderte Menschen, die an Maßnahmen im Eingangs-
verfahren oder im Berufsbildungsbereich teilnehmen, einladen.

Abschnitt 2	  
Wahl des Werkstattrats

Unterabschnitt 1	 
Wahlberechtigung und Wählbarkeit; Zeitpunkt der Wahlen

§ 10 Wahlberechtigung

Wahlberechtigt sind alle Werkstattbeschäftigten, soweit sie keine Arbeitnehmer sind.

§ 11 Wählbarkeit

Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am Wahltag seit mindestens sechs Monaten in der 
Werkstatt beschäftigt sind. Zeiten des Eingangsverfahrens und der Teilnahme an Maßnahmen 
im Berufsbildungsbereich werden angerechnet.
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§ 12 Zeitpunkt der Wahlen zum Werkstattrat

(1) Die regelmäßigen Wahlen zum Werkstattrat finden alle vier Jahre in der Zeit vom 
1. Oktober bis 30. November statt, erstmals im Jahre 2001. Außerhalb dieser Zeit finden 
Wahlen statt, wenn

1.	 die Gesamtzahl der Mitglieder nach Eintreten sämtlicher Ersatzmitglieder unter die 
vorgeschriebene Zahl der Werkstattratmitglieder gesunken ist,

2.	 der Werkstattrat mit der Mehrheit seiner Mitglieder seinen Rücktritt beschlossen hat,

3.	 die Wahl des Werkstattrats mit Erfolg angefochten worden ist oder

4.	 ein Werkstattrat noch nicht gewählt ist.

(2) Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes eine Wahl zum 
Werkstattrat stattgefunden, so ist er in dem auf die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der 
regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. Hat die Amtszeit des Werkstattrats zu Beginn des für 
die nächsten regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes noch nicht ein Jahr betragen, ist 
der Werkstattrat in dem übernächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu zu wählen.

Unterabschnitt 2	 
Vorbereitung der Wahl

§ 13 Bestellung des Wahlvorstandes

(1) Spätestens zehn Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit bestellt der Werkstattrat einen 
Wahlvorstand aus drei Wahlberechtigten oder sonstigen der Werkstatt angehörenden 
Personen und einen oder eine von ihnen als Vorsitzenden oder Vorsitzende. 

(2) Ist in der Werkstatt ein Werkstattrat nicht vorhanden, werden der Wahlvorstand und 
dessen Vorsitzender oder Vorsitzende in einer Versammlung der Wahlberechtigten gewählt. 
Die Werkstatt fördert die Wahl; sie hat zu dieser Versammlung einzuladen. Unabhängig davon 
können drei Wahlberechtigte einladen.

§ 14 Aufgaben des Wahlvorstandes

(1) Der Wahlvorstand bereitet die Wahl vor und führt sie durch. Die Werkstatt hat dem 
Wahlvorstand auf dessen Wunsch aus den Angehörigen des Fachpersonals eine Person seines 
Vertrauens zur Verfügung zu stellen, die ihn bei der Vorbereitung und Durchführung der 
Wahl unterstützt. Der Wahlvorstand kann in der Werkstatt Beschäftigte als Wahlhelfer oder 
Wahlhelferinnen zu seiner Unterstützung bei der Durchführung der Stimmabgabe und bei 
der Stimmenzählung bestellen. Die Mitglieder des Wahlvorstandes, die Vertrauensperson und 
die Wahlhelfer und Wahlhelferinnen haben die gleichen persönlichen Rechte und Pflichten 
wie die Mitglieder des Werkstattrats (§ 37). Die Vertrauensperson nimmt ihre Aufgabe 
unabhängig von Weisungen der Werkstatt wahr.
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(2) Die Beschlüsse des Wahlvorstandes werden mit Stimmenmehrheit seiner Mitglieder 
gefasst. Über jede Sitzung des Wahlvorstandes ist eine Niederschrift aufzunehmen, die 
mindestens den Wortlaut der gefassten Beschlüsse enthält. Die Niederschrift ist von dem 
Vorsitzenden oder der Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied des Wahlvorstandes oder 
der Vertrauensperson zu unterzeichnen.

(3) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich einzuleiten; sie soll spätestens eine Woche 
vor dem Tag stattfinden, an dem die Amtszeit des Werkstattrats abläuft.

(4) Die Werkstatt unterstützt den Wahlvorstand bei der Erfüllung seiner Aufgaben. Sie gibt 
ihm insbesondere alle für die Anfertigung der Liste der Wahlberechtigten erforderlichen 
Auskünfte und stellt die notwendigen Unterlagen zur Verfügung.

§ 15 Erstellung der Liste der Wahlberechtigten

Der Wahlvorstand stellt eine Liste der Wahlberechtigten auf. Die Wahlberechtigten sollen mit 
dem Familiennamen und dem Vornamen, erforderlichenfalls dem Geburtsdatum, in 
alphabetischer Reihenfolge aufgeführt werden.

§ 16 Bekanntmachung der Liste der Wahlberechtigten

Die Liste der Wahlberechtigten oder eine Abschrift ist unverzüglich nach Einleitung der Wahl 
bis zum Abschluss der Stimmabgabe an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen.

§ 17 Einspruch gegen die Liste der Wahlberechtigten

(1) Wahlberechtigte und sonstige Beschäftigte, die ein berechtigtes Interesse an einer 
ordnungsgemäßen Wahl glaubhaft machen, können innerhalb von zwei Wochen seit Erlass 
des Wahlausschreibens (§ 18) beim Wahlvorstand Einspruch gegen die Richtigkeit der Liste 
der Wahlberechtigten einlegen.

(2) Über Einsprüche nach Absatz 1 entscheidet der Wahlvorstand unverzüglich. Hält er den 
Einspruch für begründet, berichtigt er die Liste der Wahlberechtigten. Der Person, die den 
Einspruch eingelegt hat, wird die Entscheidung unverzüglich mitgeteilt; die Entscheidung 
muss ihr spätestens am Tage vor der Stimmabgabe zugehen. 

(3) Nach Ablauf der Einspruchsfrist soll der Wahlvorstand die Liste der Wahlberechtigten 
nochmals auf ihre Vollständigkeit hin überprüfen. Im übrigen kann nach Ablauf der Ein-
spruchsfrist die Liste der Wahlberechtigten nur bei Schreibfehlern, offenbaren Unrichtig
keiten, in Erledigung rechtzeitig eingelegter Einsprüche oder bei Eintritt oder Ausscheiden 
eines Wahlberechtigten oder einer Wahlberechtigten bis zum Tage vor dem Beginn der 
Stimmabgabe berichtigt oder ergänzt werden.
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§ 18 Wahlausschreiben

(1) Spätestens sechs Wochen vor dem Wahltag erlässt der Wahlvorstand ein Wahlaus
schreiben, das von dem oder der Vorsitzenden und mindestens einem weiteren Mitglied des 
Wahlvorstandes zu unterschreiben ist. Es muss enthalten:

1.	 das Datum seines Erlasses,

2.	 die Namen und Fotos der Mitglieder des Wahlvorstandes,

3.	 die Voraussetzungen der Wählbarkeit zum Werkstattrat,

4.	 den Hinweis, wo und wann die Liste der Wahlberechtigten und diese Verordnung zur 
Einsicht ausliegen,

5.	 den Hinweis, dass nur wählen kann, wer in die Liste der Wahlberechtigten eingetragen ist, 
und dass Einsprüche gegen die Liste der Wahlberechtigten nur vor Ablauf von zwei 
Wochen seit dem Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand schriftlich oder zur 
Niederschrift eingelegt werden können; der letzte Tag der Frist ist anzugeben,

6.	 die Aufforderung, Wahlvorschläge innerhalb von zwei Wochen nach Erlass des Wahlaus-
schreibens beim Wahlvorstand einzureichen; der letzte Tag der Frist ist anzugeben,

7.	 die Mindestzahl von Wahlberechtigten, von denen ein Wahlvorschlag unterstützt werden 
muss (§ 19 Satz 2),

8.	 den Hinweis, dass die Stimmabgabe an die Wahlvorschläge gebunden ist und dass nur 
solche Wahlvorschläge berücksichtigt werden dürfen, die fristgerecht (Nummer 6) 
eingereicht sind,

9.	 die Bestimmung des Ortes, an dem die Wahlvorschläge bis zum Abschluss der Stimm-
abgabe durch Aushang oder in sonst geeigneter Weise bekannt gegeben werden,

10.	 Ort, Tag und Zeit der Stimmabgabe,

11.	 den Ort und die Zeit der Stimmauszählung und der Sitzung des Wahlvorstandes, in der 
das Wahlergebnis abschließend festgestellt wird,

12.	 den Ort, an dem Einsprüche, Wahlvorschläge und sonstige Erklärungen gegenüber dem 
Wahlvorstand abzugeben sind.

(2) Eine Abschrift oder ein Abdruck des Wahlausschreibens ist vom Tage seines Erlasses bis 
zum Wahltag an einer oder mehreren geeigneten, den Wahlberechtigten zugänglichen Stellen 
vom Wahlvorstand auszuhängen.

§ 19 Wahlvorschläge

Die Wahlberechtigten können innerhalb von zwei Wochen seit Erlass des Wahlausschreibens 
Vorschläge beim Wahlvorstand einreichen. Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens drei 
Wahlberechtigten unterstützt werden. Der Wahlvorschlag bedarf der Zustimmung des 
Vorgeschlagenen oder der Vorgeschlagenen. Der Wahlvorstand entscheidet über die 
Zulassung zur Wahl.
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§ 20 Bekanntmachung der Bewerber und Bewerberinnen

Spätestens eine Woche vor Beginn der Stimmabgabe und bis zum Abschluss der Stimmabgabe 
macht der Wahlvorstand die Namen und Fotos oder anderes Bildmaterial der Bewerber und 
Bewerberinnen aus zugelassenen Wahlvorschlägen in alphabetischer Reihenfolge in gleicher 
Weise bekannt wie das Wahlausschreiben (§ 18 Abs. 2).

Unterabschnitt 3	 
Durchführung der Wahl

§ 21 Stimmabgabe

(1) Der Werkstattrat wird in geheimer und unmittelbarer Wahl nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl gewählt.

(2) Wer wahlberechtigt ist, kann seine Stimme nur für rechtswirksam vorgeschlagene 
Bewerber oder Bewerberinnen abgeben. Jeder Wahlberechtigte und jede Wahlberechtigte hat 
so viele Stimmen, wie Mitglieder des Werkstattrats gewählt werden. Der Stimmzettel muss 
einen Hinweis darauf enthalten, wie viele Bewerber im Höchstfall gewählt werden dürfen. Für 
jeden Bewerber oder jede Bewerberin kann nur eine Stimme abgegeben werden.

(3) Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels in einem Wahlumschlag ausgeübt. 
Auf dem Stimmzettel sind die Bewerber in alphabetischer Reihenfolge unter Angabe von 
Familienname und Vorname, erforderlichenfalls des Geburtsdatums, sowie mit Foto oder 
anderem Bildmaterial aufzuführen. Die Stimmzettel müssen sämtlich die gleiche Größe, 
Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung haben. Das Gleiche gilt für die Wahlumschläge.

(4) Bei der Stimmabgabe wird durch Ankreuzen an der im Stimmzettel jeweils vorgesehenen 
Stelle die von dem Wählenden oder von der Wählenden gewählte Person gekennzeichnet. 
Stimmzettel, auf denen mehr als die zulässige Anzahl der Bewerber oder Bewerberinnen 
gekennzeichnet ist oder aus denen sich der Wille des Wählenden oder der Wählerin nicht 
zweifelsfrei ergibt, sind ungültig.

(5) Ist für mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten infolge ihrer Behinderung eine Stimm
abgabe durch Abgabe eines Stimmzettels nach den Absätzen 3 und 4 überwiegend nicht 
möglich, kann der Wahlvorstand eine andere Form der Ausübung des Wahlrechts 
beschließen.

§ 22 Wahlvorgang

(1) Der Wahlvorstand hat geeignete Vorkehrungen für die unbeobachtete Kennzeichnung der 
Stimmzettel im Wahlraum zu treffen und für die Bereitstellung einer Wahlurne zu sorgen. Die 
Wahlurne muss vom Wahlvorstand verschlossen und so eingerichtet sein, dass die einge
worfenen Stimmzettel nicht herausgenommen werden können, ohne dass die Urne geöffnet 
wird. 
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(2) Während der Wahl müssen immer mindestens zwei Mitglieder des Wahlvorstandes im 
Wahlraum anwesend sein. Sind Wahlhelfer oder Wahlhelferinnen bestellt (§ 14 Abs. 1 Satz 3), 
genügt die Anwesenheit eines Mitgliedes des Wahlvorstandes und eines Wahlhelfers oder 
einer Wahlhelferin. 

(3) Der gekennzeichnete und in den Wahlumschlag gelegte Stimmzettel ist in die hierfür 
bereit gestellte Wahlurne einzuwerfen, nachdem die Stimmabgabe von einem Mitglied des 
Wahlvorstandes oder einem Wahlhelfer oder einer Wahlhelferin in der Liste der Wahl
berechtigten vermerkt worden ist. 

(4) Wer infolge seiner Behinderung bei der Stimmabgabe beeinträchtigt ist, bestimmt eine 
Person seines Vertrauens, die ihm bei der Stimmabgabe behilflich sein soll, und teilt dies dem 
Wahlvorstand mit. Personen, die sich bei der Wahl bewerben, Mitglieder des Wahlvorstandes, 
Vertrauenspersonen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 2 sowie Wahlhelfer und Wahlhelferinnen 
dürfen nicht zur Hilfeleistung herangezogen werden. Die Hilfeleistung beschränkt sich auf 
die Erfüllung der Wünsche des Wählers oder der Wählerin zur Stimmabgabe; die Vertrauens-
person darf gemeinsam mit dem Wähler oder der Wählerin die Wahlkabine aufsuchen. Die 
Vertrauensperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse von der Wahl einer anderen Person 
verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung erlangt hat. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für 
Wähler und Wählerinnen, die des Lesens unkundig sind.

(5) Nach Abschluss der Wahl ist die Wahlurne zu versiegeln, wenn die Stimmenauszählung 
nicht unmittelbar nach der Beendigung der Wahl durchgeführt wird.

§ 23 Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl nimmt der Wahlvorstand öffentlich die Auszäh-
lung der Stimmen vor und stellt das Ergebnis fest.

(2) Gewählt sind die Bewerber und Bewerberinnen, die die meisten Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(3) Der Wahlvorstand fertigt über das Ergebnis eine Niederschrift, die von dem Vorsitzenden 
oder der Vorsitzenden und mindestens einem weiteren Mitglied des Wahlvorstandes 
unterschrieben wird. Die Niederschrift muss die Zahl der abgegebenen gültigen und 
ungültigen Stimmzettel, die auf jeden Bewerber oder jede Bewerberin entfallenen Stimmen-
zahlen sowie die Namen der gewählten Bewerber und Bewerberinnen enthalten.

§ 24 Benachrichtigung der Gewählten und Annahme der Wahl

(1) Der Wahlvorstand benachrichtigt die zum Werkstattrat Gewählten unverzüglich von ihrer 
Wahl. Erklärt eine gewählte Person nicht innerhalb von drei Arbeitstagen nach Zugang der 
Benachrichtigung dem Wahlvorstand ihre Ablehnung der Wahl, ist sie angenommen.

(2) Lehnt eine gewählte Person die Wahl ab, tritt an ihre Stelle der Bewerber oder die 
Bewerberin mit der nächsthöchsten Stimmenzahl.
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§ 25 Bekanntmachung der Gewählten

Sobald die Namen der Mitglieder des Werkstattrats endgültig feststehen, macht der Wahl
vorstand sie durch zweiwöchigen Aushang in gleicher Weise wie das Wahlausschreiben 
bekannt (§ 18 Abs. 2) und teilt sie unverzüglich der Werkstatt mit.

§ 26 Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Die Wahlunterlagen, insbesondere die Niederschriften, Bekanntmachungen und Stimmzettel, 
werden vom Werkstattrat mindestens bis zum Ende der Wahlperiode aufbewahrt.

§ 27 Wahlanfechtung

(1) Die Wahl kann beim Arbeitsgericht angefochten werden, wenn gegen wesentliche 
Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden 
ist und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß das Wahl
ergebnis nicht geändert oder beeinflusst werden konnte.

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind mindestens drei Wahlberechtigte oder die Werkstatt. Die 
Wahlanfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tag der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses an gerechnet, zulässig.

§ 28 Wahlschutz und Wahlkosten

(1) Niemand darf die Wahl des Werkstattrats behindern. Insbesondere dürfen Werkstatt-
beschäftigte in der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts nicht beschränkt werden. 

(2) Niemand darf die Wahl des Werkstattrats durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen 
oder durch Gewährung oder Versprechen von Vorteilen beeinflussen.

(3) Die Kosten der Wahl trägt die Werkstatt. Versäumnis von Beschäftigungszeit, die zur 
Ausübung des Wahlrechts, zur Betätigung im Wahlvorstand oder zur Tätigkeit als Wahlhelfer 
oder Wahlhelferin erforderlich ist, berechtigt die Werkstatt nicht zur Minderung des 
Arbeitsentgeltes. Die Ausübung der genannten Tätigkeiten steht der Beschäftigung als 
Werkstattbeschäftigter gleich.
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Abschnitt 3	  
Amtszeit des Werkstattrats

§ 29 Amtszeit des Werkstattrats

Die regelmäßige Amtszeit des Werkstattrats beträgt vier Jahre. Die Amtszeit beginnt mit der 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn die Amtszeit des bisherigen Werkstattrats noch 
nicht beendet ist, mit deren Ablauf. Die Amtszeit des außerhalb des regelmäßigen Wahlzeit-
raumes gewählten Werkstattrats endet mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses des nach 
§ 12 Abs. 2 neu gewählten Werkstattrats, spätestens jedoch am 30. November des maß
gebenden Wahljahres. Im Falle des § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 endet die Amtszeit des 
bestehenden Werkstattrats mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses des neu gewählten 
Werkstattrats.

§ 30 Erlöschen der Mitgliedschaft im Werkstattrat; Ersatzmitglieder

(1) Die Mitgliedschaft im Werkstattrat erlischt durch

1.	 Ablauf der Amtszeit,

2.	 Niederlegung des Amtes,

3.	 Ausscheiden aus der Werkstatt,

4.	 Beendigung des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses.

(2) Scheidet ein Mitglied aus dem Werkstattrat aus, so rückt ein Ersatzmitglied nach. Dies gilt 
entsprechend für die Stellvertretung eines zeitweilig verhinderten Mitgliedes des Werk
stattrats.

(3) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nicht gewählten Bewerbern und 
Bewerberinnen der Vorschlagsliste entnommen. Die Reihenfolge bestimmt sich nach der 
Höhe der erreichten Stimmenzahlen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.
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Abschnitt 4	  
Geschäftsführung des Werkstattrats

§ 31 Vorsitz des Werkstattrats

(1) Der Werkstattrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden oder die Vorsitzende und die ihn 
oder sie vertretende Person. 

(2) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende oder im Falle der Verhinderung die ihn oder sie 
vertretende Person vertritt den Werkstattrat im Rahmen der von diesem gefassten Beschlüsse. 
Zur Entgegennahme von Erklärungen, die dem Werkstattrat gegenüber abzugeben sind, ist 
der Vorsitzende oder die Vorsitzende oder im Falle der Verhinderung die ihn oder sie 
vertretende Person berechtigt.

§ 32 Einberufung der Sitzungen

(1) Innerhalb einer Woche nach dem Wahltag beruft der Vorsitzende oder die Vorsitzende des 
Wahlvorstandes den neu gewählten Werkstattrat zu der nach § 31 Abs. 1 vorgeschriebenen 
Wahl ein und leitet die Sitzung.

(2) Die weiteren Sitzungen beruft der Vorsitzende oder die Vorsitzende des Werkstattrats ein, 
setzt die Tagesordnung fest und leitet die Verhandlung. Der Vorsitzende oder die Vorsitzende 
hat die Mitglieder des Werkstattrats rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden.

(3) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und den Gegenstand, 
dessen Beratung beantragt wird, auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies von der Werkstatt 
beantragt wird.

(4) Die Werkstatt nimmt an den Sitzungen, die auf ihr Verlangen anberaumt sind, und an den 
Sitzungen, zu denen sie ausdrücklich eingeladen worden ist, teil.

§ 33 Sitzungen des Werkstattrats

(1) Die Sitzungen des Werkstattrats finden in der Regel während der Beschäftigungszeit statt. 
Der Werkstattrat hat bei der Ansetzung der Sitzungen auf die Arbeitsabläufe in der Werkstatt 
Rücksicht zu nehmen. Die Werkstatt ist vom Zeitpunkt der Sitzung vorher zu verständigen. 
Die Sitzungen des Werkstattrats sind nicht öffentlich.

(2) Der Werkstattrat kann die Vertrauensperson (§ 39 Abs. 3) und, wenn und soweit er es für 
erforderlich hält, ein Mitglied des Betriebs- oder Personalrats oder einer sonstigen Mit
arbeitervertretung, eine Schreibkraft oder, nach näherer Vereinbarung mit der Werkstatt, 
einen Beauftragten oder eine Beauftragte einer in der Werkstatt vertretenen Gewerkschaft 
auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Werkstattrats, einen Vertreter oder eine Ver
treterin eines Verbandes im Sinne des § 8 Abs. 1 oder sonstige Dritte zu seinen Sitzungen 
hinzuziehen. Für sie gelten die Geheimhaltungspflicht sowie die Offenbarungs- und Ver
wertungsverbote gemäß § 37 Abs. 6 entsprechend.
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§ 34 Beschlüsse des Werkstattrats

(1) Die Beschlüsse des Werkstattrats werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

(2) Der Werkstattrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an der 
Beschlussfassung teilnimmt; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zulässig.

§ 35 Sitzungsniederschrift

Über die Sitzungen des Werkstattrats ist eine Sitzungsniederschrift aufzunehmen, die 
mindestens den Wortlaut der Beschlüsse und die Stimmenmehrheit, mit der sie gefasst 
wurden, enthält. Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden oder von der Vorsitzenden und 
einem weiteren Mitglied oder der Vertrauensperson (§ 39 Abs. 3) zu unterzeichnen. Ihr ist eine 
Anwesenheitsliste beizufügen. Hat die Werkstatt an der Sitzung teilgenommen, so ist ihr der 
entsprechende Teil der Niederschrift abschriftlich auszuhändigen.

§ 36 Geschäftsordnung des Werkstattrats

Der Werkstattrat kann sich für seine Arbeit eine schriftliche Geschäftsordnung geben, in der 
weitere Bestimmungen über die Geschäftsführung getroffen werden.

§ 37 Persönliche Rechte und Pflichten der Mitglieder des Werkstattrats

(1) Die Mitglieder des Werkstattrats führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt.

(2) Sie dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht behindert oder wegen ihres Amtes nicht 
benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung. 

(3) Sie sind von ihrer Tätigkeit ohne Minderung des Arbeitsentgeltes zu befreien, wenn und 
soweit es zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Die Werkstattratstätigkeit steht 
der Werkstattbeschäftigung gleich. In Werkstätten mit wenigstens 200 Wahlberechtigten ist 
der Vorsitzende oder die Vorsitzende des Werkstattrats auf Verlangen von der Tätigkeit 
freizustellen. Die Befreiung nach den Sätzen 1 und 3 erstreckt sich nicht auf Maßnahmen 
nach § 5 Abs. 3 der Werkstättenverordnung.

(4) Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsver
anstaltungen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit des Werkstattrats 
erforderlich sind. Unbeschadet von Satz 1 hat jedes Mitglied des Werkstattrats während seiner 
regelmäßigen Amtszeit Anspruch auf Freistellung ohne Minderung des Arbeitsentgeltes für 
insgesamt zehn Tage zur Teilnahme an solchen Schulungs- und Bildungsveranstaltungen; der 
Anspruch erhöht sich für Werkstattbeschäftigte, die erstmals das Amt eines Mitglieds des 
Werkstattrats übernehmen, auf 20 Tage. 

(5) Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten der Absätze 3 und 4 kann die Vermittlungsstelle 
angerufen werden. § 6 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten 
bleibt unberührt. 
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(6) Die Mitglieder des Werkstattrats sind verpflichtet,

1.	 über ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene persönliche Verhältnisse und 
Angelegenheiten von Werkstattbeschäftigten, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach 
einer vertraulichen Behandlung bedürfen, Stillschweigen zu bewahren und

2.	 ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene und von der Werkstatt ausdrücklich als 
geheimhaltungsbedürftig bezeichnete Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse nicht zu 
offenbaren und nicht zu verwerten. 

Die Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt. Sie gelten nicht gegenüber 
den Mitgliedern des Werkstattrats und der Vertrauensperson (§ 39 Abs. 3) sowie im Verfahren 
vor der Vermittlungsstelle.

§ 38 Sprechstunden

(1) Der Werkstattrat kann während der Beschäftigungszeit Sprechstunden einrichten. Zeit 
und Ort sind mit der Werkstatt zu vereinbaren. 

(2) Versäumnis von Beschäftigungszeit, die zum Besuch der Sprechstunden oder durch 
sonstige Inanspruchnahme des Werkstattrats erforderlich ist, berechtigt die Werkstatt nicht 
zur Minderung des Arbeitsentgeltes der Werkstattbeschäftigten. Diese Zeit steht der Werk-
stattbeschäftigung gleich.

§ 39 Kosten und Sachaufwand des Werkstattrats

(1) Die durch die Tätigkeit des Werkstattrats entstehenden Kosten trägt die Werkstatt. Das 
Gleiche gilt für die durch die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen gemäß 
§ 37 Abs. 4 entstehenden Kosten.

(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Geschäftsführung hat die Werkstatt 
in erforderlichem Umfang Räume, sächliche Mittel und eine Bürokraft zur Verfügung zu 
stellen.

(3) Die Werkstatt hat dem Werkstattrat auf dessen Wunsch aus dem Fachpersonal eine Person 
seines Vertrauens zur Verfügung zu stellen, die ihn bei seiner Tätigkeit unterstützt. Die 
Vertrauensperson nimmt ihre Aufgabe unabhängig von Weisungen der Werkstatt wahr. Die 
Werkstatt hat sie bei der Erfüllung ihrer Aufgabe zu fördern. Für die Vertrauensperson gilt 
§ 37 entsprechend.



§ 40  |  WMVO

615

Abschnitt 5	  
Schlussvorschriften 

§ 40 Amtszeit der bestehenden Werkstatträte

Die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits bestehenden 
Werkstatträte endet am Tag der Bekanntgabe des Wahlergebnisses der erstmaligen regel-
mäßigen Wahl eines Werkstattrats nach den Bestimmungen dieser Verordnung, spätestens 
jedoch am 30. November 2001. § 13 gilt entsprechend.

§ 41 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2001 in Kraft.
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SchwbAwV 

Schwerbehindertenausweisverordnung (SchwbAwV)

Schwerbehindertenausweisverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1739) 
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 7. Juni 2012 (BGBl. I S. 1275).
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Erster Abschnitt	  
 Ausweis für schwerbehinderte Menschen

§ 1 Gestaltung des Ausweises

(1) Der Ausweis im Sinne des § 69 Abs. 5 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch über die 
Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch, den Grad der Behinderung und weitere gesund-
heitliche Merkmale, die Voraussetzung für die Inanspruchnahme von Rechten und Nachteils-
ausgleichen nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch oder nach anderen Vorschriften sind, 
wird nach dem in der Anlage zu dieser Verordnung abgedruckten Muster 1 ausgestellt. Der 
Ausweis ist mit einem fälschungssicheren Aufdruck in der Grundfarbe Grün versehen. 

(2) Der Ausweis für schwerbehinderte Menschen, die das Recht auf unentgeltliche Beför
derung im öffentlichen Personenverkehr in Anspruch nehmen können, ist durch einen 
halbseitigen orangefarbenen Flächenaufdruck gekennzeichnet. 

(3) Der Ausweis für schwerbehinderte Menschen, die zu einer der in § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Buchstabe a des Neunten Buches Sozialgesetzbuch genannten Gruppe gehören, ist nach § 2 zu 
kennzeichnen. 

(4) Der Ausweis für schwerbehinderte Menschen mit weiteren gesundheitlichen Merkmalen 
im Sinne des Absatzes 1 ist durch Merkzeichen nach § 3 zu kennzeichnen.

(5) Ab dem 1. Januar 2013 kann der Ausweis nach den Absätzen 1 bis 4 auch als Identifika
tionskarte nach dem in der Anlage zu dieser Verordnung abgedruckten Muster 5 ausgestellt 
werden. Ab dem 1. Januar 2015 ist der Ausweis nur noch in dieser Form auszustellen.

§ 2 Zugehörigkeit zu Sondergruppen

(1) Im Ausweis ist die Bezeichnung „Kriegsbeschädigt“ einzutragen, wenn der schwerbehin-
derte Mensch wegen eines Grades der Schädigungsfolgen von mindestens 50 Anspruch auf 
Versorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz hat. 

(2) Im Ausweis sind auf der Vorderseite folgende Merkzeichen einzutragen:

1. 

VB
wenn der schwerbehinderte Mensch wegen eines Grades der Schädigungs-
folgen von mindestens 50 Anspruch auf Versorgung nach anderen Bundes-
gesetzen in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Bundesver
sorgungsgesetzes hat oder wenn der Grad der Schädigungsfolgen wegen 
des Zusammentreffens mehrerer Ansprüche auf Versorgung nach dem 

Bundesversorgungsgesetz, nach Bundesgesetzen in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes oder nach dem Bundesentschädigungsgesetz in 
seiner Gesamtheit mindestens 50 beträgt und nicht bereits die Bezeichnung nach Absatz 1 
oder ein Merkzeichen nach Nummer 2 einzutragen ist,
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2.

 
EB

wenn der schwerbehinderte Mensch wegen eines Grades der Schädigungs-
folgen von mindestens 50 Entschädigung nach § 28 des Bundesent
schädigungsgesetzes erhält.

Beim Zusammentreffen der Voraussetzungen für die Eintragung der Bezeichnung nach 
Absatz 1 und des Merkzeichens nach Satz 1 Nr. 2 ist die Bezeichnung „Kriegsbeschädigt“ 
einzutragen, es sei denn, der schwerbehinderte Mensch beantragt die Eintragung des 
Merkzeichens „EB“.

§ 3 Weitere Merkzeichen

(1) Im Ausweis sind auf der Rückseite folgende Merkzeichen einzutragen:

1. 

aG
wenn der schwerbehinderte Mensch außergewöhnlich gehbehindert im 
Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 14 des Straßenverkehrsgesetzes oder entsprechender 
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften ist,

2. 

H
wenn der schwerbehinderte Mensch hilflos im Sinne des § 33b des Ein
kommensteuergesetzes oder entsprechender Vorschriften ist, 

3. 

BI
wenn der schwerbehinderte Mensch blind im Sinne des § 72 Abs. 5 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch oder entsprechender Vorschriften ist, 

4. 

GI
wenn der schwerbehinderte Mensch gehörlos im Sinne des § 145 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch ist, 

5. 

RF
wenn der schwerbehinderte Mensch die landesrechtlich festgelegten 
gesundheitlichen Voraussetzungen für die Ermäßigung des Rundfunk
beitrags erfüllt,

6. 

1.KL.
wenn der schwerbehinderte Mensch die im Verkehr mit Eisenbahnen 
tariflich festgelegten gesundheitlichen Voraussetzungen für die Benutzung 
der 1. Wagenklasse mit Fahrausweis der 2. Wagenklasse erfüllt. 
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7. 

G
wenn der schwerbehinderte Mensch in seiner Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt im Sinne des § 146 Abs. 1 Satz 1 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch oder entsprechender Vorschriften ist.

(2) Ist der schwerbehinderte Mensch zur Mitnahme einer Begleitperson im Sinne des § 146 
Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch berechtigt, sind auf der Vorderseite des Aus
weises das Merkzeichen „B“ und der Satz „Die Berechtigung zur Mitnahme einer Begleit
person ist nachgewiesen“ einzutragen.

§ 3a Beiblatt

(1) Zum Ausweis für schwerbehinderte Menschen, die das Recht auf unentgeltliche Beför
derung im öffentlichen Personenverkehr in Anspruch nehmen können, ist auf Antrag ein 
Beiblatt nach dem in der Anlage zu dieser Verordnung abgedruckten Muster 2 in der 
Grundfarbe Weiß auszustellen. Das Beiblatt ist Bestandteil des Ausweises und nur zusammen 
mit dem Ausweis gültig. 

(2) Schwerbehinderte Menschen, die das Recht auf unentgeltliche Beförderung in Anspruch 
nehmen wollen, erhalten auf Antrag ein Beiblatt, das mit einer Wertmarke nach dem in der 
Anlage zu dieser Verordnung abgedruckten Muster 3 versehen ist. Die Wertmarke enthält ein 
bundeseinheitliches Hologramm. Auf die Wertmarke werden eingetragen das Jahr und der 
Monat, von dem an die Wertmarke gültig ist, sowie das Jahr und der Monat, in dem ihre 
Gültigkeit abläuft. Sofern in Fällen des § 145 Abs. 1 Satz 3 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch der Antragsteller zum Gültigkeitsbeginn keine Angaben macht, wird der auf den 
Eingang des Antrages und die Entrichtung der Eigenbeteiligung folgende Monat auf der 
Wertmarke eingetragen. Spätestens mit Ablauf der Gültigkeitsdauer der Wertmarke wird das 
Beiblatt ungültig.

(3) Schwerbehinderte Menschen, die an Stelle der unentgeltlichen Beförderung die Kraft
fahrzeugsteuerermäßigung in Anspruch nehmen wollen, erhalten auf Antrag ein Beiblatt 
ohne Wertmarke. Bei Einräumung der Kraftfahrzeugsteuerermäßigung wird das Beiblatt mit 
einem Vermerk des zuständigen Finanzamtes versehen. Die Gültigkeitsdauer des Beiblattes 
entspricht der des Ausweises.

(4) Schwerbehinderte Menschen, die zunächst die Kraftfahrzeugsteuerermäßigung in 
Anspruch genommen haben und statt dessen die unentgeltliche Beförderung in Anspruch 
nehmen wollen, haben das Beiblatt (Absatz 3) nach Löschung des Vermerks durch das 
Finanzamt bei Stellung des Antrags auf ein Beiblatt mit Wertmarke (Absatz 2) zurückzugeben. 
Entsprechendes gilt, wenn schwerbehinderte Menschen vor Ablauf der Gültigkeitsdauer der 
Wertmarke an Stelle der unentgeltlichen Beförderung die Kraftfahrzeugsteuerermäßigung in 
Anspruch nehmen wollen. In diesem Fall ist das Datum der Rückgabe (Eingang beim 
Versorgungsamt) auf das Beiblatt nach Absatz 3 einzutragen. 

(5) (weggefallen)
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§ 4 Sonstige Eintragungen

(1) Die Eintragung von Sondervermerken zum Nachweis von weiteren Voraussetzungen für 
die Inanspruchnahme von Rechten und Nachteilsausgleichen, die schwerbehinderten 
Menschen nach landesrechtlichen Vorschriften zustehen, ist zulässig.

(2) Die Eintragung von Merkzeichen oder sonstigen Vermerken, die in dieser Verordnung 
(§§ 2, 3, 4 Abs. 1 und § 5 Abs. 3) nicht vorgesehen sind, ist unzulässig.

§ 5 Lichtbild

(1) Der Ausweis ist mit einem Bild des schwerbehinderten Menschen zu versehen, wenn dieser 
das 10. Lebensjahr vollendet hat. Hierzu hat der schwerbehinderte Mensch ein Passbild 
beizutragen. 

(2) Bei schwerbehinderten Menschen, die das Haus nicht oder nur mit Hilfe eines Kranken-
wagens verlassen können, ist der Ausweis auf Antrag ohne Lichtbild auszustellen. 

(3) In Ausweisen ohne Lichtbild ist in den für das Lichtbild vorgesehenen Raum der Vermerk 
„Ohne Lichtbild gültig“ einzutragen.

§ 6 Gültigkeitsdauer

(1) Auf der Rückseite des Ausweises ist als Beginn der Gültigkeit des Ausweises einzutragen:

1.	 in den Fällen des § 69 Abs. 1 und 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch der Tag des 
Eingangs des Antrags auf Feststellung nach diesen Vorschriften,

2.	 in den Fällen des § 69 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch der Tag des Eingangs 
des Antrags auf Ausstellung des Ausweises nach § 69 Abs. 5 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch.

(2) Die Gültigkeit des Ausweises ist für die Dauer von längstens 5 Jahren vom Monat der 
Ausstellung an zu befristen. In den Fällen, in denen eine Neufeststellung wegen einer 
wesentlichen Änderung in den gesundheitlichen Verhältnissen, die für die Feststellung 
maßgebend gewesen sind, nicht zu erwarten ist, kann der Ausweis unbefristet ausgestellt 
werden. 

(3) Für schwerbehinderte Menschen unter 10 Jahren ist die Gültigkeitsdauer des Ausweises bis 
längstens zum Ende des Kalendermonats zu befristen, in dem das 10. Lebensjahr vollendet 
wird. 

(4) Für schwerbehinderte Menschen im Alter zwischen 10 und 15 Jahren ist die Gültigkeits-
dauer des Ausweises bis längstens zum Ende des Kalendermonats zu befristen, in dem das 
20. Lebensjahr vollendet wird. 

(5) Bei nichtdeutschen schwerbehinderten Menschen, deren Aufenthaltstitel, Aufenthalts
gestattung oder Arbeitserlaubnis befristet ist, ist die Gültigkeitsdauer des Ausweises längstens 
bis zum Ablauf des Monats der Frist zu befristen. 



§ 7  |  SchwbAwV

621

(6) (weggefallen)

(7) Der Kalendermonat und das Kalenderjahr, bis zu deren Ende der Ausweis gültig sein soll, 
sind auf der Vorderseite des Ausweises einzutragen.

§ 7 Verwaltungsverfahren

Für die Ausstellung und Einziehung des Ausweises sind die für die Kriegsopferversorgung 
maßgebenden Verwaltungsverfahrensvorschriften entsprechend anzuwenden, soweit sich 
aus § 69 Abs. 5 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch nichts Abweichendes ergibt.

Zweiter Abschnitt	  
Ausweis für sonstige Personen zur unentgeltlichen Beförderung 
im öffentlichen Personenverkehr

§ 8 Ausweis für sonstige freifahrtberechtigte Personen

(1) Der Ausweis für Personen im Sinne des Artikels 2 Abs. 1 des Gesetzes über die unentgelt
liche Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr vom 9. Juli 1979 
(BGBl. I S. 989), soweit sie nicht schwerbehinderte Menschen im Sinne des § 2 Abs. 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind, wird nach dem in der Anlage zu dieser Verordnung 
abgedruckten Muster 4 ausgestellt. Der Ausweis ist mit einem fälschungssicheren Aufdruck 
in der Grundfarbe grün versehen und durch einen halbseitigen orangefarbenen Flächen
aufdruck gekennzeichnet. Zusammen mit dem Ausweis ist ein Beiblatt auszustellen, das mit 
einer Wertmarke nach dem in der Anlage zu dieser Verordnung abgedruckten Muster 3 
versehen ist. 

(2) Für die Ausstellung des Ausweises nach Absatz 1 gelten die Vorschriften des § 1 Abs. 3 und 
5, § 2, § 3 Abs. 1 Nr. 6 und Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 5 und § 6 Abs. 2, 3, 4 und 7 sowie des § 7 ent
sprechend, soweit sich aus Artikel 2 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über die unentgeltliche 
Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr nichts Besonderes ergibt.

Dritter Abschnitt	 
Übergangsregelung 

§ 9 Übergangsregelung

Bis zum 31. Dezember 2014 ausgestellte Ausweise, die keine Identifikationskarten nach § 1 
Abs. 5 sind, bleiben bis zum Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer gültig, es sei denn, sie sind einzu
ziehen. Sie können gegen eine Identifikationskarte umgetauscht werden. Ausgestellte 
Beiblätter bleiben bis zum Ablauf ihrer Gültigkeit gültig
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Muster 1

(Fundstelle: BGBl 1991, 1743; 
begl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

(Vorderseite) (nicht darstellbares Ausweisformular) 
(Rückseite) (nicht darstellbares Ausweisformular)

Der Ausweis ist amtlicher Nachweis für die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch, den 
Grad der Behinderung, die auf ihm eingetragenen weiteren gesundheitlichen Merkmale und 
die Zugehörigkeit zu Sondergruppen. Er dient dem Nachweis für die Inanspruchnahme von 
Rechten und Nachteilsausgleichen, die schwerbehinderten Menschen nach dem Neunten 
Buch Sozialgesetzbuch oder nach anderen Vorschriften zustehen.

Änderungen in den für die Eintragungen maßgebenden Verhältnissen sind der ausstellenden 
Behörde unverzüglich mitzuteilen. Nach Aufforderung ist der Ausweis, der Eigentum der 
ausstellenden Behörde bleibt, zum Zwecke der Berichtigung oder Einziehung vorzulegen. Die 
mißbräuchliche Verwendung ist strafbar.

Muster 2

(Fundstelle: BGBl. I 2012, 1276)

Beiblatt zum Ausweis des Versorgungsamtes
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Muster 3

(Inhalt: nicht darstellbares Muster, 
Fundstelle: BGBl I 1991, 1744)

Muster 4

(Fundstelle: BGBl l 1991, 1745; 
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

(Vorderseite) (nicht darstellbares Ausweisformular) 
(Rückseite)

Der Ausweis ist amtlicher Nachweis für die Zugehörigkeit des Ausweisinhabers oder der 
Ausweisinhaberin zu den freifahrberechtigten Personen im Sinne des Artikels 2 Abs. 1 des 
Gesetzes über die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen Personen-
verkehr vom 9. Juli 1979 (BGBl. I S. 989).

Gegen Vorzeigen dieses Ausweises und des mit einer Wertmarke versehenen Beiblattes ist der 
Ausweisinhaber oder die Ausweisinhaberin im Nahverkehr im Sinne des § 147 Abs. 1 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch unentgeltlich zu befördern.

Das gleiche gilt im Nah- und Fernverkehr im Sinne des § 147 des Neunten Buches Sozial
gesetzbuch für die Beförderung

1.	 einer Begleitperson des Ausweisinhabers oder der Ausweisinhaberin, wenn dieser infolge 
einer Behinderung in seiner Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich beein-
trächtigt und infolgedessen auf eine ständige Begleitung angewiesen ist, sofern dies im 
Ausweis mit dem Merkzeichen B eingetragen ist, und

2.	 des Handgepäcks, eines mitgeführten Krankenfahrstuhls, soweit die Beschaffenheit des 
Verkehrsmittels dies zuläßt, sonstiger orthopädischer Hilfsmittel und eines Führhundes.

Änderungen in den für die Eintragungen maßgebenden Verhältnissen sind der ausstellenden 
Behörde unverzüglich mitzuteilen. Nach Aufforderung ist der Ausweis, der Eigentum der 
ausstellenden Behörde bleibt, zum Zwecke der Berichtigung oder Einziehung vorzulegen. Die 
mißbräuchliche Verwendung ist strafbar.
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Muster 5

(Fundstelle: BGBl. I 2012, 1277)

Schwerbehindertenausweis nach § 1 Abs. 5 (Vorder- und Rückseite)
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Spezifikationen

Größe 85,60 mm x 53,98 mm (ID-1) entsprechend ISO/IEC 7810
Beschaffenheit entsprechend ISO/IEC 7810
Farbe grün: RAL 120 80 30 P 

orange: RAL 040 80 20 P
Schrift schwarz 

Schriftart: arial norrow bold 
Schriftgröße: 21 Punkt/12 Punkt/8 Punkt

taktile Erkennbarkeit Buchstabenfolge sch-b-a entsprechend ISO/IEC 7811-9. Wird auf 
Ausweise mit dem Merkzeichen „Bl“ aufgebracht

Die Farbtöne sind dem Farbregister RAL Design System, herausgegeben von RAL Farben 
gGmH, Sieburger Str. 39, 53757 St. Augustin, zu entnehmen.

Die ISO-Normen sind zu beziehen beim Beuth-Verlag, 10772 Berlin.
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Wohnraumförderungsgesetz 

Das Wohnraumförderungsgesetz vom 13. September 2001 (BGBl. I S. 2376) 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1893)

§ 1 Zweck und Anwendungsbereich, Zielgruppe

(1) Dieses Gesetz regelt die Förderung des Wohnungsbaus und anderer Maßnahmen zur 
Unterstützung von Haushalten bei der Versorgung mit Mietwohnraum, einschließlich 
genossenschaftlich genutzten Wohnraums, und bei der Bildung von selbst genutztem 
Wohneigentum (soziale Wohnraumförderung).

(2) Zielgruppe der sozialen Wohnraumförderung sind Haushalte, die sich am Markt nicht 
angemessen mit Wohnraum versorgen können und auf Unterstützung angewiesen sind. 
Unter diesen Voraussetzungen unterstützt

1.	 die Förderung von Mietwohnraum insbesondere Haushalte mit geringem Einkommen 
sowie Familien und andere Haushalte mit Kindern, Alleinerziehende, Schwangere, ältere 
Menschen, behinderte Menschen, Wohnungslose und sonstige hilfebedürftige Personen,

2.	 die Förderung der Bildung selbst genutzten Wohneigentums insbesondere Familien und 
andere Haushalte mit Kindern sowie behinderte Menschen, die unter Berücksichtigung 
ihres Einkommens und der Eigenheimzulage die Belastungen des Baus oder Erwerbs von 
Wohnraum ohne soziale Wohnraumförderung nicht tragen können.

§ 2 Fördergegenstände und Fördermittel

(1) Fördergegenstände sind:

1.	 Wohnungsbau, einschließlich des erstmaligen Erwerbs des Wohnraums innerhalb von 
zwei Jahren nach Fertigstellung (Ersterwerb),

2.	 Modernisierung von Wohnraum,

3.	 Erwerb von Belegungsrechten an bestehendem Wohnraum und

4.	 Erwerb bestehenden Wohnraums,

wenn damit die Unterstützung von Haushalten bei der Versorgung mit Mietwohnraum durch 
Begründung von Belegungs- und Mietbindungen oder bei der Bildung von selbst genutztem 
Wohneigentum erfolgt.

(2) Die Förderung erfolgt durch

1.	 Gewährung von Fördermitteln, die aus öffentlichen Haushalten oder Zweckvermögen als 
Darlehen zu Vorzugsbedingungen, auch zur nachstelligen Finanzierung, oder als 
Zuschüsse bereitgestellt werden,

2.	 Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährleistungen sowie

3.	 Bereitstellung von verbilligtem Bauland.
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§ 9 Einkommensgrenzen

(1) Die Förderung darf nur Haushalte begünstigen, deren Einkommen die Grenzen für das 
jährliche Einkommen, die in Absatz 2 bezeichnet oder von den Ländern nach Absatz 3 
abweichend festgelegt sind, nicht überschreiten. Bei der Ermittlung des Einkommens sind die 
§§ 20 bis 24 anzuwenden.

(2) Die Einkommensgrenze beträgt:

für einen Einpersonenhaushalt	 12.000 Euro,

für einen Zweipersonenhaushalt	 18.000 Euro,

zuzüglich für jede weitere zum Haushalt rechnende Person	 4.100 Euro.

Sind zum Haushalt rechnende Personen Kinder im Sinne des § 32 Abs. 1 bis 5 des Ein
kommensteuergesetzes, erhöht sich die Einkommensgrenze nach Satz 1 für jedes Kind um 
weitere 500 Euro.

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung von den in Absatz 2 
bezeichneten Einkommensgrenzen nach den örtlichen und regionalen wohnungswirtschaft-
lichen Verhältnissen insbesondere

1.	 zur Berücksichtigung von Haushalten mit Schwierigkeiten bei der Wohnraumversorgung,

2.	 im Rahmen der Förderung von selbst genutztem Wohneigentum oder

3.	 zur Schaffung oder Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen

Abweichungen festzulegen. Die Landesregierungen können diese Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf eine oberste Landesbehörde übertragen.

§ 12 Bevorzugung von Maßnahmen, zusätzliche Förderung

(1) Maßnahmen, bei denen Bauherren in Selbsthilfe tätig werden oder bei denen Mieter von 
Wohnraum Leistungen erbringen, durch die sie im Rahmen des Mietverhältnisses Ver
günstigungen erlangen, können bei der Förderung bevorzugt werden. Selbsthilfe sind die 
Arbeitsleistungen, die zur Durchführung der geförderten Maßnahmen vom Bauherrn selbst, 
seinen Angehörigen oder von anderen unentgeltlich oder auf Gegenseitigkeit oder von 
Mitgliedern von Genossenschaften erbracht werden. Leistungen von Mietern sind die von

1.	 Mietern für die geförderten Maßnahmen erbrachten Finanzierungsanteile, Arbeits
leistungen oder Sachleistungen und

2.	 Genossenschaftsmitgliedern übernommenen weiteren Geschäftsanteile, soweit sie für die 
geförderten Maßnahmen über die Pflichtanteile hinaus erbracht werden.
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(2) Eine zusätzliche Förderung für notwendigen Mehraufwand kann insbesondere gewährt 
werden bei

1.	 Ressourcen schonenden Bauweisen, die besonders wirksam zur Entlastung der Umwelt, 
zum Schutz der Gesundheit und zur rationellen Energieverwendung beitragen,

2.	 besonderen baulichen Maßnahmen, mit denen Belangen behinderter oder älterer 
Menschen Rechnung getragen wird,

3.  	 einer organisierten Gruppenselbsthilfe für den bei der Vorbereitung und Durchführung 
der Maßnahmen entstehenden Aufwand,

4.  	 besonderen experimentellen Ansätzen zur Weiterentwicklung des Wohnungsbaus.

§ 13 Förderzusage

(1) Die Förderung wird auf Antrag durch eine Förderzusage der zuständigen Stelle gewährt.

(2) In der Förderzusage sind Bestimmungen zu treffen

1.	 über Zweckbestimmung, Einsatzart und Höhe der Förderung, Dauer der Gewährung, 
Verzinsung und Tilgung der Fördermittel, Einhaltung von Einkommensgrenzen und 
Wohnungsgrößen, Rechtsfolgen eines Eigentumswechsels an dem geförderten Gegen-
stand sowie

2.	 bei der Förderung von Mietwohnraum zusätzlich unter Anwendung des Abschnitts 3 des 
Teils 2 über Gegenstand, Art und Dauer der Belegungsbindungen sowie Art, Höhe und 
Dauer der Mietbindungen.

In die Förderzusage können weitere für den jeweiligen Förderzweck erforderliche 
Bestimmungen aufgenommen werden.

(3) Die Förderzusage erfolgt durch Verwaltungsakt oder durch öffentlich-rechtlichen Vertrag; 
sie bedarf der Schriftform. Die sich aus der Förderzusage ergebenden Berechtigungen und 
Verpflichtungen gehen nach den in der Förderzusage für den Fall des Eigentumswechsels 
enthaltenen Bestimmungen auf den Rechtsnachfolger über.

(4) Ein Anspruch auf Förderung besteht nicht.

§ 20 Gesamteinkommen

Maßgebendes Einkommen ist das Gesamteinkommen des Haushalts. Gesamteinkommen des 
Haushalts im Sinne dieses Gesetzes ist die Summe der Jahreseinkommen der Haushalts
angehörigen abzüglich der Frei- und Abzugsbeträge nach § 24. Maßgebend sind die Verhält-
nisse im Zeitpunkt der Antragstellung.
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§ 21 Begriff des Jahreseinkommens

(1) Jahreseinkommen im Sinne dieses Gesetzes ist, vorbehaltlich der Abs. 2 und 3 sowie der 
§§ 22 und 23, die Summe der positiven Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1, 2 und 5a des 
Einkommensteuergesetzes jedes Haushaltsangehörigen. Bei den Einkünften im Sinne des § 2 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes ist § 7g Abs. 1 bis 4 und 7 des Ein
kommensteuergesetzes nicht anzuwenden. Ein Ausgleich mit negativen Einkünften aus 
anderen Einkunftsarten und mit negativen Einkünften des zusammenveranlagten Ehegatten 
ist nicht zulässig.

(2) Zum Jahreseinkommen gehören:

1.1	 der nach § 19 Abs. 2 und § 22 Nr. 4 Satz 4 Buchstabe b des Einkommensteuergesetzes 
steuerfreie Betrag von Versorgungsbezügen,

1.2	 die einkommensabhängigen, nach § 3 Nr. 6 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien 
Bezüge, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften aus öffentlichen Mitteln versorgungs
halber an Wehr- und Zivildienstbeschädigte oder ihre Hinterbliebenen, Kriegsbeschädigte 
und Kriegshinterbliebene sowie ihnen gleichgestellte Personen gezahlt werden,

1.3	 die den Ertragsanteil oder den der Besteuerung unterliegenden Anteil nach § 22 Nr. 1 
Satz 3 Buchstabe 1 des Einkommensteuergesetzes übersteigenden Teile von Leibrenten,

1.4	 die nach § 3 Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Kapitalabfindungen auf 
Grund der gesetzlichen Rentenversicherung und auf Grund der Beamten-(Pensions-) 
Gesetze,

1.5	 die nach § 3 Nr. 1 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes steuerfreien

a)	 Renten wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit nach den §§ 56 bis 62 des Siebten 
Buches Sozialgesetzbuch,

b)	 Renten und Beihilfen an Hinterbliebene nach den §§ 63 bis 71 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch,

c)	 Abfindungen nach den §§ 75 bis 80 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch,

1.6	 die Lohn- und Einkommensersatzleistungen nach § 32b Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteu-
ergesetzes, mit Ausnahme der nach § 3 Nr. 1 Buchstabe d des Einkommensteuergesetzes 
steuerfreien Mutterschutzleistungen und des nach § 3 Nr. 67 des Einkommensteuer
gesetzes steuerfreien Elterngeldes bis zur Höhe der nach § 10 des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes anrechnungsfreien Beträge,

1.7	 die Hälfte der nach § 3 Nr. 7 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien

a)	 Unterhaltshilfe nach den §§ 261 bis 278a des Lastenausgleichsgesetzes, mit Ausnahme 
der Pflegezulage nach § 269 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes,

b)	 Beihilfe zum Lebensunterhalt nach den §§ 301 bis 301b des Lastenausgleichsgesetzes,

c)	 Unterhaltshilfe nach § 44 und Unterhaltsbeihilfe nach § 45 des Reparationsschäden-
gesetzes,
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d)	 Beihilfe zum Lebensunterhalt nach den §§ 10 bis 15 des Flüchtlingshilfegesetzes, mit 
Ausnahme der Pflegezulage nach § 269 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes,

1.8	 die nach § 3 Nr. 1 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Kranken-
tagegelder,

1.9	 die Hälfte der nach § 3 Nr. 68 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Renten nach § 3 
Abs. 2 des Anti-D-Hilfegesetzes,

2.1	 die nach § 3b des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Zuschläge für Sonntags-, 
Feiertags- oder Nachtarbeit,

2.2	 der nach § 40a des Einkommensteuergesetzes vom Arbeitgeber pauschal besteuerte 
Arbeitslohn,

3.1	 der nach § 20 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes steuerfreie Betrag (Sparer-Pausch
betrag), soweit die Kapitalerträge 100 Euro übersteigen,

3.2	 (weggefallen)

3.3	 die auf erhöhte Absetzungen entfallenden Beträge, soweit sie die höchstmöglichen 
Absetzungen für Abnutzung nach § 7 des Einkommensteuergesetzes übersteigen, und die 
auf Sonderabschreibungen entfallenden Beträge,

4.1	 der nach § 3 Nr. 9 des Einkommensteuergesetzes steuerfreie Betrag von Abfindungen 
wegen einer vom Arbeitgeber veranlassten oder gerichtlich ausgesprochenen Auflösung 
des Dienstverhältnisses,

4.2	 der nach § 3 Nr. 9 des Einkommensteuergesetzes steuerfreie Betrag von Abfindungen 
wegen einer vom Arbeitgeber veranlassten oder gerichtlich ausgesprochenen Auflösung 
des Dienstverhältnisses,

4.3	 die nach § 3 Nr. 60 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Leistungen aus öffent-
lichen Mitteln an Arbeitnehmer des Steinkohlen-, Pechkohlen- und Erzbergbaues, des 
Braunkohlentiefbaues und der Eisen- und Stahlindustrie aus Anlass von Stilllegungs-, 
Einschränkungs-, Umstellungs- oder Rationalisierungsmaßnahmen,

5.1	 die nach § 22 Nr. 1 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes dem Empfänger nicht zuzu
rechnenden Bezüge, die ihm von nicht zum Haushalt rechnenden Personen gewährt 
werden, und die Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz,

5.2	 die nach § 3 Nr. 48 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien

a)	 allgemeinen Leistungen nach § 5 des Unterhaltssicherungsgesetzes,

b)	 Leistungen für Grundwehrdienst leistende Sanitätsoffiziere nach § 12a des Unter-
haltssicherungsgesetzes,

5.3	 (weggefallen)
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5.4	  die Hälfte des für die Kosten zur Erziehung bestimmten Anteils an Leistungen zum 
Unterhalt

a)	 des Kindes oder Jugendlichen in Fällen

aa)	 der Vollzeitpflege nach § 39 in Verbindung mit § 33 oder mit § 35a Abs. 2 Nr. 3 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch oder

bb)	 einer vergleichbaren Unterbringung nach § 21 des Achten Buches Sozialgesetzbuch,

b)	 des jungen Volljährigen in Fällen der Vollzeitpflege nach § 41 in Verbindung mit den 
§§ 39 und 33 oder mit den §§ 39 und 35a Abs. 2 Nr. 3 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch,

5.5	 die Hälfte der laufenden Leistungen für die Kosten des notwendigen Unterhalts ein-
schließlich der Unterkunft sowie der Krankenhilfe für Minderjährige und junge Voll
jährige nach § 13 Abs. 3 Satz 2, § 19 Abs. 3, § 21 Satz 2, § 39 Abs. 1 und § 41 Abs. 2 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch,

5.6	 die Hälfte des Pflegegeldes nach § 37 des Elften Buches Sozialgesetzbuch für Pflegehilfen, 
die keine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft mit dem Pflegebedürftigen führen,

6.1	 die Hälfte der als Zuschüsse erbrachten

a)	  Leistungen zur Förderung der Ausbildung nach dem Bundesausbildungsförderungs-
gesetz,

b)	 Leistungen der Begabtenförderungswerke, soweit sie nicht von Nummer 6.2 erfasst 
sind,

c)	 Stipendien, soweit sie nicht von Buchstabe b, Nummer 6.2 oder Nummer 6.3 erfasst 
sind,

d)	 Berufsausbildungsbeihilfen und des Ausbildungsgeldes nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch,

e)	 Beiträge zur Deckung des Unterhaltsbedarfs nach dem Aufstiegsfortbildungs
förderungsgesetz,

6.2	 die als Zuschuss gewährte Graduiertenförderung,

6.3	 die Hälfte der nach § 3 Nr. 42 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Zuwendungen, 
die auf Grund des Fulbright-Abkommens gezahlt werden,

7.1	 die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach den §§ 19 bis 22 und 28 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch,

7.2	 die Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach den §§ 27 bis 30 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch,

7.3	 die Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach § 42 Nr. 1 
bis 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch mit Ausnahme der Leistungen für einmalige 
Bedarfe,
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7.4	 die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz,

7.5 	die Leistungen der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 27a des Bundesver
sorgungsgesetzes oder nach einem Gesetz, das dieses für anwendbar erklärt, mit Aus
nahme der Leistungen für einmalige Bedarfe, soweit diese Leistungen die bei ihrer 
Berechnung berücksichtigten Kosten für Wohnraum übersteigen,

8.	 die ausländischen Einkünfte nach § 32b Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes.

(3) Aufwendungen zum Erwerb, zur Sicherung und zur Erhaltung von Einnahmen nach Abs. 2 
mit Ausnahme der Nummern 5.3 bis 5.5 dürfen in der im Sinne des § 22 Abs. 1 und 2 zu 
erwartenden oder nachgewiesenen Höhe abgezogen werden.

§ 22 Zeitraum für die Ermittlung des Jahreseinkommens

(1) Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens ist das Einkommen zu Grunde zu legen, das in 
den zwölf Monaten ab dem Monat der Antragstellung zu erwarten ist. Hierzu kann auch von 
dem Einkommen ausgegangen werden, das innerhalb der letzten zwölf Monate vor Antrag-
stellung erzielt worden ist. Änderungen sind zu berücksichtigen, wenn sie im Zeitpunkt der 
Antragstellung innerhalb von zwölf Monaten mit Sicherheit zu erwarten sind; Änderungen, 
deren Beginn oder Ausmaß nicht ermittelt werden können, bleiben außer Betracht.

(2) Kann die Höhe des zu erwartenden Einkommens nicht nach Absatz 1 ermittelt werden, so 
ist grundsätzlich das Einkommen der letzten zwölf Monate vor Antragstellung zu Grunde zu 
legen.

(3) Bei Personen, die zur Einkommensteuer veranlagt werden, kann bei Anwendung des 
Absatzes 1 von den Einkünften ausgegangen werden, die sich aus dem letzten Einkommen-
steuerbescheid, den Vorauszahlungsbescheiden oder der letzten Einkommensteuererklärung 
ergeben; die sich hieraus ergebenden Einkünfte sind bei Anwendung des Absatzes 2 zu 
Grunde zu legen.

(4) Einmaliges Einkommen, das in einem nach Absatz 1 oder 2 maßgebenden Zeitraum 
anfällt, aber einem anderen Zeitraum zuzurechnen ist, ist so zu behandeln, als wäre es 
während des anderen Zeitraums angefallen. Einmaliges Einkommen, das einem nach Absatz 1 
oder 2 maßgebenden Zeitraum zuzurechnen, aber in einem früheren Zeitraum angefallen ist, 
ist so zu behandeln, als wäre es während des nach Absatz 1 oder 2 maßgebenden Zeitraums 
angefallen. Satz 2 gilt nur für Einkommen, das innerhalb von drei Jahren vor Antragstellung 
angefallen ist.



§ 23  |  Wohnraumförderungsgesetz

633

§ 23 Pauschaler Abzug

(1) Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens wird von dem nach den §§ 21 und 22 
ermittelten Betrag ein pauschaler Abzug in Höhe von jeweils 10 Prozent für die Leistung von

1.	 Steuern vom Einkommen,

2.	 Pflichtbeiträgen zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung und

3.	 Pflichtbeiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung

vorgenommen.

(2) Werden keine Pflichtbeiträge nach Absatz 1 Nr. 2 oder 3 geleistet, so werden laufende 
Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen in der 
tatsächlich geleisteten Höhe, höchstens bis zu jeweils 10 Prozent des sich nach den §§ 21 und 
22 ergebenden Betrages abgezogen, wenn die Beiträge der Zweckbestimmung der Pflicht
beiträge nach Absatz 1 Nr. 2 oder 3 entsprechen. Dies gilt auch, wenn die Beiträge zu Gunsten 
eines zum Haushalt rechnenden Angehörigen geleistet werden. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, 
wenn eine im Wesentlichen beitragsfreie Sicherung oder eine Sicherung, für die Beiträge von 
einem Dritten geleistet werden, besteht.

§ 24 Frei- und Abzugsbeträge

(1) Bei der Ermittlung des Gesamteinkommens werden folgende Freibeträge abgesetzt:

1.	 4.500 Euro für jeden schwerbehinderten Menschen mit einem Grad der Behinderung

a)	 von 100 oder

b)	 von wenigstens 80, wenn der schwerbehinderte Mensch häuslich pflegebedürftig im 
Sinne des § 14 des Elften Buches Sozialgesetzbuch ist;

2.	 2.100 Euro für jeden schwerbehinderten Menschen mit einem Grad der Behinderung von 
unter 80, wenn der schwerbehinderte Mensch häuslich pflegebedürftig im Sinne des § 14 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch ist;

3.	 4.000 Euro bei jungen Ehepaaren bis zum Ablauf des fünften Kalenderjahres nach dem 
Jahr der Eheschließung; junge Ehepaare sind solche, bei denen keiner der Ehegatten das 
40. Lebensjahr vollendet hat;

4.	 600 Euro für jedes Kind unter zwölf Jahren, für das Kindergeld nach dem Einkommen-
steuergesetz oder dem Bundeskindergeldgesetz oder eine Leistung im Sinne des § 65 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes oder des § 4 Abs. 1 des Bundeskindergeldgesetzes 
gewährt wird, wenn die antragsberechtigte Person allein mit Kindern zusammenwohnt 
und wegen Erwerbstätigkeit oder Ausbildung nicht nur kurzfristig vom Haushalt 
abwesend ist;

5.	 bis zu 600 Euro, soweit ein zum Haushalt rechnendes Kind eigenes Einkommen hat und 
das 16., aber noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat.
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(2) Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen werden bis zu dem 
in einer notariell beurkundeten Unterhaltsvereinbarung festgelegten oder in einem Unter-
haltstitel oder Unterhaltsbescheid festgestellten Betrag abgesetzt. Liegen eine notariell 
beurkundete Unterhaltsvereinbarung, ein Unterhaltstitel oder ein Unterhaltsbescheid nicht 
vor, können Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen wie folgt 
abgesetzt werden:

1.	 bis zu 3.000 Euro für einen Haushaltsangehörigen, der auswärts untergebracht ist und 
sich in der Berufsausbildung befindet;

2.	 bis zu 6.000 Euro für einen nicht zum Haushalt rechnenden früheren oder dauernd 
getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartner;

3.	 bis zu 3.000 Euro für eine sonstige nicht zum Haushalt rechnende Person.



635

Sonstige Regelungen zur Gleichstellung 

BGB

§ 105a Geschäfte des täglichen Lebens

Tätigt ein volljähriger Geschäftsunfähiger ein Geschäft des täglichen Lebens, das mit 
geringwertigen Mitteln bewirkt werden kann, so gilt der von ihm geschlossene Vertrag in 
Ansehung von Leistung und, soweit vereinbart, Gegenleistung als wirksam, sobald Leistung 
und Gegenleistung bewirkt sind. Satz 1 gilt nicht bei einer erheblichen Gefahr für die Person 
oder das Vermögen des Geschäftsunfähigen.

§ 554a Barrierefreiheit 

(1) Der Mieter kann vom Vermieter die Zustimmung zu baulichen Veränderungen oder 
sonstigen Einrichtungen verlangen, die für eine behindertengerechte Nutzung der Mietsache 
oder den Zugang zu ihr erforderlich sind, wenn er ein berechtigtes Interesse daran hat. Der 
Vermieter kann seine Zustimmung verweigern, wenn  sein Interesse an der unveränderten 
Erhaltung der Mietsache oder des Gebäudes das Interesse des Mieters an einer behinderten-
gerechten Nutzung der Mietsache überwiegt. Dabei sind auch die berechtigten Interessen 
anderer Mieter in dem Gebäude zu berücksichtigen. 

(2) Der Vermieter kann seine Zustimmung von der Leistung einer angemessenen zusätzlichen 
Sicherheit für die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes abhängig machen. § 551 
Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Eine zum Nachteil des Mieters von Absatz 1 abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

Zivilprozessordnung

§ 483 Eidesleistung sprach- oder hörbehinderter Personen

(1) Eine hör- oder sprachbehinderte Person leistet den Eid nach ihrer Wahl mittels Nach
sprechens der Eidesformel, mittels Abschreibens und Unterschreibens der Eidesformel oder 
mit Hilfe einer die Verständigung ermöglichenden Person, die vom Gericht hinzuzuziehen 
ist. Das Gericht hat die geeigneten technischen Hilfsmittel bereitzustellen. Die hör- oder 
sprachbehinderte Person ist auf ihr Wahlrecht hinzuweisen. 

(2) Das Gericht kann eine schriftliche Eidesleistung verlangen oder die Hinzuziehung  einer 
die Verständigung ermöglichenden Person anordnen, wenn die hör- oder sprachbehinderte 
Person von ihrem Wahlrecht nach Absatz 1 keinen Gebrauch gemacht hat oder eine Eides
leistung in der nach Absatz 1 gewählten Form nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich ist.
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Strafprozessordnung

§ 66

(1) Eine hör- oder sprachbehinderte Person leistet den Eid nach ihrer Wahl mittels Nach
sprechens der Eidesformel, mittels Abschreibens und Unterschreibens der Eidesformel oder 
mit Hilfe einer die Verständigung ermöglichenden Person, die vom Gericht hinzuzuziehen 
ist. Das Gericht hat die geeigneten technischen Hilfsmittel bereitzustellen. Die hör- oder 
sprachbehinderte Person ist auf ihr Wahlrecht hinzuweisen. 

(2) Das Gericht kann eine schriftliche Eidesleistung verlangen oder die Hinzuziehung einer 
die Verständigung ermöglichenden Person anordnen, wenn die hör- oder sprachbehinderte 
Person von ihrem Wahlrecht nach Absatz 1 keinen Gebrauch gemacht hat oder eine Eides-
leistung in der nach Absatz 1 gewählten Form nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich ist.

(3) Die §§ 64 und 65 gelten entsprechend.

§ 259

(1) Einem der Gerichtssprache nicht mächtigen Angeklagten müssen aus den Schlussvor
trägen mindestens die Anträge des Staatsanwalts und des Verteidigers durch den Dolmetscher 
bekannt gemacht werden. 

(2) Dasselbe gilt nach Maßgabe des § 186 des Gerichtsverfassungsgesetzes für einen hör- oder 
sprachbehinderten Angeklagten.
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Gesetz über Ordnungswidrigkeitengesetz

§ 107 Gebühren und Auslagen (Auszug)

...

(3) Als Auslagen werden erhoben

...

5.	 nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz zu zahlende Beträge, und zwar 
auch dann, wenn aus Gründen der Gegenseitigkeit, der Verwaltungsvereinfachung oder 
aus vergleichbaren Gründen keine Zahlungen zu leisten sind; ist aufgrund des § 1 Abs. 2 
Satz 2 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes keine Vergütung zu zahlen, ist 
der Betrag zu erheben, der ohne diese Vorschrift zu zahlen wäre; sind die Auslagen durch 
verschiedene Rechtssachen veranlasst, werden sie auf die einzelnen Rechtssachen 
angemessen verteilt; Auslagen für Übersetzer, die zur Erfüllung der Rechte blinder oder 
sehbehinderter Personen herangezogen werden (§ 191a Abs. 1 des Gerichtsverfassungs
gesetzes), werden nicht, Auslagen für Gebärdensprachdolmetscher werden nur ent
sprechend den §§ 464c, 467a Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 467 Abs. 2 Satz 1 der 
Strafprozessordnung erhoben

...

Gerichtsverfassungsgesetz 
Fünfzehnter Titel 
Gerichtssprache

§ 186

(1) Die Verständigung mit einer hör- oder sprachbehinderten Person in der Verhandlung 
erfolgt nach ihrer Wahl mündlich, schriftlich oder mit Hilfe einer die Verständigung ermög-
lichenden Person, die vom Gericht hinzuzuziehen ist. Für die mündliche und schriftliche 
Verständigung hat das Gericht die geeigneten technischen Hilfsmittel bereitzustellen. Die 
hör- oder sprachbehinderte Person ist auf ihr Wahlrecht hinzuweisen.

(2) Das Gericht kann eine schriftliche Verständigung verlangen oder die Hinzuziehung einer 
Person als Dolmetscher anordnen, wenn die hör- oder sprachbehinderte Person von ihrem 
Wahlrecht nach Absatz 1 keinen Gebrauch gemacht hat oder eine ausreichende Ver
ständigung in der nach Absatz 1 gewählten Form nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich ist.
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§ 187

(1) Das Gericht zieht für den Beschuldigten oder Verurteilten, der der deutschen Sprache 
nicht mächtig, hör- oder sprachbehindert ist, einen Dolmetscher oder Übersetzer heran, 
soweit dies zur Ausübung seiner strafprozessualen Rechte erforderlich ist.

(2) Absatz 1 gilt auch für die Personen, die nach § 395 der Strafprozessordnung zum Anschluss 
mit der Nebenklage berechtigt sind.

§ 191a3

(1) Eine blinde oder sehbehinderte Person kann Schriftsätze und andere Dokumente in einer 
für sie wahrnehmbaren Form bei Gericht einreichen. Sie kann nach Maßgabe der Rechts
verordnung nach Absatz 2 verlangen, dass ihr Schriftsätze und andere Dokumente eines 
gerichtlichen Verfahrens barrierefrei zugänglich gemacht werden.  Ist der blinden oder 
sehbehinderten Person Akteneinsicht zu gewähren, kann sie verlangen, dass ihr die Akten
einsicht nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Absatz 2 barrierefrei gewährt wird. Ein 
Anspruch im Sinne der Sätze 1 bis 3 steht auch einer blinden oder sehbehinderten Person zu, 
die von einer anderen Person mit der Wahrnehmung ihrer Rechte beauftragt oder hierfür 
bestellt worden ist. Auslagen für die barrierefreie Zugänglichmachung nach diesen Vor
schriften werden nicht erhoben.

(2) Das Bundesministerium der Justiz bestimmt durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, unter welchen Voraussetzungen und in welcher Weise 
die in Absatz 1 genannten Dokumente und Dokumente, die von den Parteien zur Akte 
gereicht werden, einer blinden oder sehbehinderten Person zugänglich gemacht werden, 
sowie ob und wie diese Person bei der Wahrnehmung ihrer Rechte mitzuwirken hat.

(3) Sind elektronische Formulare eingeführt (§ 130c der Zivilprozessordnung, § 14a des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, § 46f des Arbeitsgerichtsgesetzes, § 65c des Sozialgerichtsgesetzes, § 55c der 
Verwaltungsgerichtsordnung, § 52c der Finanzgerichtsordnung), sind diese blinden oder 
sehbehinderten Personen barrierefrei zugänglich zu machen. Dabei sind die Standards von § 3 
der Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung vom 12. September 2011 (BGBl. I S. 1843) 
in der jeweils geltenden Fassung maßgebend.

3	 Gültig ab 1. Juli 2014
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Beurkundungsgesetz

§ 22 Hörbehinderte, sprachbehinderte und sehbehinderte Beteiligte

(1) Vermag ein Beteiligter nach seinen Angaben oder nach der Überzeugung des Notars nicht 
hinreichend zu hören, zu sprechen oder zu sehen, so soll zu der Beurkundung ein Zeuge oder 
ein zweiter Notar zugezogen werden, es sei denn, dass alle Beteiligten darauf verzichten. Auf 
Verlangen eines hör- oder sprachbehinderten Beteiligten soll der Notar einen Gebärden-
sprachdolmetscher hinzuziehen. Diese Tatsachen sollen in der Niederschrift festgestellt 
werden.

(2) Die Niederschrift soll auch von dem Zeugen oder dem zweiten Notar unterschrieben 
werden.

§ 23 Besonderheiten für hörbehinderte Beteiligte

Eine Niederschrift, in der nach § 22 Abs. 1 festgestellt ist, dass ein Beteiligter nicht hinreichend 
zu hören vermag, muss diesem Beteiligten anstelle des Vorlesens zur Durchsicht vorgelegt 
werden; in der Niederschrift soll festgestellt werden, dass dies geschehen ist. Hat der Beteiligte 
die Niederschrift eigenhändig unterschrieben, so wird vermutet, dass sie ihm zur Durchsicht 
vorgelegt und von ihm genehmigt worden ist.

§ 24 �Besonderheiten für hör- und sprachbehinderte Beteiligte,  
mit denen eine schriftliche Verständigung nicht möglich ist

(1) Vermag ein Beteiligter nach seinen Angaben oder nach der Überzeugung des Notars nicht 
hinreichend zu hören oder zu sprechen und sich auch nicht schriftlich zu verständigen, so 
soll der Notar dies in der Niederschrift feststellen. Wird in der Niederschrift eine solche 
Feststellung getroffen, so muss zu der Beurkundung eine Person zugezogen werden, die sich 
mit dem behinderten Beteiligten zu verständigen vermag und mit deren Zuziehung er nach 
der Überzeugung des Notars einverstanden ist; in der Niederschrift soll festgestellt werden, 
dass dies geschehen ist. Zweifelt der Notar an der Möglichkeit der Verständigung zwischen der 
zugezogenen Person und dem Beteiligten, so soll er dies in der Niederschrift feststellen. Die 
Niederschrift soll auch von der zugezogenen Person unterschrieben werden.

(2) Die Beurkundung von Willenserklärungen ist insoweit unwirksam, als diese darauf 
gerichtet sind, der nach Absatz 1 zugezogenen Person einen rechtlichen Vorteil zu ver
schaffen.

(3) Das Erfordernis, nach § 22 einen Zeugen oder zweiten Notar zuzuziehen, bleibt unberührt.
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§ 25 Schreibunfähige

Vermag ein Beteiligter nach seinen Angaben oder nach der Überzeugung des Notars seinen 
Namen nicht zu schreiben, so muss bei dem Vorlesen und der Genehmigung ein Zeuge oder 
ein zweiter Notar zugezogen werden, wenn nicht bereits nach § 22 ein Zeuge oder ein zweiter 
Notar zugezogen worden ist. Diese Tatsachen sollen in der Niederschrift festgestellt werden. 
Die Niederschrift muss von dem Zeugen oder dem zweiten Notar unterschrieben werden.

Allgemeines Eisenbahngesetz

§ 10 Beförderungspflicht

Öffentliche Eisenbahnverkehrsunternehmen, die dem Personenverkehr dienen, sind zur 
Beförderung von Personen und Reisegepäck verpflichtet, wenn

1.	 die Beförderungsbedingungen eingehalten werden,

2.	 die Beförderung mit den regelmäßig verwendeten Beförderungsmitteln möglich ist und

3.	 die Beförderung nicht durch Umstände verhindert wird, welche das Eisenbahnverkehrs-
unternehmen nicht abwenden und denen es auch nicht abhelfen konnte.

Luftverkehrsgesetz

§ 19d

Die Unternehmer von Flughäfen haben für eine gefahrlose und leicht zugängliche Benutzung 
von allgemein zugänglichen Flughafenanlagen, Bauwerken, Räumen und Einrichtungen 
durch Fluggäste Sorge zu tragen. Dabei sind die Belange von behinderten und anderen 
Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigung besonders zu berücksichtigen, mit dem Ziel, 
Barrierefreiheit zu erreichen. Die Einzelheiten der Barrierefreiheit können durch Zielverein-
barungen im Sinne des § 5 des Behindertengleichstellungsgesetzes festgelegt werden.

§ 20b

Die Luftfahrtunternehmen, die Luftfahrzeuge mit mehr als 5,7 Tonnen Höchstgewicht 
betreiben, haben für eine gefahrlose und leicht zugängliche Benutzung der Luftfahrzeuge 
Sorge zu tragen. Dabei sind die Belange von behinderten und anderen Menschen mit 
Mobilitätsbeeinträchtigung besonders zu berücksichtigen, mit dem Ziel, Barrierefreiheit zu 
erreichen. § 9 Abs. 2 des Luftsicherheitsgesetzes gilt entsprechend. Die Einzelheiten der 
Barrierefreiheit können durch Zielvereinbarungen im Sinne des § 5 des Behindertengleich-
stellungsgesetzes festgelegt werden.
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§ 21

(1) Luftfahrtunternehmen, die Personen oder Sachen gewerbsmäßig durch Luftfahrzeuge 
auf bestimmten Linien öffentlich und regelmäßig befördern (Fluglinienverkehr), bedürfen 
dafür außer der Genehmigung nach § 20 Abs. 1 einer besonderen Genehmigung (Fluglinien
genehmigung). Die Flugliniengenehmigung soll die Bedingungen berücksichtigen, die in den 
Vereinbarungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und anderen Staaten, in die der 
Linienverkehr durchgeführt wird, festgelegt sind. § 20 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 findet ent
sprechende Anwendung. Die Flugliniengenehmigung kann versagt werden, wenn durch den 
beantragten Fluglinienverkehr öffentliche Interessen beeinträchtigt werden.

(2) Flugpläne, Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen sind der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. Die 
Anwendung von Flugplänen, Beförderungsentgelten und Beförderungsbedingungen kann 
ganz oder teilweise untersagt werden, wenn dadurch die öffentlichen Verkehrsinteressen 
nachhaltig beeinträchtigt werden. Luftfahrtunternehmen, die Linienverkehr betreiben, sind 
außer im Falle der Unzumutbarkeit jedermann gegenüber verpflichtet, Beförderungsverträge 
abzuschließen und ihn im Rahmen des veröffentlichten Flugplanes zu befördern. Den 
Beförderungsverträgen sind die veröffentlichten Beförderungsentgelte und Beförderungs
bedingungen zu Grunde zu legen, soweit sie nicht nach Satz 2 ganz oder teilweise untersagt 
sind. Im Übrigen werden Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen von den 
Parteien des Beförderungsvertrages frei vereinbart. Von den der Öffentlichkeit bekannt 
gemachten Beförderungsentgelten und Beförderungsbedingungen kann zugunsten der 
Vertragspartner der Luftfahrtunternehmen abgewichen werden.

(3) Beförderungsverpflichtungen aufgrund anderweitiger gesetzlicher Vorschriften bleiben 
unberührt.

(4) (weggefallen)

Urheberrechtsgesetz (UrhG)

§ 45a Behinderte Menschen

(1) Zulässig ist die nicht Erwerbszwecken dienende Vervielfältigung eines Werkes für und 
deren Verbreitung ausschließlich an Menschen, soweit diesen der Zugang zu dem Werk in 
einer bereits verfügbaren Art der sinnlichen Wahrnehmung auf Grund einer Behinderung 
nicht möglich oder erheblich erschwert ist, soweit es zur Ermöglichung des Zugangs 
erforderlich ist.

(2) Für die Vervielfältigung und Verbreitung ist dem Urheber eine angemessene Vergütung zu 
zahlen; ausgenommen ist die Herstellung lediglich einzelner Vervielfältigungsstücke. Der 
Anspruch kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden.
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VN-Konvention 

Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 2006 über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen

In der Fassung des Gesetzes vom 21. Dezember 2008 (BGBl. II, S. 1419 ff.)

Präambel

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens,

a)	 unter Hinweis auf die in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Grundsätze, 
denen zufolge die Anerkennung der Würde und des Wertes, die allen Mitgliedern der 
menschlichen Gesellschaft innewohnen, sowie ihrer gleichen und unveräußerlichen 
Rechte die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,

b)	 in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte und in den Internationalen Menschenrechtspakten verkündet haben 
und übereingekommen sind, dass jeder Mensch ohne Unterschied Anspruch auf alle darin 
aufgeführten Rechte und Freiheiten hat,

c)	 bekräftigend, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten allgemein gültig und 
unteilbar sind, einander bedingen und miteinander verknüpft sind und dass Menschen 
mit Behinderungen der volle Genuss dieser Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung 
garantiert werden muss,

d)	 unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte, den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, das Inter
nationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, das 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, das Überein-
kommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe, das Übereinkommen über die Rechte des Kindes und das 
Internationale Übereinkommen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und 
ihrer Familienangehörigen,

e)	 in der Erkenntnis, dass das Verständnis von Behinderung sich ständig weiterentwickelt 
und dass Behinderung aus der Wechselwirkung zwischen Menschen mit Beein
trächtigungen und einstellungs- und umweltbedingten Barrieren entsteht, die sie an 
der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern,

f)	 in der Erkenntnis, dass die in dem Weltaktionsprogramm für Behinderte und den 
Rahmenbestimmungen für die Herstellung der Chancengleichheit für Behinderte 
enthaltenen Grundsätze und Leitlinien einen wichtigen Einfluss auf die Förderung, 
Ausarbeitung und Bewertung von politischen Konzepten, Plänen, Programmen und Maß-
nahmen auf einzelstaatlicher, regionaler und internationaler Ebene zur Verbesserung der 
Chancengleichheit für Menschen mit Behinderungen haben,

g)	 nachdrücklich darauf hinweisend, wie wichtig es ist, die Behinderungsthematik zu einem 
festen Bestandteil der einschlägigen Strategien der nachhaltigen Entwicklung zu machen,
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h)	 ebenso in der Erkenntnis, dass jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung eine 
Verletzung der Würde und des Wertes darstellt, die jedem Menschen innewohnen,

i)	 ferner in der Erkenntnis der Vielfalt der Menschen mit Behinderungen,

j)	 in Anerkennung der Notwendigkeit, die Menschenrechte aller Menschen mit Behin
derungen, einschließlich derjenigen, die intensivere Unterstützung benötigen, zu fördern 
und zu schützen,

k)	 besorgt darüber, dass sich Menschen mit Behinderungen trotz dieser verschiedenen 
Dokumente und Verpflichtungen in allen Teilen der Welt nach wie vor Hindernissen für 
ihre Teilhabe als gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft sowie Verletzungen ihrer 
Menschenrechte gegenübersehen,

l)	 in Anerkennung der Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit für die Ver
besserung der Lebensbedingungen der Menschen mit Behinderungen in allen Ländern, 
insbesondere den Entwicklungsländern,

m)	 in Anerkennung des wertvollen Beitrags, den Menschen mit Behinderungen zum 
allgemeinen Wohl und zur Vielfalt ihrer Gemeinschaften leisten und leisten können, und 
in der Erkenntnis, dass die Förderung des vollen Genusses der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten durch Menschen mit Behinderungen sowie ihrer uneingeschränkten 
Teilhabe ihr Zugehörigkeitsgefühl verstärken und zu erheblichen Fortschritten in der 
menschlichen, sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung der Gesellschaft und bei der 
Beseitigung der Armut führen wird,

n)	 in der Erkenntnis, wie wichtig die individuelle Autonomie und Unabhängigkeit für 
Menschen mit Behinderungen ist, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu 
treffen,

o)	 in der Erwägung, dass Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit haben sollen, aktiv 
an Entscheidungsprozessen über politische Konzepte und über Programme mitzu-
wirken, insbesondere wenn diese sie unmittelbar betreffen,

p)	 besorgt über die schwierigen Bedingungen, denen sich Menschen mit Behinderungen 
gegenübersehen, die mehrfachen oder verschärften Formen der Diskriminierung 
aufgrund der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der 
politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, ethnischen, indigenen oder 
sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt, des Alters oder des sonstigen Status 
ausgesetzt sind,

q)	 in der Erkenntnis, dass Frauen und Mädchen mit Behinderungen sowohl innerhalb als 
auch außerhalb ihres häuslichen Umfelds oft in stärkerem Maße durch Gewalt, Ver
letzung oder Missbrauch, Nichtbeachtung oder Vernachlässigung, Misshandlung oder 
Ausbeutung gefährdet sind,

r)	 in der Erkenntnis, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern 
alle Menschenrechte und Grundfreiheiten in vollem Umfang genießen sollen, und unter 
Hinweis auf die zu diesem Zweck von den Vertragsstaaten des Übereinkommens über die 
Rechte des Kindes eingegangenen Verpflichtungen,
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s)	 nachdrücklich darauf hinweisend, dass es notwendig ist, bei allen Anstrengungen zur 
Förderung des vollen Genusses der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch 
Menschen mit Behinderungen die Geschlechterperspektive einzubeziehen,

t)	 unter besonderem Hinweis darauf, dass die Mehrzahl der Menschen mit Behinderungen 
in einem Zustand der Armut lebt, und diesbezüglich in der Erkenntnis, dass die nach
teiligen Auswirkungen der Armut auf Menschen mit Behinderungen dringend ange
gangen werden müssen,

u)	 in dem Bewusstsein, dass Frieden und Sicherheit auf der Grundlage der uneinge
schränkten Achtung der in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Ziele und 
Grundsätze sowie der Einhaltung der anwendbaren Übereinkünfte auf dem Gebiet der 
Menschenrechte unabdingbar sind für den umfassenden Schutz von Menschen mit 
Behinderungen, insbesondere in bewaffneten Konflikten oder während ausländischer 
Besetzung,

v)	 in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, dass Menschen mit Behinderungen vollen Zugang 
zur physischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwelt, zu Gesundheit und 
Bildung sowie zu Information und Kommunikation haben, damit sie alle Menschen
rechte und Grundfreiheiten voll genießen können,

w)	 im Hinblick darauf, dass der Einzelne gegenüber seinen Mitmenschen und der Gemein-
schaft, der er angehört, Pflichten hat und gehalten ist, für die Förderung und Achtung der 
in der Internationalen Menschenrechtscharta anerkannten Rechte einzutreten,

x)	 in der Überzeugung, dass die Familie die natürliche Kernzelle der Gesellschaft ist und 
Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat hat und dass Menschen mit Behin
derungen und ihre Familienangehörigen den erforderlichen Schutz und die notwendige 
Unterstützung erhalten sollen, um es den Familien zu ermöglichen, zum vollen und 
gleichberechtigten Genuss der Rechte der Menschen mit Behinderungen beizutragen,

y)	 in der Überzeugung, dass ein umfassendes und in sich geschlossenes internationales 
Übereinkommen zur Förderung und zum Schutz der Rechte und der Würde von 
Menschen mit Behinderungen sowohl in den Entwicklungsländern als auch in den 
entwickelten Ländern einen maßgeblichen Beitrag zur Beseitigung der tiefgreifenden 
sozialen Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen leisten und ihre Teilhabe am 
bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben auf der 
Grundlage der Chancengleichheit fördern wird ,

haben Folgendes vereinbart:

Artikel 1 Zweck

Zweck dieses Übereinkommens ist es, den vollen und gleichberechtigten Genuss aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, 
zu schützen und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Würde zu 
fördern.
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Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die langfristige körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit 
verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gesellschaft hindern können.

Artikel 2 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Übereinkommens

schließt „Kommunikation“ Sprachen, Textdarstellung, Brailleschrift, taktile Kommunikation, 
Großdruck, leicht zugängliches Multimedia sowie schriftliche, auditive, in einfache Sprache 
übersetzte, durch Vorleser zugänglich gemachte sowie ergänzende und alternative Formen, 
Mittel und Formate der Kommunikation, einschließlich leicht zugänglicher Informations- 
und Kommunikationstechnologie, ein;

schließt „Sprache“ gesprochene Sprachen sowie Gebärdensprachen und andere nicht 
gesprochene Sprachen ein;

bedeutet „Diskriminierung aufgrund von Behinderung“ jede Unterscheidung, Ausschließung 
oder Beschränkung aufgrund von Behinderung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass das auf 
die Gleichberechtigung mit anderen gegründete Anerkennen, Genießen oder Ausüben aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, 
bürgerlichen oder jedem anderen Bereich beeinträchtigt oder vereitelt wird. Sie umfasst alle 
Formen der Diskriminierung, einschließlich der Versagung angemessener Vorkehrungen;

bedeutet „angemessene Vorkehrungen“ notwendige und geeignete Änderungen und 
Anpassungen, die keine unverhältnismäßige oder unbillige Belastung darstellen und die, 
wenn sie in einem bestimmten Fall erforderlich sind, vorgenommen werden, um zu gewähr-
leisten, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen alle Menschenrechte 
und Grundfreiheiten genießen oder ausüben können;

bedeutet „universelles Design“ ein Design von Produkten, Umfeldern, Programmen und 
Dienstleistungen in der Weise, dass sie von allen Menschen möglichst weitgehend ohne eine 
Anpassung oder ein spezielles Design genutzt werden können. „Universelles Design“ schließt 
Hilfsmittel für bestimmte Gruppen von Menschen mit Behinderungen, soweit sie benötigt 
werden, nicht aus.

Artikel 3 Allgemeine Grundsätze

Die Grundsätze dieses Übereinkommens sind:

a)	 die Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, seiner individuellen Autonomie, 
einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner Unabhängig-
keit;

b)	 die Nichtdiskriminierung;

c)	 die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung in die Gesellschaft;
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d)	 die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die 
Akzeptanz dieser Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und der Menschheit;

e)	 die Chancengleichheit;

f)	 die Zugänglichkeit;

g)	 die Gleichberechtigung von Mann und Frau;

h)	 die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen 
und die Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identität.

Artikel 4 Allgemeine Verpflichtungen

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die volle Verwirklichung aller Menschenrechte und 
Grundfreiheiten für alle Menschen mit Behinderungen ohne jede Diskriminierung aufgrund 
von Behinderung zu gewährleisten und zu fördern. Zu diesem Zweck verpflichten sich die 
Vertragsstaaten:

a)	 alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur Umsetzung 
der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte zu treffen;

b)	 alle geeigneten Maßnahmen einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen zur Änderung 
oder Aufhebung bestehender Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten und Praktiken zu 
treffen, die eine Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen darstellen;

c)	 den Schutz und die Förderung der Menschenrechte von Menschen mit Behinderungen in 
allen politischen Konzepten und allen Programmen zu berücksichtigen;

d)	 Handlungen oder Praktiken, die mit diesem Übereinkommen unvereinbar sind, zu 
unterlassen und dafür zu sorgen, dass die staatlichen Behörden und öffentlichen 
Einrichtungen im Einklang mit diesem Übereinkommen handeln;

e)	 alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung aufgrund von 
Behinderung durch Personen, Organisationen oder private Unternehmen zu ergreifen;

f)	 Forschung und Entwicklung für Güter, Dienstleistungen, Geräte und Einrichtungen in 
universellem Design, wie in Artikel 2 definiert, die den besonderen Bedürfnissen von 
Menschen mit Behinderungen mit möglichst geringem Anpassungs- und Kostenaufwand 
gerecht werden, zu betreiben oder zu fördern, ihre Verfügbarkeit und Nutzung zu fördern 
und sich bei der Entwicklung von Normen und Richtlinien für universelles Design 
einzusetzen;

g)	 Forschung und Entwicklung für neue Technologien, die für Menschen mit Behin
derungen geeignet sind, einschließlich Informations- und Kommunikationstechnologien, 
Mobilitätshilfen, Geräten und unterstützenden Technologien, zu betreiben oder zu 
fördern sowie ihre Verfügbarkeit und Nutzung zu fördern und dabei Technologien zu 
erschwinglichen Kosten den Vorrang zu geben;
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h)	 für Menschen mit Behinderungen zugängliche Informationen über Mobilitätshilfen, 
Geräte und unterstützende Technologien, einschließlich neuer Technologien, sowie 
andere Formen von Hilfe, Unterstützungsdiensten und Einrichtungen zur Verfügung zu 
stellen;

i)	 die Schulung von Fachkräften und anderem mit Menschen mit Behinderungen arbeiten-
dem Personal auf dem Gebiet der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte zu 
fördern, damit die aufgrund dieser Rechte garantierten Hilfen und Dienste besser geleistet 
werden können.

(2) Hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte verpflichtet sich jeder 
Vertragsstaat, unter Ausschöpfung seiner verfügbaren Mittel und erforderlichenfalls im 
Rahmen der internationalen Zusammenarbeit Maßnahmen zu treffen, um nach und nach die 
volle Verwirklichung dieser Rechte zu erreichen, unbeschadet derjenigen Verpflichtungen aus 
diesem Übereinkommen, die nach dem Völkerrecht sofort anwendbar sind.

(3) Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten 
zur Durchführung dieses Übereinkommens und bei anderen Entscheidungsprozessen in 
Fragen, die Menschen mit Behinderungen betreffen, führen die Vertragsstaaten mit den 
Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern mit Behinderungen, über die sie 
vertretenden Organisationen enge Konsultationen und beziehen sie aktiv ein.

(4) Dieses Übereinkommen lässt zur Verwirklichung der Rechte von Menschen mit Behin
derungen besser geeignete Bestimmungen, die im Recht eines Vertragsstaats oder in dem für 
diesen Staat geltenden Völkerrecht enthalten sind, unberührt. Die in einem Vertragsstaat 
durch Gesetze, Übereinkommen, Verordnungen oder durch Gewohnheitsrecht anerkannten 
oder bestehenden Menschenrechte und Grundfreiheiten dürfen nicht unter dem Vorwand 
beschränkt oder außer Kraft gesetzt werden, dass dieses Übereinkommen derartige Rechte 
oder Freiheiten nicht oder nur in einem geringeren Ausmaß anerkenne.

(5) Die Bestimmungen dieses Übereinkommens gelten ohne Einschränkung oder Ausnahme 
für alle Teile eines Bundesstaats.

Artikel 5 Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind, vom 
Gesetz gleich zu behandeln sind und ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz 
durch das Gesetz und gleiche Vorteile durch das Gesetz haben.

(2) Die Vertragsstaaten verbieten jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung und 
garantieren Menschen mit Behinderungen gleichen und wirksamen rechtlichen Schutz vor 
Diskriminierung, gleichviel aus welchen Gründen.

(3) Zur Förderung der Gleichberechtigung und zur Beseitigung von Diskriminierung 
unternehmen die Vertragsstaaten alle geeigneten Schritte, um die Bereitstellung ange
messener Vorkehrungen zu gewährleisten.
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(4) Besondere Maßnahmen, die zur Beschleunigung oder Herbeiführung der tatsächlichen 
Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderungen erforderlich sind, gelten nicht als 
Diskriminierung im Sinne dieses Übereinkommens.

Artikel 6 Frauen mit Behinderungen

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Frauen und Mädchen mit Behinderungen mehr
facher Diskriminierung ausgesetzt sind, und ergreifen in dieser Hinsicht Maßnahmen, um zu 
gewährleisten, dass sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll und gleichberechtigt 
genießen können.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Sicherung der vollen Ent
faltung, der Förderung und der Stärkung der Autonomie der Frauen, um zu garantieren, dass 
sie die in diesem Übereinkommen genannten Menschenrechte und Grundfreiheiten ausüben 
und genießen können.

Artikel 7 Kinder mit Behinderungen

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass 
Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten genießen können.

(2) Bei allen Maßnahmen, die Kinder mit Behinderungen betreffen, ist das Wohl des Kindes 
ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.

(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Kinder mit Behinderungen das Recht haben, ihre 
Meinung in allen sie berührenden Angelegenheiten gleichberechtigt mit anderen Kindern frei 
zu äußern, wobei ihre Meinung angemessen und entsprechend ihrem Alter und ihrer Reife 
berücksichtigt wird, und behinderungsgerechte sowie altersgemäße Hilfe zu erhalten, damit 
sie dieses Recht verwirklichen können.

Artikel 8 Bewusstseinsbildung

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, sofortige, wirksame und geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, um

a)	 in der gesamten Gesellschaft, einschließlich auf der Ebene der Familien, das Bewusstsein 
für Menschen mit Behinderungen zu schärfen und die Achtung ihrer Rechte und ihrer 
Würde zu fördern;

b)	 Klischees, Vorurteile und schädliche Praktiken gegenüber Menschen mit Behinderungen, 
einschließlich aufgrund des Geschlechts oder des Alters, in allen Lebensbereichen zu 
bekämpfen;

c)	 das Bewusstsein für die Fähigkeiten und den Beitrag von Menschen mit Behinderungen 
zu fördern.
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(2) Zu den diesbezüglichen Maßnahmen gehören

a)	 die Einleitung und dauerhafte Durchführung wirksamer Kampagnen zur Bewusstseins-
bildung in der Öffentlichkeit mit dem Ziel,

i)	 die Aufgeschlossenheit gegenüber den Rechten von Menschen mit Behinderungen zu 
erhöhen,

ii)	 eine positive Wahrnehmung von Menschen mit Behinderungen und ein größeres 
gesellschaftliches Bewusstsein ihnen gegenüber zu fördern,

iii)	 die Anerkennung der Fertigkeiten, Verdienste und Fähigkeiten von Menschen mit 
Behinderungen und ihres Beitrags zur Arbeitswelt und zum Arbeitsmarkt zu fördern;

b)	 die Förderung einer respektvollen Einstellung gegenüber den Rechten von Menschen mit 
Behinderungen auf allen Ebenen des Bildungssystems, auch bei allen Kindern von früher 
Kindheit an;

c)	 die Aufforderung an alle Medienorgane, Menschen mit Behinderungen in einer dem 
Zweck dieses Übereinkommens entsprechenden Weise darzustellen;

d)	 die Förderung von Schulungsprogrammen zur Schärfung des Bewusstseins für Menschen 
mit Behinderungen und für deren Rechte.

Artikel 9 Zugänglichkeit

(1) Um Menschen mit Behinderungen eine unabhängige Lebensführung und die volle 
Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete 
Maßnahmen mit dem Ziel, für Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang 
zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, Information und Kommunikation, einschließ-
lich Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie zu anderen 
Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen Gebieten 
offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, zu gewährleisten. Diese Maßnahmen, welche 
die Feststellung und Beseitigung von Zugangshindernissen und -barrieren einschließen, 
gelten unter anderem für

a)	 Gebäude, Straßen, Transportmittel sowie andere Einrichtungen in Gebäuden und im 
Freien, einschließlich Schulen, Wohnhäusern, medizinischer Einrichtungen und 
Arbeitsstätten;

b)	 Informations-, Kommunikations- und andere Dienste, einschließlich elektronischer 
Dienste und Notdienste.

(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem geeignete Maßnahmen,

a)	 um Mindeststandards und Leitlinien für die Zugänglichkeit von Einrichtungen und 
Diensten, die der Öffentlichkeit offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, auszu
arbeiten und zu erlassen und ihre Anwendung zu überwachen;
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b)	 um sicherzustellen, dass private Rechtsträger, die Einrichtungen und Dienste, die der 
Öffentlichkeit offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, anbieten, alle Aspekte der 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen berücksichtigen;

c)	 um betroffenen Kreisen Schulungen zu Fragen der Zugänglichkeit für Menschen mit 
Behinderungen anzubieten;

d)	 um in Gebäuden und anderen Einrichtungen, die der Öffentlichkeit offenstehen, 
Beschilderungen in Brailleschrift und in leicht lesbarer und verständlicher Form 
anzubringen;

e)	 um menschliche und tierische Hilfe sowie Mittelspersonen, unter anderem Personen zum 
Führen und Vorlesen sowie professionelle Gebärdensprachdolmetscher und -dolmet
scherinnen, zur Verfügung zu stellen mit dem Ziel, den Zugang zu Gebäuden und anderen 
Einrichtungen, die der Öffentlichkeit offenstehen, zu erleichtern;

f)	 um andere geeignete Formen der Hilfe und Unterstützung für Menschen mit Behinde
rungen zu fördern, damit ihr Zugang zu Informationen gewährleistet wird;

g)	 um den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu den neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien und -systemen, einschließlich des Internets, zu fördern;

h)	 um die Gestaltung, die Entwicklung, die Herstellung und den Vertrieb zugänglicher 
Informations- und Kommunikationstechnologien und -systeme in einem frühen 
Stadium zu fördern, sodass deren Zugänglichkeit mit möglichst geringem Kostenaufwand 
erreicht wird.

Artikel 10 Recht auf Leben

Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass jeder Mensch ein angeborenes Recht auf Leben hat, und 
treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um den wirksamen und gleichberechtigten Genuss 
dieses Rechts durch Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten.

Artikel 11 Gefahrensituationen und humanitäre Notlagen

Die Vertragsstaaten ergreifen im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, 
einschließlich des humanitären Völkerrechts und der internationalen Menschenrechts
normen, alle erforderlichen Maßnahmen, um in Gefahrensituationen, einschließlich 
bewaffneter Konflikte, humanitärer Notlagen und Naturkatastrophen, den Schutz und die 
Sicherheit von Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten.
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Artikel 12 Gleiche Anerkennung vor dem Recht

(1) Die Vertragsstaaten bekräftigen, dass Menschen mit Behinderungen das Recht haben, 
überall als Rechtssubjekt anerkannt zu werden.

(2) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Menschen mit Behinderungen in allen Lebens
bereichen gleichberechtigt mit anderen Rechts- und Handlungsfähigkeit genießen.

(3) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen 
Zugang zu der Unterstützung zu verschaffen, die sie bei der Ausübung ihrer Rechts- und 
Handlungsfähigkeit gegebenenfalls benötigen.

(4) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass zu allen die Ausübung der Rechts- und Handlungs-
fähigkeit betreffenden Maßnahmen im Einklang mit den internationalen Menschenrechts-
normen geeignete und wirksame Sicherungen vorgesehen werden, um Missbräuche zu 
verhindern. Diese Sicherungen müssen gewährleisten, dass bei den Maßnahmen betreffend 
die Ausübung der Rechts- und Handlungsfähigkeit die Rechte, der Wille und die Präferenzen 
der betreffenden Person geachtet werden, es nicht zu Interessenkonflikten und missbräuch
licher Einflussnahme kommt, dass die Maßnahmen verhältnismäßig und auf die Umstände 
der Person zugeschnitten sind, dass sie von möglichst kurzer Dauer sind und dass sie einer 
regelmäßigen Überprüfung durch eine zuständige, unabhängige und unparteiische Behörde 
oder gerichtliche Stelle unterliegen. Die Sicherungen müssen im Hinblick auf das Ausmaß, in 
dem diese Maßnahmen die Rechte und Interessen der Person berühren, verhältnismäßig sein.

(5) Vorbehaltlich dieses Artikels treffen die Vertragsstaaten alle geeigneten und wirksamen 
Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen das gleiche Recht wie 
andere haben, Eigentum zu besitzen oder zu erben, ihre finanziellen Angelegenheiten selbst 
zu regeln und gleichen Zugang zu Bankdarlehen, Hypotheken und anderen Finanzkrediten zu 
haben, und gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen nicht willkürlich ihr Eigentum 
entzogen wird.

Artikel 13 Zugang zur Justiz

(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit 
anderen wirksamen Zugang zur Justiz, unter anderem durch verfahrensbezogene und 
altersgemäße Vorkehrungen, um ihre wirksame unmittelbare und mittelbare Teilnahme, 
einschließlich als Zeugen und Zeuginnen, an allen Gerichtsverfahren, auch in der Ermitt-
lungsphase und in anderen Vorverfahrensphasen, zu erleichtern.

(2) Um zur Gewährleistung des wirksamen Zugangs von Menschen mit Behinderungen zur 
Justiz beizutragen, fördern die Vertragsstaaten geeignete Schulungen für die im Justizwesen 
tätigen Personen, einschließlich des Personals von Polizei und Strafvollzug.



VN-Konvention  |   Artikel 14

652

Artikel 14 Freiheit und Sicherheit der Person

(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten,

a)	 dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen das Recht auf persön
liche Freiheit und Sicherheit genießen;

b)	 dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Freiheit nicht 
rechtswidrig oder willkürlich entzogen wird, dass jede Freiheitsentziehung im Einklang 
mit dem Gesetz erfolgt und dass das Vorliegen einer Behinderung in keinem Fall eine 
Freiheitsentziehung rechtfertigt.

(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen, denen aufgrund 
eines Verfahrens ihre Freiheit entzogen wird, gleichberechtigten Anspruch auf die in den 
internationalen Menschenrechtsnormen vorgesehenen Garantien haben und im Einklang 
mit den Zielen und Grundsätzen dieses Übereinkommens behandelt werden, einschließlich 
durch die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen.

Artikel 15 �Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe

(1) Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe unterworfen werden. Insbesondere darf niemand ohne seine freiwillige 
Zustimmung medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen gesetzgeberischen, verwaltungsmäßigen, 
gerichtlichen oder sonstigen Maßnahmen, um auf der Grundlage der Gleichberechtigung zu 
verhindern, dass Menschen mit Behinderungen der Folter oder grausamer, unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden.

Artikel 16 Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-, 
Bildungs- und sonstigen Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen sowohl innerhalb 
als auch außerhalb der Wohnung vor jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch, 
einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Aspekte, zu schützen.

(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem alle geeigneten Maßnahmen, um jede Form von 
Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu verhindern, indem sie unter anderem geeignete 
Formen von das Geschlecht und das Alter berücksichtigender Hilfe und Unterstützung für 
Menschen mit Behinderungen und ihre Familien und Betreuungspersonen gewährleisten, 
einschließlich durch die Bereitstellung von Informationen und Aufklärung darüber, wie Fälle 
von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch verhindert, erkannt und angezeigt werden können. 
Die Vertragsstaaten sorgen dafür, dass Schutzdienste das Alter, das Geschlecht und die 
Behinderung der betroffenen Personen berücksichtigen.
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(3) Zur Verhinderung jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch stellen die 
Vertragsstaaten sicher, dass alle Einrichtungen und Programme, die für Menschen mit 
Behinderungen bestimmt sind, wirksam von unabhängigen Behörden überwacht werden.

(4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um die körperliche, kognitive und 
psychische Genesung, die Rehabilitation und die soziale Wiedereingliederung von Menschen 
mit Behinderungen, die Opfer irgendeiner Form von Ausbeutung, Gewalt oder Missbrauch 
werden, zu fördern, auch durch die Bereitstellung von Schutzeinrichtungen. Genesung und 
Wiedereingliederung müssen in einer Umgebung stattfinden, die der Gesundheit, dem 
Wohlergehen, der Selbstachtung, der Würde und der Autonomie des Menschen förderlich ist 
und geschlechts- und altersspezifischen Bedürfnissen Rechnung trägt.

(5) Die Vertragsstaaten schaffen wirksame Rechtsvorschriften und politische Konzepte, 
einschließlich solcher, die auf Frauen und Kinder ausgerichtet sind, um sicherzustellen, dass 
Fälle von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch gegenüber Menschen mit Behinderungen

Artikel 17 Schutz der Unversehrtheit der Person

Jeder Mensch mit Behinderungen hat gleichberechtigt mit anderen das Recht auf Achtung 
seiner körperlichen und seelischen Unversehrtheit.

Artikel 18 Freizügigkeit und Staatsangehörigkeit

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf 
Freizügigkeit, auf freie Wahl ihres Aufenthaltsorts und auf eine Staatsangehörigkeit, indem sie 
unter anderem gewährleisten, dass

a)	 Menschen mit Behinderungen das Recht haben, eine Staatsangehörigkeit zu erwerben 
und ihre Staatsangehörigkeit zu wechseln, und dass ihnen diese nicht willkürlich oder 
aufgrund von Behinderung entzogen wird;

b)	 Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung die Möglichkeit versagt 
wird, Dokumente zum Nachweis ihrer Staatsangehörigkeit oder andere Identitäts
dokumente zu erhalten, zu besitzen und zu verwenden oder einschlägige Verfahren wie 
Einwanderungsverfahren in Anspruch zu nehmen, die gegebenenfalls erforderlich sind, 
um die Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit zu erleichtern;

c)	 Menschen mit Behinderungen die Freiheit haben, jedes Land einschließlich ihres eigenen 
zu verlassen;

d)	 Menschen mit Behinderungen nicht willkürlich oder aufgrund von Behinderung das 
Recht entzogen wird, in ihr eigenes Land einzureisen.

(2) Kinder mit Behinderungen sind unverzüglich nach ihrer Geburt in ein Register einzu
tragen und haben das Recht auf einen Namen von Geburt an, das Recht, eine Staatsangehörig-
keit zu erwerben, und soweit möglich das Recht, ihre Eltern zu kennen und von ihnen betreut 
zu werden.
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Artikel 19 Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen 
mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemein-
schaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit 
Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemein-
schaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu erleichtern, indem sie unter anderem gewähr
leisten, dass

a)	 Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt die Möglichkeit haben, ihren Aufenthalts-
ort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, 
in besonderen Wohnformen zu leben;

b)	 Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unter
stützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen 
Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur 
Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemein-
schaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft 
notwendig ist;

c)	 gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit 
Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und 
ihren Bedürfnissen Rechnung tragen.

Artikel 20 Persönliche Mobilität

Die Vertragsstaaten treffen wirksame Maßnahmen, um für Menschen mit Behinderungen 
persönliche Mobilität mit größtmöglicher Unabhängigkeit sicherzustellen, indem sie unter 
anderem

a)	 die persönliche Mobilität von Menschen mit Behinderungen in der Art und Weise und 
zum Zeitpunkt ihrer Wahl und zu erschwinglichen Kosten erleichtern;

b)	 den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu hochwertigen Mobilitätshilfen, 
Geräten, unterstützenden Technologien und menschlicher und tierischer Hilfe sowie 
Mittelspersonen erleichtern, auch durch deren Bereitstellung zu erschwinglichen Kosten;

c)	 Menschen mit Behinderungen und Fachkräften, die mit Menschen mit Behinderungen 
arbeiten, Schulungen in Mobilitätsfertigkeiten anbieten;

d)	 Hersteller von Mobilitätshilfen, Geräten und unterstützenden Technologien ermutigen, 
alle Aspekte der Mobilität für Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen.
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Artikel 21 Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen 
mit Behinderungen das Recht auf freie Meinungsäußerung und Meinungsfreiheit, einschließ-
lich der Freiheit, Informationen und Gedankengut sich zu beschaffen, zu empfangen und 
weiterzugeben, gleichberechtigt mit anderen und durch alle von ihnen gewählten Formen der 
Kommunikation im Sinne des Artikels 2 ausüben können, unter anderem indem sie

a)	 Menschen mit Behinderungen für die Allgemeinheit bestimmte Informationen recht
zeitig und ohne zusätzliche Kosten in zugänglichen Formaten und Technologien, die für 
unterschiedliche Arten der Behinderung geeignet sind, zur Verfügung stellen;

b)	 im Umgang mit Behörden die Verwendung von Gebärdensprachen, Brailleschrift, 
ergänzenden und alternativen Kommunikationsformen und allen sonstigen selbst 
gewählten zugänglichen Mitteln, Formen und Formaten der Kommunikation durch 
Menschen mit Behinderungen akzeptieren und erleichtern;

c)	 private Rechtsträger, die, einschließlich durch das Internet, Dienste für die Allgemeinheit 
anbieten, dringend dazu auffordern, Informationen und Dienstleistungen in Formaten 
zur Verfügung zu stellen, die für Menschen mit Behinderungen zugänglich und nutzbar 
sind;

d)	 die Massenmedien, einschließlich der Anbieter von Informationen über das Internet, 
dazu auffordern, ihre Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen zugänglich zu 
gestalten;

e)	 die Verwendung von Gebärdensprachen anerkennen und fördern.

Artikel 22 Achtung der Privatsphäre

(1) Menschen mit Behinderungen dürfen unabhängig von ihrem Aufenthaltsort oder der 
Wohnform, in der sie leben, keinen willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in ihr 
Privatleben, ihre Familie, ihre Wohnung oder ihren Schriftverkehr oder andere Arten der 
Kommunikation oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen ihrer Ehre oder ihres Rufes 
ausgesetzt werden. Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf rechtlichen Schutz 
gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen.

(2) Die Vertragsstaaten schützen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen die 
Vertraulichkeit von Informationen über die Person, die Gesundheit und die Rehabilitation 
von Menschen mit Behinderungen.
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Artikel 23 Achtung der Wohnung und der Familie

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen zur Beseitigung der 
Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberech
tigung mit anderen in allen Fragen, die Ehe, Familie, Elternschaft und Partnerschaften 
betreffen, um zu gewährleisten, dass

a)	 das Recht aller Menschen mit Behinderungen im heiratsfähigen Alter, auf der Grundlage 
des freien und vollen Einverständnisses der künftigen Ehegatten eine Ehe zu schließen 
und eine Familie zu gründen, anerkannt wird;

b)	 das Recht von Menschen mit Behinderungen auf freie und verantwortungsbewusste 
Entscheidung über die Anzahl ihrer Kinder und die Geburtenabstände sowie auf Zugang 
zu altersgemäßer Information sowie Aufklärung über Fortpflanzung und Familien
planung anerkannt wird und ihnen die notwendigen Mittel zur Ausübung dieser Rechte 
zur Verfügung gestellt werden;

c)	 Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern, gleichberechtigt mit anderen ihre 
Fruchtbarkeit behalten.

(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten die Rechte und Pflichten von Menschen mit Behin
derungen in Fragen der Vormundschaft, Pflegschaft4, Personen- und Vermögenssorge, 
Adoption von Kindern oder ähnlichen Rechtsinstituten, soweit das innerstaatliche Recht 
solche kennt; in allen Fällen ist das Wohl des Kindes ausschlaggebend. Die Vertragsstaaten 
unterstützen Menschen mit Behinderungen in angemessener Weise bei der Wahrnehmung  
ihrer elterlichen Verantwortung.

(3) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass Kinder mit Behinderungen gleiche Rechte in 
Bezug auf das Familienleben haben. Zur Verwirklichung dieser Rechte und mit dem Ziel, das 
Verbergen, das Aussetzen, die Vernachlässigung und die Absonderung von Kindern mit 
Behinderungen zu verhindern, verpflichten sich die Vertragsstaaten, Kindern mit Behin
derungen und ihren Familien frühzeitig umfassende Informationen, Dienste und Unter
stützung zur Verfügung zu stellen.

(4) Die Vertragsstaaten gewährleisten, dass ein Kind nicht gegen den Willen seiner Eltern von 
diesen getrennt wird, es sei denn, dass die zuständigen Behörden in einer gerichtlich 
nachprüfbaren Entscheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren 
bestimmen, dass diese Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist. In keinem Fall darf das 
Kind aufgrund einer Behinderung entweder des Kindes oder eines oder beider Elternteile von 
den Eltern getrennt werden.

(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, in Fällen, in denen die nächsten Familien
angehörigen nicht in der Lage sind, für ein Kind mit Behinderungen zu sorgen, alle 
Anstrengungen zu unternehmen, um andere Formen der Betreuung innerhalb der weiteren 
Familie und, falls dies nicht möglich ist, innerhalb der Gemeinschaft in einem familien
ähnlichen Umfeld zu gewährleisten.

4	 Schweiz: Beistandschaft
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Artikel 24 Bildung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Bildung. 
Um dieses Recht ohne Diskriminierung und auf der Grundlage der Chancengleichheit zu 
verwirklichen, gewährleisten die Vertragsstaaten ein integratives Bildungssystem auf allen 
Ebenen und lebenslanges Lernen mit dem Ziel,

a)	 die menschlichen Möglichkeiten sowie das Bewusstsein der Würde und das Selbstwert
gefühl des Menschen voll zur Entfaltung zu bringen und die Achtung vor den Menschen-
rechten, den Grundfreiheiten und der menschlichen Vielfalt zu stärken;

b)	 Menschen mit Behinderungen ihre Persönlichkeit, ihre Begabungen und ihre Kreativität 
sowie ihre geistigen und körperlichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung bringen zu lassen;

c)	 Menschen mit Behinderungen zur wirklichen Teilhabe an einer freien Gesellschaft zu 
befähigen.

(2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts stellen die Vertragsstaaten sicher, dass

a)	 Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom allgemeinen 
Bildungssystem ausgeschlossen werden und dass Kinder mit Behinderungen nicht 
aufgrund von Behinderung vom unentgeltlichen und obligatorischen Grundschulunter-
richt oder vom Besuch weiterführender Schulen ausgeschlossen werden;

b)	 Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen in der Gemeinschaft, in der 
sie leben, Zugang zu einem integrativen, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht an 
Grundschulen und weiterführenden Schulen haben;

c)	 angemessene Vorkehrungen für die Bedürfnisse des Einzelnen getroffen werden;

d)	 Menschen mit Behinderungen innerhalb des allgemeinen Bildungssystems die not
wendige Unterstützung geleistet wird, um ihre erfolgreiche Bildung zu erleichtern;

e)	 in Übereinstimmung mit dem Ziel der vollständigen Integration wirksame individuell 
angepasste Unterstützungsmaßnahmen in einem Umfeld, das die bestmögliche 
schulische und soziale Entwicklung gestattet, angeboten werden.

(3) Die Vertragsstaaten ermöglichen Menschen mit Behinderungen, lebenspraktische 
Fertigkeiten und soziale Kompetenzen zu erwerben, um ihre volle und gleichberechtigte 
Teilhabe an der Bildung und als Mitglieder der Gemeinschaft zu erleichtern. Zu diesem Zweck 
ergreifen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen; unter anderem

a)	 erleichtern sie das Erlernen von Brailleschrift, alternativer Schrift, ergänzenden und 
alternativen Formen, Mitteln und Formaten der Kommunikation, den Erwerb von 
Orientierungs- und Mobilitätsfertigkeiten sowie die Unterstützung durch andere 
Menschen mit Behinderungen und das Mentoring;

b)	 erleichtern sie das Erlernen der Gebärdensprache und die Förderung der sprachlichen 
Identität der Gehörlosen;
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c)	 stellen sie sicher, dass blinden, gehörlosen oder taubblinden Menschen, insbesondere 
Kindern, Bildung in den Sprachen und Kommunikationsformen und mit den Kommu
nikationsmitteln, die für den Einzelnen am besten geeignet sind, sowie in einem Umfeld 
vermittelt wird, das die bestmögliche schulische und soziale Entwicklung gestattet.

(4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts beizutragen, treffen die Vertragsstaaten geeignete 
Maßnahmen zur Einstellung von Lehrkräften, einschließlich solcher mit Behinderungen, die 
in Gebärdensprache oder Brailleschrift ausgebildet sind, und zur Schulung von Fachkräften 
sowie Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auf allen Ebenen des Bildungswesens. Diese 
Schulung schließt die Schärfung des Bewusstseins für Behinderungen und die Verwendung 
geeigneter ergänzender und alternativer Formen, Mittel und Formate der Kommunikation 
sowie pädagogische Verfahren und Materialien zur Unterstützung von Menschen mit 
Behinderungen ein.

(5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen ohne Diskrimi
nierung und gleichberechtigt mit anderen Zugang zu allgemeiner Hochschulbildung, 
Berufsausbildung, Erwachsenenbildung und lebenslangem Lernen haben. Zu diesem Zweck 
stellen die Vertragsstaaten sicher, dass für Menschen mit Behinderungen angemessene 
Vorkehrungen getroffen werden.

Artikel 25 Gesundheit

Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf das 
erreichbare Höchstmaß an Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung. 
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen 
mit Behinderungen Zugang zu geschlechtsspezifischen Gesundheitsdiensten, einschließlich 
gesundheitlicher Rehabilitation, haben. Insbesondere

a)	 stellen die Vertragsparteien Menschen mit Behinderungen eine unentgeltliche oder 
erschwingliche Gesundheitsversorgung in derselben Bandbreite, von derselben Qualität 
und auf demselben Standard zur Verfügung wie anderen Menschen, einschließlich 
sexual- und fortpflanzungsmedizinischer Gesundheitsleistungen und der Gesamt
bevölkerung zur Verfügung stehender Programme des öffentlichen Gesundheitswesens;

b)	 bieten die Vertragsstaaten die Gesundheitsleistungen an, die von Menschen mit Behin
derungen speziell wegen ihrer Behinderungen benötigt werden, soweit angebracht, 
einschließlich Früherkennung und Frühintervention, sowie Leistungen, durch die, auch 
bei Kindern und älteren Menschen, weitere Behinderungen möglichst gering gehalten 
oder vermieden werden sollen;

c)	 bieten die Vertragsstaaten diese Gesundheitsleistungen so gemeindenah wie möglich an, 
auch in ländlichen Gebieten;
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d)	 erlegen die Vertragsstaaten den Angehörigen der Gesundheitsberufe die Verpflichtung 
auf, Menschen mit Behinderungen eine Versorgung von gleicher Qualität wie anderen 
Menschen angedeihen zu lassen, namentlich auf der Grundlage der freien Einwilligung 
nach vorheriger Aufklärung, indem sie unter anderem durch Schulungen und den Erlass 
ethischer Normen für die staatliche und private Gesundheitsversorgung das Bewusstsein 
für die Menschenrechte, die Würde, die Autonomie und die Bedürfnisse von Menschen 
mit Behinderungen schärfen;

e)	 verbieten die Vertragsstaaten die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen in 
der Krankenversicherung und in der Lebensversicherung, soweit eine solche Versicherung 
nach innerstaatlichem Recht zulässig ist; solche Versicherungen sind zu fairen und 
angemessenen Bedingungen anzubieten;

f)	 verhindern die Vertragsstaaten die diskriminierende Vorenthaltung von Gesundheits
versorgung oder -leistungen oder von Nahrungsmitteln und Flüssigkeiten aufgrund von 
Behinderung.

Artikel 26 Habilitation und Rehabilitation

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, einschließlich durch die 
Unterstützung durch andere Menschen mit Behinderungen, um Menschen mit Behin
derungen in die Lage zu versetzen, ein Höchstmaß an Unabhängigkeit, umfassende körper
liche, geistige, soziale und berufliche Fähigkeiten sowie die volle Einbeziehung in alle Aspekte 
des Lebens und die volle Teilhabe an allen Aspekten des Lebens zu erreichen und zu 
bewahren. Zu diesem Zweck organisieren, stärken und erweitern die Vertragsstaaten 
umfassende Habilitations- und Rehabilitationsdienste und -programme, insbesondere auf 
dem Gebiet der Gesundheit, der Beschäftigung, der Bildung und der Sozialdienste, und zwar 
so, dass diese Leistungen und Programme

a)	 im frühestmöglichen Stadium einsetzen und auf einer multidisziplinären Bewertung der 
individuellen Bedürfnisse und Stärken beruhen;

b)	 die Einbeziehung in die Gemeinschaft und die Gesellschaft in allen ihren Aspekten sowie 
die Teilhabe daran unterstützen, freiwillig sind und Menschen mit Behinderungen so 
gemeindenah wie möglich zur Verfügung stehen, auch in ländlichen Gebieten.

(2) Die Vertragsstaaten fördern die Entwicklung der Aus- und Fortbildung für Fachkräfte und 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Habilitations- und Rehabilitationsdiensten.

(3) Die Vertragsstaaten fördern die Verfügbarkeit, die Kenntnis und die Verwendung unter-
stützender Geräte und Technologien, die für Menschen mit Behinderungen bestimmt sind, 
für die Zwecke der Habilitation und Rehabilitation.
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Artikel 27 Arbeit und Beschäftigung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf 
Arbeit; dies beinhaltet das Recht auf die Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu 
verdienen, die in einem offenen, integrativen und für Menschen mit Behinderungen 
zugänglichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewählt oder angenommen wird. Die 
Vertragsstaaten sichern und fördern die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit, einschließlich 
für Menschen, die während der Beschäftigung eine Behinderung erwerben, durch geeignete 
Schritte, einschließlich des Erlasses von Rechtsvorschriften, um unter anderem

a)	 Diskriminierung aufgrund von Behinderung in allen Angelegenheiten im Zusammen-
hang mit einer Beschäftigung gleich welcher Art, einschließlich der Auswahl-, Ein
stellungs- und Beschäftigungsbedingungen, der Weiterbeschäftigung, des beruflichen 
Aufstiegs sowie sicherer und gesunder Arbeitsbedingungen, zu verbieten;

b)	 das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf gerechte und günstige Arbeits-
bedingungen, einschließlich Chancengleichheit und gleichen Entgelts für gleichwertige 
Arbeit, auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen, einschließlich Schutz vor Beläs
tigungen, und auf Abhilfe bei Missständen zu schützen;

c)	 zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen ihre Arbeitnehmer- und Gewerk-
schaftsrechte gleichberechtigt mit anderen ausüben können;

d)	 Menschen mit Behinderungen wirksamen Zugang zu allgemeinen fachlichen und 
beruflichen Beratungsprogrammen, Stellenvermittlung sowie Berufsausbildung und 
Weiterbildung zu ermöglichen;

e)	 für Menschen mit Behinderungen Beschäftigungsmöglichkeiten und beruflichen Aufstieg 
auf dem Arbeitsmarkt sowie die Unterstützung bei der Arbeitssuche, beim Erhalt und der 
Beibehaltung eines Arbeitsplatzes und beim beruflichen Wiedereinstieg zu fördern;

f)	 Möglichkeiten für Selbständigkeit, Unternehmertum, die Bildung von Genossenschaften 
und die Gründung eines eigenen Geschäfts zu fördern;

g)	 Menschen mit Behinderungen im öffentlichen Sektor zu beschäftigen;

h)	 die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen im privaten Sektor durch geeignete 
Strategien und Maßnahmen zu fördern, wozu auch Programme für positive Maßnahmen, 
Anreize und andere Maßnahmen gehören können;

i)	 sicherzustellen, dass am Arbeitsplatz angemessene Vorkehrungen für Menschen mit 
Behinderungen getroffen werden;

j)	 das Sammeln von Arbeitserfahrung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt durch Menschen 
mit Behinderungen zu fördern;

k)	 Programme für die berufliche Rehabilitation, den Erhalt des Arbeitsplatzes und den 
beruflichen Wiedereinstieg von Menschen mit Behinderungen zu fördern.
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(2) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen nicht in Sklaverei 
oder Leibeigenschaft gehalten werden und dass sie gleichberechtigt mit anderen vor 
Zwangs- oder Pflichtarbeit geschützt werden.

Artikel 28 Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf einen 
angemessenen Lebensstandard für sich selbst und ihre Familien, einschließlich angemessener 
Ernährung, Bekleidung und Wohnung, sowie auf eine stetige Verbesserung der Lebens
bedingungen und unternehmen geeignete Schritte zum Schutz und zur Förderung der 
Verwirklichung dieses Rechts ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung.

(2) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf sozialen 
Schutz und den Genuss dieses Rechts ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung und 
unternehmen geeignete Schritte zum Schutz und zur Förderung der Verwirklichung dieses 
Rechts, einschließlich Maßnahmen, um

a)	 Menschen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zur Versorgung mit sauberem 
Wasser und den Zugang zu geeigneten und erschwinglichen Dienstleistungen, Geräten 
und anderen Hilfen für Bedürfnisse im Zusammenhang mit ihrer Behinderung zu 
sichern;

b)	 Menschen mit Behinderungen, insbesondere Frauen und Mädchen sowie älteren 
Menschen mit Behinderungen, den Zugang zu Programmen für sozialen Schutz und 
Programmen zur Armutsbekämpfung zu sichern;

c)	 in Armut lebenden Menschen mit Behinderungen und ihren Familien den Zugang zu 
staatlicher Hilfe bei behinderungsbedingten Aufwendungen, einschließlich ausreichender 
Schulung, Beratung, finanzieller Unterstützung sowie Kurzzeitbetreuung, zu sichern;

d)	 Menschen mit Behinderungen den Zugang zu Programmen des sozialen Wohnungsbaus 
zu sichern;

e)	 Menschen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zu Leistungen und Pro
grammen der Altersversorgung zu sichern.

Artikel 29 Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben

(1) Die Vertragsstaaten garantieren Menschen mit Behinderungen die politischen Rechte 
sowie die Möglichkeit, diese gleichberechtigt mit anderen zu genießen, und verpflichten sich,

a)	 sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen 
wirksam und umfassend am politischen und öffentlichen Leben teilhaben können, sei es 
unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter oder Vertreterinnen, was auch das Recht 
und die Möglichkeit einschließt, zu wählen und gewählt zu werden; unter anderem

i)	 stellen sie sicher, dass die Wahlverfahren, -einrichtungen und -materialien geeignet, 
zugänglich und leicht zu verstehen und zu handhaben sind;
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ii)	 schützen sie das Recht von Menschen mit Behinderungen, bei Wahlen und Volks
abstimmungen in geheimer Abstimmung ohne Einschüchterung ihre Stimme 
abzugeben, bei Wahlen zu kandidieren, ein Amt wirksam innezuhaben und alle 
öffentlichen Aufgaben auf allen Ebenen staatlicher Tätigkeit wahrzunehmen, indem 
sie gegebenenfalls die Nutzung unterstützender und neuer Technologien erleichtern;

iii)	 garantieren sie die freie Willensäußerung von Menschen mit Behinderungen als 
Wähler und Wählerinnen und erlauben zu diesem Zweck im Bedarfsfall auf Wunsch, 
dass sie sich bei der Stimmabgabe durch eine Person ihrer Wahl unterstützen lassen;

b)	 aktiv ein Umfeld zu fördern, in dem Menschen mit Behinderungen ohne Diskriminierung 
und gleichberechtigt mit anderen wirksam und umfassend an der Gestaltung der 
öffentlichen Angelegenheiten mitwirken können, und ihre Mitwirkung an den öffent
lichen Angelegenheiten zu begünstigen, unter anderem

i)	 die Mitarbeit in nichtstaatlichen Organisationen und Vereinigungen, die sich mit dem 
öffentlichen und politischen Leben ihres Landes befassen, und an den Tätigkeiten und 
der Verwaltung politischer Parteien;

ii)	 die Bildung von Organisationen von Menschen mit Behinderungen, die sie auf 
internationaler, nationaler, regionaler und lokaler Ebene vertreten, und den Beitritt 
zu solchen Organisationen.

Artikel 30 Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen, gleich
berechtigt mit anderen am kulturellen Leben teilzunehmen, und treffen alle geeigneten 
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen

a)	 Zugang zu kulturellem Material in zugänglichen Formaten haben;

b)	 Zugang zu Fernsehprogrammen, Filmen, Theatervorstellungen und anderen kulturellen 
Aktivitäten in zugänglichen Formaten haben;

c)	 Zugang zu Orten kultureller Darbietungen oder Dienstleistungen, wie Theatern, Museen, 
Kinos, Bibliotheken und Tourismusdiensten, sowie, so weit wie möglich, zu Denkmälern 
und Stätten von nationaler kultureller Bedeutung haben.

(2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen die 
Möglichkeit zu geben, ihr kreatives, künstlerisches und intellektuelles Potenzial zu entfalten 
und zu nutzen, nicht nur für sich selbst, sondern auch zur Bereicherung der Gesellschaft.

(3) Die Vertragsstaaten unternehmen alle geeigneten Schritte im Einklang mit dem Völker-
recht, um sicherzustellen, dass Gesetze zum Schutz von Rechten des geistigen Eigentums 
keine ungerechtfertigte oder diskriminierende Barriere für den Zugang von Menschen mit 
Behinderungen zu kulturellem Material darstellen.

(4) Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigt mit anderen Anspruch auf 
Anerkennung und Unterstützung ihrer spezifischen kulturellen und sprachlichen Identität, 
einschließlich der Gebärdensprachen und der Gehörlosenkultur.
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(5) Mit dem Ziel, Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilnahme an 
Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten 
geeignete Maßnahmen,

a)	 um Menschen mit Behinderungen zu ermutigen, so umfassend wie möglich an breiten-
sportlichen Aktivitäten auf allen Ebenen teilzunehmen, und ihre Teilnahme zu fördern;

b)	 um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit haben, behin
derungsspezifische Sport- und Erholungsaktivitäten zu organisieren, zu entwickeln und 
an solchen teilzunehmen, und zu diesem Zweck die Bereitstellung eines geeigneten 
Angebots an Anleitung, Training und Ressourcen auf der Grundlage der Gleichberech
tigung mit anderen zu fördern;

c)	 um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Sport-, Erholungs- und 
Tourismusstätten haben;

d)	 um sicherzustellen, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen 
Kindern an Spiel-, Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten teilnehmen können, 
einschließlich im schulischen Bereich;

e)	 um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Dienstleistungen der 
Organisatoren von Erholungs-, Tourismus-, Freizeit- und Sportaktivitäten haben.

Artikel 31 Statistik und Datensammlung

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich zur Sammlung geeigneter Informationen, einschließ-
lich statistischer Angaben und Forschungsdaten, die ihnen ermöglichen, politische Konzepte 
zur Durchführung dieses Übereinkommens auszuarbeiten und umzusetzen. Das Verfahren 
zur Sammlung und Aufbewahrung dieser Informationen muss

a)	 mit den gesetzlichen Schutzvorschriften, einschließlich der Rechtsvorschriften über den 
Datenschutz, zur Sicherung der Vertraulichkeit und der Achtung der Privatsphäre von 
Menschen mit Behinderungen im Einklang stehen;

b)	 mit den international anerkannten Normen zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten und den ethischen Grundsätzen für die Sammlung und Nutzung statistischer 
Daten im Einklang stehen.

(2) Die im Einklang mit diesem Artikel gesammelten Informationen werden, soweit ange-
bracht, aufgeschlüsselt und dazu verwendet, die Umsetzung der Verpflichtungen aus diesem 
Übereinkommen durch die Vertragsstaaten zu beurteilen und die Hindernisse, denen sich 
Menschen mit Behinderungen bei der Ausübung ihrer Rechte gegenübersehen, zu ermitteln 
und anzugehen.

(3) Die Vertragsstaaten übernehmen die Verantwortung für die Verbreitung dieser Statistiken 
und sorgen dafür, dass sie für Menschen mit Behinderungen und andere zugänglich sind.
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Artikel 32 Internationale Zusammenarbeit

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit und 
deren Förderung zur Unterstützung der einzelstaatlichen Anstrengungen für die Verwirk
lichung des Zwecks und der Ziele dieses Übereinkommens und treffen diesbezüglich 
geeignete und wirksame Maßnahmen, zwischenstaatlich  sowie, soweit angebracht, in 
Partnerschaft mit den einschlägigen internationalen und regionalen Organisationen und der 
Zivilgesellschaft, insbesondere Organisationen von Menschen mit Behinderungen. Unter 
anderem können sie Maßnahmen ergreifen, um

a)	 sicherzustellen, dass die internationale Zusammenarbeit, einschließlich internationaler 
Entwicklungsprogramme, Menschen mit Behinderungen einbezieht und für sie zugäng-
lich ist;

b)	 den Aufbau von Kapazitäten zu erleichtern und zu unterstützen, unter anderem durch 
den Austausch und die Weitergabe von Informationen, Erfahrungen, Ausbildungs
programmen und vorbildlichen Praktiken;

c)	 die Forschungszusammenarbeit und den Zugang zu wissenschaftlichen und technischen 
Kenntnissen zu erleichtern;

d)	 soweit angebracht, technische und wirtschaftliche Hilfe zu leisten, unter anderem durch 
Erleichterung des Zugangs zu zugänglichen und unterstützenden Technologien und ihres 
Austauschs sowie durch Weitergabe von Technologien.

(2) Dieser Artikel berührt nicht die Pflicht jedes Vertragsstaats, seine Verpflichtungen aus 
diesem Übereinkommen zu erfüllen.

Artikel 34 Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen

(1) Es wird ein Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (im Folgenden als 
„Ausschuss“ bezeichnet) eingesetzt, der die nachstehend festgelegten Aufgaben wahrnimmt.

(2) Der Ausschuss besteht zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens aus 
zwölf Sachverständigen. Nach sechzig weiteren Ratifikationen oder Beitritten zu dem 
Übereinkommen erhöht sich die Zahl der Ausschussmitglieder um sechs auf die Höchstzahl 
von achtzehn.

(3) Die Ausschussmitglieder sind in persönlicher Eigenschaft tätig und müssen Persönlich
keiten von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis und Erfahrung auf dem 
von diesem Übereinkommen erfassten Gebiet sein. Die Vertragsstaaten sind aufgefordert, bei 
der Benennung ihrer Kandidaten oder Kandidatinnen Artikel 4 Absatz 3 gebührend zu 
berücksichtigen.

(4) Die Ausschussmitglieder werden von den Vertragsstaaten gewählt, wobei auf eine gerechte 
geografische Verteilung, die Vertretung der verschiedenen Kulturkreise und der hauptsäch
lichen Rechtssysteme, die ausgewogene Vertretung der Geschlechter und die Beteiligung von 
Sachverständigen mit Behinderungen zu achten ist.
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(5) Die Ausschussmitglieder werden auf Sitzungen der Konferenz der Vertragsstaaten in 
geheimer Wahl aus einer Liste von Personen gewählt, die von den Vertragsstaaten aus dem 
Kreis ihrer Staatsangehörigen benannt worden sind. Auf diesen Sitzungen, die beschlussfähig 
sind, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Kandidaten oder 
Kandidatinnen als in den Ausschuss gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die 
absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter beziehungsweise 
Vertreterinnen der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.

(6) Die erste Wahl findet spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Überein-
kommens statt. Spätestens vier Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, innerhalb von zwei Monaten ihre 
Benennungen einzureichen. Der Generalsekretär fertigt sodann eine alphabetische Liste aller 
auf diese Weise benannten Personen an, unter Angabe der Vertragsstaaten, die sie benannt 
haben, und übermittelt sie den Vertragsstaaten.

(7) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Ihre einmalige Wiederwahl ist 
zulässig. Die Amtszeit von sechs der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft jedoch 
nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser sechs 
Mitglieder von dem oder der Vorsitzenden der in Absatz 5 genannten Sitzung durch das Los 
bestimmt.

(8) Die Wahl der sechs zusätzlichen Ausschussmitglieder findet bei den ordentlichen Wahlen 
im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen dieses Artikels statt.

(9) Wenn ein Ausschussmitglied stirbt oder zurücktritt oder erklärt, dass es aus anderen 
Gründen seine Aufgaben nicht mehr wahrnehmen kann, ernennt der Vertragsstaat, der das 
Mitglied benannt hat, für die verbleibende Amtszeit eine andere sachverständige Person, die 
über die Befähigungen verfügt und die Voraussetzungen erfüllt, die in den einschlägigen 
Bestimmungen dieses Artikels beschrieben sind.

(10) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(11) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss das Personal und die 
Einrichtungen zur Verfügung, die dieser zur wirksamen Wahrnehmung seiner Aufgaben nach 
diesem Übereinkommen benötigt, und beruft seine erste Sitzung ein.

(12) Die Mitglieder des nach diesem Übereinkommen eingesetzten Ausschusses erhalten mit 
Zustimmung der Generalversammlung der Vereinten Nationen Bezüge aus Mitteln der 
Vereinten Nationen zu den von der Generalversammlung unter Berücksichtigung der 
Bedeutung der Aufgaben des Ausschusses zu beschließenden Bedingungen.

(13) Die Ausschussmitglieder haben Anspruch auf die Erleichterungen, Vorrechte und 
Immunitäten der Sachverständigen im Auftrag der Vereinten Nationen, die in den ein
schlägigen Abschnitten des Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitäten der 
Vereinten Nationen vorgesehen sind.
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Artikel 35 Berichte der Vertragsstaaten

(1) Jeder Vertragsstaat legt dem Ausschuss über den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens für den betreffenden 
Vertragsstaat einen umfassenden Bericht über die Maßnahmen, die er zur Erfüllung seiner 
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen getroffen hat, und über die dabei erzielten 
Fortschritte vor.

(2) Danach legen die Vertragsstaaten mindestens alle vier Jahre und darüber hinaus jeweils auf 
Anforderung des Ausschusses Folgeberichte vor.

(3) Der Ausschuss beschließt gegebenenfalls Leitlinien für den Inhalt der Berichte.

(4) Ein Vertragsstaat, der dem Ausschuss einen ersten umfassenden Bericht vorgelegt hat, 
braucht in seinen Folgeberichten die früher mitgeteilten Angaben nicht zu wiederholen. Die 
Vertragsstaaten sind gebeten, ihre Berichte an den Ausschuss in einem offenen und trans
parenten Verfahren zu erstellen und dabei Artikel 4 Absatz 3 gebührend zu berücksichtigen.

(5) In den Berichten kann auf Faktoren und Schwierigkeiten hingewiesen werden, die das 
Ausmaß der Erfüllung der Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen beeinflussen.

Artikel 36 Prüfung der Berichte

(1) Der Ausschuss prüft jeden Bericht; er kann ihn mit den ihm geeignet erscheinenden 
Vorschlägen und allgemeinen Empfehlungen versehen und leitet diese dem betreffenden 
Vertragsstaat zu. Dieser kann dem Ausschuss hierauf jede Information übermitteln, die er zu 
geben wünscht. Der Ausschuss kann die Vertragsstaaten um weitere Angaben über die 
Durchführung dieses Übereinkommens ersuchen.

(2) Liegt ein Vertragsstaat mit der Vorlage eines Berichts in erheblichem Rückstand, so kann 
der Ausschuss dem betreffenden Vertragsstaat notifizieren, dass die Durchführung dieses 
Übereinkommens im betreffenden Vertragsstaat auf der Grundlage der dem Ausschuss zur 
Verfügung stehenden zuverlässigen Informationen geprüft werden muss, falls der Bericht 
nicht innerhalb von drei Monaten nach dieser Notifikation vorgelegt wird. Der Ausschuss 
fordert den betreffenden Vertragsstaat auf, bei dieser Prüfung mitzuwirken. Falls der 
Vertragsstaat daraufhin den Bericht vorlegt, findet Absatz 1 Anwendung.

(3) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt die Berichte allen Vertragsstaaten zur 
Verfügung.

(4) Die Vertragsstaaten sorgen für eine weite Verbreitung ihrer Berichte im eigenen Land und 
erleichtern den Zugang zu den Vorschlägen und allgemeinen Empfehlungen zu diesen 
Berichten.
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(5) Der Ausschuss übermittelt, wenn er dies für angebracht hält, den Sonderorganisationen, 
Fonds und Programmen der Vereinten Nationen und anderen zuständigen Stellen Berichte 
der Vertragsstaaten, damit ein darin enthaltenes Ersuchen um fachliche Beratung oder 
Unterstützung oder ein darin enthaltener Hinweis, dass ein diesbezügliches Bedürfnis 
besteht, aufgegriffen werden kann; etwaige Bemerkungen und Empfehlungen des Aus
schusses zu diesen Ersuchen oder Hinweisen werden beigefügt.

Artikel 37 Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten und dem Ausschuss

(1) Jeder Vertragsstaat arbeitet mit dem Ausschuss zusammen und ist seinen Mitgliedern bei 
der Erfüllung ihres Mandats behilflich.

(2) In seinen Beziehungen zu den Vertragsstaaten prüft der Ausschuss gebührend Möglich
keiten zur Stärkung der einzelstaatlichen Fähigkeiten zur Durchführung dieses Überein
kommens, einschließlich durch internationale Zusammenarbeit.

Artikel 38 Beziehungen des Ausschusses zu anderen Organen

Um die wirksame Durchführung dieses Übereinkommens und die internationale Zusammen-
arbeit auf dem von dem Übereinkommen erfassten Gebiet zu fördern,

a)	 haben die Sonderorganisationen und andere Organe der Vereinten Nationen das Recht, 
bei der Erörterung der Durchführung derjenigen Bestimmungen des Übereinkommens, 
die in ihren Aufgabenbereich fallen, vertreten zu sein. Der Ausschuss kann, wenn er dies 
für angebracht hält, Sonderorganisationen und andere zuständige Stellen einladen, 
sachkundige Stellungnahmen zur Durchführung des Übereinkommens auf Gebieten 
abzugeben, die in ihren jeweiligen Aufgabenbereich fallen. Der Ausschuss kann Sonder
organisationen und andere Organe der Vereinten Nationen einladen, ihm Berichte über 
die Durchführung des Übereinkommens auf den Gebieten vorzulegen, die in ihren 
Tätigkeitsbereich fallen;

b)	 konsultiert der Ausschuss bei der Wahrnehmung seines Mandats, soweit angebracht, 
andere einschlägige Organe, die durch internationale Menschenrechtsverträge geschaffen 
wurden, mit dem Ziel, die Kohärenz ihrer jeweiligen Berichterstattungsleitlinien, 
Vorschläge und allgemeinen Empfehlungen zu gewährleisten sowie Doppelungen und 
Überschneidungen bei der Durchführung ihrer Aufgaben zu vermeiden.

Artikel 39 Bericht des Ausschusses

Der Ausschuss berichtet der Generalversammlung und dem Wirtschafts- und Sozialrat alle 
zwei Jahre über seine Tätigkeit und kann aufgrund der Prüfung der von den Vertragsstaaten 
eingegangenen Berichte und Auskünfte Vorschläge machen und allgemeine Empfehlungen 
abgeben. Diese werden zusammen mit etwaigen Stellungnahmen der Vertragsstaaten in den 
Ausschussbericht aufgenommen.



VN-Konvention  |   Artikel 40

668

Artikel 40 Konferenz der Vertragsstaaten

(1) Die Vertragsstaaten treten regelmäßig in einer Konferenz der Vertragsstaaten zusammen, 
um jede Angelegenheit im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Übereinkommens 
zu behandeln.

(2) Die Konferenz der Vertragsstaaten wird vom Generalsekretär der Vereinten Nationen 
spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens einberufen. Die 
folgenden Treffen werden vom Generalsekretär alle zwei Jahre oder auf Beschluss der 
Konferenz der Vertragsstaaten einberufen.

Artikel 41 Verwahrer5

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist Verwahrer6 dieses Übereinkommens.

Artikel 42 Unterzeichnung

Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten und für Organisationen der regionalen 
Integration ab dem 30. März 2007 am Sitz der Vereinten Nationen in New York zur Unter-
zeichnung auf.

Artikel 43 Zustimmung, gebunden zu sein

Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation durch die Unterzeichnerstaaten und der 
förmlichen Bestätigung durch die unterzeichnenden Organisationen der regionalen 
Integration. Es steht allen Staaten oder Organisationen der regionalen Integration, die das 
Übereinkommen nicht unterzeichnet haben, zum Beitritt offen.

Artikel 44 Organisationen der regionalen Integration

(1) Der Ausdruck „Organisation der regionalen Integration“ bezeichnet eine von souveränen 
Staaten einer bestimmten Region gebildete Organisation, der ihre Mitgliedstaaten die 
Zuständigkeit für von diesem Übereinkommen erfasste Angelegenheiten übertragen haben. 
In ihren Urkunden der förmlichen Bestätigung oder Beitrittsurkunden erklären diese 
Organisationen den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf die durch dieses Überein-
kommen erfassten Angelegenheiten. Danach teilen sie dem Verwahrer7 jede erhebliche 
Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

(2) Bezugnahmen auf „Vertragsstaaten“ in diesem Übereinkommen finden auf solche 
Organisationen im Rahmen ihrer Zuständigkeit Anwendung.

5	 Österreich, Schweiz: Depositar
6	 Österreich, Schweiz: Depositar
7	 Österreich, Schweiz: Depositar
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(3) Für die Zwecke des Artikels 45 Absatz 1 und des Artikels 47 Absätze 2 und 3 wird eine von 
einer Organisation der regionalen Integration hinterlegte Urkunde nicht mitgezählt.

(4) Organisationen der regionalen Integration können in Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit 
ihr Stimmrecht in der Konferenz der Vertragsstaaten mit der Anzahl von Stimmen ausüben, 
die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsparteien dieses Übereinkommens 
sind. Diese Organisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn einer ihrer Mitgliedstaaten 
sein Stimmrecht ausübt, und umgekehrt.

Artikel 45 Inkrafttreten

(1) Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

(2) Für jeden Staat und jede Organisation der regionalen Integration, der beziehungsweise die 
dieses Übereinkommen nach Hinterlegung der zwanzigsten entsprechenden Urkunde 
ratifiziert, förmlich bestätigt oder ihm beitritt, tritt das Übereinkommen am dreißigsten Tag 
nach Hinterlegung der eigenen Urkunde in Kraft.

Artikel 46 Vorbehalte

(1) Vorbehalte, die mit Ziel und Zweck dieses Übereinkommens unvereinbar sind, sind nicht 
zulässig.

(2) Vorbehalte können jederzeit zurückgenommen werden.

Artikel 47 Änderungen

(1) Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Übereinkommens vorschlagen und beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretär übermittelt jeden 
Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm zu notifizieren, ob sie 
eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Entscheidung über den Vorschlag 
befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermittlung 
wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der General
sekretär die Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede 
Änderung, die von einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden und abstimmenden 
Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretär der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen zur Genehmigung und danach allen Vertragsstaaten zur Annahme 
vorgelegt.

(2) Eine nach Absatz 1 beschlossene und genehmigte Änderung tritt am dreißigsten Tag nach 
dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei Drittel 
der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Änderung 
erreicht. Danach tritt die Änderung für jeden Vertragsstaat am dreißigsten Tag nach Hinter
legung seiner eigenen Annahmeurkunde in Kraft. Eine Änderung ist nur für die Vertrags
staaten, die sie angenommen haben, verbindlich.
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(3) Wenn die Konferenz der Vertragsstaaten dies im Konsens beschließt, tritt eine nach 
Absatz 1 beschlossene und genehmigte Änderung, die ausschließlich die Artikel 34, 38, 39 und 
40 betrifft, für alle Vertragsstaaten am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem 
die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten 
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Änderung erreicht.

Artikel 48 Kündigung

Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine an den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein 
Jahr nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.

Artikel 49 Zugängliches Format

Der Wortlaut dieses Übereinkommens wird in zugänglichen Formaten zur Verfügung gestellt.

Artikel 50 Verbindliche Wortlaute

Der arabische, der chinesische, der englische, der französische, der russische und der 
spanische Wortlaut dieses Übereinkommens sind gleichermaßen verbindlich.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, von ihren Regierungen hierzu gehörig 
befugten Bevollmächtigten dieses Übereinkommen unterschrieben.

	 Tipp: 
Die VN-Konvention in deutscher, englischer, französischer und leichter 
deutscher Sprache mit dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen können Sie im 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestellen unter der Bestell-
nummer A 729.

	 Tipp:
Eine Version in deutscher Gebärdensprache auf DVD und weiterer Sprach-
versionen können Sie im BMAS bestellen unter der Bestellnummer D 729.
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Einkommenssteuergesetz EStG 

§ 33 Außergewöhnliche Belastungen

(1) Erwachsen einem Steuerpflichtigen zwangsläufig größere Aufwendungen als der über
wiegenden Mehrzahl der Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhältnisse, gleicher 
Vermögensverhältnisse und gleichen Familienstands (außergewöhnliche Belastung), so wird 
auf Antrag die Einkommensteuer dadurch ermäßigt, dass der Teil der Aufwendungen, der die 
dem Steuerpflichtigen zumutbare Belastung (Absatz 3) übersteigt, vom Gesamtbetrag der 
Einkünfte abgezogen wird.

(2) Aufwendungen erwachsen dem Steuerpflichtigen zwangsläufig, wenn er sich ihnen aus 
rechtlichen, tatsächlichen oder sittlichen Gründen nicht entziehen kann und soweit die 
Aufwendungen den Umständen nach notwendig sind und einen angemessenen Betrag nicht 
übersteigen. Aufwendungen, die zu den Betriebsausgaben, Werbungskosten oder Sonderaus-
gaben gehören, bleiben dabei außer Betracht; das gilt für Aufwendungen im Sinne des  
§ 10 Absatz 1 Nummer 7 und 9 nur insoweit, als sie als Sonderausgaben abgezogen werden 
können. Aufwendungen, die durch Diätverpflegung entstehen, können nicht als außer
gewöhnliche Belastung berücksichtigt werden. Aufwendungen für die Führung eines 
Rechtsstreits (Prozesskosten) sind vom Abzug ausgeschlossen, es sei denn, es handelt sich um 
Aufwendungen ohne die der Steuerpflichtige Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu 
verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr 
befriedigen zu können.

(3) Die zumutbare Belastung beträgt

bei einem 
Gesamtbetrag 
der Einkünfte

bis 15.340 Euro über 15.340 Euro 
bis 51.130 Euro über 51.130 Euro

1.	 bei Steuerpflichtigen, die 
keine Kinder haben und bei 
denen die Einkommensteuer

a)	 nach § 32a Absatz 1 5 6 7

b)	 nach § 32a Absatz 5 oder 
6 (Splitting-Verfahren) 
zu berechnen ist

4 5 6

2.	 bei Steuerpflichtigen mit

a)	 einem Kind oder zwei 
Kindern

2 3 4

b)	 drei oder mehr Kindern 1 1 2

Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte
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§ 33b Pauschbeträge für behinderte Menschen, Hinterbliebene und Pflegepersonen

(1) Wegen der Aufwendungen für die Hilfe bei den gewöhnlichen und regelmäßig wieder
kehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens, für die Pflege sowie für einen erhöhten 
Wäschebedarf können behinderte Menschen unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 
anstelle einer Steuerermäßigung nach § 33 einen Pauschbetrag nach Absatz 3 geltend machen 
(Behinderten-Pauschbetrag). Das Wahlrecht kann für die genannten Aufwendungen im 
jeweiligen Veranlagungszeitraum nur einheitlich ausgeübt werden.

(2) Die Pauschbeträge erhalten 

1.	 behinderte Menschen, deren Grad der Behinderung auf mindestens 50 festgestellt ist;

2.	 behinderte Menschen, deren Grad der Behinderung auf weniger als 50, aber mindestens 
auf 25 festgestellt ist, wenn 

a)	 dem behinderten Menschen wegen seiner Behinderung nach gesetzlichen Vor
schriften Renten oder andere laufende Bezüge zustehen, und zwar auch dann,  
wenn das Recht auf die Bezüge ruht oder der Anspruch auf die Bezüge durch  
Zahlung eines Kapitals abgefunden worden ist, oder

b)	 die Behinderung zu einer dauernden Einbuße der körperlichen Beweglichkeit  
geführt hat oder auf einer typischen Berufskrankheit beruht.

(3) Die Höhe des Pauschbetrags richtet sich nach dem dauernden Grad der Behinderung. Als 
Pauschbeträge werden gewährt bei einem Grad der Behinderung

von 25 und 30 310 Euro
von 35 und 40 430 Euro
von 45 und 50 570 Euro
von 55 und 60 720 Euro
von 65 und 70 890 Euro
von 75 und 80 1.060 Euro
von 85 und 90 1.230 Euro

von 95 und 100 1.420 Euro

Für behinderte Menschen, die hilflos im Sinne des Absatzes 6 sind, und für Blinde erhöht sich 
der Pauschbetrag auf 3 700 Euro.

(4) Personen, denen laufende Hinterbliebenenbezüge bewilligt worden sind, erhalten auf 
Antrag einen Pauschbetrag von 370 Euro (Hinterbliebenen-Pauschbetrag), wenn die Hinter-
bliebenenbezüge geleistet werden 

1.	 nach dem Bundesversorgungsgesetz oder einem anderen Gesetz, das die Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes über Hinterbliebenenbezüge für entsprechend anwendbar 
erklärt, oder

2.	 nach den Vorschriften über die gesetzliche Unfallversicherung oder
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3.	 nach den beamtenrechtlichen Vorschriften an Hinterbliebene eines an den Folgen eines 
Dienstunfalls verstorbenen Beamten oder

4.	 nach den Vorschriften des Bundesentschädigungsgesetzes über die Entschädigung für 
Schäden an Leben, Körper oder Gesundheit.

Der Pauschbetrag wird auch dann gewährt, wenn das Recht auf die Bezüge ruht oder der 
Anspruch auf die Bezüge durch Zahlung eines Kapitals abgefunden worden ist.

(5) Steht der Behinderten-Pauschbetrag oder der Hinterbliebenen-Pauschbetrag einem Kind 
zu, für das der Steuerpflichtige Anspruch auf einen Freibetrag nach § 32 Absatz 6 oder auf 
Kindergeld hat, so wird der Pauschbetrag auf Antrag auf den Steuerpflichtigen übertragen, 
wenn ihn das Kind nicht in Anspruch nimmt. Dabei ist der Pauschbetrag grundsätzlich auf 
beide Elternteile je zur Hälfte aufzuteilen, es sei denn, der Kinderfreibetrag wurde auf den 
anderen Elternteil übertragen. Auf gemeinsamen Antrag der Eltern ist eine andere Aufteilung 
möglich.4In diesen Fällen besteht für Aufwendungen, für die der Behinderten-Pauschbetrag 
gilt, kein Anspruch auf eine Steuerermäßigung nach § 33.

(6) Wegen der außergewöhnlichen Belastungen, die einem Steuerpflichtigen durch die Pflege 
einer Person erwachsen, die nicht nur vorübergehend hilflos ist, kann er anstelle einer 
Steuerermäßigung nach § 33 einen Pauschbetrag von 924 Euro im Kalenderjahr geltend 
machen (Pflege-Pauschbetrag), wenn er dafür keine Einnahmen erhält. Zu diesen Einnahmen 
zählt unabhängig von der Verwendung nicht das von den Eltern eines behinderten Kindes für 
dieses Kind empfangene Pflegegeld. Hilflos im Sinne des Satzes 1 ist eine Person, wenn sie für 
eine Reihe von häufig und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen zur Sicherung ihrer 
persönlichen Existenz im Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd bedarf. Diese 
Voraussetzungen sind auch erfüllt, wenn die Hilfe in Form einer Überwachung oder einer 
Anleitung zu den in Satz 3 genannten Verrichtungen erforderlich ist oder wenn die Hilfe zwar 
nicht dauernd geleistet werden muss, jedoch eine ständige Bereitschaft zur Hilfeleistung 
erforderlich ist. Voraussetzung ist, dass der Steuerpflichtige die Pflege entweder in seiner 
Wohnung oder in der Wohnung des Pflegebedürftigen persönlich durchführt und diese 
Wohnung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf 
den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum anzuwenden ist. Wird ein 
Pflegebedürftiger von mehreren Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum gepflegt, wird 
der Pauschbetrag nach der Zahl der Pflegepersonen, bei denen die Voraussetzungen der Sätze 
1 bis 5 vorliegen, geteilt.

(7) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zu bestimmen, wie nachzuweisen ist, dass die Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme der Pauschbeträge vorliegen.
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Verordnung zur Durchführung des § 1 Abs. 1 und 3, des § 30 Abs. 1 
und des § 35 Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes (Versorgungs-
medizin-Verordnung - VersMedV) VersMedV

Versorgungsmedizin-Verordnung vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2412)
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 11. Oktober 2012 
(BGBl. I S. 2122) 

Die Versorgungsmedizin-Verordnung mit den Versorgungsmedizinischen 
Grundsätzen

	 Internet:
Weitere Informationen incl. dem aktuellen Einlegeblatt zur Broschüre 
Versorgungsmedizin-Verordnung und die entsprechenden Änderungsver-
ordnungen zur Versorgungsmedizin-Verordnung finden Sie im Internet 
unter: http://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/inhalt.html, 
bitte hier den Suchbegriff K710 eingeben.
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Verordnung über die Erfassung und Übermittlung von Daten  
für die Träger der Sozialversicherung (Datenerfassungs- und  
-übermittlungsverordnung - DEÜV)

§ 1 Grundsatz

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für die Meldungen auf Grund des § 28a des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch, des § 200 Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, der §§ 190 bis 
194 und 281c des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und des § 27 Abs. 2 des Zweiten Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte sowie für den Beitragsnachweis nach § 28f  
Abs. 3 Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Die Meldungen und Beitragsnachweise für 
die jeweils beteiligten Träger der Sozialversicherung sind gemeinsam zu erstatten.

§ 2 Meldepflichtige

Meldungen sind zu erstatten von

1.	 dem Arbeitgeber,

2.	 Personen, die wie ein Arbeitgeber Beiträge auf Grund gesetzlicher Vorschriften zahlen,

3.	 (weggefallen) 

4.	 dem Bundesministerium der Verteidigung oder den von ihm bestimmten Stellen und 
dem Bundesamt für den Zivildienst,

5.	 den Leistungsträgern.

§ 5 Allgemeine Vorschriften

(1) Meldungen sind nach den Verhältnissen des Zeitpunktes zu erstatten, auf den sich die 
Meldung bezieht. Dies gilt insbesondere bei Änderung des Namens, der Staatsangehörigkeit 
oder der Anschrift eines Beschäftigten.

(2) Meldungen können zusammen erstattet werden, soweit diese Verordnung es zulässt.

(3) Meldungen über Zeiträume, die sich über das Ende eines Kalenderjahres hinaus erstrecken, 
sind getrennt für jedes Kalenderjahr zu erstatten. Für gemeldete Zeiträume dürfen keine 
weiteren Meldungen erstattet werden, soweit diese Verordnung nichts anderes zulässt.

(4) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt ist in vollen Beträgen zu melden. Beträge nach dem 
Komma von mehr als 49 sind nach oben, von weniger als 50 nach unten auf den nächsten 
vollen Betrag zu runden.

(5) Wurde die für eine Meldung notwendige Betriebsnummer einem Betrieb noch nicht 
zugeteilt, hat der Arbeitgeber diese Betriebsnummer für den Betrieb des Beschäftigungsortes 
bei der zuständigen Stelle der Bundesagentur für Arbeit zu beantragen; spätere Änderungen 
der Betriebsdaten sind vom Arbeitgeber dieser Stelle unverzüglich zu melden.

(6) Alle persönlichen Angaben für Meldungen sind amtlichen Unterlagen, die Versicherungs-
nummer ist dem Sozialversicherungsausweis zu entnehmen.
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(7) Ist bei einer Anmeldung die Versicherungsnummer nicht bekannt, sind die für die Vergabe 
der Versicherungsnummer erforderlichen Angaben, insbesondere der vollständige Name, der 
Geburtsname, das Geburtsdatum, der Geburtsort, das Geschlecht, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift aufzunehmen.

(8) Bei erstmaliger Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschäftigung im Geltungs
bereich dieser Verordnung durch einen Angehörigen eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder eines Staates, für den das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum gilt, sind außerdem das Geburtsland sowie die Versicherungsnummer des 
Landes der Staatsangehörigkeit einzutragen.

(9) Der Meldepflichtige hat eine Mehrfachbeschäftigung zu melden.

(10) Meldungen, die Angaben über Arbeitsentgelt enthalten, sind gesondert zu kennzeichnen, 
wenn der zu meldende Zeitraum Arbeitsentgelt nach den Vorschriften der Gleitzone (§ 20 
Abs. 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) enthält.

(11) Die Meldungen müssen die Betriebsnummer der Krankenkasse des Beschäftigten 
enthalten.

(12) Der Zugang eines Antrages beim Arbeitgeber auf Verzicht auf die Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 6 Absatz 1b des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch durch einen geringfügig Beschäftigten ist gesondert zu kennzeichnen und zu melden; 
die Meldung kann auch in Verbindung mit einer anderen zum gleichen Zeitpunkt zu 
erstattenden Meldung erfolgen.

§ 6 Anmeldung

Der Beginn einer versicherungspflichtigen Beschäftigung ist mit der ersten folgenden 
Lohn- und Gehaltsabrechnung, spätestens innerhalb von sechs Wochen nach ihrem Beginn, 
zu melden.

§ 8 Abmeldung

(1) Das Ende einer versicherungspflichtigen Beschäftigung ist mit der nächsten folgenden 
Lohn- und Gehaltsabrechnung, spätestens innerhalb von sechs Wochen nach ihrem Ende, zu 
melden.

(2) Eine An- und eine Abmeldung können innerhalb der Frist des § 6 zusammen erstattet 
werden, wenn bis zur Abmeldung noch keine Anmeldung erfolgt ist.

(3) Bei einer in § 28a Abs. 1 Nr. 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch bezeichneten Ände-
rung des Arbeitsentgelts sind eine Ab- und eine Anmeldung innerhalb der Frist des § 6 
zusammen zu erstatten.
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§ 10 Jahresmeldung

(1) Eine Jahresmeldung ist für jeden am 31. Dezember eines Jahres versicherungspflichtig 
Beschäftigten mit der ersten folgenden Lohn- und Gehaltsabrechnung, spätestens bis zum  
15. Februar des folgenden Jahres, zu erstatten. Die Jahresmeldung entfällt, wenn zum  
31. Dezember eine Meldung nach §§ 8, 9 oder § 12 zu erstatten ist.

(2) Arbeitsentgelt ist nur insoweit zu melden, als es nicht schon gemeldet wurde.

§ 13 Meldungen für geringfügig Beschäftigte

Für die Meldungen einer geringfügigen Beschäftigung nach § 8 des Vierten Buches Sozial
gesetzbuch gelten § 5 Abs. 1 bis 7 und 9 und die §§ 6 und 8 bis 12 entsprechend.

§ 16 Grundsatz

Eine Meldung nach dem Zweiten Abschnitt erfolgt durch Datenübertragung. Es sind 
geeignete Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit nach  
dem jeweiligen Stand der Technik vorzusehen. Bei der Nutzung allgemein zugänglicher  
Netze sind Verschlüsselungsverfahren anzuwenden.

§ 25 Unterrichtung des Arbeitnehmers

(1) Der Arbeitgeber hat dem Beschäftigten mindestens einmal jährlich bis zum 30. April eines 
Jahres für alle im Vorjahr durch Datenübertragung erstatteten Meldungen eine maschinell 
erstellte Bescheinigung zu übergeben, die inhaltlich getrennt alle gemeldeten Daten ohne die 
Angaben für die gesetzliche Unfallversicherung wiedergeben muss. Bei Auflösung des Arbeits-
verhältnisses ist die Bescheinigung unverzüglich nach Abgabe der letzten Meldung auszu
stellen.

(2) Die Bescheinigung kann auf den üblichen Lohn- und Gehaltsabrechnungen erteilt werden. 
Der Arbeitgeber hat den Inhalt der Bescheinigung wie Lohnunterlagen zu behandeln und bis 
zum Ablauf des auf die letzte Prüfung nach § 28p des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
folgenden Kalenderjahres aufzubewahren.

§ 26 Beitragsnachweise

Der Beitragsnachweis nach § 28f Abs. 3 Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch ist 
rechtzeitig einzureichen. Die §§ 2, 3, 5 Abs. 1, §§ 14, 16 bis 23, 31 Abs. 1 und 3 bis 5, §§ 32, 33 
Abs. 1, 2 und 6, § 38 Abs. 1, 2 und 4 und § 40 Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend.
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